


von Uwe Kremer 
Jetzt geht's angeblich los - aber wo- 

hin? Wer macht mit? Und wo ist der 
Treffpunkt? Was die inhaltliche Seite 
angeht, habe ich mich weiter hinten im 
Heft gesondert um eine ,ausgewogenen 
Beurteilung des SPD-Regierungspro- 
gramrns bemüht. Wichtigstes Ergebnis: 
Vorrat für eine rot-grüne Wende ist 
doch in 2.T. beachtlicher Weise - wenn 
auch häufig gut versteckt - angelegt 

normaldenkenden Menschen nur als Zu- 
mutung verstanden werden kann. 

Kumim: Für die Möglichkeit eines 
demokratisch herbeigeführten Wechsels 
im allgemeinen, einer rot-grünen Wen- 
de im besonderen bedarf es offenbar ei- 
nes mentalen Befreiungsschlages, den 
"Sachsen-Anhalt' wohl leider doch 
noch nicht gebracht hat, bedarf es der 
schlichten Einsicht. daß die Durchset- 
zung des eigenen Programms und des 
zugehörigen politischen Wechsels wich- 
tiger ist als das Verhältnis zur PDS. 
Und dann kann es vielleicht doch noch 
losgehen! 

worden: mit dem Finanzieninesvor- - - - -  ~ , ~~ ~ ~ - - -  - -~ ~- 

behalt und der Fixierung auf die Interes- 
sen der Expomuirtschaft sind die Re- 
formblockaden allerdings gleich im Pro- 
gramm mit eingebaut worden. In gewis- SI)w 
ser Weise ist das Terrain für die erst 
noch ZU führenden Auseinandersetzun- tlnier n~ 
gen um die Ausgestaltung einer Re- 
formpolitik einigermaßen deutlich ahge- 
steckt worden. 

Größere Sorgen bereiten die politi- 
schen Konstellationennach dem 16. Ok- 
tober. Glaubt man den Verlautbarungen 
und im übrigen nicht an Wunder. dürfte 
es nämlich zu ,rot-grün" gar nicht erst 
kommen. Alleine wird es ja wohl für 
SPD und Grüne kaum reichen (es sei 
denn, die FDP fällt raus) - und eine von 
der PDS mehr oder weniger tolerierte 
Minderheite~egierung wird von beiden 
ausgeschlossen (so jüngst auch von Lud- 
ger Vollmer). Bliebe also abgesehen 
von der großen Koalition nur die .Am- 
pel" - mit Blick auf die Bremer Erfah- 
rungen eine höchst unappetitliche Vor- 
stellung, bei der man die Umbauele- 
mente des SPD-Programms - 2.9. das 
Arbeits- und Stniknirfördenmgesetz - 
schon mal getrost einrnonen k m .  

An dieser Stelle geht es mir nicht um 
die PDS als solche (siehe dazu mein 
letztes ,kurzumw), sondern darum. daß 
wir auf eine "blockierte Demokratie" 
zusteuern: Obwohl möglicherweise eine 
Mehrheit für einen politischen Wechsel 
existiert, wäre er nicht vollziehbar. weil 
man so tut, als würden die Mandate 
(und die Wähler) der PDS gar nicht exi- 
stieren. Da hilft auch das Gerede nicht 
weiter, man wolle die potentiellen Wäh- 
lerinnen und Wähler der PDS davon 
überzeugen. daß sie durch die Wahl die- 
ser Partei einen politischen Wechsel 
verhindern würden und sie daher doch 

Liebe Leserin, lieber Leser, 
dieses Heft der spw weist einen 

Schwerpunkt zum Thema "Solidarisch 
Umbauen!" auf, der etwa den doppelten 
Umfang üblicher Heftschwerpunkte hat. 
Wir halten die hier diskutierten Frage- 
stellungen und die Formuiiemng linker 
Positionen dazu für besonders entschei- 
dend für die politische Auseinanderset- 
zung und bieten diesen Schwerpunktteil 
mit einem eigenen Umschlag auch als 
Sonderheft für den Einsatz im Wahl- 
kampf und in der innerparteilichen Dis- 
kussion an. Die Preisstaffel ist folgen- 
dermaßen: Einzelheft DM 5,50, ab 5 
Hefte je DM 5,-, ab 10 Hefte je DM 
4.50, ab 20 Hefte je DM 4,-, ab 50 Hef- 
te je DM 3.50, ab ab 100 Hefte je DM 
3,-. Als Versandkostenanteil berechnen 
wir zzgl. DM 3,- je Bestellung. 
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von Karin Benz-Overhage, Wolfgang 
Jümier und Horst Peter, 180 Seiten. Es 
kann bei uns zum Preis von DM 25.- be- 
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Bei dem in Heft 78 abgedmckten 
Jahresregister 1992193 ist uns ein be- 
dauerlicher Fehler unterlaufen: Im Ver- 
zeichnis der besprochenen Bücher (auf 
S. 32) fehlen die Angaben für die Re- 
zension des Buches von Barbara Böttger 
(sie fmdet sich in Heft 63, S. 57). alle 
folgenden sind eine Zeile nach oben ge- 
rutscht. Die korrekten An~aben finden 

davon Abstand nehmen sollten: eine sich also jeweils eine  eile höher als der 
verkorkste Politikerlogik, die von einem Tirel des besprochenen Buches. 
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Scheck). wird der Bezug nicht vor Erhalt 
der 5. Ausgabe gekündigt. wandelt sich 
das Probeabo in ein reguläres Abonne- 
ment um. 
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Vorleistungen im eigenen Land. Sie er- 
klären allerdings nicht, wie dies heute. 
in einem multipolaren System, zu einer 
Abrüstungsdynamik führen soll. In je- 
dem Fall ist die Auflösung der Bundes- 
wehr ein eher langfristiges Ziel, das si- 
cherlich kaum in der kommenden Legis- 
laturperiode zur Debatte stehen wird. 
Die Einzelforderungen wiederum wären 
kein Hindernis für einen rot-grünen 
Konsens: ein atomwaffenfreies Europa 
oder der Stopp aller militärischen Groß- 
projekte wie Jäger 90lEurofighter 2000 
wird von beiden Parteien unterstützt. 

Auch hinsichtlich der Europapolitik 
gibt es zwischen den roten und bündnis- 
grünen Positionen keine unüberwindba- 
ren Unterschiede. Beide Oppositionspar- 
teien lehnen eine Wohlstandsfestung ab. 
Strinig dürfte jedoch die Ausgestaltung 
eines Standortes Europa sein. Im Hin- 
blick auf die Europäische Union spre- 
chen beide Parteien von einem .Drei- 
klang der Reformen" - wo nicht mit die- 
sen Worten, so zumindest in der Sub- 
stanz. Gemeint sind jeweils die gesamt- 
europäische Öffnung, eine strukturelle 
Demokratisiemng sowie ein öko-sozia- 
ler Umhau der Gemeinschaftspolitii. 

Rot-grün oder Barbarei? - 
Ein Fazit 

Jenseits der aktuellen Wahltaktiien 
existieren zwei mehr oder minder aus- 
formulierte Denkrichtungen über die 
künftige Rolle Deutschlands in der 
Welt. Beide greifen auf unterschiedliche 
Aspekte der Wirtschaftslage zurück: 
CDU und CSU wollen die nordwestli- 
che Vormachtstellung bewahren und die 
Bedeutung Deutschlands innerhalb der 
G7-Gmppe aufwerten. Die wesentli- 
chen Mittel hierzu sind die Wirtschafts- 
und Wähmngsunion sowie eine techno- 
logische Führungsposition. 

Demgegenüber greift die größte 
Oppositionspartei seit einigen Jahren 
solche ~ ra~es t e l lun~en  auf, die sich auf 
die mirtel- und langfristige Perspektive 
der gegenwärtigen Ökonomie beziehen. 
Sie entwickelte programmatische Eck- 
punkte eines öko-sozialen Reformis- 
mus. der die Außenpolitik Bonns mo- 
dernisieren könnte. Zugleich ist die 
SPD jedoch bestrebt. sich als verant- 
wornmgsbewußte Partei der Mitte 
darzustellen. Sie beugt sich daher in der 
Tagespolitik dem konservativen Trend, 

indem sie Eckpunkte der CDUICSU- 
Politik übernimmt und von einer g m d -  
legenden Überarbeitung der deutschen 
Außenpolitik absieht. Mit ihrem ambi- 
valenten Konzept begeben sich die Sozi- 
aldemokratlnnen ihrer Chance, Mehr- 
heiten für ein neues Reformpaket zu ge- 
winnen. .Wollen sie lediglich Helmut 
Kohl loswerden, oder wollen sie 
mehr?', fragte Gunter Hofmann in der 
Zeit vom 22. April 1994 zurecht. 

Mit der Partei Bündnis %/Die Grü- 
nen hätte die SPD einen möglichen Ko- 
alitionspartner - vorausgesetzt, die 
Wahiergebnisse lassen dies zu und die 
grünen Maximalistlnnen setzen sich 
nicht durch. In dieser Perspektive gilt es 
für Rote und Grüne gleichermaßen, 
pragmatische Durchsetzungsperspekti- 
ven einer bundesdeuuchen AuRenpolitik 
zu entwickeln, die Strukturen verändert 
-wie 2.9. in der Verteidigungsplanung - 
und die sich auf gleichgerichtete In- 
teressen von Partnerstaaten stützt. Die 
gesellschaftliche Umsetzung dieses 
Vorhabens dürfte die Kräfte einer SPD- 
Grünen Bundesregierung absorbieren. 
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lust demokratischer Freiheiten durch ei- 
nen technokratischen Industrialismus. 
Die KritikerInnen der etablierten Politik 
orientierten sich an den Idealen der 
Gewaltfreiheit und der Basisdemokra- 
tie. Die regierungsamtliche Außenpoli- 
tik sollte nicht nur verändert sondern 
durch vernetzte Gesellschaften über- 
wunden werden. 

Ähnlich wie viele Sozialdemokratin- 
nen sahen die meisten Westgrünen die 
Vereinigung Deutschlands skeptisch, 
auch wenn ihre ostdeutschen KollegIn- 
nen in den DDR-Bürgerrechtsgmppen 
zu den Initiatorlnnen der Revolution ge- 
hörten. Einen wieder auflebenden Na- 
rionalismus, zumal in Deutschland, 
mußten sie als Gefahr sehen. da eine 
neue deutsche Machtpolitik ihr Projekt 
einer multikulturellen Zivilgesellschaft 
gefährden würde. Vor wie nach 1989 
fordern Die Grünen nicht nur die E i e -  
gung gewaltförmiger Koniiiie oder den 
Aushau von Mechanismen zur Streit- 
schlichtung. Vielmehr steht für sie die 
grundlegendere Frage des Abbaus 
struktureller Macht im Mittelpunkt. Ihr 
Ziel bleibt die Internationalisierung und 
Zivilisierung der Gesellschaften sowie 
die Überwindung eines machtbesesse- 
nen Etatismus. 

E i  Grundpfeiler bündnisgrüner Au- 
h p o l i t i k  ist der unzweideutige Ver- 
zicht auf nationalstaatliche Lösungen . 
Sicherheit - oder besser: Frieden - läßt 
sich nur durch Zusammenarbeit und 
transnationale Verflechtung herstellen. 
Insofern vertreten die meisten Bündnis- 
grünen einen erweiterten Sicherheitsbe- 
griff, ähnlich dem von Sozialdemokra- 
tlnnen, Liberalen und Konservativen. 
Allerdings wenden sie sich gegen eine 
einseitig-egoistische Auffassung, die 
politische und soziale Herausfordemn- 
gen auf militärische Risiken verkürzt. 
An die Stelle der traditionellen Außen- 
politik wollen sie eine deutsche Politik 
im internationalen Interesse setzen. Die 
Bezugspunkte bündnisgrüner Politik 
sind weder einzelne Nationen noch der 
Standort Europa, sondern die Weltge- 
meinschaft. 

Der Uni~eISalitäLSanspni~h der Men- 
schenrechte sei zu einem Grundwert 
dieser internationalen Gemeinschaft ge- 
worden, heißt es in bündnisgrünen Pro- 
grammen. Dabei orientiert sich diese 
Partei an einer umfassenden Defuiition 
der bürgerlichen, politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte. Diese programmatischen Aus- 
führungen können jedoch allenfalls nor- 

mativ, nicht als analytische Aussage ge- 
meint sein. da sie die tatsächliche Plura- 
lität ethnischer, sozialer und religiöser 
Kulturen vernachlässigen. Jenseits all- 
gemeiner Menschenrechtsdeklarationen 
ist zu bezweifeln, inwiefern die meisten 
Gesellschaften der Erde bereit sind, um- 
fassende Individualrechte 2.B. von 
Frauen oder politische Oppositions- 
rechte tatsächlich zu garantieren. 

Eine wertegestützte Weltgemein- 
schaft existiert gegenwärtig nicht. So 
kontrastiert der Totalitätsansp~ch der 
vorrangig von den Industrieländern de- 
finierten Menschenrechte mit der feh- 
lenden Beschreibung einer Durchset- 
zungsstrategie. Auch in dieser Hinsicht 
gibt es deutliche Affuiitäten zwischen 
dem Berliner SPD-Programm und 
bündnisgrünen Überlegungen. Für letz- 
tere sind jedoch die Vereinten Nationen 
das zentrale politische Instmment einer 
neuen internationalen Politik. Die Ent- 

scheidungs- und kgitimationsstmk- 
turen der Weltorganisation müßten ver- 
ändert werden, damit eine machtpoliti- 
sche Instmmentalisierung ausgeschlos- 
sen wird. Bündnis %/Die Grünen leh- 
nen jegliche Sonderrechte für einzelne 
Staaten und auch einen deutschen Sitz 
im Sicherheitsrat ab. Traditionelle Blau- 
helmeinsätze werden befürwortet und an 
restriktive Bedingungen geknüpft. Bei 
innerstaatlichen Konflikten soll die 
UNO nicht Partei ergreifen. E i  Macht- 
monopol würden die Vereinten Natio- 
nen allenfalls nach ihrer grundlegenden 
Reform erhalten. Bis dahin bleiben sie 
von den Einzelstaaten abhängig, sind 
folglich als Instmment zur Durchset- 
zung von Menschenrechten von gerin- 
ger praktischer Wirkung. Eine Einmi- 
schung in die Menschemechtsverhält- 
nisse anderer Gesellschaften und Staa- 
tensoll ausschließlich gewaltfrei gesche- 
hen, d.h. maximal durch ein System 
von Boykottmaßnahmen plus winschaft- 
licher Anreize für eine Politikänderung. 

In Europa soll eine Friedensordnung 
entstehen. Für einen Teil der bündnis- 
grünen Partei wäre diese Ordnung iden- 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZI 

tisch mit sozialdemokratischen Überle- 
gungen für ein System kollektiver Si- 
cherheit (SKS). In beiden Fällen würde 
die KSZE das zentrale Fomm der euro- 
päischen Außen- und Sicherheitspolitik. 
Bündnis 9OIDie Grünen fordert aller- 
dings einen stmkturellen Umbau der 
KSZE in eine regionale nichimili- 
tärische Sicherheitsorganisation ein- 
schließlich eines weitergehenden Souve- 
ränitätsverzichts der beteiligten Staaten. 
Hierbei würde es sich nicht um eine 
SKS, sondern um eine entmilitarisierte 
Zone handeln. Es bleibt jedoch unklar, 
mit welchen KSZE-Partnern ein grün 
inspiriertes Auswärtiges Amt diese Zie- 
le umsetzen könnte. 

In vielen Fragen der internationalen 
Politik sind die roten und grünen Ziel- 
formuliemngen kompatibel. Sie unter- 
scheiden sich zumeist in Fragen des in- 
stitutionellen Übergangs. Solche Diver- 
genzen betreffen u.a. die künftige Rolle 
der NATO. Immer wieder wird in den 
bündnisgrünen Papieren betont, daß die 
Atlantische Allianz strukturell ungeeig- 
net sei, die komplizierten zivilen Aufga- 
ben einer gesamteuropäischen Friedens- 
ordnung wahrzunehmen. Anders als die 
große Mehrheit der Sozialdemokratln- 
nen wird daher die NATO-Abschaffung 
gefordert. Wie relevant dieser Pro- 
grammunterschied jedoch in einer mög- 
lichen rot-grünen Regiemngspraxis tat- 
sächlich sein würde, ist zur Zeit nicht 
abzusehen. So gibt es innerhalb des 
bündnisgrünen Spektmms einen re'for- 
merischen Flügel, der von einem 
schrittweisen Übergang ausgeht. An- 
ders als in früheren Jahren wird auch im 
Wahlprogramm ausdrücklich davon 
ausgegangen, daß die Entmilitarisierung 
der Politik und der Aufbau ziviler 
Strukturen Prozesse sind. die parallel 
laufen müssen. E i e  Konzentration auf 
die gemeinsame Gestaltung der Über- 
gangsperiode wäre durchaus möglich 
und in der Logik der ieweiligen Pro- - - 
gramme. 

Für die SPD wie für Bündnis 901Die 
Grünen stellt die Abrüstung eine Grund- 
Voraussetzung ieder künftigen Friedens- 
ordnung dar.-~eide ~arteien lehnen eine 
deutsche Beteiligung an Interventionen 
außerhalb des NATO-Gebietes ab. Un- 
terschiede ergeben sich insofern, als die 
Biindnisgrünen auf eine Bundesrepublik 
ohne Armee bzw. ohne irgendwelche 
Zwangsdienste zielen. Auch nach dem 
Ende des Ost-West-Gegensatzes stehen 
sie für eine Strategie der einseitigen 
friedens- und abrüstungspolitischen 
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SPD auf Schar~ina- 
Rezension zu ,RudoIf Scharping, die 
SPD und die Machtu von T h o m  Leif 
und Joachim Raschke, Reinbek bei 
Hamburg 1994. 

as Buch ist ohne Zweifel ein D agnis! Denn wer will als Au- 
tor noch mit einem Werk in Ver- 

bindung gebracht werden, das am 17. 
Oktober 1994 nur noch die Geschichte 
des - in einem guten Jahrzehnt nunmehr 
vierten - gescheiterten sozialdemokrati- 
schen Kanzlerkandidaten nachzeichnet? 
Wer interessiert sich heute etwa noch 
für die Visionen und Strategien eines 
Oskar Lafontaine im Jahre 1990 oder ei- 
nes Björn Engholm - lang. ewig lang 
scheint es her zu sein - aus Anno '92, 
von Johannes Rau ganz zu schweigen. 
Ladenhüter, nichts als Ladenhüter! Da 
ist der Autor Helmut Schmidt mit sei- 
nem 1993 erschienenen Buch "Handeln 
für Deutschland - Wege aus der Krise' 
allemal interessanter. Und damit wären 
wir schon mitten im Thema, denn Leif 
und Raschke zeichnen in ihrem Buch 
den großen Bogen der Entwicklung der 
deutschen Sozialdemokratie vom hoff- 
nun~svollen, auf programmatische Er- 

Geigen-Virtuosen über Gesundheits- 
politik zu diskutieren" (56). Und man 
höre und staune: "Gelegentlich emp- 
fängt er auch Intellektuelle wie den Hi- 
storiker Fritz Stern oder den Civil-so- 
ciety-Papst Amitati Etzioni (Autor des 
Buches 'Active Society') in seiner 
Staatskanzlei. Doch solche Termine 
werden nicht medial vermarktet' (57). 
Nein, solche netten Details erfahren nur 
neugierige Buchautoren - alles zur rech- 
ten Zeit am rechten Platz. 

Die Versuche, herauszufiden. 
"welcher Mensch hinter dem Kanzler- 
kandidaten steckt" (so die Werbung des 
Econ-Verlags für das Buch .Der Pro- 
fi") bleiben zum Glück spärlich. Schar- 
ping wird vielmehr an seinen Taten ge- 
messen, aber auch an seinen Worten. So 
werden seine Reden - etwa auf dem 
Wiesbadener Parteitag 1993 - nicht da- 
nach bemessen, ob sie zünden. mitrei- 
ßen oder eiue Botschaft vermitteln. son- 
dern an ihrem Inhalt. E i e  selten gewor- 
dene Tugend! 

Scharping als historische 
Persönlichkeit 

neuemng zielenden ~ & n n  1982 bis hin Die Autoren präsentieren Scharping 
zur .Reduktions-Strategie' eines Kanz- als historische Persönlichkeit, d.h. als 
lerkandidaten Scharping nach, unter 
dem .die Partei Abschied nimmt von 
dem Versuch, sich aktiv und offensiv 
der überkomplex gewordenen Integrati- 
onsaufgabe zu stellen" (218). 

Nein, hier wurde kein Werk sozial- 
demokratischer Hausgeschichtsschrei- 
bung vorgelegt. hier werden keine 
liebenswerten Anekdoten zum Besten 
gegeben. noch wird der Kandidat den 
Wählerinneu und Wählern "näherge- 
bracht", wie es etwa der Bild-Journalist 
Rosenhmk versuchte (auch der Titel des 
jüngst von Hans Wallow u.a. herausge- 
geben Werks ,Der Profi" verspricht da 
nichts Gutes). So ganz entkamen die 
Autoren dennoch nicht der Versuchung, 
den kleinen Geheimnissen des vielleicht 
doch nicht so kreuzbraven Kandidaten 
auf die Spur zu kommen. So erfahren 
wir, dai? dieser unbemerkt .Ende Fe- 
bruar, an einem Samstag eben mal zu 
Nigel Kennedy jettete, um mit dem der 
Labour Party zugeneigten britischen 

Andreas Wehr, Bsrlin 

jemanden. dessen Handlungen eingebet- 
tet sind in eine spezifische historische 
Konstellation. Dazu wird über knapp 
vierzig Seiten sein bundesweit so gut 
wie unbeachtet gebliebener Weg in 
Rheinland-Pfalz vom politischen Lehr- 
ling Wilhelm Dröschers bis hin zum Mi- 
nisterpräsidenten nachgezeichnet. Das 
Interesse der Autoren liegt dabei auf der 
Analyse der spezifischen Bedingungen 
des sozialdemokratischen Erfolgs in 
Rheinland-Pfalz und auf der Untersu- 
chung der Frage. ob ein solcher Weg 
auch auf Bundesebene zum Erfolg füh- 
ren kann. Die Autoren sehen in seinem 
Vorgehen in Rheinland-Pfalz denn auch 
den Schlüssel für die Erklärung so man- 
cher zentraler Elemente seines politis- 
chen Handelns auch in Bonn. ,Keine 
entschlossene Reformpolitik. sondern 
eine solide Verwaltung des Landes hat 
er sich (in Rheiniand-Pfalz, A.W.) und 
seiner Mannschaft verordnet" (48). Die 
1991 zur Bildung der Landesregiemng 
geführten Verhandlungen mit den Grü- 
nen seien nur ,ScheinverhandlungeuU 

w n  Andreas Wehr* 

(45) gewesen, denn ,er regiert mit der 
FDP allemal lieber" (47). Sein politi- 
sches Denken ist geprägt von defensi- 
vem Vorgehen in einem traditionell ka- 
tholisch und konservativ geprägten 
Land. .Scharpings landespolitische 
Erfahrung heißt: einer abgewirtschafte- 
ten CDU die Mitte-Wahler und den Ko- 
alitionspartner FDP wegnehmen und 
beide durch eine effektive, konservativ 
geprägte Politik auch nach der Wahl an 
sich zu biindeu'(215f). Leif und Rasch- 
ke schrieben im Frühjahr 1994 noch: 
"Wieweit dieses Konzept einer 'Christ- 
demokratisierung der SPD' (Heinrich 
Geißler) vor und nach der Wahi auch 
auf Bundesebene trägt, wird dieses Jahr 
getestet" (216). Inzwischen weiß man: 
Es trägt nicht. 

Leif und Raschke erklären den f i i ~  
alle überraschenden Aufstieg des einst- 
mals immer erst Un zweiten Wahlgang 
gewählten Juso-Bundesvorstandsmit- 
glieds an die Parteispitze mit dem Ver- 
sagen der einstmals so gefeierten Enkel. 
"Frühes Ende der Enkel" ist denn auch 
das glänzend geschriebene Kapitel 
(152ff.) über die letzten sechs leidvollen 
Jahre sozialdemokratischer Personalpo- 
litik überschrieben, in denen ein Oskar 
Lafontaine allein zweimal den 
Parteivorsitz ausschlug. Allesamt seien 
sie in der "Medien-, Selbstver- 
wirklichungs- und Profilfalle" an sich 
selbst gescheitert. "Scharping" hinge- 
gen, .der als einziger der Enkel auf- 
grund der Geburtsurkunde zur APO-Ge- 
neration gehört, ist am wenigsten von 
ihr berührt. Er wirkt wie aus einer 
alterslosen Generation. von jenseits der 
Kulturrevolten, die in den Städten aus- 
gefochten wurden, bodenständig und 
vernünftig von Anfang an" (158). Das 
Resümee ist ernüchternd: "Scharping 
verfolgt von seinem ganzen Typus her 
Risikominderung. Das gilt auch für ris- 
kante rollenpolitische Gestaltungen als 
Spitzenpolitiker. Damit verringert er 
zwar die Fallhöhe, garantiert aber auch 
das Ausbleiben jeglichen politischen 
Höhenflugs" (168). Wenn die Autoren 
den Parteivorsitzenden demnach als 
.letztes Aufgebot" (205) bezeichnen, ist 
dies wohl eine harte. aber zutreffende 
Beschreibung. 

Leif und Raschke sind aber weit da- 
von entfernt, in eine Apologetik & la 
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schlagoption vmichten und insgesamt 
abrüsten. Mit Ausnahme dieser Forde- 
rungen fehlen jedoch die praktischen 
Schlußfolgerungen aus der genannten 
Einschätzung. zumal strukturelle Ein- 
schnitte kaum angesprochen werden: 
Muß die NATO erweitert oder aufgelöst 
werden? Wie kann sie gegebenenfalls 
eine eher politische Rolle einnehmen? 
Ist die multinationale Integration von 
T~ppenverhänden ein Schriit in Rich- 
tung Demilitarisierung oder h i  zur kol- 
lektiven interventionsfähigkeit? Wel- 
chen Beitrag kann die Atlantische Alli- 
anz zur Rüstungskontrolle bei den vaga- 
bundierenden Atomsprengköpfen lei- 
sten? Den programmatischen Ansprü- 
chen fehlt die handlungsleitende Unter- 
fünerung durch Zwischenschritte. 

Die Bundeswehr dürfe künftig keine 
Interventionsmee werden, d.h. sie soll 
stmkturell angriffsunfähig sein und auf 
eine Friedensstärke von etwa 300.000 
reduziert werden. Die Wehrpflicht wird 
von SozialdemokratInnen so lange wie 
möglich erhalten werden und Rüstungs- 
exporte sollen in Zukunft nur noch 
innerhalb der NATO möglich sein. Mit 
diesen klar formulierten Unterschieden 
widerspricht die SPD der verfassungs- 
widrigen Regiemngspraxis von CDUl 
CSU und FDP.'Eie sozialdemokratisch 
geführte Bundesregiemng müßte die 
von der Hardthöhe veröffentlichten 
Planungen stoppen. Das SPD-Pro- 
gramm bleibt diese Schlußfolgemng so- 
wie alle Hinweise schuldig, wie die 
Heeresstniktur einem neuen deutschen 
Rollenverständnis angepaßt werden 
könnte. 

Die europäische Konferenz für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit (KSZE) 
soll schrittweise zu einem System kol- 
lektiver Sicherheit ausgebaut werden - 
ein Vorhaben, das deutsche Konserva- 
tive seit den siebziger Jahren bekämpft 
haben. In einem solchen System wären 
die verbündeten Verteidiger in allen Si- 
tuationen stärker als jeder mögliche 
Aggressor. Zur Austarierung der inne- 
ren Machtstniknir,wie auch zum Schutz 
nach Außen wäre die KSZE dann u.a. 
auf mobile E' ieif tmppen angewiesen 
Wenn die Bataillone nicht für machtpo- 
litische Ambitionen mißbrauchbar sein 
sollen. m u t e  die SPD jedoch entspre- 
chende Mechanismen, wie 2.B. multi- 
nationale Korps oder eine Stationierung 
außerhalb des Herkunftslandes, vor- 
schlagen. Auch für die Übergangsphase 
bestehen erhebliche konzeptionelle Un- 
stimmigkeiten, dem noch ist unklar, in 

welcher Weise NATO und KSZE ver- 
koppelt werden sollen. 

Die Politik gegenüber den Vereinten 
Nationen ist letztlich ein weiteres Bei- 
spiel für die Ambivalenz sozialdemo- 
kratischer Politkplanung. Einerseits 
sollen die VN ein internationales Macht- 
monopol erhalten - was wohl nur als 
sehr langfristige Zielsetzung zu verste- 
hen ist. Andererseits werden die Schrit- 
te einer strukturellen Reform nicht im 
einzelnen dargestellt, so daß der Über- 
gang vom Recht des Stärkeren zur Stär- 
ke des Rechts unscharf bleibt. Über die 
Frage, wie ein Mißbrauch der UNO 
verhindert werden kann und wie ele- 
mentare Menschenrechte weltweit 
durchgesetzt werden könnten. darüber 
ist die SPD ebenso zerstritten wie die 
deutsche Linke insgesamt. Mit anderen 
Worten: Seit der Debatte über eine bun- 
desdeutsche Beteiligung an UNO-Blau- 

helmen ist offensichtlich, daß das Ver- 
hältnis zwischen dem ideal der Koniiii- 
Iösung und einer machtpolitischen 
Durchsetzungsstrategie (Konfliktbe- 
grenzung) unter den veränderten inter- 
nationalen Verhältnissen ungeklärt ist. 
Die realpolitischen Ansätze der Seehei- 
mer in der SPD-Fraktionsspitze und die 
antimilitaristische Haltunge vieler 
Vertreterlnneu des Frankfurter Kreises 
werden nicht verklammert; Der Erfolg 
der Ostpolitik wie auch der Gemeinsa- 
men Sicherheit basierte seinerzeit gera- 
de auf dieser gelungenen Integration ' 
von Reform und Realismus. 

"Manche, die Scharping lange ken- 
nen, sagen, er reagiere auf politischen 
Dmck", schrieb Günter Bannas am 20. 
April 1994 in der FAZ. Das eigentliche 
Problem liegt darin, daß der Kanzler- , 
kandidat gegenwärtig die rechte Hege- 
monie zur Konserviewng des Status- 
quo stärker spürt als eine politische 
Kraft für Veränderung. Dies gilt sowohl 

für die ehemals Eiflui3 nehmenden so- 
zialen Bewegungen wie auch für die 
hauseigene L i e .  Während das Funda- 
ment jeder Zivilgesellschaft, die obng- 
keitskritische Beteiligung der BUrgerIn- 
nen, zerfasert, konzentrieren sich viele 
L i e  auf eine Gtundsatzkritik der Ver- 
hältnisse: .Das Kapital zerstört 
Mensch, Gesellschaft und Natur" kon- 
statierte Horst Peter in der spw 1/94 zu- 
recht. .Voraussetzung dafür, daß sozia- 
le Kräfte auf Seiten der L i e n  neu ge- 
bündelt werden können" schreiben 
Möbbeck, Schulze und Westphal an 
gleicher Stelle. .ist die konzeptionelle 
Ausformulierung eines präventiv regu- 
lierenden globalen Umbau-Reformis- 
mus und die Gewinnung von sozialen 
TrägerInnen für ein solches Projekt". 
Dem ambitionierten Vorhaben fehlt je- 
doch eiue durchdachte Rollenzuweisung 
für den realexistierenden Staat BRD so- 
wie die nötigen Hinweise auf Ansätze 
neuer ~ündnisse zwischen sozialen 
Gmppen (oder gar Klassen?) in den Me- 
tropolen bzw. in den Peripherien. In 
den Vorstellungen vieler Parteiiiier 
klafft eine Lücke zwischen Anspmch 
und Wirklichkeit, die gegenwärtig nicht 
durch konkrete Reformvorschläge über- 
brückt wird. Solange solche Zwischen- 
ziele fehlen, die zu Kristallisations- 
punkten gesellschaftlicher Kontroversen 
werden, kann weder die innerparteiliche 
Linke noch die Sozialdemokratie insge- 
samt ihre Umbau-Ansprüche einlösen. 
In der Zwischenzeit dekoriert die SPD 
unter Führung ihres rechten Flügels be- 
stenfalls das konservative Standort- 
konzept mit ihren sozialpolitischen 
Forderungen. 

Bündnis SOIDie Grünen: 
Vom Ideal zum 
Pragmatismus 

.In keinem anderen Politikfeld ist 
die Lücke zwischen grüner Beschlußla- 
ge und den Erfordernissen der Realität 
so groß wie in der Außenpolitik", kon- 
statierte Achim Schmillen, Mitarbeiter 
der bündnisgrünen Bundestagsfraktion, 
vor der letzten Bundesversammlung sei- 
ner Partei. In den siebziger Jahren wa- 
ren die Grünen entstanden, weil eine 
Vielzahl sozialer Bewegungen der re- 
gierungsoffiziellen Realpolitik ein Ende 
bereiten wollten. Ihr Bedrohungsbild 
war geprägt von der Abschreckungspo- 
litik und Atomkriegsgefahr, von 
ökologischer Zerstömng und dem Ver- 
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Entscheidungsmonopols der Weltorga- 
nisation reduziert sich Bonns Politik am 
Hudson River inzwischen auf den vor 
allem von Konservativen geforderten 
Einzug in den Sicherheitsrat sowie auf 
die innenpolitische Propagiemng der 
deutschen Beteiligung an friedensschaf- 
fenden Kampfeinsätzen. Ohne eigen- 
ständiges Profil und ohne erkennbaren 
Einfluß auf die Formulierung deutscher 
Außenpolitik haben sich die Liberalen in 
das politische Abseits manövriert. 

Die SPD zwischen 
Reform- und 

Standortpolitik 
Während der gesamten siebziger 

Jahre verharrten die deutschen Konser- 
vativen in einer Fundamentalopposition 
gegenüber der sozial-liberalen Ostpoli- 
tik. Auch während Sozialdemokratlnnen 
das Konzept der Gemeinsamen Sicher- 
heit entwickelten, hielt die CDUlCSU 
an ihren überkommenen Paradigmen 
fest. Mit der für alle überraschenden 
Auflösung der DDR verlor die SPD je- 
doch ihren konzeptionellen Vorsprung. 
Das gemeinsame europäische Haus 
schien zwar zunächst in greifbarer 
Nähe, aber mit der Desintegration der 
post-kommunistischen Staaten verloren 
Sozialdemokratlnnen nun ihre östlichen 
Gegenparts. Gemeinsame Sicherheit 
wurde von vielen in der SPD nun nicht 
mehr als realpolitisches Projekt auf der 
Basis gegenseitiger Interessen verstan- 
den, sondern als globaler Anspruch, ge- 
waltformige Konflikte zu zivilisieren 
und grenzüberschreitende Probleme zu 
lösen. In der Folge des Berliner Pro- 
gramms wurde die Orientierung an 
Menschheitsinteressen zwar fortge- 
schrieben, aber das politisch-praktische 
Fundament war in eine Krise geraten. 

Die rapide Desintegration Osteuro- 
pas, Massenelend und Wandemngsbe- 
wegungen, ungebremstes Bevölkerungs- 
wachstum. gewaltsame Konflikte, Schä- 
digung des Biosystems und weltweite 
Aufrüstung waren die wesentlichen 
Stichworte der neuen sozialdemo- 
kratischen Bedrohungswahrnehrnung. 
Ein Rückfall in das internationale Sy- 
stem des 19. Jahrhunderts - mit seinen 
Sicherheitsdilemmata und der immanen- 
ten Tendenz zum Krieg - wurde abge- 
lehnt. Parteitagsbeschlüsse hrandmark- 
ten die Zersplinerung der Weltgesell- 
schaft in Nationalstaaten als Anachro- 
nismus. Statt dessen sollte eine neue 

Weltinnenpolitik etabliert werden, die 
sich v.a. für internationale Gerechtig- 
keit einsetzen würde. 

Allerdings wurde ein sachliches Pro- 
blem dieses Konzeptes übersehen: Au- 
ßer einer von ihr geführten Bundesre- 
gierung war die SPD nach 1989 kaum in 
der Lage, relevante Protagonisten für 
ihre ~eltinnenpolitik zu benennen. Auf- 
grund ihres politischen. wirtschaftlichen 
und militärischen Machtwtentials domi- 
nieren die nordwestlichen Industriestaa- 
ten mittelfristig die Weltpolitik; ein re- 
levantes Störpotential anderer Staaten- 
gruppen müssen sie vorerst nicht fürch- 
ten. Daher sind die "Standorte" USA, 
Japan und Westeuropa einerseits die 
mächtigsten Akteure bei der Durchset- 
m g  einer Weltordnung nach dem Ende 

.der Bipolarität. Andererseits sind sie 
machtpolitisch daran interessiert, solche 
Regelungsmechanismen einer polyzen- 
trischen Steuemng zu entwickeln, die 
die Kosten des Raubbaus an der Natur 
anderen aufbürden und regional auftre- 
tende Spannungen eindämmen. Alterna- 
tive Interessen innerhalb der Industrie- 
gesellschaften werden vorläufig mit der 
Hoffnung auf Arbeit und Wachstum ein- 
gebunden oder marginalisiert. 

Das Dilemma zwischen Sachanfor- 
demngen und machtpolitischen "Versu- 
chungen" bleibt in der SPD-Program- 
matik unberücksichtigt und ist daher der 
Ausgangspunkt für ihre Schwäche ge- 
genüber dem konsewativen Projekt der 
globalen Zweidrittelgesellschaft. Der 
Anspruch, ein gerechteres internationa- 
les System aufzubauen, bleibt erhalten. 
Handlungsrelevante Prioritätensetnui- 
gen werden aber kaum benannt, da dies 
2.B. Einbußen heim hiesigen Lebens- 
standard zur Folge hätte. Während die 
SPD z.B. eine Umstrukturiemng des 
Weltwirtschaftssystems fordert. strebt 
sie zugleich die Festigung - wenngleich 
nicht die Festung - Europas als Wirt- 
schaftsstandort an. Dieser konzeptio- 
nelle Dualismus wird nicht überbrückt, 
weil die internationalen Partner für ein 
Reformprojekt gegenwärtig fehlen. 

In der Tagespolitik folgt die Bonner 
SPD-Führung zumeist den Vorhaben 
der Bundesregiemng. Zum Beispiel Eu- 
ropäische Union: Die SPD stimmte den 
Maastrichter Verträgen ohne wesentli- 
che Vorbehalte zu, weil sie in der Inte- 
gration das entscheidende Mittel gegen 
eine Renationaiisiemng deutscher Poli- 
tik sieht. So zutreffend diese Einschat- 
zung auch sein mag, die führenden 
Sozialdemokratlnnen versäumten es, 

ausgehend von dieser Schwerpunktset- 
zung, weitergehende Vorschläge fiir 
eine innere Demokratisiemg der Ewo- 
päischen Union zu entwickeln. Ange- 
sichts des Widerstandes gegen s t ~ k t u -  
relle Veränderungen - 2.B. aus inndon 
- konzentrieren sie sich auf die Wirt- 
schafts- und Währungsintegration. An- 
ders als die Regierung halt die SPD 
zwar an der Idee der Vereinigten Staa- 
ten von Europa fest, betont aber zu- 
gleich, daß auch sie einen Brüsseler 
Zentralismus ablehnt (Stichwort: 
Subsidiarität). .Wir wollen ein Europa 
der Bürgerinnen und Bürger, das sich 
auf das Wesentliche konzentriert", heißt 
es im sozialdemokratischen Regierungs- 
Programm. Hierunter verstehen die 
VerfasserInnen v.a. die Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit, wirtschaft- 
liche Innovation, ökologische Moderni- 
sierung, die Gleichstellung von Mann 
und Frau. Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität sowie eine ge- 
meinsame Steuerung der Zuwanderung. 
Mit dieser unsortierten Liste möglicher 
Bedrohungen reagiert Scharpings Team 
auf widersprüchliche Stimmungslagen 
in der Bevölkemng, ohne ein eigenes 
konsistentes Konzept zu entwickeln. Die 
Vorbehalte werden rhetorisch aufgegrif- 
fen aber kaum in eine Handlungsper- 
spektive übertragen. 

Hinsichtlich der Kontroversen über 
eine Erweiterung undloder Vertiefung 
der Europäischen Union hane die SPD 
nach 1989 zunächst darauf gedrungen, 
daß die osteuropäischen Länder zügig 
aufgenommen werden sollten. Ange- 
sichts der gravierenden Probleme dort 
schwenkte sie allerdings um. Inzwi- 
schen fordert sie - ebenso wie die Bon- 
ner Regiemng - eine Annäherung der 
Reformstaaten an die Union. Am Ende 
eines solchen Prozesses könne dann die 
Aufnahme stehen. Scharping wider- 
spricht zwar den Tendenzen zur Milita- 
risiemng Europas, unterstützt jedoch 
2.B. die Kompetenzenueiterung der 
Westeuropäischen Union (WEU). Die 
von der SPD abgelehnte Fähigkeit zur 
kollektiven Projektion militärischer 
Macht wird so strukturell ermöglicht. 

Militärische Risikovorsorge sei nicht 
überflüssig geworden, heiRt es in SPD- 
Stellungnahmen. Zutreffend ist die Ana- 
lyse, daß die Ursachen von Gewalt in 
aller Regel nicht militärisch zu beseiti- 
gen sind. Folgerichtig ist nicht mehr 
von einer Bedrohung die Rede, sondern 
von Risiken. Das Nordatlantische Bünd- 
nis könne 2.B. auf die atomare Erst- 
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.jede Situation bringt ihre ent- 
sprechenden Antworten hervor' zu ver- 
fallen. Minutiös zeichnen sie die Ent- 
scheidungswege in der Parteispitze 
nach, die zur denkwürdigen Mitglieder- 
befragung über den Parteivorsitz am 13. 
Juni 1993 führten. Beschrieben werden 
die Tricks und Wie lzüge  eines Johan- 
nes Rau. die nur darauf abzielten. Ger- 
hard Schröder zu verhindern. Erinnert 
wird daran, daß Scharping wohl für den 
Parteivorsitz. aber - anders als Schröder 
- nicht als Kanzlerkandidat antrat und 
sich nicht wenige - unter ihnen auch La- 

gels erfolgreich waren, schwschte ,der 
Aufstieg wichtiger Repräsentanten die 
Linke als Kollektiv" (151). In der 
innerparteilichen Strömung, die sich um 
die Zeitschrift spw gmppiert, wurde 
diese Entwicklung sehr ähnlich mit dem 
Begriff .die Mitte erobert die Linke" 
beschrieben. Der Einschätzung von Leif 
und Raschke, daß sich - verstärkt durch 
den Umstand der Alternativlosigkeit 
zum "letzten Aufgebot" und begünstigt 
durch den Dauerwahlkampf - ein gewis- 
ser Stillstand der Flügelauseinan- 
dersetningen eingestellt hat, kann daher 

fontaine - im nachhinein getäuscht fühl- zugestimmt werden. Die Autoren for- 
ten. Noch einmal wird an die Blauäu- mulieren das so: Die heutige Schwäche 
gigkeit und an den Dilettantismus der 
Parteüiien erinnert, die erst - in Über- 
einstimmung mit scheinbar basisdemo- 
kratischen Prinzipien - der Mitglieder- 
befragung zustimmte und sich dann 
auch noch den Luxus erlaubte. gleich 
mit zwei Kandidaten in das Rennen zu 
gehen. Ins Gedächtsnis gemfen wird 
aber ,auch, daß Scharping mit 40,396 
nur eine relative Mehrheit erreichte. 

Die innere Kräfte- 
konstellation in der SPD 

Diese Erinnerung erfolgt nicht allei- 
ne aus der historischen Warte. sie wird 
in einen Zusammenhang mit der Tatsa- 
che gestellt, daß ,Rudolf Scharping eine 
Partei mit anderen Orientierungen über- 
nimmt. als er sie selbst vertritt" (169). 
Daraus ergibt sich automatisch die Fra- 
ge, wie es um die innere Kräfte- 
konstellation in der SPD bestellt ist und 
ob das Projekt Scharping als "Redukti- 
ons-Strategie" überhaupt auf Dauer er- 
folgreich sein kann. Leif und Raschke 
teilen nicht die von vielen linken Kriti- 
kern vertretene Ansicht, daß mit dem 
Wechsel an der Spitze der Partei die 
nach 1982 in die Minderheit verbannte 
Parteirechte an die Schalthebel der 
Macht zurückgekehrt sei. Inhalte und 
Politikstil von Scharping begünstige sie 
zwar, doch ,die organisierte Parteirech- 
te ist zwar intern sozialintegrativ, aber 
konzeptionell schwach und im Westen 
ohne ministrahles Personal" (150). 

Keinen Zweifel lassen sie aber dar- 
an, daß die Parteilinke insgesamt ge- 
scheitert sei: .Sie war, angekündigt als 
'SPD der 80er Jahre', ein folgenarmes 
Zwischenspiel während einiger Jahre 
dieses Jahrzehnts.' Und: ,Die L i e  
war unfähig. die Partei auch über die 
höchsten Ämter umzugestalten" (135). 
Dort. wo Vertreter des linken Parteifü- 
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der Parteiflfigel bewirke. .daß beide 
Strömungen" gegenwärtig ,Einfluß,- 
aber keine Bestimmungsfaktoren seien' 
(150). 

Dementsprechend sehen sie es auch 
durchaus als offen an. ob es Scharping 
gelingen kann, die gegenwärtige Ge- 
schlossenheit der Partei auf Dauer zu 
erhalten: .Steigt die SPD im Herbst '94 
in die Bundesregierung ein, sinken die 
Chancen, die Partei an die kurze Leine 
zu legen. Bleibt der Erfolg der Anpas- 
sungs- und Schließungsstrategie aus, 
könnte sich auch der linke Flügel rege- 
nerieren und eine in die Breite und Tiefe 
gehende kontroverse Debatte reorgani- 
sieren" (217). Dagegen ist einzuwen- 
den, daß es in der Regierungsverant- 
wortung sehr wohl gelingen kann. die 
Partei weiter im Scharpingschen Sinne 
umzugestalten und zu disziplinieren. 
Voraussetzung ist allerdings, daß die 
.richtigeu, d.h. eine SPDIFDP-Koaliti- 
on gebildet werden kann. Und doch 
bliebe ein wichtiges Unterscheidungs- 
merkmal zur sozialliberalen Koaltion 
unter Schmidt: Mit der SPD u- 
nzufriedene Wähler haben die Auswahl 
unter nunmehr gleich zwei weiteren lin- 
ken Parteien. Zur PDS findet sich übri- 
gens in dem vor den brandenburgischen 
Kommunalwahlen und vor den Euro- 
pawahlen abgeschlossenen Buch kaum 
ein Wort, insofern - aber nur in diesem 
Detail - ist es tatsächlich leider veraltet. 
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Das neue Bundesabfallgesetz - 
mehr Schein als Sein 

von Detlef Bimboes* 

un ist es da, das lang ersehnte 
Kind von Umweliminister Töp N fer: Das neue Gesetz zur Forde- 

rung der Kreislaufwirtschaft und Siche- 
rung der umweltverträglichen Beseiti- 
gung von Abfallen, kurz KrWG-IAbfG 
genannt. Geboren wurde es zuletzt unter 
tatkräftiger Mithilfe der SPD-regierten 
Bundesländer NRW und Niedersachsen 
im VermittlungsausschuR, der Bundes- 
tag hat es am 24.Juni diesen Jahres abge- 
segnet. Bei der Abstimmung am 8. Juli 
im Bundesrat blieb danach die Ahleh- 
nungsfront klein, gerade mal Hessen und 
Schleswig-Holstein waren dagegen und 
eine Enthaltung (Brandenburg) gesellte 
sich dazu. Inkrafttreten wird das Gesetz 
erst im SommerlHerbst 1996 und dann 
wird es endgultig das alte noch geltende 
Abfallrecht ablösen. E i e  lange Ge- 
schichte unendlicher Sitzungen, zahl- 
loser Papiere, politischer Debatten und 
Abstimmungen ist zu Ende gegangen. 

Ende gut, alles gut? Nein, als Fazit 
Iäßt sich der Schluß ziehen: Von einem 
schlechten Entwurf zu einem auf jeden 
Fall in substantiellen Fragen nicht bes- 
seren Gesetz. 

Der erste Entwurf vom Juni 1992 
war derart verworren, von Deregulie- 
rungsabsichten undWirtschaftsfreund- 
lichkeit getragen, daß alle Länder ein- 
hellig die Hände über dem Kopf warn- 
menschlugen und es über den Bundesrat 
ablehnten. Die Länder betonten dabei, 
daß damit die schlechten Entwicklun- 
gen, für die das bestehende. alte Bun- 

kein Beitrag zur Verringerung der 
Abfallberge durch notwendige Maßnah- 
men zur Vermeidung geleistet 

und last not least seien die überwa- 
chungsvorschriften des Gesetzes un- 
tauglich und hemmend für die alliägli- 
che Vollmgspraxis der Abfallbehörden. 

Diese prinzipielle Kritik hatte es in 
sich und griff dazu noch viele weitere 
Punkte aus Politik. Umwelt- und Ge- 
werkschaftsbewegung auf: 

So fehlte der Vorrang der Abfallver- 
meidung vor der Verwertung. 

Die notwendige Aufnahme von 
Abfallabgabenregelungen fiel unter den 
Tisch. 

Die Steuerung der Produktgestaltung 
durch Rücknahmeverpflichtungen der 
Wirtschaft blieb mangelhaft. 

Es war nicht vorgesehen, da5 künftig 
nur noch Entsorgungsfachbetriebe mit 
Fachkundenachweis und Verpflichtung 
zu Qualitätssichemngsmaßnahmen als 
Händler, Makler oder Transporteure tä- 
tig werden können. 

Der Abfallbegriff blieb unklar; man 
sprach von Abfallen, Rückständen und 
Sekundärrohstoffen und vermied es in 
diesem Zusammenhang. den deutschen 
Abfallbegriff mit dem der EU unter ei- 
nen Hut zu bringen. 

Die Liste ließe sich fast beliebig fort- 
setzen. So weit, so schlecht.Der Gesetz- 
entwurf wurde also nach geharnischten 
Protesten aus allen RichNngeu überar- 
beitet. Viel geändert hat sich aber nicht. 
Zwar wurden einige grobe Schwach- 
punkte getilgt, aber im substantiellen 
Bereich ist das Gesetz mager geblieben. 
Die Überwachung ist wesentlich von ei- 
ner Konkretisiemng und Ausgestaltung 
durch Rechtsverordnungen abhängig. 
Außerdem fielen Regelungen für 
Abfallabgaben als Stimulans für den be- 
schleunigten Einstieg in die Vermeidung 
und Verwertung von Abfällen endgültig 
unter den Tisch. Ebenso Pflichten für 
Betreiber von Produktionsanlagen zu 
zusätzlichen Ausführungen zur ord- 
nuneseemäßen und schadlosen Verwert- 
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Die 'Waidheimer Prozesse. 1950  
Historische. palitische und juristische Aspekie 
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Position in der Mitte der eng verflochte- 
nen Wirtschaftsregion Europa. Die Öff- 
nung des Ostens hat diese Position le- 
diglich akzentuiert. Für das 80-Millio- 
neu-Volk mit den meisten Grenzen in 
Europa gibt es dazu nach Aussage des 
Bundeskanzlers keine Alternative. Aus 
der Europäischen Union müsse ein glo- 
baler Akteur entstehen, der in der Lage 
wäre, mit den USA und Japan die Rah- 
menbedingungen der Konkurrenz part- 
nerschaftlich zu regulieren und die Ent- 
wicklungen in der östlichen wie auch in 
den südlichen Peripherien maßgeblich 
zu gestalten. Trotz der Wiedererlan- 
gung vollständiger deutscher Souveräni- 
tät ist die Europäische Union für die 
Bundesregierung unverzichtbar geblie- 
ben. da ein Abdriften in die politische 
Isolation die internationale Position des 
Standnrtes erheblich helasten würde. - . -. -. . . . . . . -. . . . . . . - -. 

So verfolgt die Bundesregierung eine 
pragmatische Linie. Ihre Machtpolitik 
neuen Typs greift zwar einerseits ver- 
stärkt auf die nationalen Machtressour- 
cen zurück. andererseits baut sie aber 
die Instmmente für eine gemeinsame 
weltpolitische Steuerung durch die 
Industriestaaten aus. Unter dem Stich- 
wort ,Verantwortungspolitik" besteht 
das vorrangige Ziel der Bundesregie- 
rung darin, den materiellen Wohlstand 
Deutschlands m sichern. - ~ 

Neben der Europäischen Union bil- 
det die NATO hierfür ein wichtiges 
machtpolitisches Instmment, da nur sie 
gegenwärtig in der Lage ist, potentielle 
Risiken abzuschrecken und zugleich mi- 
litärische Macht in die Peripherien zu 
projizieren. Gewiß ist die konservative 
Sicherheitsdefmition breiter geworden. 
insofern hat sie etwas von den Friedens- 
forscherlnnen der achtziger Jahre ge- 
lernt. Aber im Kern ist das Bedrohungs- 
bild einseitig geblieben: Militärische 
Macht soll den Standort Deutschland 
wie auch die anderen Industriemächte 
schützen. Die wesentlichen Planungs- 
grundlagen der konservativen Außen- 
politik sind nach wie vor nicht die 
grenzüberschreitenden Herausforderun- 
gen, sondern die potentiellen Herausfor- 
derer sowie die sozialen Instabilitäten 
(Stichwort: Armutswanderungen), die 
das Wohlstandsmodell Deutschland ak- 
Nell oder potentiell bedrohen. In diesem 
Zusammenhang wird die Bundeswehr 
zu einem Instmmeut der Einflußsiche- 
mng in krisengeschüttelten. strategisch 
wichtigen Regionen. Als moderne mo- 
bile Tmppe sichert sie die deutschen 
Mitentscheidungsbefugnisse im globa- 

len Management. In dieser Sicht hat RU- 
hes Papier zur künftigen Entwicklung 
und Struktur der deutschen Armee 
schon recht, wenn es dort heißt: .Heute 
ist die Bundeswehr unterfmanziert.' Es 
gibt wichtigere Dividenden als die des 
Friedens. 

In der Praxis stoßt diese Konzeption 
der gemeinsamen Hegemonie allerdings 
auf erhebliche Probleme. Bislang kann 
kaum von einer gemeinsamen westli- 
chen Außenpolitik gesprochen werden, 
weder im Hinblick auf das osteuro- 
päische Krisen- noch auf das südost- 
europäische Kriegsgebiet. Die gelegent- 
lich heftigen Differenzen zwischen 
Bonn und Paris bzw. Den Haag belegen 
ein grundlegendes Dilemma konservati- 
ver Ambitionen. Sobald ein Führungs- 
anspmch angemeldet wird, stoßen 

Kohls Bemühungen an machtuolitische 
Grenzen. Zum &en haben &e westli- 
chen Partnerstaaten seit 1989 ihre je- 
weiligen Interessen, einschließlich 
ihres Verhältnisses zum vereinten 
Deutschland, noch nicht hinreichend 
defuiieren können. Zum zweiten gibt es 
Vorbehalte gegenüber dem ökonomi- 
schen Riesen am Rhein. Und drittens: 
Auch nach über vierzig Jahren Bonner 
Demokratie erinnern sich viele Vertre- 
terlnnen der europäischen Politikelite 
daran, daß Deutschland 1945 nicht be- 
freit, sondern besiegt werden mußte; 
nur eine Minderheit der Deutschen 
kämpfte im Untergrund oder an der Sei- 
te der Alliierten für die Demokratie. 

Das Prestige des Vereinigungskanz- 
lers und die Rhetorik der nationalen 
Normalität - d.h. der Versuch. aus dem 
Schatten Hitlers herauszutreten, wie es 
Franz-Josef StrauR seinelzeit formuliert 
hatte - paralysierte den rechten Rand 
des politischen Spektmms nach 1989 
nur kurzzeitig. Der nationalkonservati- 
ve Dmck für eine Verschärfung des 
deutschen Asylrechts, Gauweilers At- 
tacken gegen das europäische "Esperan- 
to-Geld' und zuletzt das in Hamburg 
verabschiedete CDU-Pmeiprogramm 

verdeutlichen des Kanzlers Gmndpro- 
blem: Der Spagat zwischen internatio- 
naler Integration und nationaler Souve- 
räniiät Iäßt ihn immer abhängiger von 
der Unterstützung seines rechten 
Parteiflügels werden. Anders als bei 
seinem Aufstieg in der Opposition wer- 
den die vom Parteichef persönlich M t -  
gestellten Liberalkonservativen, wie 
Geißler oder Biedenkopf, ihn wohl nicht 
vor diesen Geistern schützen. 

Sein Freund Hans-Dietrich Genscher 
ist im Ruhestand und dessen FDP kann 
sich kaum selber helfen. Nach 1982 war 
dies schon einmal ganz anders. .Wan- 
del durch Zusammenarbeit" hieß die 
Devise des sogenannten Genscherismus, 
und indem das Auswärtige Amt immer 
wieder auf die E ia l tung  der Ostverträ- 
ge drang, beförderte es auch den Sinn 
für machtunlitische Realitäten innerhalb 
der C D ~ .  Der plötzliche Wandel in 
Osteuropa traf jedoch auch die Libe- 
ralen unvorbereitet. Die Desintegration 
der UdSSR raubte ihrem Handelsstaat- 
Konzept den Partner und leitete den Ab- 
schied vom Gestaltungsanspnich ein. 
Genscher lief nun den Veränderungen in 
Osteuropa nur noch hinterher. versuchte 
sich in ad-hoc Schadensbegrenzuugen 
durch Scheckbuchdiplomatie und ver- 
hedderte sich letztlich im Gestrüpp der 
eigenen Initiativen. Seine faktische De- 
mGntage der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
durch geographische und sachliche 
Überfrachtung belegt den Verlust libe- 
raler Politikfähigkeit. Die von Genscher 
kreierte ,Verantwortungspolitik" wurde 
immer mehr im Sinne der Konservati- 
ven als weltpolitisches Mitspracherecht 
gedeutet. 

Mit dem Amtsantritt von Kinkel hat 
die FDP die Formulierung der deut- 
schen Außenpolitik an die Beamten der 
Hardthöhe abgegeben. Zurecht bemerk- 
te eine liberale Wochenzeitung, daß 
dem Außenminister-plus-Parteivorsit- 
zenden die Zeit zum Nachdenken und 
damit die eigenen Ideen fehlen. Zwei 
Beispiele: 1. In den FDP-Leitsätzen zur 
Europawahl 1994 wird das Ziel eines 
europäischen Bundesstaates nur noch an 
einer Stelle erwähnt und auch hier nicht, 
ohne sich vom Euro-Zentralismus abzu- 
grenzen. E i  klassisch liberales Thema. 
die Demokratisierung der Europäischen 
Union, wird mit nur einem Satz erwähnt 
und sogleich auf 1995196 vertagt. 2. 
Nach anfänglichem Optimismus über 
mögliche Reformen der Vereinten Na- 
tionen im Sinne eines Macht- oder 
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Kohl versus Kohl-light ? 
Deutsche Außenpolitik vor der Wahl 

von Lorhar GuQahr* 

U haben 
k e i n e  
Opposi- W 

tion. Wir haben 
eine SPD. die 

~ . 
CDU-Außenpoli- 
tik betreibt, rBm- 
lich keine", kom- 
mentierte die 
Frankfurter Rund- 
schau. In der Zeit 
bemängelt Gunter 
Hofmann, die 

' deutsche Sozialde- 
mokratie habe der 
nationalistischen 
Außenpolitik i la 
Schäuble nicht 
viel Eigenes ent- 
gegen zu setzen; 
und Rudolf Schar- 
ping bekennt, zwi- 
schen seiner Au- - -~~ 

ßenpolitik und der der Bundesregierung 
gäbe es kaum Unterschiede. 

So weit ist seine Aussage unstrittig. 
Bedeutet dies aber ein Versagen der Op- 
position vor dem konse~ativen Projekt 
neonationaler Machtpolitik oder ist es 
nur der Ausdmck politischer Hilflosig- 
keit angesichts fundamentaler Verände- 
rungen in der internationalen Szenerie? 
Ist es gar pure Wahltaktik? 

Bereits seit den siebziger Jahren sind 
im internationalen Svstem neue Pro- 

Gibt es in dieser Situation nur eine 
mögliche Politik für die künftige Bun- 
desregierung? Welche Interessen, Zie- 
le, Bedrohungswahrnehmungen und po- 
litischen Instmmente werden von den 
politischen Parteien. jenseits ihrer 
Wahlkampfrhetorik, in den Mittelpunkt 
gerückt? Ist der Eidmck zutreffend, 
daß die Bürgerlnnen wenige Monate vor 
der Bundestagswahl keine Alternativen 
haben? 

eindämmen soll- 
te. Wenngleich 
Konservative wie 
Dregger in die- 
sem Zusammen- 
hang immer wie- 
der von einem be- 
stimmenden Ein- 
fluß Bonns auf 
eine "Weltmacht 
Europa" träum- 
ten, basierten die 
politischen Instm- 
mente, mit denen 
jene deutschen In- 
teressen wahrge- 
nommen wurden, 
vor 1989 vor al- 
lem auf Washiing- 
tons "geliehener 
Stärke", d.h. auf 
der politisch-mili- 
tärischen Rücken- 

deckung für den Frontstaat. 
Wie der Streit um SDI oder die Per- 

shing Ia belegen, konnten oder wollten 
die USA seit Anfang der achtziger Jahre 
nicht länger einer der Hauptkonkurren- 
ten und zugleich Instrument zur Durch- 
setzung spezifisch deutscher Sonder- 
interessen sein. Bonn wurde auf neue 
Quellen des internationalen Einflusses, 
d.h. auf die Weltwirtschaft verwiesen: 
Die "größte Exportnationen der Welt' 
sei vor allem an offenen Handelsrouten 

blemlagen und ~ o n f l i h e  aufgebrochen, Wohlsf andschauvinism~s sowie an der Sicherheit von Rohstoffen 
die allerdings widersprüchliche Ent- und Märkten interessiert. sie müsse in 
wicklungstendenzen erzeugen: Neben und neonationale . die Weltpolitik ausgreifen, und der 
~ l e m e n c n  der gesellschaftlichen Ver- Machtpolitik "Standort Deutschland" - von Kohl seit 
flechtung bestimmen politischer Zerfall 1986187 immer wieder so genannt - sei 
und Desinteeration das Bild: winschaft- Seit den iünfziger Jahren hat sich der zunehmend auf den westeuropäischen - - - 

licher ~ u f s & w u n ~  durch ~eltmarktin- 
tegration existiert neben der vollständi- 
gen Abkoppelung von sozialen Elends- 
regionen; eine Abschwächung nationali- 
stischer Machtpolitik geht mit der 
.Wiederentdeckung" des Krieges als ei- 
nem probaten Mittel der Interessen- 
durchsetzung einher. 

Dr. Lothar Gutjahr i61 in Hamburg ds wissen- 
rchaitlicher Referent in einer Boroga- 
msinschaft von SPO-Bürgersehaitsabgeard- 
neten tMig 

grundlegende ~ r i en t i em~spunk t  kon- 
servativer Außenpolitik kaum verän- 
den: die Wiedereingliederung Deutsch- 
lands als gleichberechtigtes Mitglied in 
das Konzert der Großmächte sowie die 
Erhaltung der weltpolitischen Vorherr- 
schaft der Industrieländer. Westintegra- 
tion und Wiedewereinigung waren seit 
Adenauers Zeiten die Eckpfeiler einer 
Außenpolitik. die zum einen auf eine 
machtpolitische Revision des Nach- 
kriegsstatus quo - die nationale Norma- 
lität - zielte und zum anderen die 
Möglichkeiten des östlichen Gegners 

Wirtschaftsraum und die politische Ver- 
handlungsmacht der EG angewiesen. 
Auch ein wiedererstandenes Deutsches 
Reich in den Grenzen von 1937 allein 
würde die deutschen Interessen nicht si- 
chern können. Was wäre dieses Land 
anderes als eine Mittelmacht ohne 
Atomwaffen, fragte Dregger die CDU- 
Parteitagsdelegierten 1988. 

Bereits seit Mitte der achtziger Jahre 
definierte die deutsche "Weltmacht wi- 
der Willen" ihren geopolitischen Blick- 
winkel nicht mehr aus einer Randlage 
der Ost-West-Front, sondern aus ihrer 

barkeit oder nmweltve~giichen Ent- Chlorprodukte, kann zwar, soweit es ' - - , - - -- -~,*. ~:.. 
sorgbarkeit ihrer Erzeugnisse nach den Bereich der irinerbetrieblichen Pro- 
Wegfall der Nutzung; damit ist kein duktionsprozesse betrifft, über $ 17 
verbindlic'hes Signal für eine fläcben- ChemG erfolgen. allerdings kommt dort 
deckende, umweltverträgliche Produk- die spezifisch abfallwirtschaftliche Ziel- 1nrerna~lor~ale 
tinnovation gesetzt worden. Logischer- setzung nicht deutlich genug zum Aus- 

-~ -~ 

weise unterblieben denn auch verbindli- dmck. Eine ents~rechende Klarstellung 
che Schritte hin zur Förderung um- wurde vom ~at 'von  sachverständigen 
weltverträglicher Produktinnovation für Umweltfragen in seiner Stellungnah- 
durch organisatorische und instmmen- me zum Gesetzentwurf zwar empfoh- 
telle Regelungen innerhalb der Unter- len, vom Gesetzgeber aber nicht be- 
nehmen, ähnlich dem Modell nach 852a rücksichtigt. Ressourcenschonung und 
BImSchG (Bundes-lmmissionsschutz- die Verminderung des Einsatzes von ge- 
gesetz), also das Setzen sog. .weicher', fährlichen Stoffen in der Produktion 
präventiver Instrumente im Umwelt- kommen so nicht voran. 
schutz. Die im Gesetz enthaltene allge- Als Bremse in diese Richtung wirkt 
meine Pflicht zur Produktverantwortung tiberdies auch noch der im Gesetz ver- 
(s.u.) stellt demgegenüber nur eine Leit- ankerte grundsätzliche Gleichrang der 
linie für Innovationen der Wirtschaft stofflichen und energetischen Ver- 
dar. wertung (sprich Verbrennung). 

Was hat sich nun im verabschiedeten Das Gesetz enthalt zwar Regelungen 
Gesetz gegenüber seinen Entwürfen ge- für den zentralen Bereich der Produkt- 
ändert und wie sind einzelne Regelun- verantwortung des Herstellers für den 
gen einzuschätzen? Im folgenden dazu gesamten Produktlebensweg von der 
wenigstens einige Hinweise: Entwicklung über die Herstellung bis 

So wird nun immerhin durchgängig zur Entsorgung, verschiebt aber auf den 
im neuen Abfallgesetz entsprechend Verordnungsweg - und damit auf die 
EU-Recht von Abfall gesprochen. Der lange Bank -. wer von ihnen konkret 
Begriffswimvarr um Rückstände und und verbindlich Produktverantwortung 
Sekundärrohstoffe ist aufgegeben wor- zu tragen hat und wie dies für welche 
den. Erzeugnisse zu geschehen hat. 

Die Übertragung von Entsorgungs- Die Anforderungen an die Kreislauf- 
pflichten auf KammernlVerbände oder wirtschaft im Bereich der landwirt- 
Dritte ist zwar möglich. Allerdings nur schaftlichen Düngung greifen viel zu 
mit Zustimmung der öffentlich-rechtli- kurz. So verlangt die Nutzung von aus 
chen Entsorgungsträger und auch nur Abfällen hergestellten Komposten in 
dann, wenn keine überwiegenden öf- Landwirtschaft und Gartenbau aufgmd 
fentlichen Interessen entgegenstehen. des bestehenden Eintrags von Schad- 

Die geforderte Einführung von Gtite- stoffen in die Nahrungskette ein Höchst- 
siegeln für Entsorgungsfachbetriebe, maß an Sicherheit, damit die 
insbesondere zur Unterbindung krimi- Schadstoffbelastung der Nahmgsgüter 
neller Praktiken im Bereich der Abfall- im Minimum bleibt. Auch hier ist fast 
entsorgung, ist berücksichtigt worden. alles. was zu regeln erforderlich gewe- 

Es gilt nunmehr in der Zielbierarchie sen wäre, auf die lange Bank von 
der Vorrang der Vermeidung vor der Rechtsverordnungen geschoben wor- 
Verwertung. Allerdings fehlen wuksa- den. 
me Inst~mente zur Durchsetmg die- Allein dieser kleine A b d  macht 
ses Ziels bei Produktionsanlagen. Die deutlich, daR man nur mit wenigem zu- 
dazu aufgenommene Verordnungser- frieden sein kann und im Essentiellen 
mächtigung dürfte sich als zahnlos er- die Kritik überwiegt. Eigentlich bedürf- 
weisen. Schließlich können dort vorge- te das Gesetz sofort einer gründlichen 
sehene stoffbezogene Anforderungen an Runderneuerung. Keine Frage, mit die- 
die anlageninterne Verwertung - sprich sem Gesetz ist kein großer, richtungs- 
Vermeidung - auf der Ebene einer Bun- weisender Schritt voran getan worden 
desverordnung nur sehr allgemein aus- auf dem Wege zu einem modernen 
fallen Die vielfaltige einzelbetriebliche Stoffflußrecht, zu ökologischer Stoff- 
Realität Iäßt sich so nicht konkret genug wirtschaft und Stoffstromlenkung für 
fassen und mithin kann auch der Vor- den Industriestandort Deutschland. 
rang der Vermeidung vor On nicht oder 
kaum durchgesetzt werden. 

Die Reguliemng bis hin zum Ver- 
wendungsverbot kritischer Stoffe, z.B. 

:ter füi 
che U; 
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MAGAZIN KREISLAUFBESCHWERDEN 

Ein Modell nachhaltiger Entwicklung 
von Heike Hellmeister+ 

Rezension zu .Sustainable Netherlnndr" 
- Aktionsplan für eine nachhaltige Enr- 
wicklung der Niederlande. Die deutsche 
Übersetzung von ,Susrainable Nether- 
W s "  ist falls nicht gerade wieder 
vergriffen) bei der ISÖ, Hamburger Al- 

' 
lee 45, 60486 Fra.furf/Main, für DM 
15, - zu beziehen. 

S chon seit vielen Jahren reden alle, 
die sich mit Umwelt- und Ent- 
wicklungspolitik beschäftigen. von 

dauerhafter Entwicklung. Spätestens 
seit der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen in Rio 1992 ist dieser Begriff in al- 
ler Munde. Es gibt mehr als 60 De- 
finitionen von "dauerhafter Entwick- 
lung" ("dauerhaft" ist eigentlich nicht 
die korrekte Übersetzung von ,sustaina- 
ble", was eigentlich ,die Fähigkeit, auf- 
rechtzuerhalten" bedeutet) und bisher so 
gut wie keine Vorstellungen darüber, 

Rohstoffressourcen und Böden (Holz, 
landwirtschaftliche Flächen) und die 
Einleitung von Reststoffen und Müll in 
Boden, Wasser und Luft angesehen 
(vgl. S.18119). Darüber hinaus wird 
problematisiert. daR die Industrienatio- 
nen den weitaus größten Teil der Res- 
sourcen verbrauchen und auch den 
größten Teil der Verschmutzung verur- 
sachen. 

Der Aktionsplan strebt also nicht nur 
geringere Verschwendung, sondem 
auch eine gerechte Verteilung der Res- 
sourcen an. 

Dieses Ziel soll durch die "dauerhaf- 
te Entwicklung" erreicht werden, die 
wie folgt defniert wird: .Im Grunde ist 
dauerhafte Entwicklung ein Prozeß der 
Veränderung, in dem die Ausbeutung 
von Rohstoffressourcen, die Art der In- 
vestitionen, die' Ausrichtung technologi- 
scher Entwicklung und die institu- 

Verteilung des fossilen Energieraums 
auf die Weltbevölkerung bedeutet dies, 
daß 2.B. die Niederlande die CO,-Emis- 
sion bis zum Jahr 2010 um 60% reduzie- 
ren muß. (Dabei wird zugrundegelegt, 
daß die CO,-Emissionen weltweit jähr- 
lich um 1 bis 2% gesenkt werden müs- 
sen, um eine Klimaveränderung aufzu- 
halten). Der Aktionsplan zeigt auf, wie 
dies durch eine Kombination aus techni- 
schen Reduzierungsmaßnahmen, einer 
Reihe struktureller Maßnahmen, wie 
2.B. anderen Arten des Transports, Wie- 
derverwendung und weniger Ver- 
schwendung und der Bremsung in 
energieintensiven Produktionssektoren 
(chemische Indusüie, Metall und Treib- 
hausanbau in der Landwirtschaft) er- 
reicht werden kann. Dazu wird auf die 
Gewinnung von Energie insbesondere 
aus Wasser und Sonne gesetzt (Kemen- 
ergie wird aus bekannten Gründen nicht 

was dauerhafte Entwicklung in der Pra- tionellen Verändemngen miteinander als dauerhafte Energiequelle gesehen). 
xis bedeutet. Der Aktionsolan .Sus- harmonieren und sowohl die eeeenwär- Diese Bestandsaufnahme und Zielwr- 
tainable Netherlands", der von dem nie- 
derländischen Umweltverband Milieu- 
defensie - Friends of the Eanh Nieder- 
lande - 1992 erarbeitet wurde, füllt die 
Worthülse und zeigt (für die Nie- 
derlande) die Handlungsmöglichkeiten 
-und -notwendigkeiten, um bis zum Jahr 
2010 die Ressourcen weitgehend nach- 
haltig bewirtschaften zu können. 

Der Aktionsplan "Sustainable Ne- 
therlands" zeigt die Probleme der Ver- 
schwendung und ungerechten Vertei- 
lung von Energie. Wasser, nicht emeu- 
erbaren und agrarischen Rohstoffe so- 
wie Holz und Waldflächen. Dabei wird 
immer angegeben, wie durch veränderte 
Technik und veränderte Gewohnheiten 
eine Strategie hin zu umweltverträgli- 
chen Verbrauchsstmkturen aussehen 
kann. Dazu gehören Angaben zum 
nachhaltigen Konsum in den Niederlan- 
den und die Diskussion. wie dieses poli- 
tisch in den Niederlanden durchgesetzt 
werden könnte. 

Als die derzeit wichtigsten Probleme 
werden die Erschöpfung der begrenzten 
unterirdischen Rohstoffe (fossile Ener- 
gie. Mineralien, Metalle), die Überbe- 
anspruchung der regenerierbaren 

Heike Hellmeister Studien in Ornabrück Lite- 
ratur und Politikwisrenrchaft. Redaktionrmit- 
glied der .Verist* - Linke Zeitung an der Uni- 

tigen als auch die zukünftigenMöglich- 
keiten verbessern, die menschlichen Be- 
dürfnisse zu befriedigen" (WCED, 
1987). 

Das Konzept 
des ,,Umweltraurnes" 
Der Studie liegt also die Überlegung 

zugrunde, daß der Zugang zu den Res- 
sourcen weltweit gerecht verteilt sein 
soll (als Zieljahr wird das Jahr 2010 an- 
gestrebt) und daß darüber errechnet 
werden kann, wieviel Ressourcen der1 
dem einzelnen niederländischen Bürge- 
rIn zusteht. Dafür wird der Begriff 
Umweltraum eingeführt. .Der Umwelt- 
raum ist der gesamte 'Welt-Umwelt- 
raum', geteilt durch die Zahl der Welt- 
bürger und multipliziert mit der Zahl 
der Einwohner dieses Landes" (20). 

Beispiel Energie: Der Aktionsplan 
stellt fest, daR die aktuelle aktive Ener- 
gieversorgung vor allem auf dem Ver- 
brennen von fossilen Brennstoffvorräten 
wie Öl, Kohle und Gas basiert (1989 
78% des Weltenergiebedarfs), die mit 
den Folgen für die Umwelt wie dem 
Treibhauseffekt und saurem Regen ein- 
hergehen. Der Umweltraum der fossilen 
Brennstoffe wird durch die Endlichkeit 
und die Folgen der Verbrennung für die 
Umwelt begrenzt. Bei gleichmäßiger 

' 
spektive wird im Aktionsplan "Sustaina- 
ble Netherlands" auch für Wasser, Me- 
talle, Kohlenstoff, mineralische Bau- 
stoffe, Steine und Erden, agrarische 
Rohstoffe, Wald und Holz durchgeführt. 

Die gesamten Ausfühngen zeigen, 
.daß der Umweltraum eine Möglichkeit 
bietet, deutlich zu machen, wieviel der 
Mensch von der Erde nutzen kann, ohne 
irreparable Schäden zu verursachen. 
(...) Der Umweltraum für die wichtig- 
sten Rohstoffe sieht dann folgenderma- 
ßen aus: 

Energie: 1.7 Tonnen CO,-Emission 
pro Person und Jahr 
Wusser: 80 Liter pro Person und Tag 
Ackerland: 0.19 Hektar für Grund- 
nahrungsmittel (einschließlich Öle 
und Fette) und 0.06 Hektar zur übri- 
gen Verwendung pro Person 
Weidefachen: 0,13 Hektar für Milch 
und Fleisch pro Person (308 Fleisch1 
600ml Milch pro Tag) und 0.31 
Hektar pro Person zur übrigen Nut- 
-g 
Hob/Papier: 0.4 m3 Holz pro Person 
und Jahr. 
Der zweite Teil des Aktionsplanes 

entwirft Zukunftsbilder, wie die Nieder- 
lande im Jahre 2010 unter den Voraus- 
setzungen des nachhaltigen Wirt- 
schaftern aussehen könnte. Sehr konkret 
an der Beschaffenheit der Häuser, der 

und Verbrennungsanlagen. Die Abfall- 
berge werden geringer. indem beliebige 
Verwertungswege eröffnet werden. So- 
genannte baustoffliche und thermische 
Verwertungsverfahren führen kaum zu 
einer Verminderung von Rohstoff- und 
Energieverbrauch in der Industrie. Mit 
der Verpackungsverordnung und dem 
daraus erwachsenen Dualen System 
wurde so unter immensen Kosten ein 
Zwang zur Verwertung etabliert, der zu 
meist unsinnigen Verwertungsverfahren 
führt. Ähnliches zeichnet sich im Be- 
reich der Altautos und der gebrauchten 
elektrischen und elektronischen Geräte 
ab. Im unterschiedlichen Verständnis 
des Begriffs .Vermeidung" zeichnen 
sich hier die unterschiedlichen Auffas- 
sungen ab: Während im Entwurf für ein 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
die Auffassung vertreten wird, daß Ab- 
falle als vermieden gelten können. wenn 
sie nicht mehr als Abfälle entsorgt wer- 
den müssen, muß die Definition aus 
ökologischer Sicht weitergehender seix 
Nicht die eingesparte Entsorgung. son- 
dem die eingesparte Neuproduktion 
zeichnet die Vermeidung aus6. 

Diese unterschiedliche Auffassung 
ist nicht nur ein theoretischer wissen- 
schaftlicher Dissens, sondern hier han- 
delt es sich um ein gmndlegend anderes 
Politikverständnis. Im klassischen Ver- 
ständnis ist zwar die Entsorgungssicher- 
heit wichtig, wesentlich wichtiger ist je- 
doch die Versorgungssicherheit mit 
günstigen Rohstoffen. Das Grundrecht 
auf Konsumieren des Bürgers und das 
Grundrecht der Betriebe darauf. zu pro- 
duzieren was sie wollen, würde in Frage 
gestellt. Nicht nur der Verzicht. son- 
dem auch ein effizienteres Konsumieren 
wird abgelehnt. Wer wollte schon zur 
ressourcenschonenden Mangelwirt- 
schaft der DDR zurück? 

Auf globaler Ebene drückt sich der 
Kampf um die Versorgungssicherheit 
mit wirtschaftlicher und teilweise mili- 
tärischer Gewalt aus. Massarrat' führt 
zu diesem Thema am Beispiel von Roh- 
öl und Kaffee aus. wie in den letzten 
hundert Jahren die Marktgesetze im in- 
ternationalen Handel außer Kraft gesetzt 
wurden, um die Versorgungssicherheit 
zu gewährleisten. 

Was rnuß anders 
werden? 

Die Abfallpolitik der siebziger und 
achtziger Jahre kann auf die folgenden 
zwei Strategien reduziert werden: Mas- 

siver Technik- und damit Geldeinsatz 
und staatlich garantierte Entsorgungssi- 
cherheit. In den ausgehenden neunziger 
Jahren bricht diese Basis zusammen. 
Deregulierung und Privatisierung dro- 
hen. die Erfolge der letzten zwanzig 
Jahre teilweise rückgängig zu machen. 
Der steigende Konsum stellt die be- 
scheidenen Erfolge einer teuren Ab- 
fallverminderungsstrategie in Frage. 
Statt Abfallvermeidung wird lediglich 
eine Schonung der öffentlichen Deponi- 
en und Verbrennungsanlagen betrieben. 

Hängt man weiter der bisherigen 
Philosophie nach. so lautet die Antwort: 
Weiterer E i a t z  von Geld, Technik und 
Kontrolleuren. Die vorliegende Analyse 
zeigt jedoch, daR es tieferliegende Ursa- 
chen gibt, die eine effektive Abfallver- 
meidung unmöglich machen: 

Die durch Umweltgründe kaum 
eingeschränkte persönliche Freiheit zur 
beliebigen Eigentumsnutzung und 

die staatliche Garantie von Ver- und 
Entsorgung, bzw. von Konsum und 
Wegwerfen. 

Diese Grundsätze stehen politisch 
nicht zur Disposition, sie sind kulturell 
tief verankert. Eine Änderung ist daher 
nur allmählich möglich im Rahmen ei- 
nes Bewußtseinsänderungsprozesses. 
Eines Prozesses jedoch. an dem wir 
nicht vorbeikommen, wollen wir eine 
Lösung für die drohenden globalen Um- 
weltprobleme fmden. Wer nachhaltige 
Entwicklung als technisches Problem 
begreift, der wird scheitern. 

Konkrete Maßnahmen, die 2.B. eine 
neue Bundesregierung nach dem 16. 
Oktober in Angriff nehmen muß, um 
diesen Erziehungsprozeß in Gang zu 
setzen sind: 

Ausdrückliche Aufnahme der (Ikolo- 
gischen Bindung von Privateigentum ins 
Grundgesetz (Art. 14 Abs. 2, Satz 2) 
und Berücksichtigung dieses Gmndsat- 
zes in der Umweltgesetzgebung; 

Einführung von Steuern und Abga- 
ben auf den Verbrauch von Rohstoffen 
und gleichzeitige Entlastung der Ar- 
beitskosten (diese Fordemng ist unter 
dem Begriff ,ökologische Steuerre- 
form" bekannt); 

Aufgabe des staatlichen Entsor- 
gungsmonopols unter Beibehaltung ei- 
nes Kontrollinstrumentariums (dieser 
teilweise schon vollzogene Schritt 
macht nur Sinn, wenn die beiden ersten 
Schritte ebenfalls umgesetzt werden); 

Einführung einer Haftung für aus 
Abfällen entstehende Umweltschäden; 

Initiiemng und Unterstützung von 

Modellprojekten zur Entwicklung lang- 
lebiger. energie- und rohstoffsparender 
und gemeinschaftlich nutzbarer Produk- 
te; 

Schaffung von rechtlichen Rahmen- 
bediigungen. die diese Produkte bevor- 
zugen (2.B. über ausgedehnte Garantie- 
fristen). 

Mit diesen Schritten läßt sich ein 
selbstregulierendes System erreichen, 
das nicht ständig von einem Heer von 
Abfallplanem und -überwachem gema- 
nagt werden muß. Dann, und nur dann 
Iäßt sich eine schlanke Umweltvewal- 
tung realisieren ohne daß massive Ver- 
schlechterungen der Umweltsituation zu 
erwarten sind. 

Wer diese Vorgaben mißachtet und 
in der momentanen Situation die Um- 
weltbehörden schwächt und hoheitliche 
Aufgaben abschafft oder auf Private 
überträgt, der geht mit grokn Schritten 
zurück in die sechziger Jahre - mit ei- 
nem Unterschied: Die Stoffströme, die 
unsere Volkswirtschaft heute durchlau- 
fen. sind wesentlich größer, und die 
globalen Gefahren, die ein unveränder- 
ter oder sogar steigender Stofffluß mit 
sich bringt, sind im Gegensatz zu den 
sechziger Jahren bekannt. 

t OECD: UmwaltprOfbericht Dsutschlsnd. Bonn 
1993 

2 Sishs dazu den vom Oko-Institut erarbeiteten 
Antrag der Bundestagsfraktion DIE GRONENI 
Bündnis '90 .VermsidungsorientieRe Abfall- 
wirts~haft., Bunde~tagsdrucksa~he 

3 Wsndenburg, in: Zeitschrift für Umweltrecht 
IZURl 1993 

4 Sicherlich war dies keine Erfindung des Abfall- 
geretzes. sondern gerade in gcaßsn Stirnen 
schon immer Piaxis Wichtig ist jedoch der g b  
setz che Auftrao, der sich nun auch auf 0s. 
werbliche ~bfi l l le  bezieht. 

5 Weitere Instrumente werden durch EU-Vor- 
Schriften eingeführt, wie dis Umwaltmsnage- 
ment und dko-Audit-Verordnung oder die ge- 
plante Einführung von Toxic-Release-In- 
vantoriss (Transparenz der Stoffströrnei. 

6 Zur ausführlichen Darstellung siehe: .dkobi- 
ianrisrande Betrachtungen in der Ab- 
fallwirtschsft'. dko-Institut e.V. 1993 

7 Massanat. M.: Endlichkeit in dar Natur - O h r -  
fluß in der Marktökonomie. Metropdis-Verlag 
1993 
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festgelegt hatte, wurden neben dem 
bayerischen und dem hessischen Bei- 
spiele auch andere Wege beschritten. In 
Nordrhein-Westfalen fmdet auch heute 
noch eine private und kaum gesteuerte 
Sondermüllentsorgung statt. Lange Zeit 
war die Bewertung dieses .Systemver- 
gleichs" einfach: die hessiscben und 
bayerischen Behandlungsanlagen für 
Sonderabfälle weisen einen höheren 
technischen Standard und eine bessere 
öffentliche Kontrolle vor Manipulatio- 
nen auf als etwa die Anlagen in Nord- 
rhein-Westfalen. Dies hatte zur Folge, 
daß sich die Kosten auseinander- 
entwickelten. Kostete Ende der achtzi- 
ger Jahre die Entsorgung einer Tonne 
Sondermüll bei der HIM bereits ca. 
1.000,- DM konnte man mit etwas Ge- 
schick in Nordrhein-Westfalen die ent- 
sprechende Menge noch für ein Zehntel 
dieses Preises loswerden. 

Die Konsequenz dieser Festlegungin 
war, daß der Staat nun die Aufgabe hat, 
die Abfallentsorgung zu garantieren - 
im Hausmüllbereich ohnehin und im 
Sondermüllbereich nach Maßgabe der 

gemacht. Vermeidung gebt nun mal 
nicht so einfach. Im gewerblichen Be- 
reich bedeutet Vermeidung, sorgfältiger 
mit eingesetzten Stoffen umzugehen. 
Aber auch im privaten Bereich geht es 
um langlebige Produkte, die auch repa- 
riert werden können, sowie um die 
gemeinschaftliche Nutzung von Produk- 
ten (2.B. Car-Sharing). All diese Wege 
sind mit Einschränkungen verbunden 
und werden daher nur sehr bedingt frei- 
willig unternommen. 

So zeigt sich, daß die Vermeidung 
von Sonderabfällen nur mittels eines 
ausgeklügelten und teuren Programms 
einigermaßen merklich umsetzbar ist. 
Das Öko-Institut e.V. hat hierzu ein In- 
stmmentenmix entwickelt. zu dem ord- 
nungsrechtliche, ökonomische. bera- 
tende, organisatorische und öffentliche 
Maßnahmen gehörden. Die folgenden 
Maßnahmen sind bereits umgesetzt oder 
befinden sich in der Diskussion: 

ordnungsrechtlicbe Maßnahmen, wie 
ein Vollzugsprogramm zum 8 5.1.3 des 
BImschG (wird erstmalig in Hessen seit 
1990 durchgeführt), sowie bundesweite 

Vielzahl von Betrieben der nnn6tige 
Konsum von Roh- und Hilfsstoffen ab. 
Es fand eine Steigerung der Effuienz 
statt. Es bedurfte jedoch eines hohen 
F i i u f w a n d e s  und einer massiven 
Kontrolle, um zu verhindern, daß die 
Abfalle durch dunkle Kanäle der Beein- 
flussung durch diese Instrumente entzo- 
gen wurden. 

Sonderabfall wird als 
Wirtschaftsgut deklariert 

Angesichts der derzeit stattfidenden 
massiven Umdeklaration von Sonderab- 
fällen in Wirtschaftsgüter wird diese 
Politik in Frage gestellt. Welchen Sinn 
macht es noch, einen detaillierten Ab- 
fallwirtschaftsplan aufzustellen. wenn 
es kaum mehr Sonderabfälle gibt? Wel- 
chen Sinn haben Beratungen, wenn die 
Entsorgungskosten über den Wirt- 
scbaftsgut-Pfad wieder in Größenord- 
nungen fallen. die Mine der achtziger 
Jahre existierten? Lediglich die Maß- 
nahmen nach BImSchG machen noch 
Sinn, da in diesem Gesetz ein umfassen- 

Landesgeset7,gebung. Damit begann die Vorgaben zur Vermeidung und Ver- der Restsroffbegriff gilt. 
Karriere eines Beeriffs. der in keinem wenune (Technische Anleituneen. bis- Wahrend im Bereich der industriel- 
Gesetz festgelegt ist. abermagische An- 
ziehungskraft auf Politiker und Wirt- 
schaftslobbyisten ausübt Die Entsor- 
gungssicherheit. Selbst in Nordrhein- 
Westfalen, in dem die Erzeuger nach 
wie vor selbst für die Entsorgung ver- 
antwortlich sind, treibt der Umweltmi- 
nister seine Regierungspräsidenten 
dazu, Sondermülldeponien und -ver- 
brennungsanlagen zu installieren, wenn 
die Industrie dies nicht schafft. 

Das Grundrecht 
auf Konsumieren 

Schon seit Ende der siebziger Jahre 
bietet das Abfallgesetz die Möglichkeit, 
auf Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen EinfluB zu nehmen. Mit dem 
am 1. November 1986 in Kraft getre- 
tenen Gesetz über die Vermeidung und 
Entsorgung von Abfällen rückten diese 
Ziele ins Zentrum des Abfallgesetzes. 
Parallel dazu nennt die 1986er Novelle 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) das Vermeiden und Verwer- 
ten von Reststoffen als eine der Grund- 
pflichten für Betreiber genehmigungs- 
bedürftiger Anlagen. Damit hätte eigent- 
lich eine Periode der systematischen 
UmsetzungdiesesZiels erfolgenmüssen. 

Nach einer Zeit der Vermeidungseu- 
phorie hat sich nun Ernüchterung breit 

her ledkficb in der ~nhuurfsf&&~); 
ökonomische Instrumente, vor allem 

eine Abfailabgabe. wie sie bisher in fünf 
Bundesländern verwirklicht wurde; 

organisatorische Instrumente, wie 
die Abfailwirtschaftsplanung oder die 
Organisation der Abfallentsorgung, die 
zur Steuerung der Abfallströme fiihrt 
(wird in den einzelnen Bundesländern 
unterschiedlich gehandhabt); hierzu ge- 
hört aber auch ein entsprechendes Öf- 
fentliches Beschaffungswesen, ein Ein- 
fluß auf die Normung u.ä.; 

beratende Maßnahmen, wie die Eta- 
blierung von Abfallberatungsagenturen 
(existieren in Baden-Württemberg so- 
wie im Kreis Unna); 

Öffentlichkeit, wie der Widerstand 
gegen geplante Entsorgungsanlagen, (in 
der Auseinandersetzung um die Erwei- 
terung der Sondermüllverbrennungs- 
anlage in Biebesheim verhandelten vor 
zwei Jahren Anwohner und Nachbarge- 
meinden mit Betreiber und Land, wobei 
eine befristete Akzeptanz von Anlagen 
mit der Durchfühmng von Vermei- 
dungs- und Verwertungsmaßnahmen 
verknüpft wurde).' 

Dieses Instrumentenmix wurde von 
umweltorientierten Landesregierungen 
in den letzten vier Jahren allmählich 
zum Einsatz gebracht und zeigt erste 
Wirkungen. Tatsächlich nahm in einer 

len Produktion tatsächlich ein stoff-effi- 
zienteres Konsumieren erreichbar er- 
scheint, sinkt die Stoff-Effizienz des 
privaten Konsums ständig. Immer mehr 
und immer edlere Rohstoffe fließen in 
die Befriedigung unserer Bedürfnisse . 
nach Mobilität, Wohnen, Sauberkeit 
u.ä.. Was auf der einen Seite zu stei- 
genden Abfallbergen führt, hat seine 
Entsprechung in den globalen Konse- 
quenzen übermäßigen Rohstoffver- 
brauchs. 

Nach der Konferenz in Rio im Som- 
mer 1992 ist das in Agenda 21 und der 
Rio-Deklaration genannte Prinzip der 
"Nachhaltigkeit" in der öffentlichen 
Diskussion präsent. Und spätestens seit- 
dem ist deutlich, daß eine globale Ver- 
mindemng sowohl des Rohstofier- 
brauchs als auch der Emissionen (vor 
allem von CO,) unverzichtbar ist. 
Schätzungen des Oko-Instituts gehen da- 
von aus, daß alleine mit einer Ökolo- 
gisch verträglichen stofflichen Verwer- 
tung von Verpackungen, Altautos und 
ausgedienten elektrischen und elektroni- 
schen Geräten Energieeinsparungen in 
der Größenordnung von mehreren Pro- 
zenten des bundesdeutschen Energiever- 
brauchs machbar sind. 

Die Maßnahmen des Staates zur 
Abfallverminderung berücksichtigen je- 
doch nur die Entlastung der Deponien 

52 ZEITSCHRIFI FOR SOZIALISTISCHE WLITIK UND WIRTSCHAFT. HE= 79. 1994 

MAGAZIN 

Nahrung und der Ausgestaltung der 
Freizeit, werden die Konsequenzen für 
das alltägliche Leben beschrieben. Der 
Entwurf geht davon aus, daß kein 
drastischer Eibmcb beim materiellen 
Wohlstand notwendig wird, aber daß der 
.verinnerlichte Glaube an das Wachs- 
tum hinfällig wird' (S. 21). Durch die 
veränderte Struktur der Produktion und 
des Konsums wird sich für viele Men- 
schen Inhalt und Ausgestaltung der Ar- 
beit ändern und der Lebensstandard im 
herkömmlichen Sinne (größeres Auto, 
mehr Urlaubsreisen, größere Wohnung 
etc.) sich nicht weiter steigern. 

kWh pm Jahr und Haushalt sparen) plä- 
diert. E i  anderer Umgang mit Hilfs- 
mitteln wird angestrebt, so die gemein- 
same Nutzung durch Vermieiung oder 
Sharing von 2.B. Booten, Ferienhäu- 
sern, Suribrenern. Besonders soll aber 
hier der Kraftfahrzeuggebrauch (55% 
der gefahrenen Personenkilometer die- 
nen bisher der Freizeit) reduziert wer- 
den, so durch den Ausbau des Öf- 
fentlichen Verkehrssystems und die 
Schaffung von dezentralen Freizeitmög- 
lichkeiten (Kinos, Parks, Restaurants, 
Fortbildungskurse u.ä. in der Nähe). 

Dabei wird aber nicht unterschlagen. 
wie es manchmal eern eemacht wird. 

wie gegen sozial unerwünschte Auswir- 
kungen vorgegangen werden soll. Wie 
kann verhindert werden, daß Wohlha- 
bende soviel Umweltraum .einkaufenu, 
daß für Menschen mit normalem oder 
gar darunter liegendem E i o m m e n  
nichts mehr übrig bleibt? Wie verändern 
Menschen auch ohne Zwang, ohne die 
Herauibeschwörung von Angst vor ei- 
ner Umweltkatastrophe oder ohne die 
Produktion von Schuldgefiihlen ihk Ver- 
halten in die gewünschte Richtnng, um 
die dauerhafte Entwicklung ummset- 
Zen? Wie kann der bestehende Trend 
zur Weltwirtschaft zugunsten einer 
mehr oder minder "kontinentalen 

Das Bild einer nachhaltig daß auch der Zug Lnd der Bus ~ n e r ~ i e  Selbstversorgung" werden? 
verbrauchen und Schadstoffe freisetzen. Hinter all diesen Fragen steht das Pro- 

wirtschaftenden Die Studie geht davon aus, daß jede11 blem der politischen Durchsetzungsfa- 
Niederlande Niederländerin im Jahre 2010 etwa 360 bigkeit. 

Liter Kraftstoff im Jahr verbrauchen Die AutorInnen stellen bei dieser 
Um eine dauerhafte Entwicklung 

umzusetzen, bedarf es also auch einer 
Veränderung im Bereich Freizeit und 
Erholung. Denn heute ist die Freizeit- 
gestaltung nicht "dauerhaft". Dies be- 
ginnt bei der Verwendung von Schad- 
stoffen bei Hobbys, dem Energiever- 
brauch ,zahlreicher Geräte. geht über 
Schäden durch Tourismus (besonders in 
der -3. Welt') bis hin zu den Umwelt- 
folgen von Produktion und Aus- 
musterung von Freizeitartikeln (Wohn- 
wagen, Surfbretter e t~ . ) .  Der wichtigste 
Faktor ist dabei aber der Freizeitver- 
kehr per PKW undloder Flugzeug. So 
hat ein erheblicher Teil des heutigen 
Freizeiiverhaltens negative Umweltaus- 
wirkungen, 2.B. Aktivitäten. die viel 
Lärm vemrsachen, wie motorisiertes 
Gartengerät, Sportflugzeuge. Motor- 
räder, Wasserscooter; Aktivitäten, die 
die Natur stören, wie Radfahren oder 
Spazierengehen in Naturschutzgebieten; 
Urlaubsfahrten, die soziale und wirt- 
schaftliche Strukturen zerstören. 

Bei dem Ziel, eine nachhaltige Ent- 
wicklung zu gewährleisten, wird also 
auch der Freizeitbereich nicht unberührt 
bleiben. Der Aktionsplan orientiert des- 
halb auf der einen Seite auf Alternativen 
im Freizeitverhalten, die auf der Hand 
liegen, wie 2.B. Kino-. Theater-, Muse- 
umsbesuche; sportliche Betätigungen, 
die nicht material- und energieintensiv 
sind; Lesen; soziale Kontakte pflegen 
usw.. Darüber himaus wird für sparsame 
und langlebige elektrische Geräte (Stan- 
dardisierung von Geräten und Zubehör. 
Rückgabe und Recycling) und deren 
sparsamen Einsatz (die Abschaffung der 
Fernbedienung würde mehr als 100 

darf. Pro Liter k6nnte mensch mit dem 
Flugzeug 10 km, Auto 25 km, Bus 50 
km und Zug 65 km zurücklegen (die Ki- 
lometerzahlen beziehen sich auf eine 
optimistische Schätzung durch verbes- 
serte Technik). Wer also immer mit 
dem Fahrrad zur UN fährt, könnte bei 
dieser Rechnung noch 23.400 km mit 
dem Zug für Freizeit- und Urlaubsakti- 
vitäten durch die Gegend reisen. Mit 
dem Auto dürften 9.000 km pro Jahr zu- 
rückgelegt werden. Die Angst vor einer 
Null-Mobilität ist also Ncht berechtigt. 

Auch für die Ernährung zeigt der 
Aktionsplan, daß gmndlegende Verän- 
demngen notwendig sind. Um ein ge- 
sundes Grundnahmngspaket für 7 Milli- 
arden Menschen zu garantieren, werden 
bedeutend weniger tierische Nahmngs- 
mittel konsumiert werden können (etwa 
minus 60 bis 80% pro Person). Die 
Nahrungsmittel müßten zum allergröl)- 
ten Teil aus Produkten der heimischen 
Landwirtschaft bestehen, die natürlich 
ohne Treibhäuser und Düngemittel ge- 
zogen werden. Kakao, Kaffee, Obst und 
Tabak werden zu sogenannten .Luxus"- 
Agrarprodukten, die nur noch in gerin- 
gen Mengen bezogen werden können. 

Offene Fragen 
und Probleme 

Bei aller Akribie der AutorInnen 
bleiben natürlich noch offene Fragen, 
die zum größten Teil von ihnen selbst 
formuliert werden. 

Die Frage der Eiommensvertei- 
lung wird aufgeworfen. Da sich die 
Nutzung der Umwelt in den nächsten 
Jahren verteuern wird, bleibt zu klären, 

"großen gesellschaftlichen Herausfor- 
demng" die Umweltbewegung in den 
Mittelpunkt. die einerseits die gesell- 
schaftliche Erneuerung in Richtung auf 
Dauerhaftigkeit forcieren soll und ande- 
rerseits Dmck auf staatliche Institutio- 
nen, Unternehmen und andere Bremser 
ausüben soll. Wo diese Umweltbewe- 
gung zu finden ist, die darüber hinaus 
noch ihr .soziales Gesicht' weiterent- 
wickeln und international arbeiten soll, 
wird leider nicht angegeben. In der 
BRD scheint diese Bewegung jedenfalls 
noch nicht vorhanden zu sein. 

Die Frage der Umsetzung ist sicher- 
lich noch genauer zu diskutieren, beson- 
ders untef dem Aspekt, keine diktatori- 
schen Maßnahmen ,der Umwelt zu- 
liebe' zuzulassen. Auch schimmert im 
.Sustainable Netherlands" teilweise 
eine allzu starke Technikgläubigkeit 
durch, insofern ein großer Teil der Ein- 
sparungen eben auf technischen Verän- 
derungen basieren soll. 

Besonders positiv hervorzuheben ist. 
daß immer die weltweit gerechte Venei- 
lung der Ressourcen angestrebt wird. 
Kein typisch eurozentristisches oder gar 
pur nationales Konzept. Die AutorInnen 
haben zumindest versucht, lokale und 
kulturelle Unterschiede mitzudenken 
und auf die nötigen soziokulturellen 
Veränderungen einzugehen. Auf die 
SNdie .Sustainable GermanytZukunfts- 
fähiges Deutschland", die im April 
1995 u.a. vom BUND herausgegeben 
werden soll, können wir gespannt sein. 
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Südafrika nach der Wahl 
om 26. bis zum 29. April fanden V in Südafri i  die ersten histori- 
schen Parlamentswahlen statt. 

Anfang Mai verkündete Johann Krieg- 
ler, Präsident der Independent Electoral 
Commission (IEC), die Wahlen seien 
.suhstancially free and fair" gewesen. 

Mangosuthu Buthelezi. Zuluführer 
der Inkatha Freedom Party (IFP), sagte 
erst eine Woche vor den Parlamentswah- 
len seine Teilnahme zu. Er pokerte 
hoch. Und er pokerte auf Kosten vieler 
Menschenleben, nur um einige unbedeu- 
tende Autarkiezugeständnisse für die Re- 
gion KwaZuidNatal zu erganern. Durch 
seine angebliche Nichneilnahme an den 
Wahlen trieb er einen Keil zwischen die 
Zulu und die WahlbefüMlonerlnnen des 
ANC. In der Region KwaZululNatal 
mußte M März 1994 aufgmnd der vie- 
len politisch motivierten Morde sogar 
der Ausnahmezustand verhängt werden, 
der übrigens bis heute noch nicht aufge- 
hoben wurde. 

Eine Woche vor den Wahlen waren 
aber die 80 Millionen Wahlzettel schon 
aus England nach Südafrika eingeflogen 
und konnten nicht mehr neu gedruckt 
werden. Für die IFP wurden daraufhin 
Aufkleber produziert, die nur noch vor 
der Aushändigung an die Wählerschaft 
auf den unteren Rand des 60 cm langen 
Wahlzenels geklebt werden mußten - die 
Wahlen schienen gesichert, die Möglich- 
keit politischer Gewaltakte in der Region 
KwaZuldNatal minimiert. Anstatt der 
befürchteten Gewaltausbriiche an den 
Wahltagen ergaben sich erhebliche logi- 
stische Probleme, die beinahe zum völli- 
gen Abbmch der Wahien geführt hätten. 
In Buthelezis politischer Hochburg wa- 
ren die IFP-Aufkleber an den ersten 
Wahltagen nicht eingetroffen. Vor den 
WahlloMen bildeten sich kilometer- 
lange Schlangen geduldig wartender 
Menschen. Sie warteten bis zu acht 
Stunden in brütender Hitze, um ihre 
Stimme abzugeben, von der sie sich viel 
versprachen und erhofften. Viele Wahl- 
lokale bändigten die Wahizettel ohne den 
IFP-Aufkleber aus, damit die Warte- 

schlangen verkürzt werden konnten. 
Noch am Abend des 27. April drohte 
Buthelezi erneut mit der Aufkündigung 
der Wahlteilnahme. wollte aber an den 
folgenden Tagen von der Androhung 
nichts mehr wissen. An den Tagen der 
Stimmenauszählung nämlich unternahm 
Buthelezi den Versuch, den Nachteil der 
ersten Wahltage durch das Einschmug- 
geln tausender falscher Wahlzenel in die 
Zähllokale wieder auszugleichen. Die 
National Party (NP) von Ex-Staatschef 
Frederik de Klerk unternahm ähnliche 
Schrine, nur druckte sie sogar die Kreu- 
ze auf den Wahlzeneln vor. Die ge- 
fälschten Wahlzenel waren so leicht zu 
identifuieren und auszusortieren. 

Wahlergebnisse 
wurden ,,ausgehandelt" 

Alle neun Provinzen waren mit dem 
IEC-Computer vernetzt; so konnten die 
ausgezählten Kreise und Ortschaften di- 
rekt registriert werden. Mit Spannung 
erwarteten die Südafrikanerlmen sowie 
Menschen aus allen Teilen der Welt das 
Endergebnis. Das Ergebnis ließ lange 
auf sich warten. Die Region KwaZulul 
Natal war für die Verzögemngen ver- 
antworlich. Anfgnind der Wahlfälschun- 
gen der IFP sowie wegen einiger Hak- 
ker, die in das ICE-Computersystem 
eingebrochen waren und das KwaZulul 
Natal-Ergebnis auf den Kopf gestellt hat- 
ten, mußte hinter verschlossenen Türen 
unter Zeitdmck versucht werden. das 
Wahlergebnis in dieser Region zu ver- 
handeln. Mandela, Buthelezi und de 
Klerk einigten sich schließlich, um wei- 
tere Gewaltakte zu verhindern, darauf, 
der IFP in der eigenen Hochburg die 
Stimmenmehrheit zu geben. Das amtli- 
che Endergebnis lautete: IFP 50,3%; der 
ANC rangierte knapp über 30% und die 
National Party knapp über 10%. Trotz 
der extremen Unregelmäßigkeiten ge- 
nießt das Wahiergebnis eine erstaunlich 
hohe Akzeptanz der Bevölkerung und 
unter den politischen Parteien. Darüber 
hinaus eab es noch unzähliee weitere 
Unregelmäßigkeiten - aber g e  Wahlen ' Rainer Zugehar, Trisr. ist Pallv. Landervonit- waren ja auch nur -suhstantiallyu frei zwnder der Jusos Rhsinland-Pfalz. Er war als 

Wahlbeobachter der vereinten ~ ~ t i ~ ~ ~ ~  in und fair. Die aufgeblähte Semantik die- 
SCdafnka und ist Herausgeber des im Juni im ses Wortes war auch mir fremd. 
kor amann-Verleg Bad Honnef erschienan B& 
ches .Kap der basrsren Hoffni<n~> CLdafiiks Der verfehlte nur die 
nach den Wahlen'. 213-Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

von Rainer Zugehör* 

und kann damit nicht allein die neue 
Verfassung für Südafrika ausarbeiten, 
sondern muß mit den anderen Grup 
pierungen im Parlament (in der Re- 
gierung der Nationalen Eiiei t )  koope- 
rieren. 

Die Rechtsradikalen in SiidaFrika glit- 
ten nach den Wahlen in die Bedeuhmgs- 
losigkeit ab. Es bestehen enge Kontakte 
zu rechtsradialen Organisationen ande- 
rer Länder u.a. Deutschland. Deutsche 
Neonazis wurden in Südafrii verhaftet, 
da in ihren Autos Maschinengewehre 
und andere Tötungsinstmmente gefun- 
den wurden; sie untersützten die Vorbe- 
reinmgen eines möglichen bewaffneten 
Kampfes der faschistischen Afrikaaner 
Weerstansbeweging (AWB) unter Füh- 
rung von Eugene Terre Blanche (weiße 
Erde!) gegen eine schwarze Regiemng. 
Die Vryheids Front ging als Sammelbek- 
ken der Nationalkonservativen bis Neo- 
faschistlnnen bei den Wahlen an den 
Start und erzielte ein jämmerliches Er- 
gebnis von 2.2% - damit ist die Idee ei- 
nes weißen volksstaat versiegt. Auch in 
Zukunft werden die Rechtsradikalen we- 
nig Einfluß haben und weiter an Unter- 
stützung verlieren. Vor den Wahlen 
schürten sie Ängste bei den weißen 
Bäuerinnen und Bauern vor einer 
schwarzen Regierung - also das übliche 
Prozedere rechtsradikalen Wahlkampfs. 
Die knapp 100 Amtstage der neuen Re- 
gierung machten deutlich, da3 diese pro- 
vozierten Befürchtungen unbegründet 
waren.. 

Die .liberale" Democratic Party (DP) 
-die Partei der Besserverdienenden -setz- 
te sich zu Zeiten der Apartheid für eine 
weitgehende Lockerung der Rassenge- 
setze ein und erzielte keine unbeachtli- 
chen Ergebnisse. Sie ging mit den Wahl- 
slogan .Freie Marktwirtschaft" an den 
Start und äui3erte in allen Polit-Talks- 
hows die Hoffnung, sich als bedeutende 
Kraft zwischen der NP und dem ANC zu 
etablieren. Die DP konnte nur 1.7% der 
WählerImenstimmen auf sich vereinen. 
Freie Marktwirtschaft häne für Südafri- 
ka die Weiterfühmng der Apartheid be- 
deutet - die Reichsten. die bisher vom 
Unrechtsregime profitiert haben, eine 
gute Bildung genossen und einen siche- 
ren Arbeitsplatz haben, konkurrieren 
natürlich gerne mit Menschen, denen 
bisher eine gleichwertige Bildung ver- 

sequenten Schutz des Allgemeinwohls, 
der massive Auswirkungen auf die 
Form des Produzierens und Konsumie- 
rens in Deutschland gehabt hätte, zu 
umgehen, renete man sich mit einer 
technokratischen Lösung. die in der 
Folgezeit Heerscharen von Richtern, 
Beamten und Verwalhmgsangestellten 
beschäftigte: die Parallelität von subjek- 
tivem und objektivem Abfallbegriff. 

Nach dem deutschen Abfallrecht gibt 
es, so die juristische herrschende 
Meinung, den subjektiven und den ob- 
jektiven Abfallbegriff. Danach kann der 
Abfallerzeuger bzw. der Abfallbesitzer 
selbst entscheiden, wann ein von ihm 
benutztes Produkt oder ein von ihm er- 
zeugter industrieller Reststoff zu Abfall 
wird. Sieht er noch eine Nutzung. so 
kann er dieses 
Material lagern, 
verkaufen oder 
exportieren wie 
und wohin er 
will. Ist mit sei- 
ner Aktivität 
eine Umweltge- 
fahr verbunden. 
so ist nicht erde; 
Schuldige, son- 
dern die Behörde 
muß eingreifen. 
Sie muß das Ma- 
terial als objekti- 
ven Abfall be- 
zeichnen und 
ihm damit das 
subjektive Ver- 
fügungs rech t  
entziehen. In ei- 
nem Fall wurde 
diese Konsttukti- 

schafi in den letzten beiden Jahren mhr- 
te diese Situation dazu. daß bestimmte 
Sonderabfälle praktisch von der Bildflä- 
che verschwanden. Alles was sich eini- 
germaßen praktikabel zum E i a t z  in 
aufgelassenen Bergwerken eignet. wird 
mittlerweile als Versatzmaterial ,ver- 
wertet". Und alles, was einigemaßen 
brennt, wird im In- und Ausland in Ze- 
mentwerken und Kraftwerken als 
Ersatzbremtoff "thermisch genutzt". 
Es findet ein "Verschmieren" von Son- 
derabfällen in der Umwelt stan, das die 
Erfolge der geordneten Entsorgung der 
letzten zwanzig Jahre in Frage stellt. 
Die Bundesländer, die sich dieser Situa- 
tion gegenüber sehen. fühlen sich hilf- 
los. Zwei Urteile vom Bundesver- 
waltungsgericht vom S o d e r  1993 er- 

eine entscheidende Rolle. Dies nicht zu- 
letzt deshalb, da sowohl die giiltige als 
auch die geplante Defmition nicht kom- 
patibel mit europäischem Recht ist. 
Zwischenzeitlich liegt ein neuer Ent- 
wurf auf dem Tisch. der eine formale 
Kompatibilität herbeiführt, in der Sache 
aber an diesem Konflikt nichts ändert. 
Der erste Entwurf dieses Gesetzes wur- 
de übrigens von Rechtsanwalt Kall, dem 
Vertreter des Bundesverbandes Bürger- 
initiativen Umweltschutz als .Konsum- 
sichemngsgesetz" abqualifuiert. Die 
Schlußfolgerung liegt nahe, daß sich der 
Gesetzgeber genau deshalb nicht auf 
eine verbindlichere Definition des Ah- 
fallbegriffs einlassen will, weil anson- 
sten das Gmndrecht auf Wegwerfen 
angegriffen wird. 

on aufgehoben: Altautos sind automa- 
tisch Abfall, wenn sie abgemeldet auf 
der Straße stehen (55a Ab=)'. 

Damit ist das Verursacherprinzip auf 
den Kopf gestellt. Der Export von son- 
derrnüll-ähnlichen Stoffen ist eben nicht 
illegal, auch wenn dies der Öffent- 
lichkeit immer wieder suggeriert wird. 
Es ist Aufgabe der unteren Abfallrechts- 
behörden. in der Regel der Abfallämter 
der Kreise und kreisfreien Städte, hier 
einzuschreiten. Doch man stelle sich 
vor, diese Amter, die weder ansrei- 
chend Personal noch know-how noch 
politische Rückendeckung haben. müß- 
ten in jede Abfalltome jedes abfaller- 
zeugenden Betriebes schauen. 

Angesichts der steigenden Entsor- 
gungspreise und der kritischen ökono- 
mischen Situation der deutschen Wirt- 

lauben es mittlerweile, hier Einfluß zu 
nehmen. Die Frage. wie weitreichend 
mit diesen Urteilen der objektive Ab- 
fallbegriff gestärkt wurde, ist noch um- 
stritten. Unstrittig ist, daß in Einzelfäl- 
len problematische Verwertungen wie- ' 

der dem Abfallregime, und damit dem 
dort vorhandenen Zulassungs- und 
Überwachungsinstrumentarium unter- 
stellt werden können. Diese mühselige 
einzelfallbezogene Vorgehensweise ist 
nach einer weitergehenden Auslegung 
dieser Urteile nicht erforderlich, danach 
dürfen Sonderabfälle grundsätzlich 
nicht als Reststoffe verwertet werden3. 
Diese Interpretation wird aber mangels 
politischen Muts nicht angewendet. 

In der Diskussion um ein neues 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
spielte die Frage der Abfalldefinition 

Das Dogma 

gungssi- 
cherheit 
Zur Sicherung 

des Grundrechts 
aufs Wegwerfen 
übernahm der Staat 
per Gesetz die Rol- 
le des Müllmanns 
bzw. der Putzfrau, 
da B ~ g e r I ~ e n  
und Betriebe offen- 
sichtlich nicht dazu 
in der Lage waren, 
die gemeinsame 
.Wohnung" sau- 
bernihalten. Wäh- 

rend der Eigentümer mit seinem Eigen- 
tum üblicherweise beliebig umgehen 
kann, durfte er das bei AbEllen nun 
nicht mehr'. Er gab sie ab und der Staat 
organisierte die geordnete Abfallbeseiti- 
gung (Müllabfuhr). Im Bereich der Son- 
derabfälle Iäßt sich diese Entwicklung 
sehr deutlich nachzeichnen. 
Giftmiillskandale in Hessen führten nir 
Gründung der Hessischen Industriemüll 
GmbH (HIM), für die ein Anschluß- 
und Benutzungszwang verordnet wurde. 
Ähnliches fand in Bayern oder auch in 
Skandinavien statt @.B. Komunekemi 
in Dänemark). Begründet wurde diese 
Übernahme mit der Aufgabe der öffent- 
lichen Daseinsvorsorge. 

Im Bereich der Sonderabfälle, in de- 
nen das Abfallgesetz von 1972 noch die 
Eigenverantwortlichkeit der Erzeuger 
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Lean Environmental Administration 
Wie muß Umweltverwaltung und Umweltpolitik in den 90ern aussehen? 

Eine Analyse am Beispiel der Sonderabfallwirtschaft 

von Chrisioph Ewen* 

ie Kris der Umweltpolitik in 
utschland wird nicht nur her- 

beigeredet, sie ist offenbar. Das D 
Gerede vom in Gefahr geratenen Stand- 
ort Deutschland ist zwar in erster Linie 
ein Versuch. von eigenen Versäumnis- 
sen abzulenken. Aber in dem Maße, in 
dem die Staatsverschuldung zu- und die 
öffentlichen und betrieblichen Finanzen 
sowie der Rang abnehmen, den Um- 
weltprobleme im Bewußtsein der Bevöl- 
kerung einnehmen, stehen Ausgaben im 
Umweltbereich unter einem immer hö- 
heren Legitimationsdmck. 

Sicherlich Iäßt sich argumentieren, 
daA, wem Geld gespart werden muß, 
dies nicht im Umweltbereich geschehen 
soll. Immer noch gibt es unnötige Aus- 
gaben zuhauf, an denen sich der Rotstift 
ansetzen ließe. Doch es hieße die gesell- 
schaftliche Realität verkennen, wollte 
man in der heutigen Zeit die Ausgaben 
für den Umweltschutz steigern oder N- 

mindest festschreiben. Stichworte wie 
Jean admiinistration" oder ,Verwal- 
tung 2000" zeigen, wohin die Richtung 
nicht nur für die Umweltverwaltung, 
aber für diese im besonderen gehen 
wird. Minels einer Auslagerung hoheit- 
licher Aufgaben, Privatisiemng, Dere- 
guliening und Beschleunigung soll der 
"Schwarze Peter" nir Wirtschaft wei- 
tergeschoben werden. Doch hier wird 
dem Zwang zur Kostensenkung nur um 
so bmtaler gefolgt. Nicht Goeudevert 
und Reuter, sondern Piech, Lopez und 
Neukirchen sind die Männer der Siun- 
de. 

Statt diese Entwicklung zu bejam- 
mern, sollte man versuchen, die Krise 
zu einer Standortbestimmung und einer 
gegebenenfalls erforderlichen Umorien- 
tierung zu nutzen. Wäre es denn die 
bundesrepublikanische Form der Um- 
weltpolitik und des Umweltschutzes der 
letzten zwanzig Jahre wert, in die Zu- 
kunft fortgeschrieben zu werden, gar als 
Modell für andere Staaten zu dienen? 
Oder ist es nicht ohnehin Zeit für eine 
kritscbe Revision? 

Christoph Ewan. Darmstadt. stsllv. Ge- 
sch&fIsfOhrsr des Okolnstituts 

Meine These lautet, daß sich die 
Bundesrepublk Deutschland in den letz- 
ten zwanzig Jahren eine luxuriöse Form 
des Umweltschutzes geleistet hat, die 
nichts mit der Fordemg nach Nachhal- 
tigkeit gemein hat. Mit hohem Einsatz 
an Technik, Geld und Personal wurden 
Konflikte entschärft und zugedeckt. 
Eine kritische Analyse der deutschen 
Umweltpolitik durch die OECD äußert 
erhebliche Zweifel daran, daß Umwelt- 
schutzziele zu den niedrigsten Kosten 
verwirklicht werden. Sie empfiehlt eine 
bessere Prioritätensetzung und ein 
kosteneffuientes Instrumentarium für 
zu ergreifende Maßnahmen'. Durch die 
kapitalintensive Bekämpfung von Sym- 
ptomen schien es nicht mehr nötig, sich 
mit den tatsächlichen Ursachen der Um- 
weltkrise zu beschäftigen. So hätte man, 
um ein weit diskutiertes Beispiel zu nen- 
nen, die Mittel für den Aufbau des Dua- 
len Systems sowie für die Errichtung 
neuer Müllverbrennungsanlagen in die 
Abfallvermeidung stecken sollen, um 
wesentlich effizienter und nachhaltiger 
Umweltschutz zu betreiben. 

Am Beispiel der Sonderabfallwirt- 
schaft soll die Entwicklung der letzten 
zwanzig Jahre nachgezeichnet werden. 
Es wird aufgezeigt, welche Folgen der 
momentane Trend der ,Verschlankung 
von Umweltvenualhmg' zeitigt und wie 
ungenügend die Antwort der berrschen- 
den Umweltpolitik darauf ist. Und es 
werden Wege skizziert, wie wirkungs- 
voller und nachhaltiger Umweltschutz 
in den 90em trotz knapper Kassen aus- 
sehen kann. 

,,Alles im Griff": 
Umweltschutz als 
Ingenieurleistung 

Es ist oft genug beschrieben worden. 
in welcher Weise in den ausgehenden 
sechziger und beginnenden siebziger 
Jahren der Gmndstein der (west-)deut- 
schen Umnweltpolitik gelegt wurde. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz. Was- 
serhaushaltsgesetz und Abfallgesetz als 
die klassischen Pfeiler nihrten zum mas- 

siven E i t z  von Elektrofütern, Klär- 
anlagen und zum Bau von geordneten 
Deponien. Trotz zum Teil sehr fort- 
schrittlicher amtlicher Verlautbaningen 
bezüglich der erforderlichen medien- 
übergreifenden Vorgehensweise. inte- 
griertem Umweltschutz (schließlich ist 
die UVP-Debatte schon so alt), war es 
die Gninderzeit der ,end-of-the-pipe"- 
Philosophie, die in den achtziger Jahren 
mit TA Luft, Indirekteinleite~erord- 
nung und TA Abfall weiter verfeinert 
wurde. 

Aber die neuen Fordetungen nach 
Vermeidung lassen sich nur schwer mit 
einem Mehr an Technik lösen. Hier 
wird deutlich, daß es sich um gesell- 
schaftliche Prozesse handelt, die eben 
nicht mit einem neuen Aktivkohlefilter 
oder einem neuen Katalysator in den 
Griff zu kriegen sind. Umweltminister 
Töpfer hat mit der Rücknahmepflicht zu 
Recht ein neues Instrument geschaffen 
und damit - wie die Verpackungsverord- 
nung zeigt - massiv in die Okonomie 
und in die Alltagswelt der Bürgerlmen 
eingegriffen. Aber offensichtlich war 
dieser Schritt Ncht bis zu Ende gedacht, 
wieder geht man mit viel Geld und viel 
Technik heran, ohne daß letztlich die 
Umwelt entlastet würde. 

Das Grundrecht 
auf Wegwerfen 

Das grundlegende Problem, daß sich 
angesichts der wilden Müllkippen stell- 
te, war, daß ein E i g i f f  in das Eigen- 
tumsrecht erforderlich wurde. Jeder 
Bürger und jede Bürgerin hat ein Recht 
darauf, mit seinem Eigentum nach Be- 
lieben zu verfahren. Er kann es also 
auch in die Landschaft werfen, sofern es 
nicht gerade der Vorgarten des Nach- 
ba?i ist. Offensichtlich war es also not- 
wendig, allgemeine Güter wie Natur, 
Landschaft, sauberes Wasser und sau- 
bere Luft vor dem exzessiv ausgelebten 
Eigentumsrecht zu schützen. Die recht- 
lichen Grundlagen erlauben dies. nicht 
umsonst steht .das Wohl der Allge- 
meinheit" jeweils als Schutzgut im Zen- 
trum der Umweltgesetze. Um den kon- 
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wehrt blieb und deren Leben nur von 
Gewalt und Erniedrigung geprägt ist. Die 
Quittung für diese Heuchelei haben sie 
bei dieser Wahl bekommen. 

Der ANC wandelte sich in den letz- 
ten Jahren von einer Befreiungsbewe- 
gung zu einer ,ordentlichena politischen 
Partei. Damit änderte sich aber auch die 
eigene Politik. Die Kommunistlnnen und 
Sozialistlnnen werden immer mehr an 
den Rand gedrängt. Die sogenannten So- 
zialdemokratInnen übernehmen die Füh- 
rung. Selbst Nelson Mandela, in den 
60er Jahren radikaler Befünvorter des 
bewaffneten Befreiungskampfes und 
Kämpfer für sozialistische Grundwerte, 
ist für einen großen Teil seiner Gefolg- 
schaft. besonders der Jugendlichen, zu 
diplomatisch geworden. Nelson Mande- 
las propagandierte ,Mixed Economy" - 
staatliche sowie privatwirtschaftliche 
Elemente sollen miteinander verbunden 
werden - stößt bei vielen Jugendlichen, 
die den Befreiungskampf in den 70er und 
80er Jahren fast allein gefühn hatten, auf 
Unverständnis. Im neuen Südafrika ge- 
hen sie wegen der früheren Schulboy- 
kottmaßnahmen mit ungleichen Chancen 
gegenüber den Weißen an den Start. Pri- 
vatwirschaftlich wird dieses Problem 
nicht zu lösen sein. 

Hohe Erwartungen 
an den ANC 

Für die schwarze Jugend stellen sich 
im neuen Südafrika gigantische hoble- 
me. 52% der Jugendlichen im erwerbs- 
fähigen Alter aller Rassen Südafrikas 
sind arbeitslos. Dahinter verbergen sich 
3 Millionen Menschen im Alter zwi- 
schen 16 und 30 Jahren. Diese Zahlen 
stellen nicht dar, in welchem Ausmaß 
die verschiedenen Rassen betroffen sind: 
Afrikaner zu 57%. Mischlinge zu 46%. 
Asiaten zu 17% und Weiße zu 4%. Auch 
leiden Frauen stärker unter der Arbeits- 
losigkeit als Männer. Die durchschnittli- 
che Arbeitslosenquote von Frauen ist um 
14% höher als die der Männer. 

Südafrika steht an der Schwelle des 
Aids-Zeitalters. In Südafrika werden je- 
den Tag 400 Menschen neu mit Aids 
infiziert. Voraussichtlich werden Ca. 
600.W S ü d a F r i e r  bis zum Jahr 2000 
an dieser Krankheit sterben; die Jugend 
Südafrikas wird die Verbreitung der Epi- 
demie beschleunigen. Das Thema Aids 
verkörpert zwei soziale Tabuthemen in 
Südafrika: Sexualität und Tod. Zynisch 
betrachtet, wird man im neuen Südafrika 
- ohne konsequente Aufklärung aller 

SüdafkanerInnen, besonders aber der 
jugendlichen -, an Stelle der politischen 
Beerdigungen der 80er Jahre im neuen 
Südafrika nun an den Aids-Beerdigungen 
teilnehmen können. 

Und 1999? 
Der ANC wird die wahrend des 

Wahlkampfes geschürten Envammgen 
("blühende Landschaften') nicht befrie- 
digen können. Darüber hinaus steht der 
ANC vor einer inneren Zerreißprobe, 
die mit jeder politischen Entscheidung 
verschärft wird. Der linke Block im ANC 
wird den Entscheidungen der sozialdemo- 
kratischen Führung nicht folgen. Die 
South African Communist Party unter 
der Führung von Joe Slovo ist stark mit 
dem ANC verflochten. Joe Slovo bei- 
spielsweise wurde bei den Parlaments- 
wahlen auf dem vierten ANC-Listen- 
platz geführt und übernimmt im neuen 
Südafrikadas Wohnungsbaministerium. 
Die kommunistische Planform wird sich 
vor den Wahlen im Jahre 1999 mit ande- 
ren linken Kräften @.B. Pan African 
Congress) zu einer linken Liste zusam- 
menschließen. Die Abspaltung der Lin- 
ken vom ANC sowie die Frustration der 
Bevölkerung über die kaum wahrzu- 
nehmende Verbessemng der Lebensbe- 
dingungen, wird den ANC bei der näch- 
sten Wahl extrem schwächen. Die kon- 
servative NP wird durch Quasioppositi- 
on von dieser Entwicklung stark profitie- 
ren und einen überproportionalen Stim- 
menzuwachs verzeichnen können. Da 
Nelson Mandela, Insiderinformationen 
zur Folge, nach der Hälfte seiner Regie- 
mgszeit sein Präsidentenamt Thabo 
Mbeki übertragen wird, verliert der ANC 
eine große "Legende" und einen charis- 
matischen Führer. Lulu Johnson. derzei- 
tiger PräsidentderANC-Jugendlip, deu- 
tete darüber hiiaus an. sich vom ANC 
offiziell zu trennen und die ANC-Ju- 
gendliga in eine parteiunabhängige Ju- 
gendorganisation zu überführen. Der N- 
nehmend sozialdemokratisch agierende 
ANC wird sich vielleicht die Unterstüt- 
zung der sozialistischen (kommunisti- 
schen) Jugendliga durch ihre Gratwande- 
rungspolitik verspielen. 

Der Wahlausgang 1999 kann f i r  den 
ANC katastrophale Konsequenzen beiin- 
halten. Eine konservative Koalition zwi- 
schen der ehemaligen Apartheidsregie- 
rung NP mit der IFP bleibt denkbar und 
wäre eine krasse Kehnwendung in der 
demokratischen Entwicklung und der 
Menscbe~echtspolitik. 
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Antwort eines schreibenden Lammes 

m Beitrag Frank Wilhelmys .Das 
Schreiben der Lämmer" in spw 78 1 ese ich mehr gezielte Beleidigungen 

als Argumente. Der Autor schreibt im 
selbstgerechten Fluß einer Rede, die 
alle nicht zu Tode gekommenen So- 
malias und Ruandas etc. hinter sich ver- 
sammelt und jeden Einwand gegen seine 
(des Autors) Meinung damit zum Mord 
stempelt. Er entwickelt die verlockend 
potente Argumentation vom "gerechten 
Krieg" - so als würde alleine das .hu- 
mane Ziel" die destniktive, unkalkulier- 
bar ansteckende Gewalttätigkeit jeder 
Militäraktion aufheben. 

Für mich gibt es eine stnikturelle 
Übereinstimmung, einen 'männlichen' 
Militarismus, der sich sowohl hinter 
vorgeblich .linkere bnv. .rechteru 
Argumentation versteckt und sich jen- 
seits aller inhaltlichen Differenzen (s. 
Kalter Krieg) notwendigerweise und mit 
denselben Ergebnissen lebensfeindlich 
gebärdet. 

Die Frage, auf welche Militäranga- 
hen sich GriemertlKretschmer ( i  spw 
77. diesen Artikel kritisiert Wilhelmy, 
Anm. der Red.) denn nun stützen. läßt 
mich doch zurückfragen: Auf welches 
Heer Wilhelmy zurückgreifen will, um 
seine klinisch und moralisch saubere In- 
tervention durchzuführen? Der gerechte 
Krieg setzt doch einen Militärapparat 
voraus, der nicht kapitalistisch-imperia- 
listisch-rechtsgewirktet ist (oder?) - den 
es wo und wann in absehbarer Zeit gibt? 
Etwa die Bundeswehr? NATO? E i e  ei- 
gens installierte UNO-Tmppe? 

Andrea Nahles. Landervorsi12snds dar Jusos 
in Rheinlsnd-Pfalz 

Zu den .paar Bomben zu f'riiher 
Zeit' oder der .Stationienmg von mas- 
siven Tmppenkontingenten zur Tren- 
nung der Konflikiparteien": An dieser 
Stelle ist der Vorwurf der Naivität und 
des übereifrig moralischen Rigorismus 
nun wirklich angebracht. Seit 1994 hat 
es 189 Kriege auf unserem Globus gege- 
ben, davon waren 80% Bürgerkriege. 
die wiedemm zu 80% in der sog. Drit- 
ten Welt stangehinden haben. 

Die anderen 20% sind im iibrigen 
meist durch das direkte oder indirekte 
Einwirken der Kalten Krieger geschürt 
oder künstlich ins Leben gemfen bzw. 
verlängert worden. Selbst wenn wir also 
einen Militärapparat zur Verfügung hät- 
ten. der unsere .linkenu, "humanisti- 
schen" Ziele vertreten würde - das Cha- 
rakteristikum von Bürgerkriegen ist die 
totale Anarchie, von klaren Frontlinien 
oder gar zielgerichteten Bomben (auf 
welche der Bürgerkriegsparteien. wer 
trifft da eine Entscheidung, oder wird 
dann doch einigermaßen wahllos drauf- 
gehauen?) kann keine Rede sein. Der 
Autor scheint an dieser Stelle doch ein- 
deutig noch in den Vorstellungen von 
Stellungskriegen (1916-1918) befangen 
zu sein. 

1. Ich bezweifle - um das ausdrück- 
lich zu betonen - die Effuienz vorMili- 
täraktionen (und halte auch das soldati- 
sche Leben für so wertvoll. an dieser 
Stelle kein unkalkulierbares Risiko in 
Kauf zu nehmen!). 

2. Ich glaube an die Gefahr der mili- 
tärischen Logik an sich, die dadurch ge- 
stärkt wird, daß AufbauIZusammenset- 
zunglldeologie jedes Militärapparates 
eine Eigendynamik entwickeln, die poli- 

von Andrea Nahles* 

tische Kontrolle erschwert oder ganz 
unmögIich macht. Der Golfkrieg hat an- 
schaulich gemacht, wie da plötzlich eine 
eine sog. .freieu Medienöffentlichkeit 
manipuliert wird, die Militärinterventi- 
on sich unangefochten als Humanismus 
und "gerechter Krieg" ausgeben darf. 

3. Warum sollte die Skepsis über die 
realistischen Möglichkeiten der vom 
Autor intendierten linken Einflußnahme 
gegenüber einmal in Gang gekommenen 
Macht- und Militärstmkturen gerade 
hier zu vernachlässigen sein? Statt einen 
Katalog von Bedingungen, Alternativen 
bzw. begleitenden politischen Maßnah- 
men vorzuschalten, wirft Wilhelmy al- 
ler Vorsicht und begründbarem Skep- 
tizismus Zynismus und weibische Feig- 
heitl vor und spricht uns die Berechti- 
gung ab - Gewissen und Leidensdmck 
zu haben, weil wir nicht der "Logik" ei- 
nes erlösend (einfachen) Eingreifens 
folgen  können.^ 

Zudem vermisse ich bei Wilhelmy 
jede Einordnung seiner Forderungen in 
die aktuelle Diskussion um den Eisatz 
von Militär, die besondere Rolle 
Deutschlands (man kann sich seine Ge- 
schichte nicht aussuchen, aber sehr 
wohl die Traditionen, die man pflegen 
möchte!) und der Position, die die SPD 
einnehmen sollte; und überhaupt ver- 
misse ich einen Hinweis darauf, wie die 
L i e  den nötigen Reformdmck aufbau- 
en will, um hochnotwendige Reformen 
der Entwicklungs- bzw. Weltwirt- 
schaftspolitik. der UNO, NATO etc. 
durchsetzen zu können. Wenn sie erst 
ihre Zustimmung zu den Kampfeinsät- 
Zen ... 

Recht gebe ich dem ,Wolf", daß die 
Lämmer zuviel lamentieren und zu we- 
nig an der Ausarbeitung konkreter Kon- 
fliktvermeidungs- bzw. -1ösungsstrate- 
gien und ihrer politischen Umsetzung 
arbeiten. Auch muß neben der Iängerfri- 
stigen Reformpolitik eine Möglichkeit 
geschaffen werden, kurzfristig Hilfe zu 
leisten, ich denke dabei an das von Hans 
Wallow konzipierte Umwelt- und Kata- 
strophenhiifskorps, das ohne ,Uni- 
form" sowohl präventiv als auch in aku- 
ten Notlagen eingesetzt werden könnte. 

' .'Oie Freiheit mu0 ihre M#nnlichkeit sntdsk- 
ken- - zitisn Wilhelmy Thomas Mann - aus- 
gerechnet Thomar Mannlll 
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ven' radikalreformerischen Positionen 
in Beziehung zu anderen kompromiBbe- 
reiten Kräften - auch des Unternehmer- 
lagers - zu setzen. Sicherlich sind die 
Wahlpmgramme der SPD wie auch von 
Bündnis '90lDie Grünen nicht als Ver- 
uagstexte für ein neues Gesellschafts- 
projekt anzusehen. Aber sie lassen Aus- 
sagen darüber zu, in welche Richtung 
die .Vertragsverhandlungen" sich ent- 
wickeln körnten. welche Probleme da- 
bei zu überwinden sind und welche Be- 
deutung dabei den Vorstellungen einer 
alternativen Wirtschafts- und ~ozialpoli- 
tik beimessen wäre. E i e  Gnmdstnik- ~ ---. 
tur des künftigen deals, in den sowohl 
Vorstellungen radialreformerischer 
Politik aus Gewerkschaften und neuen 
sozialökologischen Bewegungen wie 
auch Modernisierungsinteressen von 
Kapitalfraktionen eingehen, zeichnet 
sich bereits ab: 

Modernisiemnc der Industrie und Si- 
cherung ihrer inkrnationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit auf den Gebieten techno- 
logisch hochwertiger Qualitätspro- 
duktion (u.a. mit Schwerpunkt auf 
infrastmkturfeldern wie Energie, Ver- 
kehr und Kommunikation), 

fortgesetzter Abbau unmittelbar 
staatlicher bzw. quasi-staatlicher Be- 
schäftigungssektoren im Zuge weiterer 
.EntbÜrokratisiemngu wie auch fi- 
nanzpolitisch begründeter Reduziemng 
von Staatsapparaten sowie Verkauf von 
staatlichen Wirtschaftssektoren, 

Ausbau eines leistungsstarken öffent- 
lich geförderten Beschäftigungssektors, 
der die Beschäftigungsverluste in der In- 
dustrie und beim Staat kompensieren 
kann und vom "zweiten Arbeitsmarkt' 
zu einer gleichberechtigten ,drittenq 
Säule von Wirtschaft und Erwerbsarbeit 
aufsteigen kann. 

Wie diese drei Elemente ausgestaltet 
bzw. miteinander kombiniert werden, 
bleibt hier offen. Das Spektmm der 
Ausgestaltungsmöglichkeiten wäre noch 
- erst recht unter radikalreformerischer 
Perspektive - auszuloten. Entscheidend 
dürften die übergreifenden Fragen der 
Verteilung finanzieller Mittel, der 
Macht- und Beteiligungsstmkturen und 
der internationalen Einordnung sein. Je 
nachdem wie sie beantwortet werden, 
sind erhebliche Modifikationen im 
Gnmdmodell des deals zu erwarten. 
Abschließend zur diesbezüglichen stra- 
tegischen Einordnung des SPD-Pro- 
gramms: 

1. Das Regienmgsprogramm der 
SPD setzt in seinem Kerngehalt auf eine 

angebotsorientierte und weltmarktorien- 
tierte Modemisienmg der deutschen 
Wirtschaft, die v.a. auf "verbesserten 
Rahmenbedingungen' und einer markt- 
konformen ökologischen Profilierung 
bemhen soll. Konzeptionell sehr ent- 
scheidend ist in diesem Zusammenhang, 
daß die Modemisierung auf einem staat- 
lich moderierten ,gesellschaftlichen 
Bündnis" von .Gewerkschaften, Ar- 
beitgebern und Bundesbank" beruhen 
soll, war doch früher noch - etwa im 
Berliner Grundsatzprogramm - neben 
den obligatorischen Solidarpakten zwi- 
schen Kapital und Arbeit auch vom 
Bündnis zwischen den sog. alten und 
den sog. neuen sozialen Bewegungen 
die Rede. In dieser Hinsicht herrscht im 
Regietungsprogramm Fehlanzeige. 
Vielmehr deutet sich an, daß das oben 
zitierte gesellschaftliche Bündnis und 
die Konzeptionen auf zentralen Feldern 

der Modernisiemng wie etwa im Be- 
reich des Verkehrs auch die politische 
Ausgrenzung anderweitiger sozialer und 
v.a. ökologischer Kräfte beinhalten 
könnte. 

2. Eingebunden werden sollen al- 
lerdings die Gewerkschaften - mit Vor- 
schlägen, die den machtpolitischen ge- 
werkschaftlichen Terrainverlust gegen- 
über dem Arbeitgeberlager ebenso stop- 
pen könnten wie die Angriffe auf Lohn- 
und Sozialeinkommen der "normalver- 
dienenden" Lohnabhängigen. Dies be- 
inhaltet zwar auch neue Spielräume und 
Ansatzpunkte für rot-grüne bzw. radi- 
kalreformerisch-linke Perspektiven. 
Aber: Solange die Vorstellungen zur 
Armutsbekampfung und insbesondere 
zur sozialen Gmndsichemng derartig 
begrenzt bleiben und der Finanzienmgs- 
vorbehalt auch und gerade auf der Ar- 
beits- und Strukturfördemng lastet, be- 
steht die Tendenz, soziale Ausgren- 
zungsprozesse an den "Rändern" der 

Gesellschaft weiterhin sich selbst zu 
überlassen bnv. bestenfalls abzufedern. 
Von einem vollwertigen "dritten" Sek- 
tor der Wirtschaft und der Erwerbsar- 
beit könnte hingegen kaum noch die 
Rede sein. 

3. Gemessen an den laufenden Dis- 
kussionen über einen .neuen Gesell- 
schaftsvertrag' besteht das prinzipielle 
Problem des sozialdemokratischen Pro- 
grammes nicht darin, dai3 es dem Unter- 
nehmerlager diverse Angebote m Ver- 
bessemng der ,Rahmenbedingungen" 
unterbreitet oder daß es der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit der Indu- 
strie einen hohen Stellenwert beimült. 
Dies ist teilweise sachlich gerechtfer- 
tigt, v.a. aber Bestandteil eines Kom- 
promisses bzw. des deals. Das erste 
Problem besteht in der Tendenz, dabei 
andere demokratisch engagierte und/ 
oder sozial benachteiligte Teile der Ge- 
sellschaft zu vernachlässi~en h m .  ailr- 
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zugrenzen. Das zweite Problem liegt in 
den selbstauferlegten finanziellen und 
verteilungspolitischen Restriktionen, die 
den Weg zu einem neuen Gesellschafts- 
projekt von vorneherein versperren 
könnten. Das dritte Problem besteht in 
einer internationalen ,Triaden"fixierung 
- zulasten einer biienwirtschaftlichen 
Konzeption wie auch einer süd-orien- 
tierten Regulierung des Weltmarktes. 

4. Mit ihrem reformpolitischen Mi- 
nimalismus ist die SPD sicherlich noch 
.weit von einem neuen Gesellschaftspro- 
jekt entfernt. Allerdings sind auch genü- 
gend Elemente im Protrramm vorhan- 
den, an denen durch weitere Ausgestal- 
hmg und Verdichtung anzusetzen wäre. 
Eine der entscheidenden (beispielhaften) 
Einbmchsstellen für eine andere Ent- 
wicklungsrichtung liegt - darauf wurde 
schon hingewiesen - in der Frage der 
Arbeits- und Strukturförderung. Ihre 
Ausgestaltung und konzeptionelle Ein- 
bindung hängt auch und gerade mit der 
Frage zusammen. ob ein wirklicher 
Brückenschlag zu den im Programm 
auch vorhandenen ökologischen Pro- 
jektvorschlägen und Zukunftsinvestitio- 
nen gelingt. Es kommt vor allem darauf 
an, diese und andere Schlüsselfragen in 
den Mittelpunkt der sozialen und politi- 
schen Auseinandersetzungen zu rücken. 
und dadurch eine neue Dynamik zu be- 
gründen, die über das Programm selbst 
hinausweist: Ohne Konflikte keine 
Kompromisse, kein Projekt, kein deal! 
Dies zu befördern, wäre der eigentliche 
Sirn von ,Rot-Grün'. 
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mit birgt auch das geforderte neue 
Arbeitsschutzrecht Sprengstoff in sich, 
handelt es sich beim betrieblichen Ar- 
beits- und Umweltschutz doch um ein 
Kontliield mit wachsender Bedeutung 
auch und gerade für die Klassenbezie- 
hungen. Schließlich darf man gespannt 
sein, was man von einem "modernen 
Arbeitsgesetzbuch" zu erwarten hat, 
daß die "gesetzliche Grundlage für eine 
sozial-fortschrittliche Gestaltung aller 
Arbeitsverhältnisse" bieten soll. 

Insgesamt spielt die Frage der De- 
mokratisiening - im großen Unterschied 
zur Sozialdemokratie Anfang der 70er 
Jahre - im Regie~ngsprogramm zwar 
keine nennenswerte Rolle. Aber bezo- 
gen auf die vergangenen 15 Jahre könn- 
ten darin enthaltene Forderungen doch 
zu einem beachtlichen Paket geschnürt 
werden, mit dessen Hilfe nach fast 
zwanzig Jahren wieder Verschiebungen 
der betrieblich-sozialen Kräfteverhält- 
nisse zugunsten der Lohnabhängigen in 
Gang gesetzt werden könnten. Ob dar- 
aus tatsächlich in der Substanz etwas 
wird, darf aufgrund der meistens sehr 
unverbindlichen Formulieningen sicher- 
lich bezweifelt werden. Aber immerhin 
ist damit ein Feld skizziert, das Spiel- 
raum für eine neue Dynamik in den 
Klassenbeziehungen bietet (und im übri- 
gen nur in rot-grüner Konstellation poli- 
tisch ausgestaltet werden kann). 

Weiter oben schon wurde im Kontext 
des Arbeits- und Strukturförderungsge- 

setzes angesprochen, daß die SPD den 
Regionen eigenständige Kompetenzen in 
der Strukturpolitik und beim Einsatz 
entsprechender finanzieller Mittel über- 
tragen will. Basis sollen regionale Ent- 
wicklungs- und Innovationskonzepte 
bzw. Regionalpläne sein, an deren Erar- 
beitung Kommunen, Arbeitgeberverbän- 
de, Gewerkschaften, wissenschaftliche 
Einrichtungen und Verbände beteiligt 
werden sollen. Dies könnte nicht nur die 
gewerkschaftlichen Beteiligungsmög- 
lichkeiten erhöhen, sondern auch die von 
Umweltverbänden. sozialen Initiativen 
usw. Allerdings muß in diesem Zusam- 
menhang angemerkt werden, daß anson- 
sten die Beteiligungsvorstellungen der 
SPD in Bezug auf letztgenannte Kräfte - 
denkbar wäre dies ja auf den verschiede- 
nen Umbaufeldern vom Verkehr bis zum 
Wohnungsbau - gegen Null tendieren. 

,,New Deal"? Das SPD- 
Regierungsprogramm 
und die Perspektiven 

einer Wirtschafts- und 
Gesellschaftsreform 

Heutzutage ist viel die Rede von ei- 
nem ,neuen Vertrag" über die künfti- 
gen Konstellationen und Perspektiven 
der Wirtschafts- und Gesellschafts- 
enhvicklung. Dabei geht es zumeist um 
den (möglichen) Übergang vom fordisti- 

schen Projekt des national-keynesiani- 
schen Wohlfahrtsstaates zu einem neuen 
nach-fordistischen Projekt der Gesell- 
schaiisreform. Genaugenommen erle- 
ben wir 2.2. den zweiten Versuch, das 
politische Feld für ein derartiges Projekt 
zu stmkturieren. Der erste große Anlauf 
fand in der BRD in den 80er Jahren statt 
-getragen von neuen sozialen Bewegun- 
gen und auch maßgeblichenTeilen der 
Gewerkschaften, sich ausdrückend in 
der ersten .Rot-Grün'-Welle und pro- 
grammatischen Weiterentwicklungen 
der SPD (ausgedrückt v.a. im Berliner 
Grundsatzprogramm). Allerdings findet 
der gegenwärtige und eher verhaltene 
Anlauf vor einem sehr veränderten 
Hintergrund statt. Als entscheidend sehe 
ich an, daß wir in Deutschland erst jetzt 
in vollem Umfang mit den ökonomisch- 
sozialen Umstnikturiemngsprozessen - 
den inneren wie den internationalen - 
konfrontiert sind: Die Facetten reichen 
von der inneren Fragmentiemng und 
Diffusion der Klassen- bzw. Sozi- 
alstrukturen bis zu den international 
wirksamen Standort- und Migrationsfra- 
gen. 

Diese Prozesse haben zusammen mit 
dem Niedergang des kruden Marktlibe- 
ralismus und seinen teilweise verhee- 
renden Konsequenzen auf die Wirt- 
schafts- und Gesellschaf&sstmktur wohl 
vor allen Dingen dazu geführt, über 
neue gesamtgesellschaftliche Konstella- 
tionen nachzudenken und die "alternati- 

iw sozial-ökologische Wirtschaftsforschung 
Analysen Dokumentationen Fakten & Argumente 
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Alternativen der sozialökonomischen 
Entwickluna 

Augangspunkte für einen 
solidarisch-ökologischen 

Umbau 

S olidarisch Umbauen!': Ausgangs- 
P,& dieser Forderung ist die 

77 
Uberzeugung, daß trotz aller 

"Sachzwänge" und Einschränkungen 
der Spielräume politischer Gestaltung 
im gegenwärtigen Kapitalismus nicht 
nur die dringende Notwendigkeit, son- 
dem auch die reale Möglichkeit besteht, 
durch einen wirtschaftspolitischen Kurs- 
wechsel solidarische und ökologisch 
ausgerichtete Alternativen der ökonomi- 
schen und sozialen Entwicklung durch- - 
zusetzten: 

Es gibt Möglichkeiten für eine aktive 
öffentliche Beschäftigungs- und zu- 
eleich Umbauoolitik. Damit sind Nach- - 
frage, lnvestiiionen und Beschäftigung 
zu stimulieren und zugleich ökologi- 
scher Umbau und zukunftsorientierte 
Modemisierung der Infrastmkturen vor- 
anzutreiben. Im Mittelpunkt muß dabei 
ein umfangreiches und mittelfristig an- 
gelegtes Zukunftsinvestitionsprogramm 
stehen (vgl. dazu den Vorschlag von 
BartschlHeiselTofaute). 

In Verbindung mit einer regional 
ausgerichteten Arbeits- und Stnikturför- 
demngspolitik sowie sozialpolitischen 
Flankierungen kann erreicht werden, 
daß auch auf dem Arbeitsmarkt beson- 
ders benachteiligte und ausgegrenzte 
Gruppen wie Langzeitarbeitslose neue 
Chancen erhalten, daß Jugendlichen ein 
Einstieg ins Bemfsieben gewährleistet 
wird und daß Frauen in allen Wirt- 
schaftsbereichen und beruflichen Ni- 
veaus den ihren Ansprüchen entspre- 
chenden Anteil erringen können (vgl. 
dazu den Beitrag von Marianne Weg). 

Arbeit, Einkommen und Vermögen 
sind gerechter und gleichmäßiger zu 
verteilen. Damit kann Arbeitslosigkeit 
in großem Umfang vermindert werden, 
Nachfrage, soziale Stabilität und Inno- 
vationsfähigkeit werden gefördert. und 

Raff Krämer. Oortmund, Sozialwirranschaft- 
ler. Mitglied des CPD-hndesvorstands NRW. 
spw-Redaktion 

großen Teilen der Bevölkerung wird 
eine bessere Befriedigung sowohl ihrer 
materiellen Bedürfnisse als auch ihrer 
Arbeitszeitbedürfnisse ermöglicht. 

Es ist höchste Zeit für einen neuen 
reformpolitischen Anlauf und einen 
.Öko-deal", um unverzüglich einen 
tiefgehenden ökologischen Umbau der 
Produktions- und Lebensweise einzulei- 
ten (vgl. dazu den Beitrag von Michael 
Müller). 

Statt weiterem Sozialabbau und mehr 
als problematischen Vorschlägen zur 
Ersetzung bisheriger Grundstmkiuren 
des sozialen Sicheningssystems durch 
ein System von .Bürgergeld' oder .ne- 
gativer Eiommensteuer" muß im Mit- 
telpunkt einer sozialpolitischen Reform 
die Einführung einer bedarfsorientienen 
sozialen Gnindsicherung stehen (vgl. 
dazu den Beitrag von Volker Offer- 
mann) . 

Die erhebliche Verschuldung der öf- 
fentlichen Haushalte IäRt es nicht mehr 
zu, eine solche Politik in erster Linie 
über Kredite zu fuianzieren, damit wird 
sie aber keineswegs unmöglich. Not- 
wendig sind Reformen des Steuer- und 
Abgabensystems, die eine Finanziemg 
der wachsenden Aufgaben ermöglichen 
und zugleich zu größerer sozialer Ge- 
rechtigkeit beitragen und die gravieren- 
de Umverteilung der 80er und bisheri- 
gen 90er Jahre zugunsten der Gewinn- 
und Vermögenseinkommen wieder zu- 
rückdrängen (vgl. dazu den Beitrag von 
Hartmut Tofaute). 

Die wachsende Macht der Banken 
und die Aufblähung internationaler und 
spekulativer Finanztransaktionen er- 
schwert demokratische Kontrolle und 
wirtschaftspolitische Steuerung. Sie ist 
aber in hohem Maße Produkt einer De- 
reguiiemngspolitik, die kein Sachzwang 
ist. Vorschläge, gerade in diesem Sek- 
tor verstärkte Kontrolle und Regulierun- 
gen durchzusetzen, liegen auf dem 
Tisch und müssen diskutiert werden 
(vgl. dazu den Beitrag von Angelina 
Sörgel). 

Die Internationalisierung und ver- 
stärkte Standortkonkurrenz bedeuten 
nicht, daß alternative Wirtschaftspolitik 
unmöglich würde. Es gibt Möglichkei- 
ten und die Notwendigkeit, mit einer 

von Rnlf Krämer* 
solchen Politik in Deutschland zu begin- 
nen; die sog. Standortdebatte wird in 
unverschämter Weise von Konservati- 
ven und Kapitalverbänden für ihre Inter- 
essen instmmentalisiert und hat in wei- 
ten Teilen mit der Realität nichts zu tun 
(vgl. dazu den Beitrag von Herbert 
Schui). Dabei muß eine verstärkt bin- 
nenwirtschaftliche Ausrichtung verbun- 
den werden mit Initiativen fiir gemein- 
same und koordinierte Aktivitäten in der 
EU und mit dem Aufbau von Kooperati- 
onsprojekten zwischen Nord und Süd. 

Das Regie~ngsprogramm der SPD 
bietet Anknüpfungspunkte für eine sol- 
che Politik und einen solidarisch-ökolo- 
gischen new deal, die allerdings nur in 
einer rot-grünen Konstellation ummset- 
Zen wären und in der Konsequenz über 
die ebenfalls im SPD-Programm einge- 
bauten (Selbst-)Beschränkungen hiinaus- 
gehen müßten (vgl. dazu den Beitrag 
von Uwe Kremer). 

Zweierlei muß dabei klar sein: Die 
hier skizzierte und geforderte Politik er- , 

fordert erhebliche Eingriffe in die öko- 
nomischen und sozialen Bedingungen 
und Prozesse. sie setzt sich nicht im 
marktwirtschaftlichen Selbstlauf durch. 
Eine solche Politik wird Konflikten 
nicht ausweichen können und sich mit 
mächtigen Gegnern auseinandersetzen 
müssen, es wird neben Gewinnern auch 
Verlierer einer solchen Politik geben - 
jedenfalls in Bezug auf den ihnen zuflie- 
ßenden Anteil am gesellscbaftlicben 
Reichtum'. Es wird deshalb von ent- 
scheidender Bedeutung sein, soziale 
Kräfte und Bündnismöglichkeiten für ei- 
nen solidarischen Umbau zu mobilisie- 
ren. 

Zentral für die Emschätmg der Be- 
dingungen und Interessen, Möglichkei- 
ten und Alternativen sind die ökonomi- ' 
schen G~ndtendenzen und -zusammen- 
hänge. Diese stellen sich allerdings in 
weiten Teilen anders dar, als die vor- 
herrschende wirtschaftspolitische Mei- 
nung es darstellt. 

Beschäftigung, 
Produktion, Arbeitszeit 
Nach dem Auslaufen der durch den 

vereinigungsbedingten Nachfragestoß 
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heworgemfenen Sonderkonjunldur be- 
wegt sich Westdeutschland 1992-94 in 
einer ökonomischen Krise, die erst all- 
mählich in eine schwache Aufschwung- 
bewegung übergeht. In Ostdeutschland 
war 1989-91 ein durch die unvermittelte 
Wirtschafts- und Währungsunion verur- 
sachter verheerender wirtschaftlicher 
Zusammenbruch zu verzeichnen, seit 
1992 von diesem extrem niedrigen Ni- 
veau ausgehend ein langsamer Anstieg 
der Produktion, der insbesondere vom 
Bausektor getragen wird. Das unter so- 
zialen Gesichtspunken gravierendste 
Problem ist die erneut rapide angestie- 
gene Arbeitslosigkeit: in Westdeutsch- 
land von jahresdurchschnittlich 1.6 
Mio. registrierten Arbeitslosen 1991 auf 
wahrscheinlich ca. 2.6 Mio. 1994 
(9,496 der abhängigen Enverbsperso- 
nen), in Ostdeutschland auf Ca. 1.2 
Mio.. was einer Arbeitslosenquote von 
16.8% (der Erwerbspersonen) ent- 
spricht. Dazu kommen knapp 1 Mio. 
Personen, die sich in arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen (ohne Kurzarbeit 
und Vorruhestand) befinden. und weite- 
re mehr als 2 Mio. Menschen in der 
.stillen Reserve", die gerne eine Er- 
werbsarbeit annehmen würden, wenn 
sie eine Moglichkeit dazu sähen, die 
aber bei der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht gemeldet sind.2 Insgesamt fehlen 
in Deutschland also fast 7 Mio. Arbeits- 
plätze. Dies ist nicht nur mit enormen 
sozialen und psychischen Folgen für die 
Betroffenen und ihre Angehörigen ver- 
bunden, sondern auch mit gesamtwirt- 
schaftlichen Kosten und Produktions- 
ausfällen in gigantischem Ausmaß.' 

Schaubild 1 zeigt die Entwicklung 
von Produktion, Produktivität und dar- 
aus resultierendem Arbeitsvolumen so- 
wie von Arbeitszeit und Beschäftigung 
in Westdeutschland von 1980 bis 1994. 
Dabei wird deutlich, daß der Anstieg 
der Beschäftigtenzahl bis 1992 ganz we- 
sentlich durch die gesunkene Arbeitszeit 
bedingt ist. Dies gilt auch unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß Arbeits- 
zeitverkümgen mit zusätzlichen Pro- 
duktivitätssteigerungen verbunden sind; 
allein durch die Verkürzung der durch- 
schnittlichen Wochenarbeitszeit um 
knapp 3 Stunden wurde 1985 bis 1991 
nach Berechnungen des Deutschen Insti- 
tuts für Wirtschaftsforschung (bei An- 
nahme von durch die AZV induzierten 
Produktivitätseffekten von 50% des 
Ausfalls an tariflicher Arbeitszeit) die 
Beschäftigtenzahl um mehr als 1 Mil- 
lion erhöht.' In Gefolge der Krise ist die 

Schaubild 1: 8%. In beiden Teilen Deutschlands wer- 
Wachstum und Arbeiiszeit- den die Produktivitätssteigerungen Be- 
verkürzunp; in Westdeutschland schäftimeseffekte. die durch das Pro- - 

duktionswachstum 'bedingt sind, kom- 

tn Wertdeutschland') 
pensieren. In Ostdeutschland wird die 

Inder (1980=1W) 
Beschäftigung daher nur geringfügig an- 
wachsen. in Westdeutschland werden 

(Anzahl in 7000) 1991 1995 2000 2005 2010 
Emerbspersonenpotential 
"Inländer 41.006 41.292 40.774 40.125 39.716 
Pendlersaldo -60 -25 5 25 35 
"Inland" 40.946 41.267 40.150 39.751 39.751 

Erwerbstätige Inland 36.398 34.519 34.868 35.259 35.828 
(Arbeitnehmer) (32.867) (31.054) (31.446) (31.845) (32.372) 
Rechnerische AfbeiisplaklOd«, 4.548 6.748 5.911 4.891 3.923 
registrierte Afbeiilose 2.602 3.450 3.374 3.045 2.591 
davon West 1.639 2.265 2.379 2.226 2.074 
davon Ost 913 1.185 995 819 517 
Stille Reserve I )  1.946 3.298 2.536 1.846 1.332 
davon West 1.151 2.265 1.947 1.484 1.117 
davon Ost 795 1.033 589 362 215 
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die nach einer zyklischen Krise norma- 
len starken Steigerungen der Arbeits- 

produktivität die 4% - zu einem - 1994 weiteren wahrscheinlich deutlichen um 
Rückgang des Arbeitsvolumens führen, 
das sich im Verlauf dieses und des fol- 
genden Jahres in weiterem Beschäfti- 
gungsabhau niederschlagen wird.' 

Für den Zeitraum bis 2010 hat das 
ProgIIo~-Institul eine Vorausschätmg 
der gesamtdeutschen Arbeitsmarktent- 
wicklung vorgenommen. Die Ergehnis- 
se der mittleren Variante, die ein durch- 
schnittliches jährliches Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts um 2% in West- 
und 9.6% in Ostdeutschland unterstellt, 
gehen aus der folgenden Tabelle hervor. 
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Dabei ist zu berücksichtigen, daß kri- 
Erwerbstätigenzahl in Westdeutschland senbedingt die prognostierten Wachs- 
datin von 29.5 M ~ O .  1992 um fast 1 tumsraten bisher nicht erreicht wurden 
M ~ O .  gesunken. den neuen m,jern und es gute Gründe für die Auffassung 
sank die zahl der Erwerbstätigen von gibt, die Prognose für Ostdeutschland 
8,9 Mio. 1990 auf noch Ca. 6,l  Mio. sei grundsätzlich zu optimi~tisch.~ Je- 
1993. denfalls wird deutlich, daß mit anhalten- 

Für dieses und die kommenden Jahre der Massenarbeitslosigkeit und einer 
ist mit einer gewissen wiederbelebung Arbeitsplatzlücke von 6-7 Mio. zu rech- 
der ~ o n j d t u r  im Westen zu rechnen nen ist, die erst nach der Jahrhundert- 
(mit geschätzten preisbereinigten wende langsam geringer wird. Dabei ist 
Wachstumsraten von 1994 und 1995 je zu berücksichtigen, daß zur Verwirkli- 
1.5%) und im asten des ~ a ~ d ~ ~  mit ei- chung emanzipativer Zielsetzungen eine 
ner ~ortse-g der - im Verhälmis zu noch stärkere Steigerung der Frauener- 
den ~ ~ f ~ ~ d ~ f i ~ ~ ~ ~  einer ohne D ~ ~ ~ ~ -  werbstätigkeit anzustreben wäre, als sie 
transfers aus dem Westen lebensfähigen in der S~hätning berücksichtigt ist. 
wirtscbaft völlig - ~ ~ t -  Um die Arbeitslosigkeit in den näch- 
wicklung mit Wachstumsraten um die sten Jahren in großem Umfang zu redu- 

Tabelle 2: Gesamtdeutsche Arbei&markthilanz 1991 - 2010 nach Prognos 

schutzverbhde) im Naturschutzgesetz 
sowie 

nach einem Klimaschutzprogramm 
in Verbimdung mit einem 100.000-Dä- 
cherProgramm für die Solanechnologi- 
en 
wichtige Akzente gesetzt worden sind. 
E i  Forum und ein Institut für .zu- 
kunftsfähige Produkte" könnten den 
Umhau substantiell befruchten. Beson- 
ders hervorzuheben ist im übrigen auch 
die Absicht, die Städtebauförderung in 
Verbindung mit einer Reform der Bo- 
denordnung und einer aktiven und sozial 
gerechten Wohnungsbaupolitik neuzu- 
beleben. 

Auf der anderen Seite gibt es aber 
auch die notorischen .Aufweichungen'. 
wie man sie bei der Verwässemng des 
Tempolimits. beim Weglassen kriti- 
scher Einwendungen gegen den Luftver- 
kehr, beim Offenhalten der Vorstellun- 
gen zu einer Ökosteuerreform u.a.m. 
feststellen kann. Am deutlichsten wird 
diese Problematik im Verkehrskapitel, 
wo der Grundsatz der Verkehrsvermei- 
dung fallengelassen und durch das hohe 
Lied auf die telematisch gesteuerte Ver- 
flüssigung des Verkehrs sowie die Hoff- 
nung auf das 3-Liter-Auto ersetzt wur- 
de. Rückwirkend führt dies mit Blick 
etwa auf die Städtebauförderung (und 
letztlich auch die gesamte Raumordnung 
und Regionalplanung) zu durchaus 
problematischen Konsequenzen auf an- 
deren Reformfeldern. 

Hierin schlägt sich allerdings wohl 
vor allem nieder. daß der sozialökologi- 
sche Umbau einschließlich seiner ar- 
beitsplatzschaffenden Wirkung im SPD- 
Programm eindeutig im Zeichen der 
.internationalen Wettbewerbsfähigkeit' 
der deutschen Wirtschaft steht - mit dem 
Ziel. daß .'made in Germany' wieder 
(!, U.K.) zum Gütesiegel für Spitzen- 
technologie und höchste Qualität wer- 
den' müsse. was insbesondere durch 
eine .markhvirtschaftliche Industriepo- 
litik' befördert werden soll. Auch und 
gerade in den Formulierungen zur inter- 
nationalen Wirtschaftspolitik werden die 
allgemeinen Bekenntnisse zu einem neu- 
en und global verträglichen Lebens- und 
Wirtschaftsstil überlagert von der Frei- 
handelsdoktrin, die allerdings mit zwei 
klaren Akzenten verbunden worden ist: 
nämlich der ökonomischen Expansion 
im asiatisch-pazifischen Raum und der 
Atlantik-Charta. in der die künftige Ko- 
operation mit Nordamerika fixiert wer- 
den soll. M.a.W.: die ,Triades der drei 
großen Weltwirtschaftszentren steht im 

Mittelpunkt einer weltmarktorientierten 
Industrie- und Handelspolitik (und nicht 
etwa die Achsenbildung zwischen Nord 
und Süd), 

Reforrnbrernse: 
Finanzierungsvorbehalte 

und Urnverteilungs- 
verzicht 

Weitgehend quer zu den verschiede- 
nen Kapiteln wird die Frage der Vertei- 
lung behandelt - wobei ich hiennit so- 
wohl die Verteilung von Macht wie 
auch die von Geld ansprechen möchte. 
Beide Verteilungsfragen bzw. deren Be- 
handlung sagen viel über den Kontext 
aus. in dem die reinen .Sachforderun- 
gen' wie auch die allgemeinpolitischen 
Zielvorstellungen eines Programms 
tatsächlich stehen bzw. wahrscheinlich 
stehen werden. Am brisantesten ist es in 
den vergangenen Monaten immer dann 
geworden, wenn es um Geld ging - wo- 
bei die Verteilung finanzieller Ressour- 
cen natürlich auch Machtfragen beinhal- 
ten. 

Der entscheidende Passus, der dem 
wie ein Sammelsurium daherkommen- 
den Programm mit sehen hier ,nach- 
sortierten" Facetten einen harten Kern 
verleiht, wurde ziemlich weit hinten 
plaziert. Demnach gelten für das Pro- 
gramm .vor allem drei klare ftnaozpoli- 
tische Grundsätze: 

1. Keine Erhöhung der Steuer- und 
Abgabenquote, 

2. Mittelfristige Rückfuhning der 
Neuverschuldung, 3. Strikter Fi ierungsvorbehalt  

für alle Maßnahmen des Regierungspro- 
gramms" . 

Denn: "Solide Finanzen sind die 
Grundlage für die Überwindung der 
Vertrauenskrise und für den Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit" . Es ist exakt 
dieser Vorbehalt, der die .eine Seite" 
des Programms - öffentliche Zukunfts- 
investitionen und aktive' Arbeitsmarkt- 
und Stnikturpolitik - zum Beiwerk einer 
Politik degradieren dürfte. die vor allem 
auf die "andere Seite" (nämlich die 
.Verbesserung der Rahmenbediigun- 
gen") und im übrigen auf den kommen- 
den konjunkturellen Aufschwung setzt. 
Die damit zusammenhängenden Proble- 
me deuten sich an verschiedenen Punk- 
ten dann auch real an: 

Die Ökosteuern sollen - wie auch im- 
mer konkret konzipiert - nur sehr behut- 
sam erhoben und in ihrer Verwendung 

zum großen Teil für die Entlastung bei 
anderen Steuern und Abgaben einge- 
setzt werden. 

Bei der Besteuerung einkommens- 
starkerer und vermogender Schichten 
tritt die Ergänzungsabgabe an die Stelle 
des Solidarmchlages. Die im Entwurf 
noch angedeutet Möglichkeit einer 
Großvermögensabgabe ist nicht mehr 
enthalten 

Auf der anderen Seite wird die Ei- 
führung einer sozialen Gnindsicherung 
auf die lange Bank geschoben, wie sich 
die SPD mit ihrem Kapitel ZUI angeb- 
lich "aktiven Bekämpfung der Armut' 
im übrigen selbst ein Armutszeugnis 
ausgestellt hat. 

Unter Verteilungsgesichtspunkten 
bleibt m.a.W. weitgehend alles heim 
Status Quo: Die obere Mittelschichten 
müssen etwas mehr hiiegen, die Mehr- 
zahl der Lohnabhängigen dürfte die eine 
oder andere Mark wegen höherer 
Grundfreibeträge, Kindergeld U.%. für 
sich behalten können. Die ganz Reichen 
aber bleiben so reich. wie die ganz Ar- 
men arm bleiben. 

,,Mehr Demokratie 
wagen"? Machtfragen in 
Betrieben und Regionen 

Gegenüber den Geldfragen sind Fra- 
gen der "Macht" bzw. Machtverteilung 
(der Beteiligung gesellschaftlicher 
Gnippen, der Entscheidungskompeten- 
Zen, der sozialen Kräftebeziehungen) 
stark in den Hintergrund getreten. Da- 
bei enthält das Programm auch in dieser 
Hinsicht einige durchaus bemerkens- 
werte Akzente: 

Kommt die Sozialdemokratie an die 
Regiemng, so will sie den berühmt-be- 
riichtigten Aussperrungsparagraphen 
116 AFG wieder in seine alte Fassung 
bringen, was für die Kräfteverhältnisse 
zwischen den Klassen zweifellos von 
gravierender Bedeutung wäre. Dwch- 
aus bedeutsam kann in Zukunft ein Mit- 
bestimmungsbeibehaltungsgesetz wer- 
den, das der Aushöhlung der Mitbestim- 
mung durch diverse Manöver transna- 
tional agierender Unternehmen be- 
gegnen will. Hinzu kommen - teilweise 
recht vage - Vorstellungen zur Weiter- 
entwicklung der Mitbestimmung im 
Rahmen des Betriebsverfassungs- und 
Personalvertretungsrechtes dort. ,wo 
neue Arbeitsorganisatiooen und neue 
Produktions- und Informationstechnolo- 
gien dies erfordern". In Verbindung da- 
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Allen wohl und niemand weh? 
Zum Regierungsprogramm der SPD 

von Uwe Kremer* 

ahl- bzw. Regierungspro- 
grnmmen wird häufig ~ c h g e -  
sagt, daß sie über die zu er- W 

wartende bzw. starrfindende Politik we- 
nig Aufschluß bieten. Und wer sich das 
Regierungsprogramm der SPD durch- 
schaut, der wird zunächst den Eindruck 
eines Sammehrium - ~ c h  dem Motto 
,,für jeden erwar" - bekommen. dem es 
an wesentlichen Borschafren, Akzentset- 
Zungen und Zusammenhängen mangelt. 
Diese Einschätzung trifft teilweise si- 
cherlich zu - aber man sollte nicht aus 
dem Blickfeid verlieren. dap sich dahin- 
ter Aussagen über unterschiedliche 
innerparteiliche Ansätze und damit ver- 
bundene politische Kdhfliktlagen ver- 
bergen. Mehr noch: Das Programm um- 
reißt bei genauere! Betrachtung das 
Feld. auf das sich Uberlegungen zu ei- 
ner grundlegenderen Wirtschafs- und 
Gesellschafsrefonn - zu einem soziai- 
ökologischen Umbauprojekt, zu einem 
"neuen Gesellschafsvertrag", zu einem 
,.new deal" oder wie auch immer - be- 
ziehen müssen. "Rot-Grün" als politi- 
sche Mehrheitskonstellation könnie nnch 
dem Oktober als Einstieg in eine derar- 
tige Refonn dienen. Und unter diesem 
Gesichtspunkt sollte vorab festgehalten 
werden, daJ die Schnittmengen zum 
Bundestagswahlprogramm von Bündnis 
'90/Die Grünen beachtlich sind. Wenn 
es da niciu auch noch andere Facetten 
gäbe ... Im folgenden überblick sollen 
die wirischaf s- und sozialpolitischen 
Gnrndlinien des Regienrngsprogramm 
~chgezeichnet und resumiert werden. 

"Arbeit schaffen": 
Aktive Arbeits- und 
Strukturförderung 
und die legendären 

,,Rahmenbedingungen" 

im Programm enthalten. Dazu zählen 
insbesondere 

das Zukuoftsinvestitionsprogamm 
in Verbindung mit einem .Aufbaupro- 
gramm Ost", wodurch eine Verstärkung 
öffentlicher Infrastnikturinvestitionen 
herbeigeführt werden soll, allerdings 
ohne daß die Struktur dieses ZIP selbst 
weiter erläuten worden ist, 

das Arbeits- und Sttukturförderungs- 
gesetz, mit dessen Hilfe ein öffentlich 
(durch Steuermittel) geförderter Ar- 
beitsmarkt im Rahmen einer ebenfalls 
geforderten regionalisierien Strukturpo- 
litik geschaffen werden soll. 

das Gleichsiellungsgesetz und die da- 
mit verbundenen Vorstellungen zur 
Frauenfördenmg und Quotierung im 
Rahmen der Ausbildungs-, Arbeits- 
markt- und Strukturpolitik und bei der 
öffentlichen Auftragsvergabe, 

die Ausbildungsplatzinitiative, die - 
bei mangelhaftem Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen - in eine „bundesgesetz- 
lich oder tarifrechtlich abgesicherte 
Neuregelung" für die Gewährleistung 
eines entsprechenden Angebots münden 
soll. 

Hierbei handelt es sich offenkundig 
um Elemente, die mit Blick auf rot-grü- 
ne Konstellationen und im Abgleich mit 
dem Bundestagswahlprogramm von 
Bündnis ' WIDie Grünen weitergehende 
Perspektiven eröffnen - Stichworte sind: 
sozialökologische Investitionen, öffent- 
lich geförderter Beschäftigungssektor. 
Regionalisierung, frauenorientierter 
Umbau, Ausbildungsgarantie. Dabei 
scheint das Arbeits- und Strukmförde- 
mngsgesetz strategisch insofern am 
wichtigsten zu sein. als hiermit eine 
sehr grundlegende Stniknirveränderung 
hinsichtlich arbeitsmarkt- und sttuktur- 
politischer Entscheidungsmechanismen 
(Regionalisierung), der Finanziemng 
aktiver Arbeitsmarktpolitik (Steuergel- 
der statt Sozialversicherunesmittel) und 

Inwieweit eine regierende SPD dem 
Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen bnv. die 
Arbeitslosigkeit zu verringern. damit 
von sich aus näher kommen kann, dürf- 
te schon vor allem deswegen zu bewei- 
feln sein, weil die öffentlichen .Zu- 
kunftsinvestitionen" und die Ausgaben 
für die regionalisierte Arbeits- und 
Stmkhufördenmg unter einem Finan- 
zierungsvorbehalt stehen (LU.). Umso 
stärker drängt sich eine andere Seite im 
Programm in den Vordergrund. die 
durch die Rede von der ,Verbessemng 
der Rahmenbedingungen für Investitio- 
nen" in Gestalt des "Abbaus der Staats- 
bürokratie", der "Vereinfachung von 
Genehmigungsverfahren", der Senkung 
gesetzlicher Lohnnebenkosten, der Ver- 
Iängemng von Maschinenlaufzeiten, ei- 
ner Gewerbesteuerreform, von Ab- 
schreibungserleichteningen. Investiti- 
onszulagen u.a.m. bestimmt ist. Zwar 
kann alleine aufgmnd der wortwörtli- 
chen Programmpassagen nicht um- 
standslos auf den Sinn oder Unsinn der 
betreffenden Fordemngen geschlossen 
werden. Entscheidend ist vielmehr der 
Gesamtduktus, in dem unterstellt wird, 
daß es um diese Rahmenbedingungen 
und damit um ,unseres Konkurrenzfa- 
higkeit am Weltmarkt sehr schlecht be- 
stellt sei und sie daher als Schlüsselgrö- 
ße in der sozialdemo!uatischen Wirt- 
schaftskonzeption zu gelten haben. 

,,Made in Germany": 
Sozialökologischer 

Umbau und der 
Weltmarkt 

Eine ähnliche Zweischneidigkeit 
treffen wir auf dem Gebiet der Reform- 
und Investitionsfelder an. Auch hier 
sollte man zunächst sicherlich hervorhe- 
ben, daß im Bereich der ökologischen 
Stoff- und Ener~iewirtschaft etwa mit 

Hinter der Hauptbotschaft "Arbeit der Stnikturiemng des ~;beitsm&es den ~orderunge' 
schaffen' verbergen sich im wesentli- (öffentlich geförderter und zugleich nach einem verbesserten Umwelt- 
chen zwei Gmndlinien. Auf der einen wettbewerbsfähiger Sektor) verbunden haftungs~echt mit erweiterter Produkt- 
Seite sind zentrale Elemente einer akti- sein kam. Dies würde erst recht dann haftung und -verantworning, 
ven Arbeitsmarkt- und Stmktumolitik eclten. wenn ein nennenswener Teil der nach Mitbestimmunasrechten der ~ ~~- . 

~uku~ftsinvestitionen hierin einfließen Beschäftigten im betriebiichen Arbeits- 
und der frauenorientiene Umbau als und Umweltschutz, . Donmund, Po,itikwisssn. zentrale Zielgröße integriert werden nach der Verankerung der Verbands- 

schaft~~r, spwdedaktion könnte. klage (v.a. für Natur- und Umwelt- 
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zieren, sind also massive politische und 
tarifliche Anstrengungen nötig. Der 
nächste konjunkturelle Aufschwung 
wird das Problem genauso wenig lösen 
wie der vorangegangene. Unverzichtbar 
sind neben einem öffentlichen Beschaf- 
tigungs- und ökologisch ausgerichteten 
Zukunftsinvestitionsprogramm massive 
arbeitsmarktpolitische Aktivitäten sowie 
ganz entscheidend eine neue Offensive 
der Arbeitszeitverkürzung, deren Tem- 
po und Breite die bisherige Entwicklung 
deutlich übertreffen muß. Zentral sind 
dabei allgemeine Verkürzungen der ta- 
riflichen Wochenarbeitszeit (verbunden 
mit dem Abbau von Überstunden). weil 
diese sowohl von den quantitativen Ar- 
beitsplatzeffekten als auch von den ar- 
beitshumanisierenden, sozialen und 
emanzipativen Wirkungen her am wir- 
kungsvollsten sind.' Bei der Ausweiiung 
der Teilzeitarbeit muß durch entspre- 
chende Regelungen darauf hingewirkt 
werden, daß sie sich an den Bedürfnis- 
sen der Beschäftigten und Arbeitssu- 
chenden orientiert, sozial voll abgesi- 
chert und möglichst mit Optionen für ei- 
nen Übergang in Vollzeiterwerbstätig- 

keit verbunden sowie mit gleichstel- .-- 
lungspolitischen ~nshumentenverknü~ft 
ist. damit Teilzeitarbeit nicht länger fast 
ausschließlich eine Frauensache bleibt. 

Verteilungsverhältnisse, 
Nachfrage, Investitionen 

Bei der Option beschleunigter Ar- 
beitszeitverkiirzung stellt sich verschärft 
die Frage nach der Entwicklung der 
Löhne. In den letzten Jahren sind Löhne 
und Gehälter sowie die daran geknüpf- 
ten Sozialeinkommen real erheblich ge- 
sunken, die Preissteigerungen und ge- 
wachsenen Abgaben konnten nicht 
durch B~itoiohnsteigerungen ausgegli- 
chen werden. Der neue Schub für Ar- 
beitszeitverkiirzung im Gefolge der 
VW-Vereinbmg wurde erkauft mit 
weitgehender Abkehr vom vollem 
Lohnausgleich - nicht nur bei den höhe- 
ren Einkommensgruppen. Daraus darf 
aber nicht die Konsequenz gezogen wer- 
den, auch künftig seien AZV - die ja üb- 
licherweise nicht in so großen und un- 
mittelbar wirksamen Schritten wie bei 
VW durchgeführt werden - nur machbar 

ohne Lohnausgleich. also bei realer 
Umverteilung mgunsten der Unterneh- 
men. Es ist klar und das war schon im- 
mer so, daB AZV mit geringeren Lohn- 
zuwachsen - und durch gesteigerte Pro- 
duktivität - großteils von den Beschäf- 
'tigten selbst f111anzieri w ~ r d e n . ~  Aber 
Einkommensverluste konnten vermie- 
den werden, und das wird auch in Zu- 
kunft wichtig sein sowohl für die Ak- 
zeptanz der AZV unter den Beschiiftig- 
ten - die sie ja nötigenfalls durch Ar- 
beitskampfmaßnahmen auch durchset- 
zen müssen - als auch für eine dynami- 
sche Entwicklung der Masseneinkom- 
men und daraus gespeisten Nachfrage. 

M.E. waren unter diesem Gesicht- 
punkt die nominellen Lohnsteigerungen 
der letzten Jahre und insbesondere 1993 
und 1994 nicht etwa zu hoch, sondern 
zu niedrig. Sie setzten den seit den 8Oer 
Jahren ablaufenden Trend der Umver- 
teilung zugunsten der Gewinne und Ver- 
mögenseinkommen fort. Dieser Trend 
wurde durch die staatliche Politik der 
steuerlichen Entlastung und Schonung 
der Unternehmen und privater Kapital- 
einkünfte bei fortschreitender Höherbe- 

Tabelle 3: Wirkungen beschaffigungspolitixher Strategien: Entlastung des Arbeitsmarktes, Bnitto- und Nettokosten 

Entlastung des Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
Arbeitsmarktes 1995-2000 

bis Zum Jahr Bruttokosten Finanzielle Nettokosten 
2000 Entlastungen 

(Millionen) (Mrd. DM (Mrd. DM (Mrd. DM 
je Jahr) je Jahr) je Jahr) 

1. Modernisierungs- und Beschaftigungsprogramm 0,300 45 30 15 
(öffentliche Investitionen und Investitionsförderungen) 

2. Veranderte Personalpoliiik der Unternehmen nicht 
und öffentlichen Arbeitsgeber quantiizlerbar 

3. Arbeitsumvertellung 2.700 17 27 -10 
3.1 Absenkung Wochenarbeitszeit Ost auf das Westniveau 0,200 2 -2 
3.2 Verkumung der Wochenarbeitszeit West und Ost um weitere 1,700 15 17 -2 

3 Stunden 
3.3 Anpassung Teikeitquote Ost an die Teilzeitquote West 0.2W 2 -2 
3.4 Halbierung der Uberstunden in Ost und West 0.300 2 3 -1 
3.5 Umwandlung von Zuschlagen fUr Nachtarbeit. Feieftagsarbei 0,300 3 -3 

ua .  in Freizeitausgleich 

4. Zusätzlicher Ausbau öffentlich gef6rdefter 0.500 20 13 7 
Beschäftigung und Qualifiziemng 
4.1 Aufstockung Fortbildung und Umschulung 0,108 7 3 4 
4.2 Ausbau ABM 0,117 4 4 
4.3 Ausbau Projektförderung $5 249h,242s 0.140 4 3 1 
4.4 verstärkte Existenzförderung 0,010 
4.5 verstarkte.Eingliederungs- und ElnarbeitungszuschUsse 0,030 1 2 1 
4.6 Forderung innerbetrieblicher Qualifizierung 0,030 1 
4.7 Förderung sozialer Betriebe 0.015. 1 
4.8 Ausbau kommunaler Beschäftigung fUr arbeitslose 0,050 2 1.5 0,5 

Sozialhilfeempfanger 

1.4. Summe: 3.500 82 70 12 

0 Oder unter 0.5 Mrd. OM 
Quelle: Berliner Erklärung zur Halbierung der Arbeitslosigkeit bis m m  Jahre 2000. vorgestellt von der Senatoiin 101 Arbeit und Frauen, Dr. Christine Bergmann. 
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lastung der Lohneinkommen noch er- 
heblich verstärkt. Begründet wurde die- 
se Politik mit der angeblichen Notwen- 
digkeit einer Verbesserung der Gewinn- 
situation zwecks Förderung der Investi- 
tionstätigkeit und Überwindung angebli- 
cher übermäßiger Kostenbelastung der 
deutschen Wirtschaft in der Konkurrenz 
zu anderen Standorten. Die hinter die- 
sen Positionen stehenden Interessen sind 
leicht nachvollziehbar, aber mit der rea- 
len Entwicklung und den Ursachen der 
ökonomischen Krisenprozesse im BRD- 
Kapitalismus haben sie nicht zu tun. 

Ohne hier differenziert die vielfälti- 
gen Bedingungen und ihre Veränderun- 
gen analysieren zu können, die für den 
Verlauf der ökonomischen Entwicklung 
und Krisenprozesse in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern und der BRD 
im besonderen von Bedeutung sind, 
kann doch festgehalten werden: der 
Kernprozeß und letzte Gmnd der Kri- 
senentwicklung liegt in der durch die 
Entwicklung der Investitionstätigkeit 
(marxistisch gesprochen: der Kapitalak- 
kumulation) selbst bedingten Diskre- 
panz zwischen den aufgebauten Produk- 
tionskapazitäten und der relativ dahinter 
zurückbleibenden Endnachfrage. Die 
Ursache der seit der Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise peri- 
odisch sich wiederholenden Überpro- 
duktionskrisen ist also der jeweils vor- 
angegangene Aufschwung selbst. Die 
im Verlauf eines solchen Krisenzyklus 
am stärksten schwankende gesamtwirt- 

schaftliche Größe sind die Investitionen 
der Produktionsunternehmen, die im 
Aufschwung in der Erwartung wachsen- 
der Umsätze und Gewinne besonders 
stark gesteigert und in der Krise bei 
wachsenden Überkapazitäten besonders 
stark eingeschränkt werden. 

Auch die Unternehmensgewinne zei- 
gen einen typischen zyklischen Verlauf, 
sie gehen in der Krise deutlich zurück, 
um im anschließenden Aufschwung um 
so kräftiger wieder anzuwachsen. Diese 
Bewegung ist jedoch nicht die Ursache, 
sondern überwiegend die Folge des Kri- 
senprozesses: Der Gewinneinbmch ist 
die Konsequenz der zunehmenden Ab- 
satzprobleme und Unterauslastung, die 
Gewmteigerung ist Folge der im Auf- 
schwung wieder wachsenden Ausla- 
stung und Produktivität. Zwar stellen 
auch Investitionen Nachfrage dar und es 
findet daher im sog. "selbstragenden 
Aufschwung' eine Zeitlang eine Selbst- 
verstärkung der Investionssteigemng 
durch die dadurch induzierten Einkom- 
mens- und Nachfrageeffekte statt. Um 
so stärker muß dann aber auch die End- 
nachfrage, die immer noch entscheidend 
von der Entwicklung der iohneinkom- 
men abhängt, steigen. Irgendwam 
bricht der Prozeß des Investitionsauf- 
schwungs immer ab und geht in die 
nächste Krise über. 

In den 8Oer Jahren hat diese Proble- 
matik der Überakkumulation von Kapi- 
tal im Verhältnis zur dahinter zurück- 
bleibenden Entwicklung der Nachfrage 

im Rahmen der weltweiten Tendenz in 
Richtung Senkung der Lohnkosten und 
der Unternehmensbesieuerung (man 
kann auch sagen des Wettlaufs, der sich 
hier im Rahmen der Standonkonktmenz 
und der Dominanz kapitalonentierter 
Wirtschaftspolitik abspielte) in Verbii- 
dung mit überhöhten Zinsen auch Iän- 
gerfristig. über den zyklischen Krisen- 
prozeß himaus die ökonomische Ent- 
wicklung beschränkt. Der Investions- 
aufschwung der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre in Westdeutschland war in hohem 
Maße durch Exportüberschüsse zu La- 
sten anderer Volkswinscbaften und 
dann durch den kreditfmanzierten Ver- 
einigungsboom bedingt und mündete in 
die in diesem Jahr auslaufende heftige 
K r i ~ e . ~  

Daß die Produktion jetzt wieder zu 
wachsen begonnen hat, wird bisher fast 
ausschließlich durch den - infolge des in 
wichtigen Partnerländern schon früher 
einsetzenden Aufschwungs - steigenden 
Export getragen. In den kommenden 
Jahren werden vor allem die unzurei- 
chende Entwicklung der Lohne und da- 
mit der privaten Konsumausgaben - die 
bisher nur wegen einer erheblich (von 
12.9% 1992 auf wahrscheinlich 11.5% 
1994) gesunkenen Sparquote nicht noch 
stärker die Nachfrage gedampft hat - 
und die in der Folge stark gewachsener 
Verschuldung schwache Nachfrage des 
Staates die wirtschaftliche Entwicklung 
beschränken. Die Gewinne upd Finan- 
zierungsminel der Unternehmen werden 
dagegen von immer noch hohem Niveau 

Schaubild 2: Entwicklung der Arbeitseinkommen und der Unternehmensge- aus wieder erheblich Vor 
winne in Westdeutschland bruito und netto (1980=100) diesem Hintermund ist es nicht nur ver- - ~ ~~~~~ - - ~ ~ -  ~- 

teilungspolitisch, sondern auch gesamt- 
wirtschaftlich geboten, die Löhne kräf- - B~t t~mernehmens-  tig zu steigern und ansonsten nicht inve- 
stierte Gewinne steuerlich stärker abzu- - ~ e n ~ ~ m ~ ~ ~ . h ~ ~ ~ ~ -  schöpfen und nachfragewirksamer öf- 

gewinne I I - Brunosinkommsn 
aus ""selbst. Arben 
je abhängig Besch. I I - Nsttolohn~umme je 
abhängig Besch. 1 1 
Nenoiahne je abh. 
Besch. real I I 

fentliche Verwendung zuzuführen. 

Perspektiven des 
solidarisch-ökologischen 

Umbaus und die Rolle 
des Staates 

Noch deutlicher wird die Notwen- 
- - - * - - - Steuern in % der digkeit eines gnindlegenden wirtschafts- 

- - * - - * - - o . . ~ - * - * . * . ~ . ~  .*..*..* Kurswechsels, wenn nicht 
o ---*--- AbgabsninKder nur quantitative gesamtwirtschaffliche 

O - N O ~ Y > I D C ~ ~  Bninoeinkommsn 
m m m m m m m m m m % l :  Größen, sondern strukturelle Entwick- 
m m m  aus unselb. Arbeit - . - - ? 2 z Z ~ ! ? Z ? E E ~  lungen und die Erfordernisse ökoloni- 

I 
. . . . . . 

I schen Umbaus. eines modernen ~ o z L l -  
Ousllen: VolkswiRsehaftlichs Gssarntrifhnung der Statistischen Bundesamtes, Berechnungen der und internationaler Zusammenar- 

WSI, vgl. WSCMinailungan 10il993, S. 619. 621 beit zur Verbesserung der Lebensbedii- 

Deutschland relativ zum deutschen I Schui 93 1 
Nettosozialprodukt nehmen von 0.7 auf 
0.2% ab. 

quote schließlich von 16.4 auf 8.7% Schauhiid 3: Exportüherschuß und Wachstumsdiflerenz zum Ausland 
halbiert. Wegen der fik sie günstigen 

Außenwirtschafts- 
beziehungen mit den 
sog. Reformländern 

Lohnentwicklung verfügen viele Unter- 
nehmen nun über reichlich eigene 
Minel, die sie allerdings nicht zu 
vermehrten Investitionen im Inland 
verwenden. Wegen mäßigen Wachs- 
tums der Konsumgütepchfrage ist das 
Auslastungsrisiko zu hoch. Folglich 
wird offenbar ein größerer Anteil der 
eigenen Mittel zur Finanzierung zu- 
sätzlicher Direktiivestitionen verwen- 
det, so d& sich der V.-H.-Anteil der 
Direktiivestitionen am Nenosozialpro- 
dukt von 0.5% auf 1.1 % verdoppelt. 
Der erfolgreiche Kampf gegen Lohn- 
steigemgen im Binnenland geht einher. 
mit Siegen über ausländisches Kapital 
im Ausland - und auch im Binnenland: 
die ausländischen Direktinvestitionen in 

Die Diskussion um die Lohnhöhe 
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Ziele der deutschen 
Außenhandelspolitik 

Eine angemessene Außenwirt- 
schaftspolitik wird auf eine ausgegliche- 
ne Leistungsbilanz abzielen müssen. 
Dies macht Überschüsse im Warenhan- 

Deutschland wird neuerlich belebt mit 
dem Hinweis auf die Billigkonkurrenz 
aus den sog. Reformländern. Es trifft 
sicherlich zu, daß die ehemaligen 
RGW-Länder einen verhältnismäßig 
hohen Entwicklungsstand haben und 
wegen niedriger Löhne und einer stark 
unterbewerteten Wähning billig anbie- 
ten können. Da jedoch diese Länder 
nicht Mitglied der Europäischen Union 
sind, ist es eine handelspolitische Frage, 
wie hoch ihre Einfuhren in die EU 
ausfallen können. Je mehr aus Gründen 
der iohndämpfung in der EU diese 
Schleuse geöffnet wird, um so höher 
werden die Importe aus diesen Landern 
in die EU ausfallen und um so mehr 
sehen sich EU-Unternehmen veranlaßt, 
in den vormaligen RGW-Ländern 
Direktinvestitionen vorzunehmen mit 
dem Ziel des Exportes der Produktion in 
die EU. 

Gegenwärtig betragen die deutschen 
Direktinvestitionen in den Reform- 
ländern - kumuliert - rd. 4.5 Mrd. DM. 
Der Außenhandel Gesamtdeutschlands 
mit den Reformländern ist bis jetzt mit 
4.872 Mrd. DM (1991) und 2.305 Mrd. 
DM (1992) und 6,694 Mrd. DM (1993) 
positiv. so daß im Außenhandel mit den 
Reformländern Deutschland an Be- 
schäftigung dazugewinnt. 

del erforderlich, da die Dienstleistungs- 
bilanz in vielen Jahren (1992: -24.3 Mrd 
DM), die Übertragungsbilanz traditio- 
nell (1992: -50,O Mrd. DM) Defizite 
ausweisen. (Bei der Dienstleistungsbi- 
lanz schlägt vor allem der Saldo der 
Touristikausgaben mit 1992 -40,4 Mrd. 
DM zu Buche, bei der Übertragungsbi- 
lanz sind es die Zahlungen an internatio- 
nale Organisationen mit einem Saldo 
von 1992 -38.0 Mrd. DM). Folglich 
sind in der langen Frist Handelsbi- 
lanziiberschüsse in einer Größen- 
ordnung von 70 Mrd. DM erforderlich. 
um die Leisiungsbilanz auszugleichen. 
Dies kann nur der Fall sein, wenn es 
auch künftig gelingt, in großem Umfang 
preisunelastische Waren im Exportge- 
schäft anzubieten. Verwirklicht kann 
dies durch verstärkte Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen, durch ver- 
besserte bemfiiche Ausbildung für alle 
Bereiche der Wirtschaft. Nur so kann 
im offenen europäischen Binnenmarkt - 
besonders bei einer anhaltenden Auf- 
wertungspolitik der Bundesbank - Ter- 
rainverlust vermieden werden. Durch 
iohnsenkungen dagegen können die Be- 
dingungen für die Produktion preis- 
unelastischer Exportwaren nicht ge- 
schaffen werden. Dem weder wird bei 
niedrigeren Lohnen die Arbeit der 

Facharbeiter solider ausfallen, noch 
werden die Konstrukteure dann die bes- 
seren Ideen haben. Ebenso wichtig aber 
ist, daß bei sinkenden Reallöhnen die 
Unternehmer weniger veranlaßt sind, 
Kostensenkungen durch Prozeßinno- 
vationen zu erzielen. Dieser Nachteil ist 
um so gravierender, als der Anteil der 
Investitionsgüter an den deutschen Ex- 
porten besonders hoch ist und 
Prozeßinnovationen mit Produktimova- 
tion im Bereich der Investitionsgü- 
terherstellung einhergehen, was wieder- 
um die Bedingungen für eine niedrige 
Preiselastizität ist. 

Wem im übrigen schon über deut- 
sche Exporte und Exportpreise dis- 
kutiert wird, so steht in erster L i e  die 
Aufwertung der Deutschen Mark zur 
Debatte. Gerade in den letzten Jahren 
hat die Bundesbank durch ihre 
Hochzinspolitik nicht wenig Schaden 
angerichtet: sie hat allen Ländern, die - 
aus welchen Gründen auch immer - ihre 
Währung an der an der Deutschen Mark 
orientieren, eine Hochzins- und Austeri- 
tätspolitik oktroyiert, und damit zusätz- 
liche Wachstumsverluste in der 
Konjunkturkrise, so daß diese Länder 
als deutsche Haupthandelspartner nun 
wesentlich weniger aus Deutschland im- 
portiert haben, als dies unter den Be- 
dingungen einer konjunkturell erforder- 
lichen Niedrigzinspolitik der Fall gewe- 
sen wäre. Eine maßvolle Währungs- 
politik wäre auch angezeigt, wenn die 
deutschen Exporte tatsächlich durch zu 
hohe Exportpreise in Mitleidenschaft 
gezogen worden wären. 
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Schaubild 2: Entwicklung von Exportpreisen und ExportübersehuR von Produktionsstätten bei stark 
schwankenden Wechselkursen. Denn 
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Produktion an Ort und Stelle bedient 
werden, wenn aber andererseits neue 
Märkte erobert werden können. 

Grundlegende Voraussetzung für 
Direktimvestitionen ist also technische 
Überlegenheit. Der Direktimvestor kann 
gegenüber dem ortsansässigen Kapital 
(oder anderen Warenimporteuren) nur 
dann bestehen, wenn er die überlegenen 
Produkte mit ebenfalls überlegener Pro- 
duktionstechnik herstellt. So erklären 
sich die britischen und US-Direkt- 
investitionen vergangener Jahrzehnte in 
technologisch relativ unterlegenen Län- 
dem ebenso wie die gegenwärtigen ja- 
panischen und deutschen Direktinvesti- 
tionen in entwickelten Industrieländern, 
die in bestimmten Fertigungszweigen 
ein zu geringes technologisches Ent- 
wicklungstempo an den Tag gelegt ha- 
ben. In diesem Zusammenhang ist es 
selbstverständlich, daß die Direktinve- 
stitionen bevorzugt in Ländern vorge- 
nommen werden, in denen qualifizierte 
Arbeit vorhanden ist, in denen ein ent- 
wickelter Absatzmarkt (einschließlich 
Exportmarkt) besteht und in denen die 
öffentlichen Leistungen als befriedigend 
eingestuft werden. Dabei sind von Be- 
deutung das Ausmaß der laufenden und 
Vermögensübertragungen des Staates an 
die Unternehmen - was gegen die 
Unternehmenssteuern zu verrechnen ist 
- die vorhandene Infrastmhr und, was 
besonders im Bereich der Spitzen- 
technik wichtig ist, organisatorische, 
planerische und finanzielle Hilfen von 
der Produktentwicklung bis hin zur Ver- 
marktung. Da dies die entscheidenden 
Gründe für Direktinvestitionen sind, 
nehmen die deutschen Unternehmen in 

denjenigen Ländern Direktiivestitionen 
vor, die möglichst viele dieser Merlana- 
le auf sich vereinigen. Entsprechend 
hoch sind die deutschen Direktinvesti- 
tionen in entwickelten Industrieländern. 

Es kann demnach nicht die Rede da- 
von sein, daß das "Kapital vor den ho- 
hen Kosten flieht". Es geht nicht um 
Flucht. sondern in der Strategie darum, 
dort Produktionsstätten aufzubauen, wo 
die Auseinandersetzung mit dem ansäs- 
sigen Kapital erfolgreich bestanden 
werden kann: Überlegenheit im Waren- 
export beinhaltet und schafft die Gründe 
für Kapitalexport. Je höher der Ent- 
wicklungsstand eines Industrielandes, 
um so umfangreicher seine Direktin- 
vestitionen. 

Dieses Grundmuster wird von zwei 
weiteren Faktoren ergänzt: Direktinve- 
stitionen sind eine adäquate strategische 
Reaktion auf Protektionismus. zu dem 
ein technologisch relativ unterlegenes 
Land Zuflucht nehmen könnte. Des wei- 
teren empfiehlt sich ein weltweitesNetz 

bei starken Aufwertungen kann es zu ei- 
ner Situation kommen, in der die 
technologische Entwicklung innerhalb 
eines Konzerns damit nicht Schritt hal- 
ten kann und die aufwertungsbedingten 
Preissteigerungen zu AbsatzeinbuRen 
führen. 

Eine im vorgenannten Sinn überlege- 
ne Wirtschaft neigt also verstärkt zu 
Direktiivestitionen - und sie neigt eben- 
falls der üblichen wirtschaftswissen- 
schaftlichen Theorie zufolge zur Auf- 
wertung. (Gerade die Bundesbank be- 
tont diese Gründe für die langfristige 
Aufwertung der Deutschen Mark und 
schätzt ihre Währungspolitik als weni- 
ger bedeutend ein.) 

Löhne und Kapitalexport 
Die Löhne werden allerdings nicht 

nur in Zusammenhang gebracht mit dem 
Außenhandel. Diskussionspunkt sind 
ebenfalls die Kapitalexporte und hierin 
vor allem die Direktinvestitionen. Von 
diesen wird behauptet, daß sie bei hohen 
Lohnsteigerungen zunehmen (Das Kapi- 
tal - so das Argument - flieht vor hohen 
Löhnen). Die Erfahrungen in der BRD 
ab 1960 belegen allerdings diese These 
nicht (vgl. Tabelle 2). 

Die Wachstumsraten der BmUostun- 
denverdienste in der Industrie (als Indi- 
kator für die Lohnentwicklung ins- 
gesamt) nehmen mit 1,9% in der Peri- 
ode 1975 - 1991 ein Drittel des Wertes 
der Periode 1960 - 1974 mit 5.7% -je- 
weils Jahresdurchschnitte - an. Da diese 
niedrigen Wachstumsraten der Real- 
löhne zu einer schleppenden Entwick 
lung des privaten Verbrauchs führen, 
müssen die Kapazitäten für die Herstel- 
lung von Konsumgütern langsamer 
wachsen, so daß sich die Investitions- 

Tabelle 2: Löhne und Direktinvestitionen 

.I Summe der Nenoinvastitionsn bzw. der Direktinvestitionen im angegebenen Zeitraum dividiert 
durch die Summe des Nlttt0sozialpiodukt<1~ im gleichen Zeitraum 
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1975-91 

1.9 

8.7 

1.1 

0.2 

Reale Bmttostundenverdienste in der Industrie 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 
Jahresdurchschnittswerten 
Invcstitionsquote 
(Nettoinvestitionen in % des Nettosozialprodukts)* 
Deutsche Direktimvestitionen und privater 
Grunderwerb im Ausland in % des Nettosozialprodukts* 
Ausländische Direktinvestitionen und privater Grund- 
erwerb in Deutschland in % des Nettosozialprodukts* 

gungen und Bewältigung globaler Pro- Veiänd. des BIP und der Auinistungiinvestitionen in Wistdsutschland 

bleme betrachtet werden. Betrachtet 

1960-74 

5.7 

16.4 

0.5 

0.7 

man die Ergebnisse von bald 20 Jahren 
weltweit fortschreitender Deregulietung 
und einseitiger Fördemng von .Markt- 
Prozessen und Kapitalinteressen, wird 
deutlich, daB dies sozial wie ökologisch, 
innerhalb der nationalen Gesellschaften 
wie im Weltmaßstab mit fortschreiten- 
der Verschärfung der Probleme verbun- 
den war. Marktprozesse sind unver- 
zichtbar für eine dynamische ökonomi- 
sche Entwicklung, aber damit sie nicht 
nur einzelwirtschaftlich, sondern auch 
gesellschaftlich effizient und konstmk- 
tiv wirken und nicht wachsende soziale 
Kosten und ökologische Schäden anrich- 
ten, sind starke staatliche und tarifliche 
Regulierungen und Steuerungen not- 
wendig. Anders wird es keinen Umbau 
geben, sondern weiteren ,Fortschrittu 
zwar der Technik und des materiellen 
Reichtums einiger, aber zugleich von 
den sozialen und ökologischen Katastro- 
phen der Gegenwart zu den noch größe- 
ren Katastrophen der Zukunft. 

Dabei reicht es nicht aus - so wichtig 
das ist und betrieben werden muß - Rah- 
menbedingungen zu setzen und Pre.~sre- 
lationen zu verändern (Stichwort Oko- 
Steuereform), sondern es geht ganz we- 
sentlich um die Gestaltung der infra- 
strukturellen Produktions- und Lebens- 
bedingungen und um öffentliche Um- 
verteilung und Nachfrage. Nur all dies 
zusammen in Verbindung mir einer De- 
mokratisiemng der Verhältnisse (und 
das bedeutet immer Einschränkung der 
einseitig an Profitinteressen ausgerich- 
teten Verfügungsmacht des Kapitalseite) 
in den Betrieben, großen Unternehmen 
und der regionalen Wirtschaftspolitik 
wird ermöglichen, in erheblichem Maße 
auch unternehmeriscbe Investitionen 
umzusteuern. 

Die Notwendigkeit der Entwicklung 
der öffentlichen Nachfrage ergibt sich 
auch aus den Prozessen des winschaftli- 
chen Stnihrwandeis, der nach allen 
Vorhersagen einen weiter sinkenden 
Anteil der Beschäftigten in der materiel- 
ler Warenproduktion zur Folge haben 
wird. Größere Potentiale für eine Ex- 
pansion der Beschäftigung und zugleich 
großer ungedeckter gesellschaftlicher 
Bedarf liegen in den entwickelten Indu- 
strieländern vor allem in den Bereichen 
personenbezogener Dienstleistungen 
wie Bildung, Erziehung und Pflege. 
Dies kann auf soziale Weise nur durch 
eine Steigerung öffentlich fmanzierter 
Nachfrage realisiert werden." Auch der 

-Ver. Brunoinlandsprodukt real in % -Ver. ~usrüatungr in~. real in % 

UOII~: voirswimcnanrione bsramrracnnung ass srar!arischan aunaeasmtsi. scnatzungen des UIW 

ökologische Umbau etwa des Verkehrs- rchäta werden. dar ergibt gssamtgssall- 
schaftliche Kosten von 240 Mrd. DM oder sektors erfordert vor allem große öffent- etwa 7,7% des ~uttoinlandrprodukts. V ~ I .  K. 

liche Infrastniknirinvestitionen. Die BartrchlA. HsisslH. Tofaute: Grundzüge ei- 

Entwicklung dieser Sektoren, die sich 
nicht marktmäßig ergeben wird. und 
nicht die sozial und ökologisch blinde 
Fördemng von Wachstum und privaten 
Investitionen muR Schwerpunkt staatli- 
cher Initiativen und Aktivitäten sein. Es 
geht um ein neues Entwicklungsmodell, 
in dessen Mittelpunkt Ökoiogi~iening 
und sozial gerechtere Verteilung sowie 
internationale Zusammenarbeit und 
Steuemng der weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung im Interesse der Völker und 
nicht in erster Linie der international 
operierenden Konzerne stehen müssen, 
nicht das (sowieso illusorische) Wieder- 
ankntipfen an Wachstumsraten der 60er 
Jahre. Daher darf m.E. auch Arbeits- 
zeitverkürzung nicht etwa als "defensi- 
ve Strategie" verstanden werden, als 
Notlösung, weil das Wachstum nicht 
reicht, sondern als die in Zukunft zen- 
trale Form der Aneignung der Früchte 
wachsender Produktivität in den entwik- 
keltcn Ländern. 

1 Vgl. dazu exemplarisch auch die Aurfühnin- 
gsn von Hsrmann Schsar zum solaren Struk- 
turwandsl in spw NI. 78, 4194. C. 37 ; 

2 Vgl. DIW-Wochenbsricht 29/94. C. 506: 
WSI-Projektgruppe Prognose: Dia wiitrchaftli- 
ehe Entwicklung in Deutschland im Jahre 
1994. in: WSI-Mitteilungen 511994. C. 286. 
289; und IFO-Schnelldienst 16-17/94. C. 5. 
Diese Angaben und Schitzungsn liegen auch 
dsi auf der Titslssits des spw-Sonderheftsr 
.Solidarisch Umbausn" abaebildeten Grafik 
zugrunde. 

3 1993 belieh" sich die diraktin Kosten für die 
öffentlichen Haushalts und Sozialvarsiche- 
runaaträoer auf 99.5 Mrd. DM. dazu kamen 
entaanghs Steuern und Sozialbeiträge in 
Höhe von 53.6 Mid. DM: die entgangenen 
Nettoeinkommen können auf 87 Mrd. DM gs- 

"es Modernisierungs- und Beschiftigun&pro- 
grammes (MOBI fGr die Bundsrrepublik 
Deutschland. in: WSI-Mitteilungen 6/94, C. 
3791. 

4 Vgl. DIW-Woehsnbaricht 37/93, S. 502ff. 
5 Vgl. DIW-Wochsnbsricht 29/94. S. 506. 

513. 516 
6 Vgl. R. HicksllJ. Priswa: Nach dem Fehlstan. 

Frankfurt 1994. Auszüge dokumentiert in der 
Frankfurter Rundschau V. 18.08.94, S. 12 

7 Auch in der Berliner Erklärung zur Halbierung 
der Arbelrslosigkeir, die unter Beteiligung vis- 
lei renommierter Wisranschaftlsrlnnen. Ga- 
werkrchaferlnnen und Kiichenleute siaibdtst 
und im Sommer v~rgerteilt wurde. werden 
hier auf Grundlage von Berechnungen des 
DIW die größten Atbeitrmaiktwiikungsn gs- 
sehen, siehe Taballe 2. Mir ist übrigens rchlei. 
srhaft, warum die SPD in ihrem Wahlkampf 
sich nicht viel stärker euf diese Erklärung und 
die dort vorgetragenen konkreten Forderungen 
bezieht. 

8 Das Deutsche Institut für Winschaftrfoi- 
schung kommt im Wochsnbericht 37193, 5. 
502. Sogar zu dem Ergebnis .Die Arbeitszeit- 
verkürzungenb seit Mitte der 80sr Jahre wa- 
ren m I modaratan Ta, flohnstsigeiungcn ver- 
b ~ n o e n  und InaLzlenen Proa~ktov tatseffekte, 
D es &rammen hatte oor t ve Wirkonoen auf 
die internationale ~eitbewerbrfähigieit dar 
Bundesrepublik und könnte insbesondere die 
Gewinneinkommensbe1ieher begünstigt hs- 
ben.- 

9 Zur Krisenanalyss vgl. Jan Priawa: Krirsnzy- 
Lien und Stagnationstendsnzen in der Bundes- 
republik Dauts~hland, Köln 1988. sowie das 
jährliche .Memorandum- der Arbsitsgruppe 
Alternative Wirtrchaftrpolitik, Köln, jihrlich. 

10 Vgl. DIW-Wochsnbericht 29/94, S. 51Bff. 
Die Nettoeinkommen aus UnternehmsrtBtig- 
keif und Vermögen rankan übrigens in dieser 
Krise lediglich 1993 um 3.5%. für 1994 und 
1995 schätzt dar DIW Steigsmngsn um 12% 
und 7.5% bei gleichzsirigem Rückgang der 
Nenolohn- und .gehaltsrume um 0.5% je 
Jahr, vgl. ebd. 

11 Vgl. dazu etwa die Darstellung das For- 
' schungrschwarpunkts Arbeitsmarkt und Be- 

schltigung des Wirranschaftrzsntrums Bsr- 
lin. in: WZB-Mitteilungen 6411994, 5. 5-8 
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Grundzüge eines Modernisierungs- und 
Beschäftigungsprogrammes. (MOB) für 

die Bundesre~ublik Deutschland 

2. Das Modernisierungs-, 
und Beschäftigungs- 
programm (MOB) des 
WS1 als Modell einer 

kooperativen Wirtschafts- 
politik 

2.1 Die Botschof: Eine staofliche Inve- 
stitionsofe~ivejür Maiemisiemg und 
Beschäffigung - Fiir eine n a i i o ~ l e  An- 
strengung' 

Es muR eine Politik betrieben wer- 
den, die die klaffende Investitionslücke 
schließt und, gleichzeitig, bestehenden 
Bedarf befriedigt sowie aufgedeckte 
Schwachstellen beseitigt. Eine solche 
Politik muß offensichtlich langfristig ori- 
entiert und solide finanziert werden - im 
Gegensatz zur kurzfristig angelegten 
Nachfragepolitik ist sie deshalb keine 
konjunknirpolitisch begründete Un- 
gleichgewichtspolitik mit deficit-spen- 
ding, sondern eine stabilitätspolitisch in- 
spirierte Politik des Gleichgewichtes bei 
ausgeglichenem Budget. Im Rahmen 
dieser Investitionspolitik, die die staatli- 
che und gesamtwirtschaftliche Investiti- 
onsquote etwa auf das Niveau der 60er 
Jahre nirücldiihren muß. soll gleichzei- 
tig der Einstieg in eine ökologische Re- 
form der Wirtschaft geschafft (vomehm- 
lich durch öffentliche Nachfrage und Be- 
zuschussung privater Umweltvorsorge) 
und eine industriepolitische Weichenstel- 
lung begünstigt werden. Denn: Umwelt- 
, Verkehrs-, Energie- und Infonnations- 
technologien werden erwartungsgemäß 
den nächsten Kondratieff-Zyklus2 be- 
stimmen; eine industriepolitische Wei- 
chenstellung kann deshalb die deutsche 
Wirtschaft auf diese Zukunftsmärkte 

von Arne Heise, H a r n  Tofoute und K l m  Bansch* 

vorbereiten. Damit wird dann auch die 
künftige Entwicklungs- und Wettbe- 
werbsstrategie des Standortes Deutsch- 
land konturiert: Nicht etwa eine Niedrig- 
lohn-. sondern eine Hoch~roduktivitäts- 
stratehe muß der ~ch lüs s~ l  für den wei- 
teren Erfolg des .Modelles Deutsch- 
land" bleiben. 

E i e  EU-weite oder gar internationa- 
le Flankierung des Modernisierungs- 
und Beschäftigungsprogrammes (MOB) 
ist, wie bereits betont, anzustreben, um 
die Versickerungseffekte nationaler Pro- 
gramme so gering wie möglich zu hal- 
ten. Wenn aber, aufgrund unterschiedli- 
cher weltanschaulicher Positionen der 
einzelnen nationalen Regiemngen. ein 
solches abgestimmtes Verhalten nicht 
durchgesetzt werden kann, darf dies 
nicht als Vorwand für eigene Tatenlosig- 
keit gelten. Ein MOB setzt gleichsam ein 
Zeichen, die heimischen Probleme, die 
allen marktlich organisierten Wirtschaf- 
ten gemein sind, nicht auf Kosten ande- 
rer Volkswirtschaften lösen zu wollen. 
Der Erfolg dieses Konzeptes wird dann 
auch jene Regierungen unter Zugzwang 
bringen. die sich bislang nicht zu gleich- 
gerichteten Maßnahmen durchriigen 
konnten. Dieser Aspekt der Mobilisation 
nationaler Ressourcen, der internationa- 
le Dissoziation ausschließt, sollte nicht 
übersehen werden.' 
2.2 Arbeitszeipolitik - Nofwendige Er- 
gäfuungfür mehr Beschöfh'gwig 

Die enorme Entwicklung der Produk- 
tivkräfte während der letzten Jahrrehnte 
bildete die Grundlage der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft und verschaffte gleichzeitig 
Spielraum im Verteilungskampf. Das 
MOB soll einen markanten Beitrag dazu 
leisten, daß dieses Entwicklungsmodell 
auch zukünftie Bestand behalten kann. ~~ ~~~ 

* Arns Haira. Hartmut Totauta. 0r.rsr.pol.. Wir. Gleichzeitig a&r erhöht die Enhvicklung slms~hanli~he Referenten im WSI. Dürsldorf: 
Klaur Barisch, Dipl.0k.. Wissenschaftlicher der Produktivkräfte die "Beschäfti- 
~ i t ~ ~ b ~ i t * ,  am lnrtitut für  ~ ~ ~ i ~ ~ k t ~ ~ -  und gungsschwelle" - jene Wachstumsrate 
Strukturforochung an der ~ n i v e r i i t ~ t  Bremen. des ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ o d & ~ ~ ~ ,  die allein zur Si- Bei dem hier abgedruckten Text handelt es 
sich u m  Auszüge einer umfangreicheren  AR^- cherung des Beschäftwsstandes benö- 
kels. der in den WSI-~itteilungen 611994 ar- tigt wird - und mindert damit die Be- - 
schienen in. 

schäftigungsintensität des durch das 
MOB induzierten Wirtschaftswachs- 
iums. Deshalb muß das vorgesehene in- 
vestitionsprogramm durch andere, ins- 
besondere arbeitszeitpolitische Maßnah- 
men verschiedenster Art begleitet wer- 
den, die eine gerechtere Verteilung des 
Arbeitsvolumens ermöglichen - womit 
dann die .Beschaftigungsschwelle" wie- 
der gesenkt wird. In diesem im folgen- 
den in Umrissen skizzierten Programm 
wird lediglich der allgemeine Rahmen 
einer Arbeitszeitverkürzung, eine 
schrittweise Reduzierung auf durch- 
schnittlich 35 Wochenstunden (bei An- 
rechnung der Verkürzung auf die Lohn- 
erhöhungen) vorgegeben, die Ausgestal- 
tung sollte möglichst flexibel und ein- 
fallsreich geschehen. 

Mit diesem Bestandteil des MOB soll 
gleichzeitig deutlich gemacht werden, 
daß drastische Arbeitszeitverkümngs- 
maßnahmen nicht bloß als Mittel des 
Krisenmanagements (wie 2.B. das sog. 
.VW-Modell") dienen können, sondern 
auch in konjunkturell günstigeren Zeiten 
Bestandteil einer beschäftigungssichern- 
den Tarifpolitik sein müssen.' Gleichzei- 
tig wird damit die Solidarität der Ar- 
beitsplatzbesitzer mit den Arbeitslosen 
zum Ausdmck gebracht, deren Fehlen 
häufig beklagi wird.' 
2.3 Loufieir und Voiumen des MOB 

Das von uns hier vorgeschlagene Mo- 
dernisierungs- und Beschäftigungspro- 
gramm (MOB) soll eine Laufzeit von 10 
Jahren (1995 - 2002) haben. Damit wird 
der langfristige Charakter der Maßnah- 
men herausgestellt. den ein Stabilitäts- 
programm (im Gegensatz zum Konjunk- 
Nrprogramm) benötigt. Natürlich kön- 
nen zwischenzeitlich Verändeningen und 
Anpassungen vorgenommen werden, 
wie ohnehin eine Revision des Program- 
mes (MOB 11) 2.B. ab dem Jahre 2000 
oder ftüher vorgenommen werden muß. 
Durch diese revolvierende Überlappung 
zweier Investitionsprogramme wird si- 
chergestellt. daß die Langfristigkeit der 
Laufzeit nicht zur Inflexibilität führt. 

entscheidend. Schaubild 1: Entwicklung von Lohnstückkasten und A a n d e l s h i l ~ d o  
Weisen die 
Handelspartner 
ein hohes Wirt- 
schaftswachs- 
turn aus, steigen 
die deutschen 
Exporte. Die 
deutschen Im- 
porte dagegen 
sinken, wenn 
das deutsche 
Wi r t scha f t s -  
wachstum ge- 
rine ausfällt. - -- 
Die deutschen 
Außenhandels- 
ergebnisse sind, 
wie unten belegt 
wird. vor allem 
durch das Ver- 
h ä l t ~ ~  des 
Wi r t scha f t s -  
wachstums im 
Inland zu dem 
im Ausland be- 
stimmt (vgl. 
Schaubild 3). 

Der Kurven- 
zug .Bmttoso- 
z ia lprodukt"  
stellt die Dif- QusUsn: 11 Infoirnationsdienst des Instituts der deutschan Wirtschaft iwd. Nr. 39193. S. 6 vom 30.9.93 

ferenz zwischen 21 Nations Uniss. D6patfemsnt da I'informstion dconomiqus at sociala at de I'analyrs der politiquas. Division statistique. 
Bulletin mansuel de statistique Nov. 93 et Fsv. 94; Statistisches Bundesamt. Visrieliahrashsft zur Auslandrrtati~tik 11 

dem realen 1994, eigens Berechnungen, a) f ü r  Danemaik und Griachsnland lediglich 1985.1991, bl ab 1991 neusr Gebiatrrtsnd 
Wachstum der 
BRD und ihren Haupthandelspartnern, 
den europäischen Industrieländern, dar. 
Wenn die BRD ein höheres Wachstum 
als diese Handelspartner verzeichnet. 

l -  

Arbeitskosten je Einheit Bruttowertschopfung Handelsbilanzsaldo in % des Bruiioin- 
Veranderungen von 1985-92 in %I) landsproduktes in Landeswäh~ng zu 
Veranderung der Lohnslockkosten im verarbsiianden Oeweibe jeweiligen Preisen 
In Preisen und Wechselkursen von 92 auf DM Basis (Ourchschnitl der Jahm 19851992~)~) 

sich vor, die Handelsbilanz hätte in den 
Jahren 1986 - 89 nicht einen Überschuß 
von rd. 6% des Bnittosozialproduktes 
gehabt. Mangels Nachfrage wäre das 
Wachstum um 6%-Punkte plus minde- 
stens 3%-Punkte Multiplikatorwirkun- 
gen niedriger ausgefallen. Daß die 
Außenhandelsposition Westdeutschland 
auch angesichts der schlechteren 
Außenhandelsergebnisse der Jahre 1991 
und 1992 recht stark ist. ergibt sich 
ebenfalls aus dem Marktanteil West- 
deutschlands an der Weltausfuhr der 
OECD (d.h. der Industrie-)Länder (vgl. 
Tabelle 1). 

liegt der Kuwenzug über der Nullinie. 
Diese so dargestellte Wachs- 
tumsdifferenz und der Außen- 
handelssaldo der BRD zeigen eine stark 
gegenläufige Tendenz. Hat die BRD, 
wie beispielsweise ab 1989, ein 
vergleichsweise höheres Wachstum. so 
wird sie deswegen vermehrt impor- 
tieren; wegen des niedrigen Wachstums 
bei den Haupthandelspartnern (wegen 
des Vereinigungsbooms setzt der 
Konjunkturabschwung in Deutschland 
später ein) nehmen deren Importe we- Entwicklung Tabelle 1: Anteile an der Weltausfuhr 
niger rasch zu, so daß für die BRD per der OECD-Länder in % 
Saldo der Außenhandelsüberschuß von der Direktinvestitionen 

Hat der Exportrnarkf ein bestimmtes 
Volumen erreicht, werden neben ver- 
kaufsfördernden Direktinvestitionen 
zunehmend Produktionsanlagen an Ort 
und Stelle aufgebaut. Die Wirtschafts- 
geschichte Großbritanniens oder der 
USA belegen dies. Die Bundesrepublik 
hat diese Veränderung zu Ende der 60er 
Jahre vollzogen. Direktiivestitionen irn 
Produktionsbereich haben nicht notwen- 
digenveise negative Effekte auf die 
Ausfuhren. Dies ist vor allem dann 
nicht der Fall. wenn angestammte ' 
Außenmärkte zwar zunehmend durch 

- 

4.3 b) 

0.5 

2.9 

2 

7.3 

I 

rd. 6% zum Bmttosozialprodukt (1989) Nicht sachgerecht wird ebenfalls die 
auf rd. 0.8% (1991) und rd. 1.1%. Auseinandersetzung um die Bestim- 
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Cchui 93 

/ 
- 

Westdeutschland 1 15.8 
Frankreich 1 8.7 

Eelten hdustrielände& lehrt. daß diese 
aufgrund ihrer technischen Überlegen- 
heit im historischen Ablauf zunächst 
ihre Exporte erheblich gesteigert haben. Japan 

. . .,, . . . . , , . 

(1992) ahsinkt. Bei dieser Gelegenheit 
wird ebenfalls deutlich, daii die stabile 
konjunkturelle Entwicklung in der BRD 
ab 1982 im wesentlichen das Ergebnis 
der steigenden und hohen Export- 
Überschüsse gewesen ist. Man stelle 

rnungsfaktoren der Direktiivestitionen 
geführt. Die Erfahrune bei allen entwik- 
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Fakten zur deutschen Standortdebatte 
nternehmer und Regierung in- 
szenieren die Standortdebatte 
mit folgenden Argumenten: Die U 

Kosten, und hierin vor allem die Löhne. 
seien zu hoch. Die Folge seien verstärkt 
anwachsende Importe und sinkende Ex- 
porte. Die Unternehmen würden hierauf 
durch Produktionsverlagerung ins Aus- 
land reagieren. Dies würde nicht nur zu 
vermehrten deutschen Direktinvestitio- 
nen im Ausland führen. auch die auslän- 
dischen Unternehmen würden ihre 
Direktinvestitionen in Deutschland ein- 
schränken. Das Ergebnis der zu hohen 
Kosten in Deutschland sei demnach ein 
Sinken des Warenexports und ein An- 
steigen des Kapitalexportes. 

Die Entwicklung des deutschen Au- 
ßenhandels und der Direktinvestitionen 
kann in dieser Weise nicht erklärt wer- 
den. Denn für den Außenhandel sind er- 
stens die Preise und die Reaktion der 
Käufer auf die Preise entscheidend, wo- 
bei die Preise auch von den geplanten 
Profiten und dem Außenwert der Wäh- 
rung abhängen, und zweitens das Ein- 
kommen der Käufer im jeweilig impor- 
tierenden Land. Die Direktiivestitionen 
sind nicht Ausdmck der Flucht von Ka- 
pital, sondern der Angriffslust von Ka- 
pital. der Überzeugung, in der Aus- 
einandersetzung mit ausländischem Ka- 
pital auf fremdem Territorium erfolg- 
reich sein zu können. 

Lohnstückkosten 
und Außenhandel 

Der Preis der im Ausland angebote- 
nen Waren wird bestimmt durch die Ko- 
sten, durch den angezielten Stück- 
gewinn und durch die Auf- bzw. Ab- 
wertung. Entscheidend für die Kosten 
w i e d e m  sind neben den Steuern, den 
Stundenlöhnen und der Arbeits- 
produktivität die Preise der importierten 
Inputs (so Energie. Rohstoffe allgemein 
usf.) und - soweit sich bestimmte Unter- 
nehmen nennenswert fremdfinanzieren - 
die Zinsen. Ein hoher Preis kann dem- 
nach nicht einfach mit hohen Lohnko- 
sten erklärt werden; es sind alle 
Kostenelemente zu beachten. überdies 
die Profitplanung der Unternehmen und 

0,. Herben Schul, Professor an dar Hoch- 
schule für Wtnschail und Politik in Hambuig 

die Aufwertung. Die Löhne jedenfalls 
können für die Preisentwicklung bei den 
Exporten nicht verantwortlich gemacht 
werden. Die in den vergangenen 15 - 20 
Jahren im Trend sinkende Lohnquote 
zeigt. daß die Lohnkosten pro durch- 
schnittliche Umsatzeinheit abgenommen 
haben. 

Auch im internationalen Vergleich 
1aBt sich kein Beleg für die Behauptung 
finden, daß das Wachstum der Lohn- 
stückkosten durchgängig Auswirkungen 
auf das Außenhandelsergebnis hätte 
(vgl. Schaubild 1). Die rechte Seite des 
Schaubildes zeigt das Wachstum der 
Lohnstückkosten auf DM-Basis für die 
EU Länder, die USA und Japan. Die 
Daten entstammen dem Informations- 
dienst des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft. Das Unternehmerinstitut ver- 
folgt mit dieser Darstellung den Zweck 
zu dokumentieren, daß die Löhne in 
Deutschland entschieden zu schnell stei- 
gen. Die Außenhandelsergebnisse aller- 
dings verhalten sich völlig anders, als 
dies von der Unternehmerseite behaup- 
tet wird. Nur für Portugal und Spanien 
gilt. daß hohe Steigerungen der Lohn- 
stückkosten mit schlechten Außen- 
handelsergebnissen einhergehen; nur 
für Irland 1äßt sich belegen, daß niedri- 
gere Steigerungen der Lohnstiickkosten 
mit guten Außenhandelsergebnissen 
verknüpft sind. Für die entwickelteren 
Länder dagegen wie Westdeutschland, 
Japan, Dänemark und die USA bei- 
spielsweise läßt sich der behauptete Zu- 
sammenhang (je schneller die Lohn- 
stückkosten steigen, um. so schlechter 
das Außenhandelsergebnis und umge- 
kehrt) nicht nachweisen. Offenbar rea- 
giert der Außenhandel in entwickelten 
Ländern kaum auf Preise (hierin einge- 
schlossen Auf- und Abwertungen) und 
Kosten. 

Preisbildung 
und Preiselastizität 

M.a.W.: Selbst wenn der Preis hoch 
ist, so muB deswegen der Absatz keines- 
wegs gering sein. Der Zusammenhang 
zwischen Preis und abgesetzter Menge 
wird durch die sog. Preiselastizität be- 
stimmt: Diese Elastizität ist umso hö- 
her. je stärker der Umfang der abge- 
setzten Menge auf eine Preisänderung 

von Herben Schui* 

reagiert. Fiir deutsche Exportwaren ist 
diese Elastizität bislang offensichtlich 
sehr gering: Erhebliche Preissteigemn- 
gen der deutschen Exportgüter haben 
die abgesetzte Menge nicht reduziert: 

Der Grund für diese geringe Preis- 
elastizität ist der hohe Gebrauchswert 
der Produkte. Dies gilt vor allem für die 
Investitionsgüter: Entscheidend ist, daß 
die Verwendung des Investitionsgutes 
beim Käufer zu Kostensenkungen führt, 
die den hohen Preis des Investitionsgu- 
tes rechtfertigen. Wichtig ist also, wie- 
viel technischen Fortschrin das Investi- 
tionsgut verkörpert, wie häufig Störun- 
gen und Reparaturen anfallen usf. Ent- 
scheidend ist demnach das Tempo der 
Produktlnnovation. Bei den Investitions- 
gütern, die einen beachtlichen Anteil an 
den deutschen Exporten haben, ist die 
Produktinnovation sehr eng verknüpft 
mit der Prozeßinnovation (am offen- 
sichtlichsten bei Maschinen und Anla- 
gen). Fazit: Eine niedrige Preiselastizi- 
tät setzt für deutsche Verhältnisse eine 
hohe Rate an Prozeß- und Produkt- 
innovation voraus. 

Für die Beurteilung der Wirkungen 
der Preise auf das Außenhandelsergeb- 
nis ist die Entwicklung in den 80er Jah- 
ren beispielhaft. Der steigende positive 
Handelsbilanzsaldo geht in dieser Peri- 
ode einher mit hohen Preissteigerungen 
(vgl. Schaubild 2). 

Der Index der Ausfuhrpreise in DM 
steigt von 1978 bis 1992 kontinuierlich 
um etwa 35% an. Hiermit allerdings ist 
noch nicht der Preis dargestellt, den die 
ausländischen Importeure in ihrer Wäh- 
rung zu zahlen haben. Aufgrund der 
Aufwertung der Deutschen Mark ver- 
teuern sich die deutschen Waren für 
Ausländer um weitere 50%. so daß die 
Preissteigerung insgesamt etwa 85% be- 
trägt. Von 1980 bis 1989 entwickelt sich 
der Außenhandelsüberschuß parallel zu 
diesen Preissteigerungen. 

Wachstum und Außen- 
handelsüberschuß 

Exporte und lmporte (und damit der 
Saldo der Handelsbilanz) sind allerdines 
nicht einzig und allein das Ergebnis dzs 
Preises und der Preiselastizität. Gerade 
für die deutsche Außenwirtschaft sind 
die Einkommen von In- und Ausland 

Andererseits bietet ein derartig langfri- tung, aber auch m Vorbereitung deut- Die Kosten der Reduktion des CO,- 
stiges Investionsprogramm auch unter- scher Unternehmen auf rentabel erscbei- Ausstoßes um 33 % bei gleichzeitiger 
nehmerische Planunessicherheit. die nende Marktseemente ermöelichen sol- Enereieeinsvanine von 14% werden mit I 
sich auch gesamtwirtGhaftlich in'einer 
Zunahme der privaten Investitionsbereit- 
schaft zeigen wird. 

Nominell sollte das MOB für den 
Zeitraum von 1995 bis 2004 eine Grö- 
ßenordnung von 473 Mrd. DM aufwei- 
sen. Dies entspricht einem Wen von real 
etwa 400 Mrd. DM. Die Gesamtsumme 
soll auf 10 Bedarfsfelder mit besonderer 
gesellschafts-, industrie- und umweltpo- 
litischer Bedeutung verteilt werden. 
Durchschnittlich würden also pro Jahr 
(real) etwa 40 Mrd. DM zusätzlich, d.h. 
über die bisherigen Ansätze in der mit- 
telfristigen Finanzplanung und die Fort- 
schreibung dieser "gewöhnlichen" An- 
sätze hinaus6, investiv verausgabt wer- 
den. Dabei liegen in unserem Programm 
die jährlichen Raten in den ersten 2 Jah- 
ren deutlich unter dieser Durchschnins- 
größe, um Überhitzungserscheinungen 
in einzelnen Branchen vorzubeugen und 
ein Verpuffen der Impulse in uner- 
wünschten Preiseffekten weitestgehend 
zu unterdrücken. 

Begleitend wird die jährliche Arbeits- 
zeit in mehreren größeren Schritten auf 
gesamtwirtschaftlich 35 Stunden gesenkt 
- allerdings soll die Ausgestaltung dieser 
AZV den Tarifparteien überlassen blei- 
ben. 
2.4 Bedaweider zukiurfriger 6ffenilicher 
Investitionspoiitik 

Entsprechend der Diagnose und Pro- 
gnose der fatalen Beschäftigungs- und 
Wirtschaftsentwicklung und der spezifi- 
schen Probleme der deutschen Wirt- 
schaft werden nun Bedarfsfelder be- 
schrieben, die öffentliche Investitionen 
zur Befriedigung kollektiver Bedürfnisse 
in den Bereichen Umwelt. Transport und 
Verkehr, Bildung und Gesundheit, zur 
Verbesserung der Infrastmkturausstat- 

len. Neben der-unmittelbaren Beschäfti- 
gungs- und Modernisiemgswirkung 
steht dabei auch die Induktion privater 
Folgeinvestionen im Vordergrund, um 
somit die Effizienz jeder Maßnahme 
(Multipliitor- und Akzeleratorwirkung) 
zu optimieren. 

In Anlehnung an den von der Euro- 
päischen Kommission im "Weißbuch für 
Wettbewerb, Beschäftigung und Wachs- 
tum" vorgeschlagenen Ausbau transeu- 
ropäischer Netze in den Bereichen Ver- 
kehr, Telekommunikation und Energie 
sollen von hundesdeutscher Seite bis 
2004 nominell 60 Mrd. DM verausgabt 
werden. Damit könnte die Bundesrepu- 
blik ihren Teil zur Verbesserung der inn- 
ereuropäischen Infrastruktur und zum 
weiteren Ausbau des europäischen Bin- 
nenmarktes beitragen.' Alle angespro- 
chenen Maßnahmen bieten ausreichend 
Raum für zusätzliche private Komple- 
mentärinvestitionen und erhöhen gleich- 
sam die Attraktivität des europäischen 
Wirtschaftsstandortes. 

Ebenfalls in Anlehnung an die Emp- 
fehlungen des WeiRbuches der EU- 
Kommission werden die staatlichen Aus- 
gaben für Forschung und Enhvicklung 
um etwa 0.2 Prozentpunkte des BIP an- 
gehoben.' Mit diesen 51.5 Mrd. DM 
(nominell) sollen die Inventions- und In- 
novationsfahigkeit der deutschen Unter- 
nehmen (insbesondere auch Klein- und 
Mittelunternehmen - KMU), die projekt- 
bezogene Forschung, die Aktivitäten der 
Großforschungseinrichtungen. in spezi- 
ellem Maße aber auch der Forschungs- 
transfer von Wissenschaft zur Wirtschaft 
gestärkt werden. Damit greifen wir ühri- 
gens die Forderungen des Arbeitskreises 
-1ndustriepolitik" der Wirtschaftsmini- 
sterkonierenz auf.9 

etwa524 ~ r d .  CM verans~hlagt~~. Im 
Rahmen des MOB ist mit einem Ansatz 
von 50 Mrd. DM (nominell) d c h s t  
ein Einstieg in dieses Energiespar- und 
Umweltschutzprogramm vorgesehen. 

In der Bundesrepublik fehlen zur Zeit 
etwa 3 Mio. Wohnungen. Besonden be- 
troffen von diesem Fehlbestand sind da- 
bei die Wohnungen mit Sozialbidung, 
deren Bestand in den nächsten Jahren 
drastisch zurückgehen wird. Deshalb 
sieht das MOB die Förderung des Baus 
von zusätzlich etwa 50.000 Sozialwoh- 
nungen pro Jahr vor. wofür 45.5 Mrd. 
DM (nominell) vorgesehen sind (Gnind- 
lage ist der Zuschuß von derzeit etwa 
900,- DMlm2). 

Die Sanierungskosten von ökologi- 
schen Altlasten in Ost- und Westdeutsch- 
land, die kommunale Abwassersanie- 
mng und Maßnahmen zur Abfallbesei- 
tung und Luftreinhaltung können nur un- 
genau quantifuiert werden, belaufen 
sich aber wohl insgesamt auf mehrere 
hundert Millionen DM." Im MOB sind 
deswegen vorerst 81 Mrd. DM (nomi- 
nell) für kommunalen Umweltbedarf in 
diesen Felder vorgesehen. Auch dies 
kann nur ein Beginn weitreichender 
Maßnahmen der Umweltsanierung und - 
vorsorge sein. ermöglicht aber gleichzei- 
tig die Entwicklung zukunftsträchtiger 
Umwelttechnologien. 

Zum Ausbau und zur Modemisietung 
kommunaler Nahverkehrssysteme und 
des ÖPNV werden im Rahmen des 
MOB 53 Mrd. DM (nominell) bereitge- 
stellt. Damit soll dem vielbeklagten Pa- 
radoxon entgegengewirkt werden, wohl 
den lndividualverkehr im kommunalen 
Bereich zu behindern, ohne ausreicben- 
de Alternativen im ÖPNV-Bereich bzw. 
im kommunalen Nahverkehr anbieten zu 

Tabelle: Modemisierungs- und Besehäiiigungsprogramm (1995 - 2004) 

- Angabe in laufenden Preisen in Mrd. DM - 
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Bedadslelder 95 96 

1. Transe~ropPsche Netze 
2 . F & E  
3. Ennrg1esparlCO2-RBdukIion 
4. Wohnungsbau 
5. Kornrn~naler Urnweltbedart 
6.OPNVINahver&ehr 
7. H-Bahn 
8. Hochschuieweiterung 
9. GesunQhetVKrankenhau~ 

10. V~rkehrs1e1lsysteme 

Gesarnl 

2 4 5 5 6 6 7 7 8 10 60 
' 3  4 4 5 5 5 6 6 6.5 7 51.5 

2 4 4 4 5 5 6 6 7 7 50 
2 3 4 4 4 4 5 6 8.5 7 45.5 
5 5 7 7 8 9 9 9 10 11 81 
3 3 4 5 5 6 6 7 7 7 53 
- 2 3 3 3 3 4 4 4.5 5 31.5 
2 2 3 3 4 4 5 5 5.5 6 39.5 
- 1 2 3 3 3 3 4 4 4.5 27.5 
1 2 2 3 3 4 4 4 S 5.5 33.5 

20 30 38 42 46 49 55 59 64 70 473 

97 98 99 W 01 02 03 04 Gesamt 
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können. Zugleich könnte damit der 
Trend des sich verlangsamenden Tem- 
pos öffentlicher Infrasmiknirinvestitio- 
nen der letzten zwanzig Jahren endlich 
gebrochen werden. 

Mit 31,5 Mrd. DM (nominell) soll 
der Ausbau von Hochgeschwindigkeits- 
strecken im Bereich der Deutschen Bahn 
AG gefordert werden. In besonderem 
Maße soll auch der Güterverkehr geför- 
dert werden. 

Bundesdeutsche Universitäten weisen 
eine Auslastungsquote von gegenwärtig 
185% aus. In absehbarer Zukunft ist mit 
keinem Rückgang der Studentenzahien 
zu rechnen, zumal angesichts des Hoch- 
technologiestandortes Deutschland kei- 
neswegs von einer ,Studentenschwem- 
me" gesprochen werden kann, sondern 
Bildungsinvestitionen die Grundlage 
künftiger Erfolge darstellen. 39.5 Mrd. 
DM sind in dem hier vorgeschlagenen 
MOB zusätzlich zum Ausbau der Uni- 
versitäten und Hochschulen in der Bun- 
desrepublik vorgesehen. 

Auch in der Gesundheitsversorgung 
gibt es beklagenswerte Engpässe, denen 
durch die Aufstockung des Pflegeperso- 
nals um 40.000 zusätzliche Kräfte im 
Rahmen eines Ansatzes von 27.5 Mrd. 
DM (nominell) Rechnung getragen wer- 
den soll. (Ähnliches gilt u.a. für die Fi- 
nanzverwaltung, die Polizei, den Bil- 
dungs- und Erziehungssektor einschließ- 
lich des Kiderbetreuungsbereiches, die 
hier im einzelnen nicht berücksichtigt 
worden sind.) 

Zur besseren Steuerung des auch 
nach Umleitung des Verkehrs auf um- 
weltfreundlichere Verkehrsträger und 
nach Vernetzung von Verkehrsträgern 
(Kombi-Verkehr) verbleibenden Indivi- 
dual- und Güterverkehrs auf der Straße 
bedarf es der Entwicklung und Einrich- 
tung von Verkehrsleitsystemen, die 
durch die Verteilung des Verkehrs die 
Umweltbelastungen minimieren. Dazu 
sind 33,5 Mrd. DM vorgesehen, die 
hohe private Komplementärinvestionen 
und induzierte private Konsumnachfrage 
erwarten lassen. 

Insgesamt betrachtet'gibt es also kei- 
ne Schwierigkeiten, das Modernisie- 
m g s -  und Beschäftigungsprogramm in- 
haltlich mit Beisnielen und Feldern aner- 
kannten gesell&haftlichen Bedarfs zu 
belegen." Es sollen an dieser Stelle noch 
einmal die namengebenden Bestandteile 
des Programms gewürdigt werden: Die 
Bedeutung - und damit auch Abgrenzung 
gegenüber anderen Konzeptionen 
scheinbar vergleichbaren Strickmusters - 

des MOB liegt nicht in Schaubild: Beschäftigungseffekte des MOB 
erster Linie in seiner Abweichung vom Basisszenaiio 
kurzfristigen Impulsset- 
zung in Zeiten konjunk- Tiuiend Piimonen 

tureller Schwäche. son- A I 
dem in der dauerhaften 
Aufstockung der unzu- 
reichenden privaten In- 
vestitionstätigkeit durch 
die investiven Anstren- 
gungen der Gehietskör- 
perschaften. Damit soll 
nicht nur d i k t  zusätzli- 
che Beschäftigung ge- 
schaffen werden. son- 

ten Produktivitätseffek- Kein-Mo~ BK.~~-MOB +MOB p(ui A N  a . s a r n t - ~ ~ ~  te, die Modernisiemng 
der M r ~ ~ ~ r  und die me~~e: Eigene Berechnungen. 
Förderung von Inventi- 
on und Innovation in gleichermaßen zu- jenige des Basisfalls in 2004 um etwa 80 
kunftsträchtigen. wie gesellschaftlich Mrd. DM. ... 
wünschenswerten Feldern können wirt- Durch das ,Kern-MOB' k ö ~ t e  nach 
schaftliche Entwicklungschancen und unserer Prognose bis 2004 immerhii 
ökologische Herausforderungen mitein- eine Beschäftigungserhöhung von über 

einer halben Million erreicht werden. 

ander versöhnt werden. Die westlichen 
Volkswirtschaften befinden sich in der 
Übergangsphase von der Industrie- in die 
nach-industrielle Informations- oder 
Dienstleistungsgesellschaft. Diesen 
Übergang gilt es zu gestalten. Wer dabei 
heute die Entwicklungskapazität staatli- 
cher Wirtschaftspolitik unterschätzt, 
wird später diesen Verzicht verantwor- 
ten müssen. 

3. Gesamtwirtschaftliche 
Effekte des MOB 

3.2 Darstellung und Eriäuterung der 
wichtigsten Simuiatiomergebnisse. 

3.2.1 Wachstums-, BeschBfrigungs- 
und ?'reis@ekte 

Der investive Teil des MOB kann 
nach unserer Prognose recht beachtliche 
Wachstumsimpulse geben. Die Wachs- 
tumsrate liegt im Durchschnitt um etwa 
0,3 % höher als in der Basislösung. Das 
reale Bmttosozialprodukt übersteigt das- 

Davon entfallen 100.000 auf die unter- 
stellten Komplementärbeschäftigten im 
öffentlichen Dienst. so daß ein beachtli- 
cher nachfrageinduzierter Effekt von 
440.000 zusätzlich Beschäftigten bleibt. 
Angesichts der sich abzeichnenden Er- 
höhung allein der registrierten Arbeitslo- 
sen in Westdeutschland auf etwa drei 
Millionen bis 1995 reicht das "Kern- 
MOB" jedoch bei weitem nicht aus, um 
den Arbeitsmarkt substantiell zu entla- 
sten, zumal jede Erhöhung der Beschäf- 
tigung sich partiell auch aus der stillen 
Reserve und aus der Zuwanderung von 
Arbeitsmigranten speist. 

Der Schwerpunkt des "Kern-MOB' 
liegt in der Modernisierung der Ökono- 
mie. Seine Beschäftigungswirkungen 
müßten durch zusätzliche Maßnahmen 
flankiert werden, um eine entscheidende 
Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt 
herbeizuführen. Durch die flankierende 
substantielle Arbeitszeitverkürning über 
den Trend hinaus (im Jahr 1999 ca. 35 
Stunden im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt West) lassen sich nach un- 
serer Prognose darüberhinausgehende 
Beschäftigungseffekte von über einer 
Millionen Mehrbeschäftigten bis zum 
Jahr 2000 erzielen. 

Die insgesamt deutliche Mehrbe- 
schäftigung von .Kern-MOB' und 
,MOB plus AZV' zusammengenom- 
men von etwa 1.7 Millionen Beschäftig- 
ten bis 2004 führt zu einer erheblichen 
Verminderung der Arbeitslosenquote 

nagern mehr rechtfertigen als vor ihrer 
nationalen Öffentlichkeit. .. . So werden 
Regierungen und . . . Währungssysteme 
abhängig von hii- und herwogenden 
Vertrauens- oder Mißtrauensbekun- 
dungen der internationalen F i e l t ' ,  
schreibt der hühere Landeszentralbank- 
präsident Nölling". Der Sachverständi- 
genrat mahnt in seinem letzten 
Jahresgutachten: .Die Finanzmärkte 
sind hochsensibel; Informationen ver- 
breiten sich mit großem Tempo. Nach- 
richten, die sich zugunsten oder zu La- 
sten einzelner Währungen verdichten, 
Stimrnungswechsel bei den Anlegern, 
Dispositionen von Marktführern: alles 
das formt Wechselkursändemngserwar- 
tungen, ... die plötzlich grenzüber- 
schreitende Kapitalbewegungen auslö- 
sen, die dann ihrerseits wiedenim 
Wechselkursänderungserwammgen ver- 
stärken. ... Diese Kapitalbewegungen 
können . . . losgelöst von den fundamen- 
talen wirtschaftlichen Verhältnissen in 
den betroffenen Ländern auftreten, denn 
der Erfolg der Anlage in fremden Wäh- 
rungen hängt nicht davon ab, ob sich die 
Wechselkurse gemäR den Fundamen- 
talfakatoren der Wirtschaft entwickeln. 
sondern davon, ob die von den Anlegern 
erwarteten Wechselkursänderungen ein- 
treten oder nicht. "" 

Hier haben wir den markhvirtschaft- 
lichen Sündenfall. daß heftiger Wettbe- 
werb zur Desorientiemng von Märkten 
führt! Bei einer weiteren Erieichtemng 
des internationalen Kapitalverkehrs ste- 
hen die nationalen Notenbanken diesen 
Prozessen immer ohnmächtiger gegen- 
über. Auch die Wirksamkeit einer 
wirtschaftspolitischen Steuerung über 
Zinspolitik wird eingeschränkt. 

Die staatliche Souveränität wird aber 
nicht allein dadurch eingeschränkt: die 
durch die Derivate erzielten Gewinne 
aus Spekulation werden nur zu einem 
Teil versteuert; alle Spekulationsgewin- 
ne aus .Differenzgeschäften" bleiben 
steuerfrei! Spekulationsgewinne werden 
zwar als sonstige Einkünfte in der Ein- 
kommensteuer versteuert, aber Devi- 
sentermingeschäfte, Optionen auf Akti- 
en. Aktienidices oder Währungen und 
Futures fallen alle nicht unter den $23 
des Eiommensteuergesetzes. weil sie 
nicht auf die Veräußerung eines Wert- 
papiers gerichtet sind, sondern nur auf 
die Ausnutzung der Ku~sdifferenz.'~ 
Gerade das, was sie als besonders spe- 
kulativ ausweist, begründet ihre Steuer- 
freiheit! Während die Arbeitnehmerln- 
nen in den letzten fünf Jahren zuneh- 

mend mehr Steuern zahlen müssen, 
werden die reichen Privatpersonen, die 
genügend Geldvermögen besitzen, um 
in Finanzinnovationen zu spekulieren, 
faktisch zunehmend steuerlich entlastet. 
Auch volkswirtschaftlich ist diese 
Rechtslage schädlich, denn es entsteht 
ein zusätzlicher Anreiz, Geldvermögen 
im F i m a r k t  statt in produktiven Ge- 
schäften anzulegen: Der leistungslose 
Gewinn wird steuerlich subventioniert: 
der von Leistung abhängige Gewinn 
versteuert. 

Ansatzpunkte 
öffentlicher Regulierung 

Es Ist daher höchste Zeit, die Dis- 
kussion um die Regulierung der Fianz- 
geschäfte wieder aufzunehmen und die 
ganze Palette der Möglichkeiten, steu- 
ernd und regulierend in die Entwicklung 
der Fianzmärkte einzugreifen, auszu- 
schöpfen. Verbesserung der Transpa- 
renz für die Marktteilnehmer. Erweite- 
rung der Meldepflichten an die Banken- 
aufsicht. Internationalisierung der Min- 
destreservenpolitik unter Eibezug der 
Wertpapierhäuser. Festlegung von Min- 
deststandards für das derivative Ge- 
schäft durch die Bankenaufsicht, risiko- 
gewichtete Eigenkapitalunterlegung der 
Bankgeschäfte. Wiedereinführung von 
zeitweiligen Kapitalverkehrskontrollen, 
die Abschöpfung der Spekulationsge- 
winne und eine Steuer auf alle Spekula- 
tionsgelder wären Möglichkeiten, die 
Flut der spekulativen Geschäfte einzu- 
dämmen. 

Es muß kein Gegenargument sein, 
daß vieles nur auf dem Weg der interna- 
tionalen Vereinbarungen wirksam wer- 
den kann; im Gegenteil: Bankenpolitik 
wird schon längst international verhan- 
delt und man wird international nur 
dann mehr durchsetzen, wenn national 
politischer Dmck erzeugt wird. Man 
kann keinem Land verbieten, off-shore- 
Plätze und free-havens anzubieten, auf 
die die Kreditinstitute bei einer ver- 
schärften internationalen Aufsicht aus- 
weichen könnten. Aber man kann 
durchaus internationale Vereinbarungen 
schließen, die im Interesse aller anderen 
Länder liegen und den Kreditinstituten 
untersagen, die internationale Aufsicht 
durch das Ausweichen auf solche Plätze 
zu unterlaufen. 

In der konkreten Ausiiülung dieser 
Anliegen besteht allerdings noch viel 
Diskussionbedarf. 
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lungen ausgenutzt und vemrsachen da- 
durch wieder ein erneutes Wachstum. 
Jede größere Schwankung eines beliebi- 
gen Marktrisikos löst hektische Aktivi- 
täten aus. Optionen erhöhen das Markt- 
volumen drastisch, ohne daß ein größe- 
rer Kapitaleinsatz nötig ist, vertiefen 
also dieses Mißverhälmis weiter. 

aber in dem Gesetz wesentliche neue 
De-Regulierungselemente enthalten; 
vor allem wird Kapitalanlagegesell- 
schaften ein deutlich größeres Enga- 
gement in derivativen Geschäften er- 
möglicht.1° Damit erleichtert die Bun- 
desregierung den deutschen Kreditinsti- 
tuten die gleichberechtigte Teilnahme 
am ,bilanzunwirksamen Geschäft" auf 

auf die nationale Ebene, da0 es nur Vor- 
schriften kennt, die bestimmte Einzelri- 
siken limitieren. Es enthält dagegen kei- 
ne Regelung für das Gesamtrisiko einer 
Bank, noch sieht es Maßnahmen vor, 
mit denen die Gefahr einer Ausbreitung 
von Bankzusammenbrüchen auf andere 
Banken verhindert wird. Das ist aber 
gerade das Typische einer Bankenkrise. 

DeS~rientierung durch den internationalen Fmanzplätzen. In Durch die ~ ' h n m g  des europäischen 
die gleiche Richtung zielt auf internatio- Binnenmarktes ist mit dem Prinzip der 

die FinaIVmärkte - wer naler Ebene die eenlante Liberalisierune soe. Herkunftslandkontrolle eine zu- -~ ~ 

U r~~ ~~ 

reguliert die Wirtschaft? der Finanzdienstleistungen im Rahmen s ä h c h e  Lücke in der Bankenaufsicht 
des GATT. geschaffen worden: jedes Land ist sel- 

Alles in allem wurde damit durch die Nun ist aber die Herstellung der in- ber für die ~ufsichc gegenüber seinen 
Einführung der neuen Fmanzprodukte ternationalen Wettbewerbsfähigkeit Banken, auch denen im europäischen 
im Rahmen der Lockemng der auf- ebensowenig ein Selbstzweck wie die Ausland, zuständig, aber keine Auf- 
sichtsrechtlichen Beschankungen und Wirtschaft an sich. sondern muß an der. sichtsbehörde wacht über den europäi- 
der allgemeinen Einführung der Nieder- ökologisch verantwonharen, Steigerung schen Finanzmarkt insgesamt." 
lassunesfreiheit für Banken und andere und gerechten Verteilung des eesell- 
Finanz-htitute, im Verein mit der tech- 
nisch möglich gewordenen Vernetzung 
der Weltfmanzmärkte, die Kreditschöp- 
fungsfahigkeit der Banken in einem so 
unerhörten Mai3 gesteigert, daß sie von 
den national operierenden Zentral- 
banken nur noch schwer zu kontrollie- 
ren sind. Die Aufgabe, der sich die Ent- 
wicklung wirtschaftspolitischer Alterna- 
tiven stellen muß, besteht nun darin, das 
realwirtschaftliche von dem spekulati- 
ven Moment zu trennen, ohne den Au- 
ßenhandel zu beeinträchtigen. 

Seit Mine der 80er Jahre wurde auch 
in der Bundesrepublik Deutschland trotz 
bereits weitgehender Liberalisiemng 
mit der Begründung der Steigemng der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Banken und Börsen eine 
weitere De-Regulierung staatlicher 
Eingriffsmöglichkeiten im Bereich der 
Finanzdienstleistungen durcbgeführt, 
die mit der sog. Rest-Liberalisiemng 
des deutschen Kapitalmarkts 1985 ihren 
Ausgangspunkt nahm.9 Durch das zwei- 
te Fmanzmarktförderungsgesetz, das im 
August d. J. in Kraft treten soll, wird 
zwar der deutsche Wertpapierhandel ei- 
ner Aufsicht durch ein neues Bundes- 
aufsichtsamt für den Wertpapierhandel 
unterstellt. In diesem Zusammenhang 
wird Insiderhandel, bisher nur als Kava- 
liersdelikt angesehen. zum Straftat- 
bestand mit einer Strafe von, im 
schlimmsten Fall, 5 Jahren Gefängnis. 
Während die Börsenzeitung diese Re- 
form als .Kulturrevolution" (!) bezeich- 
nete, handelt es sich doch um nichts als 
eine längst überfällige Anpassung an 
noch weitergehende, tradierte Rechts- 
normen auf anderen Finanzplätzen, ins- 
besondere in den USA. Zugleich sind 

schafiichen Wohlstands, &I der Schaf-, 
fung von Arbeitsplätzen und Sichemng 
stabiler Lebensbedingungen für alle 
Bürgerinnen und Bürger gemessen wer- 
den. Was nützt die Internationalisiemng 
der Finanzgeschäfte, wenn sie dazu 
führt. daß zusätzliche Risiken ins Land 
kommen? 

Denn in den letzten acht Jahren sind 
die Aufsichtsrechte der Bundesbank 
bzw. des Bundesaufsichtsamts für das 
Kreditwesen zwar erhöht worden. In 
der Diskussion sind auch internationale 
clearing-Systeme und eine Vereinheitli- 
chung der Eigenkapitalvorschriften für 
Banken und Wertpapierhäuser auf der 
Grundlage der "Kapitaladäquanz-Richt- 
linie" der EG, die die Pflicht zur Unter- 
legung offener Risiken mit Eigenkapital 
erweitertt1. Aus zwei Gründen hinken 
diese Regelungen aber der Entwicklung 
trotzdem hinterher: Einmal beschränkt 
sich die Meldepflicht auf die Aufsichts- 
Organe, aber die Marktteilnehmer erfah- 
ren davon nichts. In den Vereinigten 
Staaten 2.B. sind die Banken verpflich- 
tet, entsprechende Angaben in ihren Ge- 
schäftsberichten zu veröffentlichen; die 
deutschen Banken haben das bisher er- 
folgreich abgewehrt! Die derivativen 
Geschäfte müßten in den Jahresab- 
schlüssen der Banken im Geschafts- 
bericht veröffentlicht und gemeldet wer- 
den. Zum andem wird immer nur das 
ursprüngliche Risiko mit Eigenkapital 
abgesichert, aber nicht die Folge-Risi- 
ken, die dadurch ausgelöst werden kön- 
nen. Sie müßten aber im Fall einer Kri- 
se ebenfalls aus dem vorhandenen Kapi- 
tal befriedigt werden. 

Es ist ein grundsätzlicher Mangel des 
Kreditwesengesetzes, schon in bezug 

Umverteilung zu den 
Vermögenseinkünften 
Nun ist Deutschland im Unterschied 

zu allen wichtigen Industrieländem von 
Bankenkrisen in den letzten Jahren ver- 
schont geblieben. Diversifuierung durch 
das Universalbanksystem, stille Reser- . 
ven, hohe Eigenkapitalbestände und ein 
privater Einlagensicherungsfonds der 
drei Bankengmppen bilden die Grund- 
lage der relativen Krisemesistenz. Ga- 
rant und Voraussetzung von Sicherheit, 
Vertrauen und Risikobegrenzung sind 
damit aber die hohen und stabilen Ge- 
winne der Banken, denn nur sie machen 
es möglich, die entsprechenden finan- 
ziellen Polster aufzubauen. Die Banken 
schaffen so erst einmal neue und alar- 
mierende Risiken, an denen sie, wenn 
alles gut geht, kräftig verdienen. Dann 
argumentieren sie, daß sie zum Schutz 
vor den neuen Risiken ihr Eigenkapital 
zur Sicherheit erhöhen müßten, und ha- 
bendamit denweggefunden, immer neue 
und höhere Umverteilungen des gesell- 
schaftlichen Reichtums zu ihren Gunsten 
als volkswirtschaftlich wünschenswert 
und stabilisierend zu rechtfertigen." 

Damit wird aber der Staat in die Si- 
tuation versetzt, einzelkapitalistisches 
Gewinnstreben und Einkommensum- 
verteilungen nigunsten der Banken 
gesellschaftspolitisch sanktionieren zu 
müssen, während zugleich seine geld- 
und wähnmgspolitischen Eingriffsmög- 
lichkeiten gegenüber den durch privat- 
wirtschaftliche Politik vemrsachten De- 
fiziten, die über die Grenzen hinein- 
schwappen, geschwächt werden: .Re- 
gierungen und Zentralbanken.. . müssen 
sich unter Umständen vor den Fondsma- 
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und erhöht damit sowohl den gewerk- 
schaftlichen Verhandlungsspielraum in 
kollektiven Lohnverhandlungen als auch 
den individuellen Verhandlungsspiel- 
raum von Belegschaften oder einzelnen 
Lohnabhängigen bezüglich der Höhe 
nichttariflicher Lohnbestandteile. Zwar 
wurde im Szenario angenommen. daß 
die Gewerkschaften sich auf Zugeständ- 
nisse bei den Tariflöhnen einlassen. um 
die verstärkte AZV zu kompensieren. 
Eine verhandlungsmachtbedingt höhere 
Lohndrift dürfte sich jedoch nicht völlig 
vermeiden lassen, so daß es gegenüber 
dem Basisszenario und auch dem "Kern- 
MOB' zu einer leicht verstärkten Ent- 
wicklung der Lnhnstückkosten kommt, 
die sich auch auf die allgemeine Preis- 
entwicklung auswirkt. Die Konsumen- 
tenpreisinflationsrate dürfte nach unserer 
Prognose im Durchschnitt des Simulati- 
onszeitraum um etwa 0.3 Prozentpunkte 
über der des Basisszenarios liegen. 

Wir haben angenommen, daß die 
Bundesbank unter stärkerer Wahrneh- 
mung ihrer stabilitätspolitischen Verant- 
wortung eine aktive Unterstützung des 
Programms durch eine beständige gra- 
duelle L n c k e ~ n g  ihrer Zinspolitik be- 
treibt. Die simulierte Unterstützung von 
.Kern-MOB" und .MOB plus AZV" 
durch eine dauerhaft Vermindemng des 
Lombardsatzes um 0.8 Prozentpunkte 
gegenüber dem Basisszenario ließe nach 
unserer Prognose bis 2004 ein zusätzli- 
cher Beschäftigungseffekt von etwa 0.6 
Millionen entstehen. Umgekehrt würde 
eine restriktivere Zinspolitik desselben 
Kalibers die Beschäftigungswirkungen 

duzierte steigende Be- I I I I Sachk. ( 
schäftigung und Nach- 1% 1 20 2 6 1 15 

Das .Kern-MOB* Mnsnzbedarf des MOB 
fiir sich genommen und Mehreinnahmenlfiderausgaben 
reicht nicht aus, um ei- - in Mrd. DM - 
nen aktiven Konsolidie- 
rungsbeitrag zu errei- nnanzbadati 

~ozia l le i s tun~bere ich  :t 1:; 1 nie mehr als 80 Prozent 2W3 44 42 - 25 
des zusätzlichen Ausga- 2004 46 48 - 26 

bevolumens. Gesamt 447 237 527 255 - 96 
Die zusätzlich infol- 

Fhianzierung 

frage bewirkten zusätzli- iz 
chen Staatseinnahmen 1998 
erreichen zusammen mit 1% 

den Minderauseaben im 

ge der ~ e ~ ~ h ä f t i ~ ~ ~ ~ ~ ~ f -  1) Gegenübr den in Tab. 5 a u ~ ~ M n e n  Anrsflen unmracheidn sich 
diese Oteraicht dadurch. da8 der Programmteil .GeaundheiuKranken- 

fekte des .MOB plus h ~ s -  hier unter Penwiai- und Sachkosten vmuch t  ist. 
AZV' prognostierten 

chen. Die durch die in- J a k  I MOB') ( P8r80mV I S t m m  I SV I Kmdit 

29 4 14 6 13 
38 9 24 11 10 
39 14 36 17 0 
u 21 49 25 - 10 
46 26 64 32 - 24 

~ & ~ ~ i ~ ~ ~ h ~ ~ ~  erhöhen den Matb~ng 1994. bno Maltfe d. H. IHng.1. Kev- 
nas . Kommsnlisne Warka~rwahl. Hambbig Deckungsgrad der zusätzlichen Ausga- ,965. 521f. 

ben des Staates durch die zusätzlichen 
E i e n  des Programms deutlich. Er 
liegt ab 1999 bei mnd 100 Prozent. Die 
weiteres Wachstum induzierende aktive 
Unterstützung der Bundesbank hebt die- 
sen Deckungsgrad von 1998 an auf über 
100 Prozent, so daß ab 1999 eine Ver- 
mindemng der in der Startphase gegen- 
über dem Basisszenario entstandenen 

~ ~ ~. 
4 Vgl. Hickel. R.: Jmn ind ie  Fiskal- und Geldv- 

litik gefordert: in: Winrchahrdianrt 4/1994, 
S. 166 

6 Vgl. 2.0. Bsnhold, N.: Arbeitslosigkeit. 
ArbeitrxeitverkOr~~ng und Arbeitnplatzbeslt- 
Zer: in: Winsehaftrdienrt 411 994. S. 170. und 
Bmller, F., Teriet, B.: Ein Instrument zur Ein- 
dämmung der Arbeitslosigkeit: in: sbd.. S. 172 

8 Die anschließende Vsrglsichrsimulation (sog. 
Bsrirlörungl mit dem ökonometiirchsn Modell 
LAPROSIM geht von einem invertitionspaliti- 
schen Status Ouo aus. 

~ ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ h ~ l d ~ ~ ~  beginnen km, die 7 Vgl. Kommission der Europäischen Gsmein- 
schatten: Wachstum. Wettbawerbsf8higkeit. 

schließlich ab 2002 kumuliert in ein ge- Beschäftigung - Herausforderungen dsr Ga- 
genüber dem Basisszenario reduziertes gsnwart und Wegs ins 21. Jahrhundert. Weik 

Niveau der B~ttostaatsschuld um- ";,"F lgg3 
schlägt. 9 Vgi. Aibeitskreis .lndustiispolitik- dar 

Die anfängliche KreditfinanzieNng W~rtschaftsminirtark~nf~1en1: Bericht rum 
Thema .Technologiemansgemant. Technolo- des Programms, gekoppelt mit seinem gietransfer und tschno~ogischa zusammen. 

nur mäßigen inflationären impuis, ver- arbeit mit den Reformstaaten Mittel- und Ort- - - 
um einen ähnlichen Betrag mindern. Der hindern &I übrigen ein Ansteigen der lo "PEn"::$ission .Vw60Tgs 
prognostizierte Gesamteffekt des MOB Staatsquote über das Basisniveau. Schutz der Eidatmosohäre*: Schutz der Erde: 
liegt bei etwa 2.3 Millionen zusätzlich 
Beschäftigten bis 2004. Das reale BSP 
liegt in 2004 um über 80 Mrd. DM über 
dem Niveau des Basisszenarios. Das 
Preisniveau übersteigt dasjenige des Ba- 
sisszenarios um etwa 3 Prozent. 

3.2.2 Dieprognostizierten Wrkungen 
des Programms auf die Entwicklung des 
Staatshaushalts 

Angesichts der in den Jahren seit dem 
Beitritt der neuen Bundesländer massiv 
gestiegenen Staatsverschuldung kommt 
dem Finanziemngsaspekt des Pro- 
gramms erhebliche Bedeutung zu. E i  
Programm vorzuschlagen, welches mit- 
tel- und langfristig zu einer noch stärke- 
ren Entkonsolidiemng der öffentlichen 
Haushalte und in der Folge zu noch stär- 
keren Belastungen der Bevölkerung mit 
Steuern- und Abriaben führen müßte. 
wäre nicht veranGortbar. 

Im weiteren wird nicht zwischen West- und 
O~tdeutschlend differanzien. Dies Iäßt sich, in 
Anbetracht der noch gänzlich unterschiedli- 
chen Rahmenbadingungen in beiden Teilen 
Deutschlands. nur damit begründen, endlich 
eine geSamtwiRs~haftiicha Betrachtungswei 
ss einnehmen zu wollen. Angesichts der zsitli- 
chen Rahmens das vorgeschlagenen Program- 
mes erscheint sinn derartige Voigehensweiss 
nb, baiecht gt. Den spsiieien ~röbeman Ort- 
demschlanos tragt das .A~fba~prograrnm fdr 
Ortdsrtrch and' Rscnndno. wsicner dar WS! -. 
im Hsrbrt 1993 vorgestallt hat: vgl. Nolts, D.. 
Schafer. C.. Sitte, R.. Tdauts, H.. Wagner. 
A., Zieglar. A.: Ein Aufbaupmgramm für Ost- 
deutschland: in: WSI-Mittsilungen.1011993, 
5.635 - 648 
Hierbei handelt er sich um die durch Basisinno- 
vst onan a~sgslbsts Isngl,.stigs Wellenent- 
W C L I . ~ ~  130. 50  ~ahr.1; vg . dazu aLcn AP- 
oslbaum. E.. Schenkst. R.: Das Ende der Voll- 
bsrchäft&u~gl Zur ~inschaftrentwick& in 
Industrieländem; in: WinochafIsdienst 41 
1994, S. 199f. 
Vgl. auch Nolte. D., Schmal. H.: Kernes .I8 
Staanationstheoratiker- eine Intsrmstation: in: 
Hei;. A., Meißner. W., ~ o f s u t i .  H. (Hrrgl: 
Maix und Keynar und dia Krise der Naunrigai, 

in: Deutscher Bundeitag (H1sa.1: Zur Sache 
19190. 2. Bd., Bonn 19% 

- 

11 Vgl. Hickel. R.. Priewe, J.: Finanzpolitik für Ar- 
beit und Umwelt. Köln 1969. S.291ff. ~. 

12  V4i. dazu =.B. a&hdie DGB.lnfoimationen zur. 
w%Ischafts- und Umweltpolitik Investitions- 
offensive für q~slitativBS Wachstum. Nr.71 
1988, und DGB-Informationen zur Win- 
schafts- und Strukturpolitik: Ein offantliehes 
lnfrastr~kturprogr~mm für Ostdeutschland, 
Nr.211991, und DGB-lnformationan zur Wirt- 
schafts- und Umweltpolitik: Standon Bundes- 
republik - Infrastruktur und Untsrnehmens- 
steuern. Nr. 1411 989. 

13  Die hier genannten gesamtwiRschaftlichen Ef- 
fekte des MOB wurden mit dem Simulations- 
modell LAPROSIM berechnet. Das Modell iA- 
PROSIM YW 5.5 ist ein makroökonomatri- 
sches Jahrermodell der alten Bundesländer. 
Eine umfarreods Dokumentation ist gegen 
eins Schutzgebühr beim Institut für Konjunk- 
tur- und Strukturforschung IIKSFI erhältlich: 
Klau* Bansch. Universität Bramen, FB 7, Port- 
fach 33 04 40.28359 Bramen 
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Aufbruch zur Vollbeschäftigung 
Ein Arbeits- und Strukturförderungsgesetz 

als Kernstück einer neuen Beschäftigungspolitik' 
vonMariatme Weg* 

Arbeitsiördemgsgesetz Vergeudung menschlicher und gesell- der Hessischen Landesentwicklungs- 
AFG) war in den 60er Jahren schafdicher Ressourcen durch Arbeitsl* und Treuhandanstalt (Verfasser: W. D: ausgehend von der Vorstellung sigkeit muß gestoppt werden. Die Brük- Möhrle), daß eine gesamtgesellsthaft- 

dauerhaften Wachstums mit Vollbe- kenfunktion arbeitsmarktpolitischer liche Rechnung der Kosten und Erträge 
schäftigung konstmiert worden. In den Maßnahmen hin zu regulärer, ungeför- aktiver Arbeitsförderung zu einem posi- 
20 Jahren, seit sich dies in der Wirt- derter Beschäftigung muß gestärkt wer- tiven Saldo führt: durch die Gesamtheit 
schaftskrise 1974175 als unrealistisches den, damit Wachstums- und Strukturpo- der Nachfrage- und Beschäftigungs- 
Dogma erwies und eine dauerhafte und litik beschäftigungswirksamer umgesetzt Multiplikatoreffekte, Einnahmen bei 
von Krise zu Krise wachsende Massen- werden, und auch die betriebliche Steuern und Sozialversicherungen, Ent- 
arbeitslosigkeit sich etablierte, ist das Personalpolitik muß von hier Beschäfti- lashmgen der Sozialtransferkassen, 
AFG nicht etwa den neuen Erfordernis- gungsanstöße erhalten. Präventive Ar- Wertschöpfung der in den Maßnahmen 
sen gemäß weiterentwickelt, sondern im beitsmarktpolitik, vor allem mittels geleisteten Arbeit. 
Gegenteil unter kurzsichtigen Einspa- Qualifizierung, ist notwendig fiir Dieser gesamtwirtschaftlichen Ver- 
mgsgesichtspunkten immer restriktiver Stnikturwandel, Innovation und Be- nunft soll in einem kanfiigen ASFG zum 
gestaltet worden. Durch die neuen dem schäftigungssicherung (so 2.B. auch das Durchbruch verholfen werden: Im glei- 
AFG aufgehalsten Aufgaben der Bewäl- neue Ziel 4 der EG-Stmkturfonds 1994 - tenden Vierjahresdurchschnitt soll im 
tigung des Beschäftigungszusammen- 1999). Arbeitsmarkt-, Beschäftigungs- Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
bruchs in Ostdeutschland ist der Hand- und Strukturpolitik (regionale wie sek- die Relation der Ausgaben für aktive Ar- 
lungsdmck in Richtung einer grundlegen- torale) müssen verknüpft werden. um beitsförderung zu denen für Arbeits- 
den Reform erneut gewaltig gestiegen. Handlungspotentiale zusammemfas- losengeld und -hilfe mindestens 50:50 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat auf der sen, aufeinander abzustimmen und ihre betragen. Passive Arbeitslosengeld- und 
Basis eines lange und im Detail mit vie- Wirkung zu optimieren. Öffentlich ge- Arbeitslosenhilfemittel sollen umgewid- 
len Beteiligten geführten Diskussions- förderte Beschäftigung muß, solange met werden können für beschäftigungs- 
und Arbeitsprozesses einen ausgearbei- , Privatwirtschaft und öffentliche Ar- fördernde Maßnahmen wie Sach- und 
teten Diskussionsentwurf für ein Ar- beitgeber längerfristig derart riesige Lohnkostenzuschüsse an Unternehmen 
beits- und Sttuknirfördemngsgesetz Arbeitsplatzlücken lassen, wie Prognos oder auch als Existenzgründungshilfe. 
(ASFG) vorgelegt. vorhersagt, in völlig neuen Größen- Auf die Arbeitsverwaltung soll Um- 

Bei allen gegenwärtig formulierten ordnungen, Strukturen und Formen der setzungsdmck entstehen durch die Wie- 
Gesamtkomptionen für einen beschäfti- Stetigkeit zum "Ersten Arbeitsmarkt" derherstellung von Rechtsansprüchen, 
gungspolitischen Auiömch hin zu Voll- hinzutreten, Teil des allgemeinen Ar- die in den letzten AFG-Novellen demon- 
beschäftigung, mit dem ersten Schritt teitsmarktes werden. und dies zu Bediin- tiert wurden - 2.B. Fortbildung und Um- 
"Halbiemng der Arbeitslosigkeit bis gungen. die denen regulärer Beschäfti- schulung (FuU) -, durch neue Rechtsan- 
zum Jahr 2000' (so z.B. in der "Berliner gung gleichwertig sind. Frauenför- sprüche für Langzeitarbeitslose auf Ar- 
Erklärung" vom Juni 1994). spielt das demng muß integrales Element der Ar- beitsbeschaffungsnahmen (ABM), aber 
ASFG eine wichtige Rolle. Im Strategie- beitsförderungspolitik in allen Bereichen auch durch frühzeitige Eingliederungs- 
bündel der Vollbeschaftigungspolitik hat werden; das ist um so dringender einzu- pläne und Förderung von Maßnahmeket- 

.neben der Strategie eines langfristig und fordern, als gegenwärtig nicht nur der ten bis zum Gelingen der beruflich-be- 
groß dimensionierten Beschäftigungs-, Arbeitsmarkt und die Arbeitgeber Frau- trieblichen Wiedereingliedemg. Dreh- 
Struktur- und Innovationsprogrammes en diskriminieren, sondern die Arbeits- türeffekte von der einen Maßnahme in 
und der Strategie der Umverteilung der rnarktpolitik, das AFG, es letztlich nicht die Arbeitslosigkeit hinaus und nach ge- 
Arbeitszeit der Ausbau öffentlich gefor- anders hält. nügend langer Arbeitslosigkeit - vielleicht 
derter Beschäftigung eine wesentliche Welche Ansitze zu diesen gmdle-  - wieder in eine neue Maßnahme sind 
Funktion - 500.000 zusätzliche Beschäf- genden und weitreichenden Reformer- kontraproduktiv, teurer und Iängerdau- 
tigungsverhältnisse sollen so geschaffen fordernissen finden sich im Diskus- emd, menschlich unmmutbar für Be- 
werden. Das verlangt einen völlig refor- sionsennvurf des ASFG? troffene. 
mierten Rahmen -der ~rbeitsförde- 
rungspolitik; den liefert des ASFG. Arbeit statt Arbeits- Zuverlässige 

Ein neuer Auiömch der Arbeits- Finanzierungsbasis 
markt- und Beschäftigungspolitik ist an- losigkeit finanzieren für die ~ ~ b ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  
gesagt: Wir müssen Arbeit statt Arbeits- Langst ist vorgerechnet worden, 2.B. 
losigkeit fianzieren. die weheuerliche für Arbeitsbeschafhinesmaßnahmen schaffen - 

vom Institut für ~rbeits-kt- und Be- Massenarbeitslosiekeit ist eesamtee- 
Marianns was. wiasbsdan. Abteilungsleiterin rufsforschung, in Hessen aktuell für sellschaftlich irrational. ~ro;zdem -ist 
irn hesrirchen Ministerium für Frauen. Arbeit 
und Sozialordnung "Arbeit statt Sozialhilfe" in einer Studie eine umfassende Politik der Finanzie- 
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~ 

Bank- mit Industrieunternehmen ein- Bankgewinne 1993 Deutsche Bank Dmdner  Bank 
schränken. Leider fehlt völlig der Ge- 

bank 
1993 Verandg. ' 1993 Ver4ndg.' 

sichtspunkt einer Anb'idung der Kredit- Bndg. 
Mrd. DM in V.& Mrd. DM in v.H. n 

politik der Banken an gesamhvirtschaft- 
n v.H. 

liehe Kriterien wie Beschäftigungsent- Bi'anzsumme 556,6 11.6 380,8 15.4 285.4 22,6 

Commen 
1993 Ver: 
drd. DM i 

. . -. . - - -. . . 
wicklune. ausgewogene Regional- MilL DM MilL DM MilL DM 
sbukturoOder Umweltschutz, 2.B. durch Zins(lberschuß 11.706 7.4 6.270 9.6 4.849 11.9 
selektive Mindestreservesaagestahng 
der Bundesbank, und die Verschärfung 
der Bankenauf~icht.~ Nichtsdestotrotz: 
Die Verwirklichung der Gesetzesinitiati- 
ve zur Stärkung des Wettbewerbs unter 
den Kreditinstituten und in der Wirt- 
schaft wäre so überfällig, wie ihre Aus- 
~ i ~ h t  211f Frfolg bisher ~er ing  ist. 

Venvaltungsaufwand 11.73 1 
Risikovorsoree 3.286 - - - -  

Behiebsergebnis 5.266 . 
Steuern 2.356 

".V... U-. - 
Aber selhsidort, wo doch ein reger Jahresilberschuß 2.243 22.6 1.065 10,3 586 40,9 

Wettbewerb herrscht, ~ m l i c h  auf den 
Ousl,s: Gesehattsbarichts ,993 internationalen Plätzen, verhindert er of- ---- ~ ~ ~ - - - ~  

fenbar nicht. daß sich destabilisierende 
Spekulation und Parasitismus entwik- Feld steht? Welche Zinskosten, welche einem Nachholbedarf bei der Absiche- 
k ~ l n  Wechselkurse sind bei der Preisee- m e  von Devisen-. Zins und anderen .. U.... 

Steuern wir auf eine 
Spekulationsökonomie 

zu? 
Seit Mine der 80er Jahre hat die 

weltweite Verbriefung von Krediten, 
der Computer-Handel auf den Fi- 
nanzmärkten und ein explosives Wachs- 
tum der sogenannten Finanzderivate zu 
extremen Unsicherheiten in der Ent- 
wicklung der Finanzmärkte geführt. 
Noch im Frühjahr dieses Jahres stand 
die Spekulationskrise erneut vor der 
Tür. Die .VolatilitätU der Finanzmärkte 
- d.h. das Schwanken der Kurse, Zin- 
sen, Preise - nimmt immer mehr zu; 
das vernetzte Weltfinanzsystem entwik- 
kelt eine unkalkulierbare Eigendynamik 
und wird immer krisenanfalliger. 

,Ohne internationale Spekulation 
kein internationaler Handel" halten die 
Befünvnrter der Finanzinnovationen da- 
gegen. In der Tat spiegelt sich im Be- 
griff "derivative Geschäfte" wider, daß 
ihnen ursprünglich ein reales Geschäft 
zugrundeliegt. Sie ermöglichen es, den 
Handel mit Waren oder Wertpapieren 
von seinen zusätzlichen Risiken. die aus 
Währungsschwankungen, Zinsverän- 
derungen oder Preisschwankungen 
herrühren, zu trennen: 

Rnhstoffpreise, Währungskurse, 
Zinsen. Aktienkurse etc. unterliegen 
großen Schwankungen, müssen aber 
trotzdem bei der betriebswirtschaft- 
lichen Kalkulation von Geschäften zu- 
gmndegelegt und möglichst niedrig ge- 
staltet werden. Welchen PreislKurs 
setzt man heute an für ein Weizenge- 
schäft, wenn das Korn noch auf dem 

stalhmg einer Exportware zu beriiEk- 
sichtigen, für die ein Zahlungsziel von 
einem Vierteljahr eingeräumt wurde? 
Wie umgehe ich unnötige Kosten durch 
Inflation und Wechselkurssteigemngen 
im Exportgeschäft? Solche und daraus 
abgeleitete Probleme realwirtschaftli- 
cher Natur sind der - beinahe in Verges- 
senheit geratene - Ausgangspunkt im- 
mer neuer Formen finanzieller Instm- 
mente - inzwischen ist die Rede von 
7000 Produkten -, die die Kosten senken 
und dem Kaufmann sein Risiko abneh- 
men und kalkulierbar machen sollen. 
Swaps 2.B. entstanden ursprünglich im 
Zusammenhang mit den Handelsbe- 
ziehungen multinationaler Konzerne: 
Der Exporteur, der seine Waren auf 
Ziel gegen fremde Wähning ins Aus- 
land verkauft. müßte bei einer Aufwer- 
tung der Inlandswähmng in der Zwi- 
schenzeit bis zum verelnbanen Zah- 
lungstermin Verluste h i ehmen .  Durch 
einen Terminkontrakt schreibt er einen 
bestimmten künftigen Wechselkurs fest 
und trennt damit das Basisgeschäft vom 
Wechselkursrisiko. 

Diese Abtrennung von Risiken vom 
Basisgeschäft ist der gemeinsame 
Ausgangspunkt und der Kern der 
verschiedenen Instrumente, aber die 
Spekulation, die das möglich macht, hat 
sich längst verselbständigt: zum großen 
Teil erzeugt sie selber die Preis- und 
Kursbewegungen, zu deren Beherr- 
schung sie doch angeblich so nützlich 
ist. Sie ist damit zur bestimmenden Sei- 
te der Entwicklung der neuen Insuu- 
mente geworden: ,... das weltweit zu 
beobachtende Wachstum der Derivate 
Iäßt sich nicht mehr hauptsächlich mit 

~ i s g e n  begründeni. schreibt selbst die 
Deutsche Bundesbank.' Nach Schätznng 
des Internationalen Währungsfonds be- 
läuft sich der Umfang dieser Geschäfte 
inzwischen auf mehr als 10.000 Mrd. 
US $. Das entspricht von der Grö- 
ßenordnung her fast dem gesamten jähr- 
lichen Bmttosozialprodukt der USA und 
der EG zusammen. Rund die Hälfte des 
Markivolumens entfalt dabei auf swaps, 
vor allem Zinsswaps, Termingeschäfte 
machen mnd drei Zehntel aus und Op- 
tionen ein Fünftel. Alarmierend ist vor 
allem die schnelle Zunahme dieser Ge- 
schäfte: seit 1987 hat sich ihr Volumen 
mehr als versechsfacht'. 

Risikomanagement mag also der 
Ausgangspunkt der Finanzinnovationen 
sein. zweifellos vemrsachen sie aber 
mehr Risiken, als sie begrenzen. Selbst 
dort, wo es sich nicht um reine Spekula- 
tion handelt, findet immer eine ,Ver- 
doppelung" von Geschäften statt: Die 
traditionellen Risiken werden herausge- 
löst aus dem Geschäft, und jeweils mit 
ihrem Basisbetrag erfaßt, zugleich steht 
aber das Basisgeschäft selber weiterhin 
zu Buche. Sind Positionen offen geblie- 
ben, müssen zu ihrer Schließung wieder 
neue, gegenläufige Kontrakte abge- 
schlossen werden. Dadurch bauen sich 
immer größere B~ttobeträge auf. .Die- 
se stehen dann in keinem direkten Ver- 
hältnis zu den realwirtschaftlichen 
Größenordnungen". formuliert die 
Deutsche Bundesbank mit dem ihr eige- 
nen Understatement. Die Märkte stehen 
auch untereinander in Verbiidung. 
Preisdifferenzen in einzelnen Marktab- 
teilungen werden durch Ausgleichs- 
geschäfte (Arbitrage) in anderen Abtei- 
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Bankenmacht und demokratische 
Kontrolle des Finanzsektors 

von A n g d i ~  Sörfel* 

Macht oder management und unkontrollierte Macht auf den ,Substitutionswettbewerbn 
fiihren das gern gebrauchte Argument durch Anbieter von Finanzdienstlei- 

Machtmißbrauch - - der Banken. sie vollbrächten nur stuneen außerhalb des Banksektors. 
711r Disk~issinn ~ieustleistungen für die Volkswirt- Das alles hat weitgehend Alibifunkti- - - . - . - . . - - - . - . . 
um die Banken schaft, ad absurdum. on gegenüber der ~&ktvermachtun~ in 

Das alles geschieht vor dem Hinter- Deutschland. In der Apologetik des blü- 
.Das Kartell der Kassierer' - Giinter grund eines sprunghaften Wachstums henden ~ankenwettbewerbs werden da- 

Oeeers neues Buch über die unkontrol- des s~ekulativen Sektors der Finanz- durch nämlich verschiedene Ebenen des 
l i s e  Macht der Banken und Versiche- 
rungen gegenüber ihren Kunden hat 
"Nieten in Nadelstreifen' von Plaa 1 
der Bestsellerlisten der Wutschaftslite- 
ratur verdrängt.' Kein Wunder: wäh- 
rend Industrie und Handel in der Bun- 
desrepublik Deutschland in Ost und 
West die tiefste wirtschaftliche Krise 
seit Jahrzehnten erlebt haben, während 
die Arbeitslosigkeit in beiden Teilen 
Deutschlands immer mehr zur Mas- 
senerscheinung wird und soziale Lei- 
stungen zusammengestrichen werden. 
erzielen die Geschäftsbanken weit über- 
durchschnittliche Gewinne mit Zu- 
wächsen von mehr als 20%. Auffallend 
dabei ist, daß die Gewinnsteigerungen 

wirtsLhaft. das sich einer demokrati- 
schen Kontrolle weitestgehend entzieht 
und bis in die Vorstandsetagen der Ban- 
ken hinein Anlaß zu Besorgnis gibt. Da- 
bei geht es nicht allein um moralische 
Kategorien. Fianzmärkte sind der 
Dreh- und Angelpunkt für die Umwand- 
lung monetärer Ersparnisse in 
volkswirtschaftlich rentable Investitio- 
nen.= Maßstab der Kritik der Banken 
muß daher sein, wieweit sie ihrer Funk- 
tion gerecht werden und zur Entwick- 
lung einer regional, sozial und öko- 
logisch ausgewogenen Wirtschaftsstmk- 
tur beitragen. 

Wahrnehmen kann der Finanzsektor 
diese Rolle nur bei einem sinnvollen . 

Wettbewerbs einfach vermischt und die 
Konkurrenzverhältnisse auf den intema- 
tionalen Plätzen umstandslos auf den 
kartellierten Binnenmarkt und das 
Mengengeschäft mit den kleinen Leuten 
übertragen3. Der hiesige Bankenmarkt 
zeichnet sich durch die Privilegiemng 
der Banken gegenüber dem allgemeinen 
Kartellverbot für ihre Zins- und Kondi- 
tionengestaltung, durch kontinuierliche 
Konzentrationsprozesse bei Privatban- 
ken, Sparkassen und Volksbanken und 
durch eine feste Marktführerschaft der 
privaten Großbanken aus, die mit eini- 
gen Konzernen über Kapitalbeteiligun- 
gen, Aufsichtsratsmandate und das De- 
potstimmrecht eng veflochten sind und 

vor allem aus den Provisionserträgen. in Verhältnis von staatlicher Reguliemng stabile ~ i n a n z ~ r u ~ ~ e n  bilden.' Eine 
denen die Gebühren enthalten sind. und und funktionierendem Wettbewerb. Verflechtune von Bank- und Industrie- 
aus dem Eigenhandel herstammen, der 
die eigenen Geschäfte der Banken, dar- 
unter auch solche mit Finanzinnova- 
tionen, beinhaltet. 

Dazu treten fragwürdige Verhaltens- 
weisen wie eine undurchsichtige Gebüh- 
rengestaltung, die hohe Zuisspanne zwi- 
schen Einlagen und Krediten und gera- 
dezu räuberisch anmutende Praktiken 
einzelner Banken bei Geldautomaten. 
vorzeitiger Kreditm~ckzahlung oder 
Überschuldung. Damit verglichen wird 
die Aufsichtspflicht gegenüber Unter- 
nehmen locker gehandhabt, wie das Bei- 
spiel der Metallgesellschaft zeigt, und 
lmmobiiienspekulanten wie Schneider 
erhalten mit leichter Hand sechsstellige 
Beträge. Dieselben Leute, die so gerne 
das Bild von der Gefahrdung des Wirt- 
schaftsstandorts Deutschland durch 
hohe Löhne und Sozialkosten heraufbe- 
schwören, bringen damit selber die 
deutsche Wirtschaft ins Gerede. Miß- 

01. Angsline Sbrgd, wissenschaftliche Rafa- 
rentin bei der Arbaitsrkarnrnsr Bramen 

Wahrend die Bevölkerung in der Regel 
die wirtschaftliche Macht der Banken 
schon aus der Alltagserfahning heraus 
für groß hält, streiten die Banken sie 
entweder ganz ab, oder fiihren Rück- 
zugsgefechte. indem sie zwischen 
Macht und Machhnißbrauch unterschei- 
den oder mit dem internationalen Wett- 
bewerb argumentieren. Angesichts der 
begrenzten Größe des deutschen Fi- 
nanzmarktes im Vergleich zu den USA. 
London oder Tokio ist das natürlich ein 
.Totschlagargument" gegenüber jeder 
national ausgerichteten Kritik an 
Bankenmacht: Im internationalen Ver- 
gleich liegen selbst die deutschen Groß- 
banken erst weiter hinten. 

Das Argument der geringen Präsenz 
deutscher Banken auf den internationa- 
len Plätzen wird begleitet vom Hinweis 

auf den nationalen Wettbewerb der 
drei Universalbankgruppen - Sparkas- 
sen, Genossenschaftsbanken und private 
Geschäftsbanken - 

auf den freien Marktzugang in der 
Bundesrepublik Deutschland und 

- ~ -~ - ~ - ~  ~~~ 

unternehmen mag ein einseitiges Über- 
gewicht des Finanzsektors vermeiden 

-helfen; wenn sie aber innovationsfeind- 
lich wirkt, weil neue Wettbewerber am 
Markt zugunsten alter Bekannter nicht 
ausreichend unterstützt, Regionen ver- 
nachlässigt und die Kontrollmöglichkei- 
ten nicht mehr ausgeschöpft werden, ist 
sie schädlich für die Volkswirtschaft. 

Die Diskussion um die Kontrolle der 
Bankenmacht flammt deshalb nicht um- 
sonst, obwohl Gegenstand zahlloser 
Rückschl'age, immerwiederauf. Derletz- 
te Versuch datiert vom April dieses Jah- 
res: die SPD-Bundestagsfraktion hat am 
27.05.1992 einen Antrag ,Gegen wach- 
sende Macht der Banken und Versiche- 
rungen und für mehr Wettbewerb bei Fi- 
nanzdienstleistungen" eingebracht, des- 
sen erste Lesung am 29.04.94 stattfand:' 
Die Mehrzahl der Forderungen ist von 
ihrer allgemeinen Stoßrichtung her unter 
Kritikernder Bankenmacht unstrinig; sie 
richten sich gegen die Kartellabspra- 
chen, Hagen mehr Verbraucherrechte 
ein und wollen die Verflechtung von 
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rung von Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
offenbar kaum durchzusetzen. Das hat 
drei Grilnde: 

Die Unternehmen externalisieren die 
Kosten der aus betrieblichen Entschei- 
dungen resultierenden Arbeitslosigkeit. 
Der Arbeitgeberbeitrag zur Arbeits- 
losenversicherung ist kein Äquivalent 
für Qualifizierung und andere Arbeits- 
förderungsmaßnahmen. die das Arbeits- 
kräftepotential verbessern, und auch 
nicht für stmktur- und innovationsför- 
dernde Effekte der aktiven Arbeits- 
markrpolitik, die eine Verbesserung der 
Standortqualität frei Haus bedeuten. 

Beamte. Selbständige und einige an- 
dere Gruppen Erwerbstätiger haben 
zweifellos auch einen Nutzen vom Ab- 
bau der Massenarbeitslosigkeit (sei es 
hinsichtlich der gesicherten Grundlagen 
ihres Arbeitsnlatzes oder ihres E i o m -  

DM nis8tzlichen Personalnebenkosten 
belasten würde. Inzwischen ist der Ar- 
beitsmarktbeitrag hier kein Thema 
mehr: Die aktive Arbeitsmarkpolitik soll 
aus Steuermitteln f i i e r t  werden. Un- 
ter dem Aspekt der sozialen Ge- 
rechtigkeit ist nicht h i ~ h m b a r ,  da0 bei 
einer Steuerfinanzierung Arbeiterinnen 
und Angestellte zweifach herangezogen 
werden. Noch gravierender ist aller- 
dings, daB diese Kapitulation des ASFG- 
Entwurfes vor den Landerinteressen sich 
unter Umständen bis hin zum Scheitern 
der ganzen umfassenden Reform auszu- 
wirken droht: Es gelingt offensichtlich 
nicht, Bund und Lander auf eine gemein- 
same Verantwortung hin zusammenzu- 
binden. Und Skepsis ist angezeigt, ob 
eine sozialdemokratische Gesamtsteu- 
erreform wirklich durch Steuererhöhun- 

noch Kann-Leitung), bei Berufs- 
orientieningsmßnahmen, bei E i b e i -  
iungszuschüssen. 

Das ASFG verstärkt den Vorrang fiir 
beruflicheQualifizierung zur aktiven Ar- 
beitsförderung und somit die Orientie- 
rung auf Prävention. Demontierte instm- 
mente werden wiederhergestellt. Die Zu- 
gangsmöglichkeiten für von Arbeitslo- 
sigkeit Bedrohte werden verbessert. zu- 
gleich wird die Begriffsbestimmung, 
wer von Arbeitslosigkeit bedroht sei, 
weiter gefaßt als bisher (neu 2.B.: bei be- 
vorstehendem Beschäftigungsabbau des 
Betriebes. bei überproportionalen regio- 
nalen Beschäftigungsrisiken der Branche, 
bei befristeten Beschäftigungsverbält- 
nissen mit nur noch kurzer Dauer). Um- 
schulung soll begleitend auch für (noch) 
Beschäftigte möglich werden; Kombii- 

-- 
mens, sei es hinsichtlich der Lebensqua- 
lität in der Gesellschaft). Sie brauchen ABM in Westdeutschland seit 1974 
bisher aber keinen Beitrag zur F i i e -  m 1 

rung der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu I 1 
leisten. 

Kosten und Erträge der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik fallen h6chst unter- 
schiedlich in den öffentlichen Kassen 
von Bund, Ländern und Sozial- 
versicherungen an. Das bestehende ge- 
trennte System erlaubt es im übrigen 
dem Bund, sich immer wieder partiell 
der Kosten der Arbeitslosigkeit zu 
entledigen, indem es die Arbeitslosen 
dem Sozialamt zuschiebt. 

Mit ail diesem wollte das neue ASFG 
Schluß machen 

durch die Beitragspflicht (Arbeits- 
marktbeitrag) aller Erwerbstätigen, d.h. 
neu der Beamten, Selbständigen und - 
durch spezialgesetzliche Regelungen - 
der Abgeordneten, Ministerinnen und 
Minister; 

durch Fianzierungsbeitr8ge von 
Ländern und Gebietskörperschaften so- 
wie von Arbeitgebern (Sozialplanmittel) 
zu zielgnippengebundenen, projekt- 
finnigen Beschäftigungs- und Qualifi- 
Werungsmaßnahmen; 

durch Erweiterung der zweckgebun- 
denen Arbeitgeberumlagen (neu: für 
Entlassungen äiterer Beschäftigter); 

durch einen mittelfristigen regelge- 
bundenen Bundeszuschuß und Beibehal- 
tung der Defuithaftung des Bundes für 
Defizite der Bundesanstalt für Arbeit. 

In puncto Arbeitsmarktbeitrag der 
Beamtinnen und Beamte war von An- 
fang an zweifeihaft, ob die SPD-gefiihr- 
ten Länder diesen Weg mitgehen wür- 
den, der die Länder mit rund 1.2 Mrd. 
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Qualls: Bundesanstalt fiir A b i t  IIAT-94) 

gen die für die F i e n i n g  der Arbeits- 
marktpolitik erforderlichen Mittel auf- 
bringen würde. 

Prävention von 
Arbeitslosigkeit und 

Qualifizierung 
Dieser Handlungsbereich ist auch im 

.altens AFG vorrangig von dem An- 
spmch her, daß alle aktiven arbeitsför- 
dernden Maßnahmen relativ schnell und 
sicher die Brücke hin zum allgemeinen 
Arbeitsmarkt. zu Beschäftigung Hassi- 
schenveise in einem Unternehmen oder 
im öffentlichen Dienst schlagen (sollen). 
Gerade hier sind aber enorme Restriktio- 
nen in Kraft gesetzt worden, besonders 
mit der 10. und 11. AFG-Novelle, 2.B. 
bei bemflicher Qualifizierung (FuU nur 

tion von Kurzarbeit und Qualifizierung 
soll gefördert werden (wobei es nicht um 
eng arbeitsplatz- und betriebsbezogene 
Qualifizierung, sondern um chancener- 
weiternde Qualifuierung, auch für evtl. 
nötige Arbeitsplatzwechsel gebt). 

Bei Unternehmen, die vom Stnikhir- 
wandel betroffen sind. will das ASFG 
Beschäftigungsb~cken fördern, 2.B. in 
Form von Auffangbetrieben oder Quali- 
fizierungsgesellschaften. So sollen Per- 
spektiven zum Erhalt der Beschäftigung 
durch Hilfestellung zu den Struktur- 
wandlungsprozessen gegeben werden. 
Hierbei sollen Mine1 der Arbeitsverwal- 
Nng mit Soziaiplanmineln gekoppelt 
werden. Der Übergang älterer Beschäf- 
tigter auf Teilzeitarbeit soll gefördert 
werden - hier ist allerdings ein Manko, 
daß eine rechtliche Absicherung der 
Nachbesetzung für die freigemachten 
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Arbeitszeitvolumina fehlt. Im Rahmen 
von Qualifuierungsmaßnahmen sollen 
betriebliche Praktika und Probebeschaf- 
tigungen fdrdeffähig werden. 

Neben der qualifuierten Ausweitung 
der Instrumente ist als Reformelement 
klar die größere Unternehmensnähe er- 
kennbar. Damit verbinden sich aller- 
dings auch Risiken von Mimahmeeffek- 
ten @.B. Inanspmchnahme von Lohn- 
kostenzuschüssen oder Quaiifuiemngs- 
fördenmg für neu eingestellte Arbeits- 
lose, während vorher, nachhe? oder 
gleichzeitig Beschäftigte entlassen wer- 
den). Dem soll begegnet werden einer- 
seits durch Beweislastumkehr zu Lasten 
des Arbeitgebers, wenn Tatsachen die 
Vermutung von Entlassungen stützen, 
andererseits durch die Pflicht, den Be- 
triebsrat oder Personalrat zu beteiligen. 
wenn das Unternehmen oder die Dienst- 
stelle aktive Arbeitsfördenmgsmaßnah- 
men beantragen will. 

Genau bei diesem ausdifferenzierten 
und verstärkten Präventionsansatz des 
ASFG wird für den Erfolg von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein, ob die 
viel beschworene Verknüpfung der Wirt- 
schaftsfördemngs-, Investitions- und 
Stmkturpolitik mit der Arbeitsmarktpo- 
litik stattfindet. Um diese Verknüpfung 
werben die Arbeitsmarktpolitikerlnnen 
schon seit längerem, denn ihr Erfolg 
steht und fällt mit der ausdrücklich und 
kontrolliert beschäftigungswirksamen 
Gestaltung der Wirtschafts- und Stmk- 
twprogramme. Daran mangelt es bisher 
noch erheblich. 

Öffentlich geförderte 
Beschäftigung als 

gleichwertiger Arbeits- 
marktsektor 

Das AFG ist deutlich geprägt von ei- 
nem Berühmngsverbot, d.h. es dürfen 
nur solche Arbeitsplätze gefördert wer- 
den, die es ohne diese öffentliche Förde- 
rung nicht gäbe. 

Das AFG ist zwar inzwischen über 

gesellschaMich notwendiger, von Unter- 
nehmen aber nicht angefaßter Arbeit in 
den Ost-Bundesländern unausweichlich. 
Die Bundesregierung versah sie aber so- 
gleich mit dem Stigma der untenarif- 
lichen Vergütung oder genvungenerma- 
Den reduzierten Arbeitszeit, um vonvorn- 
herein festzuschreiben. daß es hier um 
einen gesellschaftlich geringer bewerte- 
ten Beschäftigungssektor gehen soll. 

Das neue ASFG dagegen soll öffent- 
lich geförderte Beschäftigung auf die 
gleichwertige Grundlage stellen, die für 
sie als Teil des allgemeinen Arbeitsmark- 
tes angemessen ist: Tarifentlohnung, so- 
ziale Sicherung, freiwillige. aber keine 
Zwangsteilzeitarbeit. Die Zielgmppen, 
die mittels öffentlich geförderter Be- 
schäftigung und Qualifiziemng eine 
Zukunftsperspektive erhalten sollen, 
sind erweitert. Für Langzeitarbeitslose 
soll ein Rechtsanspmch auf ABM ge- 
schaffen werden. 

Im Spektrum fördeffähiger ABM sol- 
len auch Möglichkeiten für ,nicht zu- 
sätzliche" geschaffen werden, d.h. fiir 
solche Maßnahmen, bei denen eine 
Konkurrenz zu bestehenden Untemeh- 
men und Angeboten nicht ausgeschlos- 
sen ist. Neben den klassischen öf- 
fentlichen und gemeinnützigen Maß- 
nahmenträgern sollen auch sonstige Un- 
ternehmen zugelassen werden, wenn die 
ABM den Arbeitsmarkt in wirtschafts- 
und sozialpolitisch erwünschter Weise 
zu beleben verspricht. Bei 
zielpppengebundenen Projekten für 
benachteiligte Erwerbslose, z.B. 
~eschaftt'n~s~esellschafien und Sozia- 
len Betriebe ist die Möglichkeit einer er- 
werbswirtschaftlichen Orientiemng vor- 
gesehen. Bei Schaffung von Dauerar- 
beitsplätzen soll es verstärkte Fördetung 
geben, neu eingefühn werden sollen de- 
gressive Fördemng über längere Zeit- 
räume korrespondierend zu steigender 
Wertschöpfung und zunehmenden 
Marktchancen sowie Existenzgrün- 
dungsfördemng für Beschäftigte im An- 
schluß an zielgmppengebundene Projek- 
te und ABM in Beschäftigungs- 

le, soziale und umweltbezogene - sowie 
für die Angleichung der Lebensverhält- 
nisse der Regionen, besonders zwischen 
den Ost- und den West-Bundesländern, 
hervorgehoben und zum Förderkriteri- 
um gemacht. Diese neue Anerkennung 
der Funktionen, die öffentlich geförderte 
Beschäftigung in der heutigen und zu- 
künftigen Situation von Stmktur- und 
Beschäftigungsentwickhmg haben kann 
und muß, über die bislang allein akzep 
tierte und regelmäßig als Dogma be- 
schworene bloße .BrückenfunktionU 
hinaus, ist mehr als überfällig: Die 
Beschäftigungslage und -perspektive 1äßt 
selbst qualifizierte .Arbeitsmarkthrük- 
ken" in vielen Fällen nicht an einem si- 
cheren Ufer. sondern in Ungewißheit 
oder im Nichts enden. Allerdings muß 
die gmdlegende Neuorientiemng, die 
das ASFG hier vorgibt, ihre Durch- 
setzbarkeit erst in der Entscheidungspra- 
xis der Verwaltungsausschüsse der Ar- 
beitsämter erweisen. Denn für die För- 
demng dieser Maßnahmen verlangt der 
ASFG-Entwurf. daß die Mehrheit jeder 
Bank des zuständigen Verwaltungsaus- 
schusses, also auch der Arbeitgeberbank 
zustimmen muß. 

Regionalisierung und 
Verknüpfung von 

Beschäftigungs- und 
Strukturförderung 

Der Enhvurf des AFSG setzt die Er- 
kenntnis um, daß Arbeitsfördemng 
wirksam nur möglich ist, wenn die Ar- 
beitsmarkfpolitik der Arbeitsverwaltung 
mit der Struktur- und Beschäftigungs- 
politik verknüpft wird. Von hier aus ist 
Regionalisierung als Politikverfahren ge- 
fordert, denn Verknüpfung ist nur auf 
der Ebene der unmittelbaren Akteure in 
der Region umsetzbar. 

Im AFSG wird dem örtlichen Ar- 
beitsamt die zentrale Funktion übema- 
gen, hier initiativ zu werden. d.h. die 
Zusammenarbeit der beteiligten Kreise - 
Kammm, Unternehmensverbände, Ge- 

den rein individuell-personenbmgenen gesellschaften. Damit werden erfolgrei- werkschaften, Gebietskörperschaften. 
Ansatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- che Modelle der letzten rd. 10 Jahre ee- arbeitsmarkt- und bildunesnoliticchc 
men (allein für zusätzliche ~aßnahmen, 
mit Konkurrenz- und Erwerbsorientie- 
rungsverbot) hinausgegangen und hat 
das Instmment der Umwelt- und Infra- 
stmktur-ABM mit dem § 249h (zusätz- 
lich nun 6 242s) geschaffen. Die projekt- 
oder betriebsförmigen Weiterentwick- 
lungen waren angesichts der Arbeitslo- 
senzahlen und zugleich riesigen Felder 

setzlich verankert und die arbeitspla&- 
schaffende Funktion öffentlich geför- 
derter Beschäftigung anerkannt, die zu 
dauerhaft sich selbst tragenden Arbeits- 
plätzen führen kann. 

Ausdrücklich wird im Diskussions- 
eniwurf des ASFG auch die Funktion öf- 
fentlich geförderter Beschäftigung für 
Innovationen - technologische. regiona- 

- - - - -- - - -- n-r ---------- 
Träger. Einrichtungen von Wissenschaft 
und Forschung - anzuregen. Dabei geht 
es um die Konsensbildung hinsichtlich 
der arbeitsmarkt- und sinumirpolitischen 
Ziele und über die Abstimmung des Mit- 
teleinsatzes aus den verschiedenen 
Politikfeldern für die konkreten Projekte 
und Maßnahmen der Arbeits-, Wirt- 
schafts- und Stnikturförderung. Das re- 
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tens erscheinen die allgemeinen Sten- 
erfreibeträge von 6.000112.000 DM plus 
Werbungskostenpauschale als zu hoch 
und als nicht gerechtfertigt im Vergleich 
zur Besteuerung anderer E i f t s a r t e n .  
Insgesamt liegt bei der Kapitalertragsbe- 
Steuerung ein starkes Finanzierungs- 
potential vor mit Ca. 10 - 20 Mrd. DM, 
die zur Finanzierung der Staatsausgaben 
herangezogen werden 
7. Reform der Grund-, Vermögens- unä 
Erbschnfrsbesteuerung 

Daß die Immobilien und Grundstiik- 
ke in Deutschland steuerlich nur 
unzureichend erfaßt werden, ist allge- 
mein bekannt. Man erwartet ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, wonach 
die aktuelle Besteuerung von Grund- 
und anderen Vermögensteilen mit Hilfe 
der Einheitsbewertung für verfassungs- 
widrig erklärt wird. Insbesondere aus 
der stärkeren Angleichung der steuerli- 
chen Bewertung von Gmnd und Boden 
an die tatsächlichen Verkehrswerte muß 

8. Ökoabgaben 
Ökoabgaben sind keine Steuern, son- 

dern Sonderabgaben, die von einem ge- 
gebenen Nutzerkreis als Entgelt für den 
Bezug bestimmter öffentlicher Leistun- 
gen bzw. den Verbrauch von Umweltgü- 
tern wie 2.B. Luft, Wasser, Boden. Kli- 
ma gezahlt werden. Die E i e n  aus 
Abgaben fließen normalerweise nicht in 
den allgemeinen Steuertopf, sondern sie 
sind nur zweckgebunden zu verwenden. 
So muß 2.B. die Abwasserabgabe für 
den Bau von Kläranlagen usw. ausgege- 
ben werden. 

In der Politik spielten Ökoabgaben 
fnuier keine besonders wichtige Rolle. 
Das hat sich seit Ende der 80er Jahre ge- 
ändert. Allein der DGB fordert seit 1990 
neben der Erweitemng der Abwasser- 
ahgabe durch zusätzliche Schadenspara- 
meter auch weitere Abgaben wie 2.B. 

Stickstoffabgabe; 
Pflanzenbehandlungsmittel- und 

~rundwasserentmhmeäb~abe; 
Abwänneabgabe; 
Schwerverkehrsabgabe; 
Schadstoffabgabe (COllSO,/NO,); 
Einwegverpackungsabgabe: 
Altlastensaniemngsabgabe; 
AhgassteuerlSchadstoffabgaben für 

PKW. 
Wenn mit Hilfe dieser Abgaben be- 

stimmte umweltpolitischen Ziele finan- 
ziert werden könnten. die ansonsten aus 
dem allgemeinen Steuertopf finanziert 
werden müßten, hätten diese.Okoabga- 

ge lassen sich jedoch nur durch struktu- 
relle Änderungen des bestehenden Lei- 
stungs- und Abgabengefüges durchset- 
zen." In jedem Fall erfordert eine Poli- 
tik, die in diesem Sinne durch Abbau un- 
gerechtfertigter Steuerprivilegien und 
stärkere Besteuerung bei Unternehmen, 
großen Vermögen und hohen Einkom- 
men einen ~ast&ausgleich herbeiführen 
will, erhebliche Konfliktbereitschaft ge- 
genüber den davon Betroffenen. 
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des Finanzplanungsistr am 9. Juni 1994. in: 
BMF-Finanrnachrichtsn. Ni. 36 vom 
10.6.1994. 
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Steuwra~~fäila, in: Handelsblatt vom 
1.6.1994. 
Vgl. 2.6. Scheele, U.: Private Finanzierung und 
privater Betrieb von Infrastruktur: Probiama 
und Alternativen. Untersuchung im Auftrag 
der Hanr-Böcklar-Stiftung. Oldenburg 1992. 
sowie: Private Vorfinanzierung vertarrungr- 
widrig7 Staatsschulden werden verschleiert, 
in: Rheinische Port vom 23.2.1994. 
Vgl. Schemmal. C.: Steuerzahler unter Abgs- 
bsndruck. ? n ~  r in: Der Steuerzahler 1211993, S. 

.. 
Vgl. POß, J.: Finanzierung der .Sozielen Kom- 
ponenta' durch BekBmpfung der Stauermlß- 
brauchs. Zur Mißbrsuchsbekämpfung im Stsu- 
errecht und zur Steusrhinteiziehuno. in: Sorial- 
d8mokfatischsr Pressedienst ~ i & c h a f t  NI. 
27 vom 6.4.1993. 
Lang. 0.: Steuervermeidung und -hinterzie- 
huno bei der Einkommanrteusi. Eine Schät. ~ 

eine sozial gerechtere Besteuemng ge- ben neben ihrem Umweltziel auch fiska- .uns von Ausmaß und Gründen. in: Newslet- 

Wonnen werden. Eine Überwälzung lische Bedeutung. Vom Aufkommen her ,de1"; l ~ b ~ ~ ~ ß " U ~ ;  2::; \:; 
entsprechender Mehrbelastung der Ei- wären diese Abeaben vermutlich weni- sfsusruaiwsnduna bei dar Finknmman~*.iiar ~~~~~ - ~ ~ 

geniümer auf die Mieter mühe aller- ger bedeutend. - ~ i n e  Ausnahme wäre ~ i ~ ~ ~ ~ ; F ; ~ ; ~ ~ i ~ W  man 

dings a u ~ g e ~ c h l ~ ~ ~ e n  werden. eine allgemeine Energie- bzw. daß Luxemburg einer internationale Regelung 
Unabhängig von diesem Problem Klimaabgabe, die von der Bundes- der Zinsbesteusrung erst dann zustimmen will, 

liegt ein weiteres in dem Umstand. daß regiemg bzw. von der EU-Kommission ":n,'$~;r~;ll),i;;~;;K~~in,";;;~; in Deutschland in den letzten Jahren ein u.a. mit einer Größenordnung von Ca. 10 derländische Antillen, Monaco) der EU beteiiip 
erhebliches Vermögen entstanden ist. Mrd. DM gehandelt wurde. ten. vgl. Handelsblatt Nr. 21 vom 11.1.1994. 

welches zur Zeit andie ~rben~eneratioi 
weitergegeben wird. Damit kommen im- 
mer mehr Leute in den Genuß "arbeits- 
freien Einkommens". mit dem sie das 
Leben in vollen Zügen genießen können. 
Die Erträgnisse dieser großen Vermögen 
muß aber die Bevölkerung durch ihre 
Arbeit erst einmal schaffen. Dieser Um- 
stand wird aber auf absehbare Zeit auf 
Widerstände in der Bevölkerung stoßen, 
auf die die Politik reagieren wird. Im 
Ergebnis sollte dieses dann so sein. daß 
aus der Erhebung von Gmnd-, Ver- 
mögen- und Erbschaftssteuer zukünftig 
ein deutlich höheres Aufkommen erzielt 
werden wird als nach derzeitigem Stand 
von gut 25 Mrd. DM". 

Zusammenfassende 
Bewertung 

Das Ergebnis der Untersuchung der 
Frage, ob zur Bewältigung der Finanz- 
krise des Staates noch Konsolidie- 
rungspotentiale ausgemacht werden kön- 
nen, 1 s t  sich wie folgt charakterisieren: 
Es gibt derartige Potentiale in der Tat 
noch. Es dürfte jedoch aus einer Reihe 
unterschiedlicher Gründe. die meistens 
an der lnteressenlage von Beteiligten 
festgemacht werden können, schwierig 
sein, diese Finanzquellen kurzfristig zu 
realisieren. Mittelfristig sieht die Sache 
jedoch anders aus, diesbezügliche Erfol- 

9 Vgl. Sanazin, V.: BekBmpfung unerwünschter 
Steuergestaltungen. in: Deutsche Steueizei- 
tung. Nr. 1 1  vom 15.5.1994. S. 269 ff. 

10  er-sachverständigenraf zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung iSVR1 ba- 
ZiffeR das steuerliche Mehraufkommen bei der 
Anoarsuno der Einheitswerts an die Verkehrr- 
werte der immobilien auf etwa 1 1  M ~ ~ . D M  bei 
der Vermogansteuer und Ca. 7 Mrd. DM bei 
der Erbschaftssteuer. Bei der Grundrtsusr 
würde c.p. den Kommunen sogar ein Mehrauf- 
kommen von 55 Mrd. DM zufiie&n. Der SVR 
spricht sieh allerdings für eins autkommenr- 
neutrale Reform oer EinhsiirwsRrlsuein ad*. 
vgl SVR Jahierg~tachien 1993194 das SVR 
2c.r B e a ~ t a ~ h l ~ n o  der ( 1 e ~ a m t ~ 1 r t ~ ~ n a I t 1  chsn 
~ntwi&lung. ~ e i t z i f f ~ r n  306-107. in: ~ u n .  
destagsdruckrache 1216170. 

1 1  Weitere Vorschläge Iwie ..B. der einer lnvssti- 
tionrhilfssbgabs für Ortdeutschlandl finden 
sich bei Tofaute. H.: Frisches Geld für staatli- 
ches Handeln - gibt's das noch?, WSI-Diskus- 
SionsPaDier NI. 8. Düsseidort. M a n  1994. 
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Anhebung der Tabaksteuer ab 
1.2.94; 

Anhebung der Rentenversicherungs- 
beitragssätze von 17.5% auf 19,2% ab 
1994; 

E i g  der Piiegeversicherung in 
1995 mit Mehrbelastung von fast 2% der 
sozialversicherungspflichtigen Bmtto- 
einkommen nach 1994 (dabei wird un- 
terstellt, daß der steigende Ar- 
beitgeberabteil - zunächst durch den 
Wegfall eines Feiertags - von Arbeit- 
nehmern getragen wird); 

Verzicht auf ursprünglich beschiosse- 
ne Senkung der Arbeitslosenver- 
sichenmgsbeiträge; 

Verteuemngen kommunaler Gebüh- 
ren für Müllabfuhr, Kanalisation usw.; 
Kohlepfennig- und Gmndsteueranhe- 
bung (Mehrbelastung von Ca. 50 DMI 
Monat für Durchschnittshaushalte, in 
Großstädten wie 2.B. 1994 für Düs- 
seldorf) angestrebt; 

Anhebung der Telefongebiihren für 
die Masse der privaten Haushalte durch 
Umstnumiriemng der Tarife (Verteue- 

die Spitzenverdiener unter den Selb- 
ständigen, Freibemflern und Managern. 

Dies bedeutet, daß zunächst einmal 
durch eine Art von Arbeitsmarktabgabe 
alle diejenigen Erwerbstätigen, die bis- 
her an der Finanzierung der Leistungen 
der BA nicht beteiligt waren. nun in die 
finanzielle Mitverantwortung gezogen 
werden mimten. Darüber hinaus sollten 
die Versicherungsgrenzen in der Sozial- 
versicherung angehoben werden. 

Die deutsche Wirtschaft ist der einzi- 
ge Bereich, wo die steuerliche Belastung 
in den letzten Jahren, zuletzt im Stand- 
ortsicherungsgesetz, abgebaut worden 
ist. Deswegen ist die Fordenmg etwa der 
Gewerkschaften zu unterstützen, daß die 
der Wirtschaft zugute kommenden Steu- 
ersatzsenkungen der letzten Jahre bei der 
Körperschaft-, E iommen- ,  Vermö- 
gen- und Gewerbesteuer von den 
Begünstigten insgesamt selbst zu fi- 
nanzieren sind. Da die Bundesregierung 
diesen Grundsaa bisher nicht voll aufge- 
griffen hat, sind nach dem Prinzip .nied- 
rigere Steuerprozentsätze, aber breitere 

zwischen Betriebs- und Privatsphäre) so- 
wie auf Steuerersparnismöglichkeiten 
.bei  Realvermögen Bezug genommen'. 

Selbst wenn dieses bisher nicht aus- 
geschöpfte Potential von der F i l i -  
tik Ncht vollständig in Anspmch genom- 
men werden kann, könnte eine an- 
gemessene Ausstattung der Fianzver- 
waltung mit Betriebsprüfem und ande- 
rem Fachpersonal für mehr Ergiebigkeit 
und Steuergerechtigkeit sorgen. 
4. Ergänzungsabgabe 

Zum 1.1.1995 soll nach den Plänen 
der jetzigen Bundesregierung eine 7.5%- 
Abgabe auf die Lohn-, Eiommen-  und 
Körperschaftsteuerschuld erhoben wer- 
den, durch die praktisch die im Zuge der 
deutschen Vereinigung aufgelaufenen 
staatlichen Schulden (Erblastenfonds) 
verzinst und getilgt werden sollen. Inso- 
fern steht diese so konzipierte Ergän- 
zungsabgabe als zusätzliches Finanzie- 
rungsinstmment nicht mehr zur Disposi- 
tion. Dies gilt ebenso für den Fall. daß 
die sozialdemokratische Version der Er- 
gänzungsabgabe mit Einkommens- 

mng der Ortsgespräche); Steuerkmessungsgrundlagen" Nachbes- grenzen ab 60.0001120.000 DM steuer- 
Ereänzunesabeabe auf Steuerschuld seruneen notwendie. ~flichtieem Einkommen Wirklichkeit ~ ~ 

von 7 3  % ab:. 1.i995; 
Anhebung der Versicherungssteuer 

zum 1.7.1995 um weitere 3 %-Punkte. 
Hinzu kommen Leistungskürzungen 

im Bereich der Soziaiversichemng, vor 
allem Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit und der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. Allein 1994 wird sich die 
Steuer- und Abgabenhelastung für Ar- 
beitnehmer mit Durchschnittseinkom- 
men nach Berechnungen des Bundes des 
Steuerzahlers um über 1.100 DM erhö- 
hen. ,Dies entspricht einer Lohn- und 
Gehaltserhöhung von 2.3% (bmtto) - in 
einem Jahr, in dem zur Erhaltung des 
Standorts Deutschland Nullmnden für 
die anstehenden Tarifverhandlungen 
gefordert werdenas. 
2. Einbeziehung bisher geschonter Ein- 
kommen 

Weitere Abgabebelastungen mit dem 
Ziel der Vermeidung eines weiteren An- 
stiegs der staatlichen Defizite müssen 
daher von jenen Gmppen in dieser Ge- 
sellschaft getragen werden, die bisher 
nicht so stark wie die sozialversiche- 
mngspfiichtig Beschäftigten an der Fi- 
nanzierung der Staatsausgaben und ins- 
besondere der Deutschen Einigung betei- 
ligt waren. Dies sind vor allem 

die nicht oder nicht vollständig an der 
Soziaiversichemng beteiligten Er- 

3. ~Gschliepen von Steuemmgehungen 
Bevor neue Abgaben und Steuern 

eingeführt bzw. gefordert werden, müß- 
te generell geprüft werden, ob das beste- 
hende Steuersysten nicht noch mehr Ein- 
nahmen hergibt, wenn man die einzelnen 
Vorschriften konsequenter ausschöpft. 
Die Bundesregierung hat es bisher abge- 
lehnt, Vorschläge der SPD zum Abbau 
von ungerechtfertigten Steuersub- 
ventionen im Volumen von 15 Mrd. DM 
aufzugreifen6. 

Man muß darüber hinaus nicht nur 
die Behauptung der Deutschen Steu- 
ergewerkschaft zitieren, wonach dem 
deutschen Fiskus durch unzureichende 
Besteuerung und mangelnde Kontrolle 
über 130 Mrd. DM an erzielbaren 
Einnahmen verlorengehen. Auch mit 
Hilfe einer Untersuchung des Zentrums 
für europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) an der Universität Mannheim 
Iäßt sich für das Jahr 1992 in einer seriö- 
sen Hochrechnung eine Größenordnung 
von erzielbaren Mehreinnahmen von 
120 Mrd. DM beziffern. Untersucht 
wurde vom ZEW, welche Abgaben die 
Steuerpflichtigen aufgmnd der Gesetze 
zu zahlen hätten und welche Lasten von 
ihnen tatsächlich getragen worden sind. 
Dabei wurde sowohl auf das E i o m -  
mensteuerrecht als auch auf die un- 

~ ~ 

Lerden könnte. 
5. Mineralölsteuer . 

Neben der modifizierten Ergänzungs- 
abgabe wäre vielleicht ab 1986187 eine 
weitere Anhebung der Mineralölsteuer 
akzeptabel, wenn ein gewisser E i o m -  
mensausgleich erfolgt @.B. durch eine 
Fempendlerpauschale oderlund eine 
Entfernungspauschale). Sie müßte dann 
allerdings ökologisch ausgerichtet sein. 
Die Mehreinnahme müßte gezielt für 
umweltschonende Maßnahmen ausgege- 
ben und nicht in den allgemeinen Steuer- 
topf gegeben werden. 
6. Kqitalertragsbesteuemng 

Bezüglich der Erfassung der Zinsen 
auf Finanzanlagen ist mit der neuen 
Zinsabschlagsteuer und den höheren 
Freibeträgen versucht worden, ein drän- 
gendes Problem der Verteilungsgerech- 
tigkeit in den Griff zu bekommen. 

Anstatt der erhofften 23 Mrd. DM 
Zinsabschlagsteuer sind 1993 nur nind 
11 Mrd. DM dem Fiskus zugeflossen. 
Es hat sich gezeigt, daß dieses Instru- 
ment bisher nicht gegriffen hat. Benötigt 
wird erstens eine internationale UIsung 
(mindestens die Einbeziehung der EU- 
Staaten), bei der insbesondere (aber 
nicht nur) das Problem Luxemburg ge- 
löst wird8. Zweitens benötigt man die 
Auihebung des Bankgeheimnisses. 

werbstätigen, terschiedliche Besteuerung von Selbstän- wenngleich damit ~offergEldexpone ins 
die Unternehmen der Wirtschaft, digen und Arbeitnehmern (Abgrenzung Ausland nicht verhindert werden. Drit- 
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gionale Arbeitsamt oder das Landes- 
arbeitsamt sollen Regionalanalysen des 
Arbeitsmzktes als Grundlage für regio- 
nale Enhvicklungskonzepte erarbeiten. 
Betont wird in der Begdindung des 
AFSG, daß im Hinblick auf das Misch- 
verwaltungsverbot die solchermaßen in- 
itiierte regionale Kooperation ohne eige- 
ne Entscheidungsbefugnis bleiben muß - 
sie kann und rnuß allein durch den Pro- 
zeß der Konsensbildung und Selbstver- 
pflichtung der sich beteiligenden Akteu- 
re wirken. 

Diese Initiativaufgabe geht über die 
gegenwärtige Rolle der Arbeitsverwal- 
tung in der kommunalen oder regionalen 
Beschäftigungspolitik weit hinaus, bei 
der sie zweifellos die Rolle eines wichti- 
gen Beteiligten spielt - mehr aber nicht. 
Das setzt für die Ebene der Arbeitsämter 
natürlich einen völlig anderen Hand- 
lungsspielraum hinsichtlich der eigenen 
Mittel, Maßnahmen und Projekte vor- 
aus, als ihn die gegenwärtige streng 
hierarchische Ordnung und Lenkung 
durch Vorgaben der Hauptstelle der in 
Nürnberg gibt. Entsprechend sieht das 
AFSG vor, dezentrale Kompetenzen 
durch Globaltitel für die örtlichen Ar- 
beitsämter zu schaffen; ausdrücklichwird 
auch erwähnt, daß die Arbeitsämter sich 
in diesem Rahmen einen Experimen- 
tiertopf zur Erprobung neuer Projekte 
der Arbeitsfürdenmg schaffen können. 

Auch die Rolle des Verwaltungsrates 
wird gestärkt. er soll künftig nicht nur 
über ABM, sondern über das ganze 
Spektnim der Projekte und Maßnahmen 
aktiver Arbeitsfördemng beraten und 
entscheiden. Das ist eine wesentlich ver- 
breiterte Möglichkeit, aber auch Anfor- 
demng, die unbedingt zu begrüßen ist. 
Sie wird in den vielfältig geführten Dis- 

ASFG und ~rauenförde- 
rung: Nachbesserungs- 

bedarf 
Vorweg: Der ASFG-Entwurf bringt 

allein schon aufgrund seiner generellen 
Neuorientierungen mehr Chancen. die 
Situation von Frauen durch aktive Ar- 
beitsfördemg zu verbessern, und er 
nimmt außerdem eine ganze Reihe von 
frauenpolitischen Forderung zum AFG 
auf: 

Das Ziel gleicher Beschäftigungs- 
chancen für Frauen wird stärker hervor- 
gehoben, auch im Zusammenhang mit 
der Regionalisienmg. Frauen nach mehr 
alsdreijähriger Bemfsunterbrechung we- 
gen Kindererziehung gelten als arbeits- 
marktpolitische Zielgruppe. Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung sollen quo- 
tiert werden, dabei sollen Qualität und 
Struktur der Angebote beachtet werden. 
Bemfliche Bildungsmaßnahmen müssen 
auf Personen mit Familienaufgaben zeit- 
lich, inhaltlich und organisatorisch zu- 
geschnitten werden; laut Begründung 
zum Gesetz sollen den Trägem etwaige 
Mehrkosten, die durch Offnung von 
Maßnahmen für Frauen entstehen, er- 
stattet werden. Kindererziehungs- und 
Pfiegezeiten sollen zu beitragspflichtigen 
Zeiten werden, für die der Bund die Ko- 
sten übernimmt. Ausdrücklich sagt der 
Gesetzentwurf auch, daß die Verfügbar- 
keit am Arbeitsmarkt für Personen mit 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehö- 
rigen nicht vom Nachweis einer 
Betreuungsmöglichkeit abhängig ge- 
macht werden soll. Organisatorisch gibt 
es weitere gleichstellungspolitische Ver- 
besserungen: Die Kompetenzen eines 
Frauenbüros ("Stelle für Frauenerwerbs- 

Jahren auf die Notwendigkeit einer Än- 
demng hin, um Frauen in solchen prekä- 
ren Beschäftigungsverhältnissen den 
Schutz des AFG zu gewähren. Daß dies 
ins neue ASFG nicht aufgenommen wer- 
den soll, bleibt ein ernstliches Manko. 
Dabei geht es weniger um die zweifellos 
geringen Beträge, die an Lohnersatz- 
leistungen entstehen würden, sondern 
um den Zugang zu den Maßnahmen akti- 
ver Arbeitsförderung. Zwar sieht ,das 
ASFG den Zugang für geringfügig Be- 
schäftigte vor; die Praxis der Arbeits- 
beranmg zeigt aber, daß für Arbeitsäm- 
ter - verständlicherweise - bei der Aus- 
wahl von Personen für eine Arbeitsbe- 
schaffungs- oder Qualifizierungsmaß- 
nahme das Kriterium .LeistungsbezugU 
eine Rolle spielt. Vor allem aber würden 
geringfügig beschäftigte Frauen, wenn 
sie arbeitslos werden, aus den Maß- 
nahmen von .Arbeit statt Arbeits- 
losigkeit" ausgeschlossen, die auf der 
Umwidmung von Leistungsansprüchen 
basieren und somit Bezug von Ar- 
beitslosengeld oder -hilfe voraussetzen. 

Ein weiterer Punkt ist die fortbe- 
stehende Diskriminierung von Frauen 
mit Lohnsteuerklasse V k m  Bezug von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Unterhaltsgeld. Weil diese Leistungen 
im System des ASFG weiterhin netto- 
lohnbezogen sind, liegen sie niedriger. 
als von den Bnittoiöhnen her nahelie- 
gend (auf die schließlich die 
Arbeitslosenversicherung von den Frau- 
en bezahlt wird). Entsprechend erhalten 
Personen mit Steuerklasse 111 (in der Re- 
gel Männer) eine höheres Arbeitslosen- 
geld. Daran will das ASFG festhalten, 
mit der Begründung, solche Diskrimi- 
niemgen sollten durch Ändemng des 
Steuerrechtes behoben werden. Das 

kussionen über OrganisatiÖnsformen für arbeit") in jedem Arbeitsamt werden ge- kann nicht überzeugen, weil der Bmtt0- 
Reeionalisiemne als neue Politikmetho- reeelt. allerdines ohne Vetorecht. Die lohn als BezueseröRe der Arheits- 
de-&gang finden. Dabei wird sicher 
kritisch nachzufragen sein, ob die ande- 
ren Akteure eine solche Initiativrolle der 
Arbeitsvenvaltung akzeptieren werden, 
und ob die Arbeitsämter sie ausfüllen 
können, gerade wenn es damm geht, 
Wirtschaftsförderung und Stniknupolitik 
beschäftigungsfördernd umzugestalten. 
Dabei wird wichtig sein, darauf zu ach- 
ten, daß daß neben den klassischen Ak- 
teuren (Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
öffentliche Bank) die neu einzubeziehen- 
den Akteure (etwa Beschäftigungs- und 
Qualifuierungstäger, Projekte, ggf. die 

~ ~ b s ~ e r w a l t u ~ s o r ~ a n e  der Arbeitsver- 
waltung sollen künftig zwingend ge- 
schlechtsparitätisch besetzt werden. 

Zu kritisieren ist allerdings. daß we- 
sentliche frauenpolitische Forderungen, 
die zunächst in den Entwurf des AFSG 
aufgenommen waren, im gegenwärtigen 
Diskussionsentwurf der SPD-Bundes- 
tagsfraktion nicht mehr enthalten sind. 
Sie müßten erneut eingebracht werden: 

Ein Punkt ist, daß geringfügige und 
kurzzeitige Beschäftigung weiterhin bei- 
uagsfrei bleiben und mehrere kurzzeiti- 
ge Beschäftigungen weiterhin nicht zu- 

- ~ - ~  ~ .. ---  .....- ~. 
losenversichemng ohne weiteres in die- 
sem gesetzlichen Regelungsbereich ein- 
geführt werden könnte. Und schließlich 
bleibt als massiver Kritikpunkt anzumer- 
ken, daß bei der Gleichstellung von Er- 
ziehungs- und Pflegezeiten mit beitrags- 
pflichtigen Beschäftigungszeiten als Be- 
messungsgrundlage nur 75% des durch- 
schnittlichen Arbeitsentgeltes aller Ar- 
beitslosengeld-bezieherinnen gerechnet 
werden sollen, statt 100%. 

Frau sieht also: Auch in einem fort- 
schrittlichen ASFG tut man(n) sich 
schwer, Frauen wirklich gleichmbe- 

Hochschule), die nicht im VeIWalNIIgs- sammengerechnet werden sollen. Weil handeln, besonders wenn es Geld kostet. 
ausschuß vertreten sind. Ncht ru Randfi- bekanntlich besonders Frauen betroffen Hier besteht also noch erheblicher - ~~ ~~ ~ ~ - - -  ....-. ---...... ~-.- 
guren des Konsensprozesses werden. sind, weisen Frauenpolitikerinnen seit Nachbessemngsbedarf. 
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Ökologische Modernisierung oder 
~ n ~ a s s u n ~  an den Weltmarkt? 

von Michnel MWer* 

Am Beginn 
C e r  neuen Epoche 

ie Auseinandersetzungen nvi- 
chen Ost und West. zwischen 
Zentralverwaltungswinschaften 

und marktwirtschaftlichen Ordnungen 
ist beendet. Die Sieger im Fortschritts- 
kampf von gestern haben damit begon- 
nen, die Welt in einen einzigen Ort zu 
verwandeln, an dem sich sicher und ef- 
fizient Geschäfte machen lassen. 

Mit den wachsenden Überkapazitä- 
ten wird die Konkurrenz härter: Die 
Fenigungstiefe nimmt ab, die Arbeits- 
teilung im globalen Maßstab wird neu 
organisiert, die Auseinandersetzungen 
werden hemmungsloser. Die sozial- 
staatliche Demokratie der westlichen In- 
dustriestaaten, die in der Konfrontation 
der Systeme einen hohen legitimatori- 
schen Wen hatte, wird demontiert, so 
daß die Welt mehr und mehr zu einer 
einzigen Freihandelszone wird, die nur 
in Teilen der Welt mit Demokratie ver- 
bunden ist, in anderen aber von Ent- 
wicklungsdiituren bestimmt wird. die 
wiedemm Dmck auf die demo- 
kratischen Ordnungen ausüben. Da- 
durch verschärfen sich vier problemati- 
sche Trends: 

1. Die Zntemationalisiemng der 
Ökonomie - und in der Folge die Ver- 
schärfung der Konkurrenz zwischen 
Unternehmen und Standorten mit höchst 
ungleichen Bedingungen - schwächt die 
politischen Institutionen zur Bändigung 

der natlirlichen Lebensgrundlagen füh- 
ren zu neuen und globalen Verteilungs- 
konflikten - auch mit zukünftigen Gene- 
rationen, für die es bislang keine demo- 
kratisch instiNtionalisierten ' Re- 
gelungsformen gibt. 

3. Weiterhin nehmen der Umfang 
der Risiken und die Femw'rkungen tech- 
nischer Prozesse, zum Beispiel bei der 
Nutzung der Atomkraft, in einer Weise 
zu, daß sowohl die Mißbrauchsmöglich- 
keiten steigen als auch der Freiheits- 
raum des Einzelnen eingeschränkt wird. 

4. Die sozialstaatlichen und demo- 
kratischen Errungenschafren geraten 
unter Druck verschärfter ökonomischer 
Konkurrenzbedingungen, die zu einer 
.Verbetriehswirtschaftlichung' der Ge- 
sellschaften führen. 

Heute stellt sich durchaus die Frage, 
ob sich die Vorhersage von Max 
Horkheimer bestätigt, daß sich .die eu- 
ropäische Idee nicht fortsetzt". Denn 
der entscheidende Konflikt liegt darin, 
daß die Erde zu klein ist für ein globales 
WachsNmsmodell nach dem Vorbild 
der westlich-kapitalistischen Markt- 
wirtschaften. Die Vorstellung, daJi das 
in einer spezifischen europäischen Ge- 
schichte geformte Modell von Entwick- 
lung ohne grundlegende Reformen welt- 
weit verallgemeinert werden könnte. 
beruht auf nicht haltbaren Annahmen: 

Obwohl erst ein knappes Drittel der 
Weltbevölkerung unter industriellen Be- 
dingungen lebt, überschreitet die Ex- 
pansion der Industriesysteme bereits die 

kratie gegeben, um damit so- 
zialstaatliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen und starke ökonomische Inter- 
essen zu bändigen. Der Wandel müßte 
zudem um ein Vielfaches schneller und 
vielfältiger sein als die Entwicklung der 
westlichen Demokratien, die über einen 
langen Zeitraum gewachsen sind. Mit 
der gewaltigen Steigemng der techni- 
schen und ökonomischen Macht kann 
jedoch nur dann verantwortlich umge- 
gangen werden, wenn ihre Nutzung 
nicht einseitig von wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen oder politischen 
Herrschaftseliten bestimmt wird, son- 
dern in einer "Balance of Power" steht, 
also in einem Gleichgewicht von Kraft 
und Gegenkraft. 

In den meisten Gesellschaften fehlen 
Wissen. Erfahrung, Infrastruktur und 
eigene ökonomische Potentiale für den 
,Sprung" in ein komplexes High-Tech- 
Wachstum. Die großen Schwierigkeiten 
bei der Verwirklichung der deutschen 
Einheit zeigen unter vergleichsweise 
günstigen Bedingungen, welche Heraus- 
forderung mit der Transformation einer 
Gesellschaft in eine neue politische und 
ökonomische Ordnung verbunden sind. 

Der Prozeß der Globalisierung der 
kapitalistischen Ökonomie, bei dem 
Länder, Völker und ganze Erdteile mit 
dem Ziel der Gewinnmaximierung in 
die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung 
eingegliedett werden, verläuft ungleich, 
ungleichzeitig und konfliktreich. Weil 
er gewaltige Verteilungskonflikte vem-  -~ ~ 

von ökonomischer Macht und zur sozia- Bandbreiten sozialer Gleichheit. sacht. eigenständige ~ntwicklun~san- 
len Sieuerune der Veneiluneskonflikte. ökoloeischer Verträelichkeit und kultu- sätze blockiert. neue Abhäneiekeiten ~~~~ 

~ährenddii%konomie zunghmend glo- 
bal agiert, insbesondere die großen mul- 
tinationalen Unternehmen, sind die 
Handlungsmöglichkeiten der Politik 
nach wie vor national begrenzt. In der 
Folge verfestigt sich die Beschäfti- 
gungskrise und werden sozialstaatliche 
Leistungen abgebaut. 

2. Die .Kolonialisierung der D- 
k n f r -  durch den fortgesetzten Raubbau 
an der Natur und die Verschlechterung 

Michael Mollsr MdB. DOsssldorf, um- 
waltpolitischei Sprschsi d a  SPDBundwtsgs- 
trsktion 

reller-~erschiedenheit. Damit werden 
Grenzen des Wachstums erreicht, die 
mit technischen und ökonomischen Mit- 
teln nicht zu überspringen sind. Viel- 
mehr muß die Ausdehnung von Wirt- 
schaft und Technik als d& Wachstum 
von Teilsystemen verstanden werden, 
das sich übergreifenden sozialen und 
ökologischen Bedingungen unterzuord- 
nen hat. die kulturell, das heißt politisch 
und gesellschaftlich, zu bestimmen 
sind. 

Nur in wenigen iändern sind die 
politischen und kuINrellen Vorausset- 
zungen für einen Wandel hin zur Demo- 

schafft und nationale ~ouve%tät in 
Frage stellt, stabilisiert er in vielen iän- 
dem autoritäre Herrschaftsstmkturen, 
setzt Gesellschaften unter großen An- 
passungsdmck und gefährdet letztlich 
auch erkämpfte soziale und demokrati- 
sche Errungenschaften. 

Die ökologischen wie auch die 
ökonomischen Gefahren sind erkannt. 
aber sie sind in ihrer Tragweite nicht 
begriffen und in ihren politischen Kon- 
sequenzen nicht anerkannt. Vor allem 
die reichen Industriestaaten sind bislang 
nicht fahig, diese mgmndeliegende 
Wirklichkeit wahrzunehmen. 
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Bei der Aufstellung von Sparlisten 
stehen in der Regel die Subventionen 
ganz obenan. Trotzdem sollte man sich 
davor hüten, hierin eine unausschöpf- 
liche Quelle von Haushaitsreserven zu 
sehen. Subventionen sallen Instrumente 
der Siniknirpolitii sein. Sie müßten aber 
einer stärkeren Effizienzkontrolle unter- 
liegen. Dies wäre allein schon dadurch 
zu erreichen, daß man sie in den Haus- 
halten offen ausweist, sie zeitlich be- 
grenzt und außerdem degressiv staffelt. 
Zu überprüfen wären insbesondere die 
Agrarsubventionen, die allerdings auf 
europäischer Ebene abgestimmt sind. 
Aber auch im Wohnungsbau könnten 
durch eine sozial gerechtere Lenkung 
der Födennittel Geldereingesparhverden, 
die dann jedoch wieder für den Woh- 
nungsbau verwendet werden sollten. 

E i  sehr problematisches Feld ist die 
Überprüfung von Sozialstandards. Der 
Sozialhaushalt in Deutschland verfügt 
insgesamt über ein Volumen von 1 Billi- 
on DM. Dieses in der Tat große Volu- 
men bedeutet aber nicht, daß daran, wie 
es der Arbeitgeberpräsident Murmann 
und andere vorschlagen. kräftig einge- 
spart werden muß. Auf der anderen Sei- 
te sollte man auch nicht auf der Haltung 
beharren, daß die Struktur des Sozial- 
Systems überhaupt nicht untersucht und 
verändert werden dürfte. Wie 2.B. die 
Kontrollen der Arbeitsverwaltung zei- 
gen, gibt es in ihrem Zuständigkeitsbe- 
reich beachtliche Verstöße gegen das So- 
zialrecht. Es gibt des weiteren Unge- 
rechtigkeiten dadurch, daß gutsituierte 
Verdiener in Sozialwohnungen leben, 
die eigentlich für weniger gut gestellte 
Fam,ilien gedacht sind. Und man muß 
auch die Frage stellen dürfen, ob die 
mitunter krassen Einkommensunter- 
schiede älterer Menschen nicht durch 
Umverteilungen im Steuer- und Sozial- 
recht reduziert werden könnten. Die 
Aufzählung von Beispielen ließe sich 
fortsetzen. Vor berechtigten ÄtIdenin- 
gen der SozialleistungssWktur darf man 
insofern nicht zurlickschrecken. 

Mit der Reform der öffentlichen Ver- 
waltung begibt man sich ebenfalls auf 
ein weiteres schwieriges Parkett. Unter 
Verwaltungsreform wird sehr häufig in 
erster L i e  Personalabhau (lean admini- 
stration) und weniger ein kooperativer 
Arbeitsstil verstanden. E i e  moderne 
Verwaltung, leistungsstark, bürgernah 
und demokratisch, wird zum Nulltarif 
nicht zu haben sein. Sicherlich wird man 
durch den Abbau von bürokratischem 
Ballast Arbeitskräfte für andere Zwecke 

gewinnen müssen. Notwendig ist auf je- 
den Fall eine stärkere Transparenz bei 
den Kosten von öffentlichen Leistungen. 
Arbeitsplätze und Einkommen der Be- 
schäftigten im öffentlichen Dienst sind 
aber keine unbegrenzte Verfiigungs- 
masse zur Konsolidierung der Staatsfi- 
nanzen. 

Nach wie vor wird besonders gern 
der Vorschlag der Privatisierung öffent- 
licher Dienstleistungen als Haushaltsent- 
lastungsinstmment vorgetragen und da- 
bei maßlos überschätzt. Es mag sein, 
daß es in E i l f ä l e n  zu Haushaltsentla- 

ner, zu Recht als verfassungswidrig 
bezeichnet'. 

Fazit dieser Überlegungen: Die 
schnelle Mark ist auf der Ausgabenseite 
der öffentlichen Haushalte. von E i l -  
fällen abgesehen, nicht zu holen. Viele 
der angeboten Wundermittel sind faul. 
Gleichwohl ist es angesichts der knappen 
Haushaltsminel notwendig. die öffentli- 
chen Ausgaben immer wieder darauf 
überprüfen, ob mit den vorhandenen Fi- 
nanzmineln nicht eine effizientere Ziel- 
erreichung geschafft werden kann. 

Zielprojektion Bundesiinsnzmininer iür den öffentlichen Gssamthwsheit* Juni 1994  
1993 1994 1995 1996 1997 1998  

BMtoinlandsprodukt Mrd. D M  3106 3231 3376 3562 3758 3964 

Veränd. gg. Vorjahr in % 2,s 4.0 4.5 5,5 6 5  5,5 
öffentliche Ausgaben Mrd. DM 1116 1179 1226 1242 1267 1298 

Veränd. QQ. Vorjahr in % 4,5 5,5 4,O 1,5 2,O 2,5 
Anteil am BIP in % 35.9 36.5 36.3 34.9 33.7 32.7 
öffentliche Einnahmen Mrd. D M  9 7 8  1033 1096 1144 1210 1273 
VerBnd. gg. Vorjahr in % 3.0 5,5 5,O 4.5 5,O 5,O 
dar. Steuereinnahmen Mrd. D M  750 784 845 899  956 1015 

Veriind. gg. Vorjahr in % 2-5 4,5 7,s 6,5 6,5 6 0  
FinanzierungssaldoMrd. D M  138 147 130 9 8  5 8  2 4  
Anteil am BIP in % 4.5 4.5 4,O 2-5 1.5 -0,5 

einsehl. Sondervermögen des Bundes ohne Bundespost, 1993 ohne Bundesbahn und 1993194 
Treuhandanstalt, Under und Gemeinden einrchl. Krankenhäuser 

stungen als Folge solcher Privatisiem- 
gen kommt. Der eine Regelfall ist jedoch 
der, daß das Kostemisiko auf andere öf- 
fentliche Haushalte (Renten-, Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung) verlagert 
wird. Der andere ist, daß die Beschäftig- 
ten in Form von Arbeitsplatzverlust. 
Eiommensminderungen usw. zur Kas- 
se gebeten werden. Dies dürfte nicht der 
Leitsatz für arbeitnehmerorientierte Po- 
litik sein. 

Auch der Verkauf von Anteilen öf- 
fentlichen Vermögens ist kein Allheil- 
mittel. Privatisierungen dieser An lau- 
fen Gefahr, zum Migeschäf ts  zu wer- 
den, weil sich die Erwerber nur die 
Rosinen rauspicken. Vor allem geht mit 
der Abgabe von öffentlichen Ver- 
mögensteilen auch ein Abhau von staat- 
licher und demokratischer Lenkungska- 
pazität einher. In Mode gekommen ist 
auch der Vorschlag. Brücken, Straßen 
und andere öffentliche Infrastmk- 
turohjekte durch private Investoren bau- 
en und unterhalten zu lassen. Diese Art 
von Privatisiemng ist eine verkappte 
Form zusätzlicher Staatsverschuldung. 
Sie wird wegen ihrer mangelnden 
Transparenz von angesehenen Rechts- 
gutachtern, wie 2.B. von Professor Pütt- 

Finanzierungsquellen auf 
der Einnahmenseite der 
öffentlichen Haushalte 

1. Keine weitere Mehrbeiasiung der 
Normalverdienenden 

Zur Einnahmenseite des Staatshaus- 
haltes kann man vorweg festhalten, dal) 
wegen der umfangreichen bereits erfolg- 
ten bzw. noch erfolgenden Anhebungen 
bei Steuern. Beiträeen und Gebühren die 
große ~ k s e  de; Steuerzahler, hier 
wiederum insbesondere die sozialver- 
~icherungsp~chtig Beschäftigten. zu- 
sätzliche Maßnahmen dieser Art kaum 
noch verkraften können. Denn vor allem 
jene Steuerzahlerinnen und Steuerzah- 
ler, die sich mit ihren Einkommen im 
Bereich der unteren und durch- 
schnittlichen Arbeitnehmereinkommen 
(etwa bis zur Höhe der Pflichtgrenzen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung) 
liegen. werden 1994 und 1995 durch 
eine Reihe verschiedener Abgaben- und 
Steueranhehungen spürbar zusätzlich 
belastet. Im einzelnen sind dies: 

Anhebung der Mineralölsteuer sowie 
der Kfz~Steuer für Dieselfahrzeuge ab 
1.1.94 (ca. 8-10 Mrd. DM); 
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Finanzierungsmöglichkeiten sozial- und 
beschäftiaunasorientierter Politik 

von Hanmut Tofaure* 

Wirtschafts- und 
Finanzpolitik unter 

Konsolidierungsdruck 
eo Waigel war mal wieder der 

Größte: Als er Anfang Juni 1994 
dem F i l a n u n g s r a t  (vertreten T 

sind dort der Bund, die Bundesländer, 
die Bundesbank sowie - am Katzentisch - 
die Gemeinden) seine neueste Projektion 
für die Entwicklung der Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden ein- 
schließlich EU-Haushalt und Sonder- 
rechnungen bis incl. 1998 vorlegte, 
schienen die staatlichen Finanzierungs- 
nöte wie weggeblasen: Von 146,5 Mrd. 
DM im Jahr 1994 soll sich der Fianzie- 
mgssaldo im öffentlichen Gesamthaus- 
halt auf nur noch 24 Mrd. DM im Jahr 
1998 reduzieren (vgl. Übersicht 1). Er- 
reicht wurde dieses glänzende Gesamter- 
gebnis durch einen äußerst maßvollen 
Anstieg der Staatsausgaben und durch 
ein überproportionales Wachstum der 
Einnahmen, insbesondere bei den Steu- 
ern'. So war es kein Wunder, daß in der 
CDUICSU alsbald von einem bevorste- 
henden Haushalt ohne Kreditaufnahme 
geschwafelt wurde. 

Es wird nicbt lange dauern, bis diese 
Seifenblase platzt. Den Einwendungen, 
die das Handelsblatt - sicher kein 
Sprachrohr der Opposition - dazu macht, 
kann man zustimmen: So führe z.B. der 
neue gesamtstaatliche Finanzausgleich 
ab 1995 und die Bahnreform ab 1996 zu 
komplizierten Finanzströmen zwischen 
Bund und Ländern. die selbst alteediente 
~inistetiumsbasennicht mehr G durch- 
schauen scheinen. Dann gebe es in der 
BMF-Projektion eine neue Rubrik ,San- 
derrechnungen des Bundes", was eben- 
falls zur Unklarheit beitrage. Dieser 
Topf, zu dem u.a. Zahlungen an die EU, 
der Fonds Deutsche Einheit, der 
Kreditabwicklungsfonds. das Eisen- 
bahnvermögen und ab 1995 der Erbla- 
stentilgungsfonds gehören, weise für 
1995 ein Defizit von 11 Mrd. DM aus. 

das sich bis 1998 in einen übemhuß von 
9,5 Mrd. DM wandele. Das größte 
Manko des neuen Tableaus sei jedoch, 
.daß die ab 1996 wegen eines Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts notwendige 
Steuerbefreiung des Existenzminimums 
und damit der erforderliche Neuzu- 
schnitt des Einkommensteuertarifs nicht 
einmal in einer Fußnote vorkommen. 
Immerhin handelt es sich dabei um eine 
Operation von mindestens 40 Mrd. 
DM"'. 

Über die Anmerkungen des Handels- 
blatts hinaus lassen sich noch andere 
Merkwürdigkleiten der Waigelscben 
Rechnung benennen. So sollen 2.B. die 
Gemeinden in West- und Ostdeutsch- 
land, die 1994 noch ein Finanzierungs- 
defizit von zusammen .l2 Mrd. DM auf- 
weisen, im Jahr 1998 über einen Über- 
schuß von 2.5 Mrd. DM verfügen. Ein 
äußerst unwahrscheinlicher Fall, der in 
krassem Gegensatz zur aktuellen Lage 
steht. Zu fragen ist außerdem nach den 
angekündigten Senkungen im Bereich 
der Gewerbesteuer im Jahr 1996 mit 
Steuerausfällen von bis zu 29.5 Mrd. 
DM, die angeblich ohne Anhebungen 
anderer Steuern, insbesondere nicht der 
Mehrwertsteuer. erfolgen sollen. Unrea- 
listisch erscheint auch ein durchschnittli- 
cher Ausgabenanstieg beim Bund von 
0.5%. wie er in der Projektion un- 
terstellt wird. Dies würde nicht nur kei- 
ne Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
sondem höhere Arbeitslosigkeit und da- 
mit auch entsprechend höhere Ausgaben 
der Bundesanstalt für Arbeit bedeuten. 
Auch seien die Steuereinnahmen zu 
großzügig berechnet, meint die SPD- 
Bundestagsfraktion. Allein bei der Mine- 
ralölsteuer seien 1996 und 1997 knapp 8 
Mrd. DM zuviel angesetzt3. 

Diese Aufzählung an Mängeln und 
Unvollkommenheiten an der neuen 
Finanzprojektion ist beileibe nicht voll- 
ständig. Spätestens ab dem Haushalts- 
jahr 1996, meint das Handelsblatt, sei 
Waigels Projektion Makulatur. Wahr- 
scheinlich tritt dieser Zeitpunkt noch in 
diesem Jahr ein, exakter gesam nach der 

Frage stellt. wie die mittel- bis langfristi- 
ge Sanierung der öffentlichen Staatsfi- 
nanzen zu bewerkstelligen ist. Im 
folgenden soll daher nach Finanzie- 
mgsquellen Ausschau gehalten werden, 
die ergiebig genug wären, aber auch den 
Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit 
entsprechen können, damit die Politik in 
den nächsten Jahren noch aktiv handeln 
kann. Sie sind sowohl auf der Ausgaben- 
wie der E i e n s e i t e  der öffentlichen 
Haushalte zu suchen. 

Finanzierungsquellen auf 
der Ausgabenseite der 
öffentlichen Haushalte? 
Kurzfristig werden sich die öffentli- 

chen Ausgaben nicht deutlich reduzieren 
lassen. Jede anderslautende Aussage 
wäre an der Wirklichkeit vorbeigetan. 
Die seit 1990 getätigte Unterstützung der 
ostdeutschen Gebietskörperschaften 
durch den Bund sowie die westdeutschen 
Länder und Kommunen korrespondiert 
insbesondere beim Bund mit einer stark 
gedrosselten Ausgabenpolitik in West- 
deutschland. Bei den Investitionen, den 
Sozialtransferleishingen und zuletzt auch 
bei den Einkommen der Staatsbe- 
schäftigten ist seitdem spürbar gespart 
worden. Will man die übrig gebliebenen 
Leistungsstandards nicht noch weiter ab- 
bauen. ist in Westdeutschland nicbt mehr 
viel zu holen. 

Von dieser Feststellung gibt es einige 
Ausnahmen: So könnte 2.B. die Bundes- 
wehr unter den geänderten außenpoliti- 
schen Rahmenbedingungen vermutlich 
auch noch in personell verminderter 
Form ihrem sicherheitspolitiscben Auf- 
trag nachkommen. Bei den öffentlichen 
Investitionen, die für eine moderne 
Volkswirtschaft unverzichtbar sind. 
könnte man durch effuienteres Kosten- 
kontrolling manches Projekt preiswerter 
durchführen. Das eine oder andere 
Vorhaben, insbesondere im Straßenbau 
oder im Repräsentationswesen, könnte 
auch entfallen. Dem steht allerdimgs die 

Dr. rsr. pol. ~anrnut  Tofaute. wissen- Bundestagswahl im ~ktober.  - Notwendigkeit gegenüber, die öffentli- 
schaftlicher Referent beim WiRschafts- und 
Cozialwisranrchaftliehen des Auf jeden Fall wird es so sein, daß che Infrastruktur zu erhalten und zu rno- 
Düsseldort sich für jede zukünftige Regierung die demisieren. 
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Die ökologische wie ökonomische 
Krise ist in der Entwicklung der Gesell- 
schafi selbst begründet. Das aber stellt 
bequeme Selbstverständlichkeiten radi- 
kal in Frage, denn es gebt kein Weg an 
der Erkenntnis vorbei, daß in einer 
Welt, die immer mehr zusammen- 
wächst, die Aussperrung des sozialen 
und ökologischen Elends nicht möglich 
ist. Eine "dauerhaft überlebensfähige 
Ordnung" kann nicht einem kleinen Teil 
der Menschheit die Erfüllung aller 
Wünsche gestatten, während die große 
Mehrheit der Menschen immer tiefer in 
eine Abwärtsspirale aus Armut und Na- 
turzerstömng gerät. Dieses Gmndprin- 
zip eines sozialen und ökologischen In- 
teressenausgleichs wird nicht nur 
gegenüber Entwicklungsländern oder 
Osteuropa, sondern zunehmend auch in- 
nerhalb der industriellen Zentren der 
Welt mißachtet. 

Das Defizit an Reformen 
- 5 Thesen 

Die großen Zukunftsgefahren sind 
nicht naturgesetzlicb, sondern die Folge 
davon. daß die industrielle Zivilisation 
in besonderer Weise die Naturgesetze 
bei der Nutzung von Wirtschaft und 
Technik ausblendet. Auch die soziale 
Verelendung ist nicht zwangsläufig, 
sondem ein Verstoß gegen ein Mindest- 
maß an sozialer Gerechtigkeit. Insofern 
ist die Krise unserer Zivilisation das Er- 
gebnis ausgebliebener Reformen. Die 
zentralen Koordinaten entsprechen den 
überholten Denkweisen vergangener 
Jahrhunderte, wie zum Beispiel das 
anthropozentrische Verständnis der Na- 
tur oder die Vorstellungen von Markt 
und Freihandel. 

Offenkundig ist das Enhvicklungs- 
modell der westlichen Marktwirtschaf- 
ten nicht mehr fähig. einen dauerhaften 
~nteressenabs~leich zu organisieren. 
Aber ohne ein Gleichgewicht zwischen 
ökonomischen, sozialen und ökologi- 
schen Interessen kann eine komplexe 
gesellschaftliche Ordnung auf Dauer 
nicbt stabil sein, weder national noch 
international. Von daher stellt die Ab- 
wendung der Gefahren die Frage nach 
der Gestaltungsfähigkeit der Politik. 
Die Notwendigkeit einer neuen Phase 
gmndlegender Reformen ergibt sich aus 
folgenden Thesen: , 

I. Wir haben es mir einer tiefen Krise 
der Zivilisation zu mn. 

Die Zuspitzung der ökologischen Be- 
drohungen ist nicht allein das Ergebnis 

von Fehlentwicklungen, die mit De- 
tailkorrekiuren zu beseitigen wären. Es 
handelt sich auch um eine Krise der in- 
dustriellen Zivilisation selbst. in der 
sich wieder einseitig die ökonomischen 
Akkumulationszwänge und die privaten 
Interessen nach Gewinnmaximierung 
durchsetzen. Damit ist die Okonomie 
nicht einem inneren Trend des krisen- 
haften Zusammenbmchs unterlegen, 
wie dies in traditioneller Kapitalismus- 
kritik angenommen wurde, vielmehr ist 
im Gegenteil die "Übereffizienz" zu 
Lasten von Natur und sozial schwäche- 
ren Gruppen die entscheidende Ursache 
für die in der Zwischenzeit bereits glo- 
balen Fehlentwicklungen. Die Industrie- 
länder, die mit einem knappen Viertel 
der Weltbevölkerung für drei Viertel 
der globalen Umweltprobleme ver- 
antwortlich sind und über 80 Prozent 
des Weltreichtums auf sich vereinigen, 
leben auf Kosten der Substanz und auf 

der Gefahr, daß die nachholende Ent- 
I 
I 

wicklung in den Ländern des Südens zur 
nachholenden Naiurzerstörung wird. 
2. Die 90er Jahre sind ein Schliissel- 
jahrzent. 

In diesem Jahrzehnt entscheidet sich. 
ob die komplexen Industriegesellschaf- 
ten fähig werden. einen sozialen und 
ökologischen Stniknuwandel einzulei- 
ten. Der hohe Grad der Ausdifferenzie- 
rung, die abnehmende Rationalität des 
Gesamtsystems und die Unbeweglichkeit I 
der Politik lassen zwar Skepsis ange- 
bracht erscheinen, dennoch gibt es keine 
Alternative. Auch nicht bei der Bundes- 

i 
tagswahl im Herbst: Je länger gewartet 
wird, den Kurs wieder auf Reformen zu 
stellen. desto schwerer wird der Umbau 
in eine dauerhafte Entwicklung. 

Anderenfalls wächst die Gefahr ei- 
nes neuen ökologischen und ökonomi- 
schen Kolonialismus, bei dem die rei- 
chen und durchsetzungsstarken Staaten 
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Kosten der Lebenschancen kilnitiger 
Generationen. 

So zeigt sich nach dem Ende des Ost- 
West-Gegensatzes deutlich, daß auch 
die westlichen Marktwirtschaften einen 
entscheidenden Webfehler haben: Sie 
funktionieren nur für eine Minderheit 
und damit zu Lasten Dritter. Sie sind 
trotz ihrer vergleichsweise hohen tecb- 

19%- 1989 
weltweit in Mio. t 

nologischen ~ k d a r d s  weder umwelt- 
noch zukunftsverträelich. Ohne tieferei- 

20 I /  

fende ~ o r r e k r e n  droht der ~ r d e e i n  
sozialer und ökologischer Kollaps - so- 
wohl wegen der unverändert aus- 
beuterischen Wirtscbaftsweisen als auch 

versuchen, ihren Wohlstand durch Un- 
terdrückung Dritter zu sichern. Der 
wachsende Problemdmck führt zu einer 
steigenden Gefahr autoritärer E m i n -  
gungen, weil sich Politik und Gesell- 
schaft heute. wo die Notwendigkeit von 
gesellschaftspolitiscben Kurskorrek- 
turen nicht mehr zu leugnen ist, aus der 
Gestaltung der Zukunft abgemeldet ha- 
ben. Doch eine .Festung" Europa kann 
keine Lösung bieten. 
3. Die Indurtneländer W e n  eine be- 
sondere Veranhuonung. 

Nur die wenigen hochentwickelten 
Industrieländer verfügen über die wirt- 
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schaftiichen, technischen und politi- 
schen Voraussetzungen für ein wirksa- 
mes Umsteuern. Arme iänder haben 
nur geringe Handlungsmöglichkeiten, 
zumal sich die Zwänge auf den Welt- 
märkten verschärfen. Bisher ist jedoch 
in den Industriestaaten keine Regiemng 
zu sehen, die den ökologischen Umbau 
wirklich will und ihn auch beginnt. Der 
Erdgipfel von Rio im Juni 1992 hat den 
Widerspmch zwischen Ankündigungen 
und Taten erneut deutlich gemacht, 
denn selbst seine w e i c h e n d e n  Be- 
schlüsse sind kurze Zeit später schon 
vergessen gewesen. 
4. Der ökologische Umbm eqorden 
tiefgehende Verändemgen. 

Eine ökologische Modernisierung ist 
mit tiefen Eingriffen in die industriellen 
Strukhxen und die persönlichen Verhal- 
tensweisen verbunden. Ohne derartige 
Verändemngen, die auch erhebliche 
politische Risiken beinhalten, kann es 
keine zukunftsverträgliche Entwicklung 
geben. Aber eine Verlängerung der heu- 
tigen Trends wäre mit noch weitaus grö- 
ßeren Risiken verbunden. Deshalb ist 
eine Reformstrategie notwendig, die das 
über Jahrhunderte entwickelte Denken 
und Handeln in den Kategorien von Ex- 
pansion überwindet, um die Entwick- 
lung unserer Zivilisation mit den Bedin- 
gungen einer endlichen, ungleichen und 
störanfälligen Welt zu vereinbaren. 
Eine Voraussetzung dafür ist, die sozia- 
le, technische und ökonomische Ent- 
wicklung als E i e i t  zu verstehen und 
sie wieder in ein inneres Gleichgewicht - 
zu bringen. 
5. Die soziole und ökologische Moäerni- 
sierung eqorden einen Zivilisationr- 
Sprung. 

Die Gewinnung von Zukunftsver- 
träglichkeit verlangt vom E i e l n e n  wie 
von der Gesellschaft ein kulturelles Ver- 
ständnis, das vor allem eine dauerhafte 
Solidarität zur Mitwelt und zum Mit- 
menschen ins Zentmm von Denken und 
Handeln stellt. Die Verantwortung liegt 
darin, daß die Entscheidungen, die heu- 
te getroffen werden, nach dem derzeiti- 
gen Stand des Wissens in derselben 
Form auch in 40 oder 50 Jahren getrof- 
fen werden können. 

Die soziale und ökologische Moder- 
nisierung erfordert eine individuelle und 
kollektive Aufarbeitung der überholten 
Denkkategorien vergangener Jahr- 
hunderte. Dazu zahlen der technische 
Determismus, die kompensatorische, 
also nachgeschaltete, Staatsreguliemng 
und der Glaube an die Kräfte des freien 

Marktes und des Freihandels. Nur 
durch die bewußte Rückschau auf die 
Kultur- .und Industriegeschichte der 
Neuzeit, die nicht nur Demokratie, 
Emanzipation und Wohlstand. sondern 
auch einen ökologischen Kolonialismus 
hervorgebracht hat, werden wir in der 
Lage sein, zukunftsverträgliche Kon- 
zepte zu entwickeln. Auch in der mo- 
dernen Gesellschaft liegen gewaltige 
Chancen neben großen Risiken, die 
durch die Entwicklung der Produktiv- 
kräfte nicht ausgeschaltet sind. sondern 
sich potentiell sogar vergrößern. Wie 
anders ist es zu erklären, daß in unse- 
rem Jahrhundert Massendemokratie und 
Massenwohlstand unmittelbar neben der 
Barbarei von Auschwitz, Hiroshima 
oder Sarajewo stehen? Demokratie ist. 
die soziale Bändigung von Macht. Aber 
durch die Globalisierung der Ökonomie 
und die Öko-Krise werden von neuem 
Gewaltpotentiale freigesetzt. 

Es ist Zeit 
für den ,,Öko-~eal" 

Ähnlich wie in den 30er Jahren. als 
unter Präsident Franklin D. Rwsevelt 
die USA mit dem .New Deal" aus der 
politischen Lähmung und wirtschaft- 
lichen Stagnation nach der großen Welt- 
wirtschaftskrise von 1929 herausgeführt 
wurden, ist auch heute ein reformpoliti- 
scher Neuanfang notwendig. Es ist Zeit 
für den .Öko-~eal'. Wie in den USA 
der 30er Jahre müssen auch heute die 
"Karten neu ausgeteilt werden". 

Zeiten des Umbmchs sind Zeiten, in 
denen die Orientierung verloren geht, 
aber der Bedarf an Orientierung beson- ' 
ders groß ist. Heute gerät vieles ins Rut- 
schen, die moralischen und kulturellen 
Ressourcen der Nachkriegszeit scheinen 
aufgebraucht zu sein, die politischen 
und gesellschaftlichen Koordinaten lie- 
gen neben den veränderten Realitäten. 
In dieser Situation öffnet der .Öko- 
Deal' einen Ausweg: Weg von dem 
aussichtslosen Stopfen immer größerer 
Löcher und immer fragwürdigerer 

Standortprogramme und Km m einem 
ökologischen Zukunftsprogramm. Die 
umweltverträgliche Neuordnung von 
Wirtschaft und Gesellschaft ist die gro- 
ße Chance, die aus der Krise führen 
kam. 

Obwohl die Wichtigkeit der ökologi- 
schen Modernisierung von keiner Seite 
in Frage gestellt wird, fehlen noch im- 
mer konkrete Maßnahmen, wird ge- 
zögert und gezaudert und werden immer 
neue Bedenken geäußert. Statt weiter 
Klein-Klein zu betreiben und sich an die 
Zwänge des Weltmarkts anpassen ,  
sind gerade jetzt erste Schritte in Rich- 
tung auf eine energieeffuiente, umwelt- 
schonende und kreislauforientierte 
Wirtschaft und Gesellschaft notwendig. 
Dabei wirkt der Öko-Deal durch seinen 
integrativen Reformansatz auch den ge- 
fährlichen Tendenzen entgegen, die im 
Nachholprozeß im Osten und Süden. 
seinem Tempodmck und ,natunvüchsi- 
gen Charakter", selbst die im Westen 
erreichten sozialstaatlichen und um- 
weltpolitischen Ermngenschaften ge- 
fährden. 

Der Öko-Deal ist der radikale Ver- 
such, die Entwicklungsrichtung der Ge- 
sellschaft neu zu bestimmen. Es geht 
damm, eine neue Vorstellung von der 
Entwicklung unserer Zivilisation an die 
Stelle des bisherigen mechanistischen 
technisch-5konomischen Fortschritts- 
modells zu rücken. Auch wenn dies, zu- 
mal in der Wirtschaftskrise, in der ein- 
seitig auf Wachstum getrimmten Gesell- 
schaft nicht vorstellbar erscheint, so Iäßt 
sich Wohlstand doch durch Einsparen 
und Vermeiden erreichen. Der Öko- 
Deal ist eine Ökonomie des Vermeidens 
durch die umweltverträgliche Gestal- 
tung von Wirtschaft und Technik. Öko- 
Steuern sind durch die Entlastung der 
relativ überteuerten Arbeit und die Bela- 
stung der unterbewerteten Energie und 
Ressourcen ein erster Schriti für ein Re- 
formbündnis von Arbeit und Umwelt, 
der ordhungsrechtliche Rahmen für die 
Schaffung von .Einsparkraftwerken' 
oder ,Eiparautos" ist ein zweiter. Die 
Effizienzrevolution beim Gebrauch von 
Energie und Rohstoffen, die Neuorgani- 
sation der Mobilität nach dem Prinzip 
der Stärkung der Nähe und mit dem Ziel 
der Wiederherstellung von Raumstmk- 
turen sowie die Ausrichtung von 
Wissenschaft und Technik auf die Ziele 
einer ökologischen Stoffwirtschaft, das 
sind alles wichtige Bausteine für den 
Öko-Deal. 

Unter diesen Reformzielen wird die 

ihren minderjährigen und unverheirate- 
ten Kindern, 

F i i e r u n g  ausschließlich aus 
Steuermitteln des Bundes, 

Erweiterung der Freigrenzen Nr 
Arbeitseinkommen. 

Der sozialpolitische Wen der be- 
darfsorientierten Mindestsichemng er- 
gibt sich unmittelbar aus der Rückfüh- 
rung der Sozialhilfe auf ihre originären 
Funktionen. Damit ist auch eine finan- 
zielle Entlastung der Kommunen in gro- 
ßem Umfaig verbunden. Darüber hin- 
aus sinken aber auch die Kosten des Lei- 
stungsbezuges für den Empfänger. da 
nur noch der kausal zuständige Versi- 
cherungsträger die erforderlichen Lei- 
stungen gewährt, so daß zugleich ein 
nachhaltiges Sinken der Dunkelziffer 
erwartet werden kann. Auch gehen von 
der hier vorgeschlagenen Mindest- 
sicherungskonzeption keine negativen 
Rückwirkungen auf die Tarifpolitik aus, 
sondern vielmehr etabliert das untere 
Bedarfsniveau sogar .einen Lohnpla- 
fond, der auch von den niedrigen Lohn- 
gruppen nicht mehr unterschritten wer- 
den kann und deshalb eine Barriere 
gegen Lohnsenkung und diffe-ren- 
zierung da r~ te l l t . "~~  In verwaltungs- 
technischer Hinsicht schließlich kann 
die operative Entlastung der Sozial- 
ämter dazu genutzt werden, diese .zu 
leistungsstarken Fachbehörden für 
soziale Rehabilitation au~zubauen."~~ 

Die hier angeführten Argumente 
haben aktuell Eingang in das von der 
SPD vorgestellte Konzept .Soziale 
G ~ n d s i c h e m n g " ~ ~  gefunden, das bei 
den standardisierbaren Massentatbestän- 
den Alter, Arbeitslosigkeit, Bemfs- und, 
Erwerbsunfähigkeit sowie Alleinerzie- 
hunfl angewendet werden soll. Die So- 
ziale Gmndsichemng soll in die Stan- 
dardsichemngssysteme eingegliedert 
werden. Im Unterschied zur Sozialhilfe 
soll der Regreß auch auf Verwandte 
ersten Grades nur in Ausnahmefällen 
erfolgen. Vorgesehen ist schließlich 
auch ein Freibetrag auf Arbeitseinkom- 
men, der sich nach Maßgabe von 20% 
des individuellen Nettoarbeitseinkom- 
mens, maximal jedoch 25% des indivi- 
duellen Gmndsicherungsbedarfes be- 
rechnet. Damit entfiele der Anspmch 
auf die Soziale Grundsicherung erst, 
wem das Nettoarbeitseinkommen 125% 
des Grundsichemngsanspmchs über- 
schreitet. 

Es ist offenkundig, daß auch die 
bedarfsorientierte Mindestsichemng 
nicht ohne zusätzliche Kosten zu reali- 

sieren sein wird. Dies ergibt sich allein 
daraus, daR die Dunkelziffer der Armut 
deutlich reduziert wird. Andererseits 
stehen diesen Mehrkosten und Mider- 
ausgaben durch die implizierten Verwal- 

nuigsvereinfachungen gegenüber. Sum- 
ma summarum errechnete der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband einen 
effektiven Mehraufwand von 17 Milliar- 
den DM. Im Vergleich zu den Kosten 
des Bürgergeldes ist dies ein verschwin- 
dend geringer Betrag, der im Kontext 
der aktuellen haushaltspolitischen Debat- 
ten auf die SPD aber wohl einensogroßen 
Eindmck gemacht hat, daß das Regie- 
mngsprogramm zaghaft nur noch erste 
Schritte der Einführung einer bedarfso- 
rientienen Mindestsicherung verspricht. 

Schlußbemerkung 
Die bedarfsorientierte Mindestsiche- 

rung dient dazu, die Lebenslage von So- 
tialhilfebeziehern, die diese Leistungen 
aufgnind von Lücken im vorgelagerten 
Sozialversichemngssystem beziehen, 
nachhaltig zu verbessern. Darüber darf 
jedoch nicht vergessen werden. daß die 
eigentliche Ursache jener "Lücken" 
nicht Konstruktionsfehler der lohnar- 
beitszentrierten Sozialversicherung sind, 
sondern die anhaltende Massenarbeitslo- 
sigkeit, die die Herstellung einer ,Nor- 
malerwerbshiographie" zunehmend er- 
schwert. Die bedarfsorientierte Mindest- 
sichemng bedarf daher zugleich einer 
extensiven Beschäftigungspolitik (ABM, 
Arbeitszeitverkürzung, Zweiter Arbeits- 
markt e t ~ . ~ ) .  Nur so kann das zuneh- 
mende Armutsproblem in der Bundesre- 
publik wirklich und effektiv bekämpft 
werden. 
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chen Abrechnung mit dem Finanzamt 
wider. Denn die Armen bedürfen auf- 
gnind fehlender finanzieller Ressourcen 
einer unverzüglichen Hilfe. Darüber hin- 
aus ist in diesem Zusammenhang aber 
auch daraufhinzuweisen, daß das Finanz- 
amt nicht in der Lage ist, regelmäßig 

,/notwendige persöniiche Beratung bereit- 
zustellen und gegebenfalls sozialpäda- 
gogisch-therapeutische Hilfe zu veran- 
lassen. 

In organisatorischer Hinsicht ergibt 
sich ein Problem daraus, daß das Nach- 
rangprinzip auch bei der negativen Ei- 
kommenssteuer gelten soll. Damit muß 
dann aber bei der Anspmchsprüfung die 
soziale Bezugsg~ppe des Hilfesuchen- 
den berücksichtigt werden. Im Rahmen 
des geltenden Steuerrechts, das von der 
prinzipiellen Einzelveranlagung ausgeht, 
ist dies jedoch nicht möglich, so daß als 

Nimmt man daher begrtindeterweise 
an, daR solche negativen Rückwirkungen 
eintreten werden, dann ergeben sich 
zwingend Steuerausfgle, die die ohnehii 
unklare Finanzierung des Bürgergeldes 
zusätzlich verschärfen. So geht das Fi- 
nanzministerium davon aus, daß das 
Bürgergeld den ohnehin überstrapa- 
zierten Bundeshaushalt mit zusätzlichen 
115 Milliarden DM pro Jahr belasten 
würde. Dieser prognostizierte Finanz- 
aufwand erscheint in seiner Höhe durch- 
aus realistisch, wenn man bedenkt, daß 
allein die nach einem Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichtes erforderliche Steu- 
erfreiheit des Existenzminimums von 
1.000 DM je Monat einen Zusatz- 
aufwand von 40 Milliarden DM pro Jahr 
vemrsacht. Hinzuzurechnen wären bei 
der Einführung des Bürgergeldes dar- 
überhinaus aber auch die Absichemng 

(Foto: Stephan Hoppsl 

Voraussetning der Einführung des Bür- 
gergeldes erhebliche Umbauten des 
Steuersystems notwendig wären. 

Schließlich ist, so wichtig die nur 
teilweise Anrechnung von Erwerbsein- 
kommen für die Lebenslage des einzel- 
nen Hilfeempfängers auch ist, hierin die 
Gefahr enthalten, daß die Subventionie- 
mng niedriger Erwerbseinkommen zu 
einem Dmck auf die unteren Lohngmp- 
pen führt, so daß eventuell mögliche. po- 
sitive Bescbäftigungseffekte sofort kom- 
pensiert würden, weil lediglich bereits 
bestehende Arbeitsplätze in den Subven- 
tionsbereich verlagert werden. Daneben 
ist aber auch völlig unklar, wie ein Nied- 
rigstlohnsektor so abgegrenzi werden 
kann, daß von ihm keine negativen 
Rückwirkungen auf die Tarifpolitik für 
die ,N~rmdl~hngnippen" ausgehen. 

des Exi~tenzmini~um~ für Kinder und 
jene Steuerausfalle, die dadurch ent- 
stehen, daß bei einer negativen Ein- 
kommenssteuer von 1.000 DM pro 
Monat und einem Amechnungssteuer- 
Satz von 50 % der steuerliche Freibetrag 
auf 2 4 . 0 0  DM je Jahr erhöht werden 
müßte. 

E i e  Kompensation dieser Steueraus- 
falle wäre entweder durch die massen- 
hafte Schaffung neuer Arbeitsverhält- 
nisse, die jedoch hkhst  unwahrschein- 
lich ist. oder durch höhere Steuersätze 
und eine breitere Bemessungsgrundlage 
möglich. Damit würde allerdings der 
Leistungswille der Mehrheit der Steuer- 
zahler und damit Bürgergeldfmanciers 
wohl kaum stimuliert, was dann aber 
den Intentionen des Konzeptes völlig zu- 
widerlaufen würde. 

Unabsehbar sind auch die sozialen 
Folgen (von den rechtlichen Problemen 
einmal abgesehen), die die Abschaffung 
des Sozialversichenmgssystems nach 
sich zöge. Da davon auszugehen ist, dai? 
ein Teil der Bevölkerung keine private 
Vorsorge treffen wird und ein vermut- 
lich größerer Teil dazu gar nicht in der 
Lage ist, würde das Problem einer 
massenhaften Altersarrnut auftreten. 
Diese zumindest nicht bedachte Folge 
wirft ein bezeichnendes Licht auf das 
zugrundeliegende Menschenbild und legt 
darüber hinaus die eigentliche Intention 
des Vorschlages schonunglos offen: 
radiMe Reduktion der Sozialausgaben 
durch Übertragung der Bewältigung 
allgemeiner Lebensrisiken auf den 
Markt. 

Die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung als 

Perspektive einer sozialen 
Grundsicherung 

Wie die Kritik deutlich gemacht hat, 
ist die negative Einkommenssteuer kein 
geeignetes Instmment zur Bekämpfung 
der Armut. Effektiver ist es hingegen, 
den Sozialversicherungsschutz durch 
Ausdehnung des Versichertenkreises, 
Erweiterung des Leistungskataloges und 
stärkere Anerkennung von Nicht-Er- 
werbszeiten auszuweiten. Dadurch allein 
wird sich Armut allerdings nicht voll- 
ständig beheben, sondern nur im Um- 
fang abbauen lassen. Notwendig ist da- 
her die Ergänzung des sozialen Siche- 
mngssystcms durch eine bedarfsorien- 
tierte Mindestsichemng, die in die ein- 
zelnen Zweige der Sozialversichemng 
integriert wird und bedürftige Personen 
auch im Falle fehlender oder nur gerin- 
ger Versicherungsansprüche automa- 
tisch innerhalb des betreffenden Siche- 
mngszweiges (Arbeitslosen-, Renten- 
versicherung) in der Höhe des sozio-kul- 
turellen Existenzminimums absichert. 
Die bedarfsorientierte Mindestsicherung 
stellt somit eine bedürftigkeitsabhängige 
Sockelung von Sozialversichemngs- 
leistungen dar. 

Die Ausgestaltung einer solchen Mm- 
destsichemng sollte sich dabei von fol- 
genden Prinzipien leiten lassen:19 

Pauschaliemg von Geldleistungen, 
um die Bedarfsprüfung im Umfang zu 
reduzieren. 

Einschränkung des unterhaltsver- 
pflichteten Personenkreises auf Ehegat- 
ten untereinander und Eltern gegenüber 
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Schwerpunkte werden. Das Ziel ist eine Stoff- tschaftliche Ori- 
Materialproduktivität, die ein univ gren- 

eines Öko-Deals verträgliches Maß behält. regu- 
Für die Politik des Öko-Deals müssen Neben der zentral wichtigen Verä iirruiig ucs waieii-, vciu- uuu vienst- 
Scl e gesetzt werden: m g  der Preisstmkturen und n leistungsverkehrs. Die Praxis von 

. iere Energieversorgung ordnungsrechtlichen Rahmenbedi Lohn- und Umweltdumping würde jede 
ohne nrum~rafr: Statt dessen sind En- gen sind weitergehende Zielsetzu ökologische Innovation konterkarieren. 
ergieeffizienz, Eipartechnologien zu konkretisieren, soll es zu einer Deshalb ist auch international eine In- 
und solare Energieträger wie W i d ,  dauerhaften Entwicklung kommen. temalisienmg von sozialen und ökolo- 
Biomasse oder direkte Sonnennutzung Dazu zählen insbesondere: gischen Kosten durch Klauseln, allge- 
zu fördern, dessen Nutmgspotential . Neubestimmung des Eigentums: Wie mein gültige Standards und Präferen- 
nur in Ansätzen mobilisiert wird. der New Deal der 30er Jahre zur Sozial- zen notwendig. Um einen Rückfall in 

Die umweltverträgliche Neuord- pflichtigkeit des Eigentums führte, muß einen neuen Kolonialismus oder Natio- 
nun8 der Verkehrspolitik: In erster Li- der Öko-Deal die Bindung des Eigen- nalisrnus zu verhindern, muß es zu neu- 
nie geht es um die Vermeidung von tums um eine Naturpflichtigkeit ergän- en Formen der Reguiie~ng kommen, 
überflüssigem Verkehr durch s eine Konsequenz aus der die dem ökologischen Umbau Schutz 
lungsstmkturelle und verkehrslen Kr die Grenzen des Wachs- und Wettbewerbschancen geben, ohne 
de Maßnahmen. den Ausbau und oie u i q s .  Eine uauerhafte Entwicklung muß daß dies mit Abschottungen verbunden 
Sir :hen Verkehrs- die Bewahmng der natürlichen Lebens- ist. 
an: :he Verbesse- grundlagen über Einzelinteressen stel- Stärkung der staatlichen Hand- 
m Im Jahre 2000 len: Nutzungsrechte auf Energie, Roh- lungsfähigkeit: Keine Gesellschaft kann 
d a ,  „,.„„.„ Rahmenbedin- stoffe oder Böden statt Eigentumsrechte. ohne Institutionen bestehen, die das 
gungen (Flottenverbrauchsregelungeu) Selbstbegrenzung der Freiheit: Frei- Allgemeinwohl defuiieren und durch- 
kein Pkw mehr zugelassen werden, heit kann nur so verstanden werden, daß setzen. Es ist eine konservative Illusi- 
der mehr als 5 1 auf 100 km ver- sie den Fortgang des Ganzen sichert. on, die Freiheit des Einzelnen durch 
braucht. Dazu ist 6s notwendig, eine Verständi- den Abbau staatlicher und ~esellschaft- 

Schritte in die ökologische Stofiin- gung auf einen .Konsens des Genugs" lic rn zu 
schafr: Wenn die Umweltpolitik nicht zu erreichen. Hierfür sind alle Bereiche ki if an. 
länger Reparatumolitik sein darf. muß der Gesellschaft von der Bildung bis zur die Lieiseizung unu nanaiungsranigkeit 
sie in der Nu Ma- Reform des politischen Systems ange- dc ieu zu best nova- 
terialien und Pro- sprachen. tic .dem und z :rkru- 
dukte von An und Qualitative Einbindung in die sti j. Bürokr; n zu 
Urnweltvertragiicnne~i ausgciiciiict internationalen Märkte: Der Öko Deal btaiiiiEcal. 
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Ökologie nicht zur Behinderung, son- 
dem zum Motor von Erneuemng. Dafür 
setzt die Umweltpolitik nicht mehr am 
Ende von Prozessen an. sondern unmit- 
telbar bei der Energieproduktion, der 
Stoffauswahl und dem Materialeinsatz. 
Notwendig ist die Verändemng des In- 
puts von Energie. Rohstoffen, Trans- 
portleistungen oder Landschaftsver- 
brauch bei den Produktionsprozessen. 
Dann wird die soziale und ökologische 
Modernisienmg prinzipiell zum Nutzen- 
faktor, die sich auch ökonomisch positiv 
auszahlt, weil Energie gespart, Abfälle 
vermieden, Transporte verringert und 
Stoftkeisläufe geschlossen werden. 

Neue effuiente und umweltvertrBgli- 
che Verfahren und Produkte stärken re- 
gionale Kreisläufe, eröffnen die Märkte 
der Zukunft und schaffen neue Arbeits- 
plätze. Durch diesen Struktunvandei 
kann es gelingen, gleichzeitig Innovatio- 
nen der Wirtschaft und den Schutz der 
Umwelt zu erreichen. Wichtige Baustei- 
ne dafür sind: 

Die gezielte Förderung von Ökolo- 
gisch ausgerichteten Produkt- und Ver- 
fahrensinnovationen in der Forschung 
und Entwicklung. 

Eine .Ökologische Steuerreform" 
(unter Einschluß einer Weiterentwick- 
lung heutiger Steuerarten), die schritt- 
weise und berechenbar den Um- 
weltverbrauch verteuert und die Arbeit 
entlastet. 

Reform des Ordmmgsrechts, um den 
Stmkturwandel nachhaltig zu fördern. 
Das heutige Recht nimmt im wesentli- 
chen die Rolle eines "Grenzwächters" 
ein, es bleibt von daher unübersichtlich, 
teuer und uneffektiv. Zukünftig muß es 
eine Anreizdynamik enthalten. 

Verbessemng der Wettbewerbsbe- 
dingungen durch größere Chancen für 
umweltverträgliche Innovationen, die 
heute auf vermachteten Märkten blok- 
kien werden. 

Enveitemng der Mitbestimmungs- 
und Mitgestalmgsmöglichkeiten der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

um durch unmittelbare Beteili- 
gungsrechte auch mehr Verantwortung 
und Mitge~taltun~smö~lichkeiten zu 
übernehmen. 

Die'Altemative zum Öko-Deal wäre 
die illusionäre Aussperrung des Elends 
durch eine europäische Festung gegen 
die globalen Folgen des eigenen Han- 
deln~. Dies ist nicht möglich. Es bleibt 
deshalb nichts anderes übrig, als der hy- 
sterischen Standortdebatte entgegenzu- 
treten und alternativ Wege in eine neue 
ökonomische Stabilität und Partner- 
schaft zu suchen: Mit der Natur, von 
der wir leben, und mit den Menschen, 
von denen wir uns auch sozial und de- 
mokratisch nicht abtrennen können. Der 
Öko-Deal ist der Versuch. eine neue Vi- 
sion von Frieden und Zusammenhalt zu 
entwickeln, um den Menschen die Zu- 
kunft zurückzugeben. 
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Konzeptionen und Probleme 
einer sozialen Grundsicheruna 

ie zunehmende Thematisie 
g von Armut in der Bun- 

desrepublik hat auch Fragen D 
nach Defiziten der sozialen Sichemng 
aufgeworfen, weil es sich zeigt, daß zu 
geringe Ansprüche gegen vorgelagerte 
Sicherungssysteme zum Sozialhilfebe- 
zug führen. Dieses Defuit könne. so die 
verschiedentlich vertretene Auffassung, 
durch die Einfikung einer negativen 
Einkommenssteuer Überwunden werden. 
üenau dies ist jedoch N bezweifeln. 

Sozialhilfebezug 
in der BRD 

Als im Jahre 1961 das Bundessozial- 
hiifegesea (BSHG) die traditionelle Ar- 
menfürsorge ablöste und einen Rechts- 
anspmch auf ein menschenwürdiges Da- 
sein begründete ($ 1 BSHG), wurde all- 
gemein davon ausgegangen. daß diese 
Hilfe - von ungewöhnlichen individuel- 
len Notlagen, in denen Hilfe zur Selbst- 
hilfe zu leisten sei, abgesehen - nach 
Überwindung der Kriegsfolgelasten 
weitgehend unbedeutend sein werde. 

30 Jahre später jedoch bezogen allein 
in Westdeutschland 3,738 Millionen 
Menschen Sozialhilfe. Im Vergleich zu 
1981 ist ihre Zahl damit um 80% gestie- 
gen, da damals .nura 2.083 Millionen 
Personen auf dieses unterste Netz sozia- 
ler Sicherung angewiesen waren.' Allein 
2,857 Millionen Personen bezogen lau- 
fende Hilfe zum Lebensunterhalt 
(HLU); rund viermal so viele wie 1970. 
Der Anteil der HLU-Bezieher an allen 
Sozialhifeempfängern stieg im Zeit- 
raum von 1970 bis 1991 von 50% auf 
77%, so daß mittlerweile etwa jeder 20. 
Bundeshürger-West HLU empfangt. 

Die zweite Hilfeart im Rahmen der 
Sozialhilfe, die Hilfe in besonderen Le- 
benslagen (HbL), die vorrangig der Ab- 
sicherung der sozialen Risiken Krank- 
heit, Pflegebedürftigkeit und Invalidität 
dient. wurde 1991 von 1,544 Millionen 
Menschen in den alten Ländern bezogen. 

In Ostdeutschland gab es 1991 insge- 
samt 488.800 Sozialhilfeempfänger, von 
denen 363.800 HLU und 167.400 HbL 
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bezogen. 1992 dürften bereits 670.000 
Sozialhilfebezieher in den neuen 
Bundesländern gelebt haben, wobei 
480.000 HLU- und 230.000 HbL-Lei- 
stungen ernpfigen.= 

Die Bedeutung der Sozialhilfe ist ent- 
sprechend der in der BRD verwirklich- 
ten Konzeption sozialer Sicherung prin- 
zipiell dann um so größer. je weniger 
das vorgeschaltete Sozialversicherungs- 
System aufgrund des in ihm vorherr- 
schenden Kausal- und Äquivalenzprin- 
zips3 in der Lage ist, bestimmte Risiken 
oder Personenkreise zu erfassen, bzw. je 
höher die angewandten Bezugsvoraus- 
setzungen oder je niedriger die erbrach- 
ten Leistungen sind.' Dieser prinzipielle 
Zusammenhang spiegelt sich heute ge- 
nau bei den Bezugsursachen der Sozial- 
hilfe wieder. Fast ein Drittel der HLU- 
Bezieher im Westen gibt Arbeitslosigkeit 
als Ursache des Hilfebezuges an. 
Weitere Ursachen sind der Ausfall des 
Ernährers (10,1%), unzureichende Ver- 
sicherungs- und Versorgungsansprüche 
(10,3%) und zu niedrige Erwerbsein- 
kommen (6.1 %). Von den 1,5 Millionen 
HbL-Beziehern empfingen allein 
543.200 Menschen HbL als Hilfe zur 
Pflege. In Ostdeutschland war für 
63.6% die Arbeitslosigkeit Ursache des 
Soziaihilfebezuges. 12,7% der HLU-Be- 
zieher benennen unzureichende Er- 
werbseinkommen und 4.1 % unzurei- 
chende Versicherungs- und Versor- 
gungsansprüche als Grund des Sozialhil- 
feempfangs. Bei der HbL war ähnlich 
wie in Westdeutschland die ungenügende 
Absicherung des Pflegerisikos dominan- 
te Ursache des Sozialhilfebezuges: Zwei 
Drittel der ostdeutschen HbL-Empfan- 
ger bezogen sie als Hilfe zur Pflege.' 

Insgesamt zeigt sich also. daß für 
etwa zwei Drittel aller Sozialhilfebezie- 
her der Hilfebezug in engem Zusammen- 
hang mit Lücken in der Absicherung all- 
gemeiner Lebensrisiken steht: .Nicht in- 
dividuelle Schicksale. sondern sozial- 
stmkturell verorthare Problemgmppen, 
deren Risiken nicht oder nicht ausrei- 
chend von der Sozialversicherung abge- 
deckt werden, stellen die Klientel der So- 
~ialhilfe."~ Damit jedoch ist nicht nur die 
Sozialhilfe ihrer originären Sicherungs- 
aufgabe entfremdet, sondern der ge- 
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wachsenene Problemdmck überfordert 
die Kommunen als Träger der Sozialhiife 
zunehmend finanziell und personell 
(1993 steigen die Gesamtausgaben für 
Sozialhilfe um 14,9% auf 48.9 Mrd. 
DM). Darüber hinaus existieren aber 
auch weitere strukturelle Probleme, die 
sich aus Konzeption und Praxis der Sozi- 
alhilfe selbst ergeben. Hier ist insbeson- 
dere auf die Angst der Betroffenen vor 
sozialer Kontrolle und Offenlegung der 
persönlichen Verhältnisse im Rahmen 
der Bedürfiigkeitsp~fung,bei der Ar- 
beitsfähigkeit und -wille sowie E i o m -  
mens- und Vermögensverhältnisse über- 
prüft werden. hinzuweisen. Des weiteren 
fürchten viele Sozialhiifeempiänger eine 
möglich Schädigung der familiären Be- 
ziehungen durch Rückgriff des Sozial- 
amtes auf unterhaltsverpflichtete Ange- . 
hörige. 

Häufig wird aber auch in Unkenntnis 
bestehender Leistungsansprüche auf die 
Beantragung von Sozialhiife verzichtet.' 

.Die genannten Gründe und der immer 
noch empfundene stigmatisierende und 
diskriminierende Charakter des Sozial- 
hilfebezuges führen dazu, daß etwa 40% 
aller Sozialhilfeberechtigten keine Sozi- 
alhilfe be~iehen.~ Daneben ist aber auch 
kritisch zu bewerten, daß einen Freihe- 
trag von 2.400 DM pro Jahr überstei- 
gendes zusätzliches Arbeitseinkommen 
eines Hiifebeziehers eine umfanggleiche 
Kürzung des Sozialhiifebetrages impli- 
ziert. so daß der Anreiz zur Aufnahme 
einer Arbeit, insbesondere wenn sie nur 
niedrig entlohnt oder im Umfang gering- 
fügig ist. vergleichsweise niedrig ist. 

Schließlich ist auch festzuhalten, daß 
durch die bürokratische Praxis der Sozi- 
alhilfegewähnuig die Kosten für den Hil- 
feempfänger sehr hoch sind? 

Diese Kritik an der Konzeption und 
Praxis der Sozialhilfe ist seit langem be- 
kannt. Sie hat in den 80er Jahren zu ver- 
schiedenen Vorschlägen einer staatli- 
chen, einkommensunabhängigen Grund- 
sicherung geführt.'0 Die Grün-Alternati- 
ven strebten dabei eine egalitäre Umge- 
staltung der Gesellschaft an, in der allen 
eine gleichberechtigte Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben unabhängig 
von der Ausübung einer Erwerbstätig- 
keit möglich sein sollte." Wirtschafisli- 

beralen Kreise, die ebenfalls ein Grund- 
einkommen einführen wollten, im Ver- 
gleich zu den Grün-Alternativen aller- 
dings auf deutlich niedrigerem Niveau, 
ging es vorrangig um eine Auflösung 
des Sozialversicherungssystems und die 
Privatisierung sozialer Sicherheit im In- 
teresse einer (marktmäßigen) Maximie- 
rung der Eigenvorsorge." Genau diese 
Vorstellungen, die seinerzeit allerdings 
sozialpolitisch folgenlos blieben, sind es 
auchheute. die einen nicht zuunterschät- 
zenden Einfluß im Diskurs über den 
"Umbau des Sozialstaates" haben. 
FDP und CDU-Gmppiemngen wollen 
in diesem Kontext eine soziale Grundsi- 
cherung durch E i f i k u n g  der negativen 
Einkommenssteuer (Bürgergeld) eta- 
blieren. 

Die Bürgergeld- 
Vorschläge 

Die anhaltende Massenarbeitslosig- 
keit und die daraus resultierenden 
Schwierigkeiten, vornehmlich für ge- 
ringquaiifuierte Langzeitarbeitslose. ih- 
ren Lebensunterhalt selbst durch Arbeit 
zu bestreiten, sowie die Unübersichtlich- 
keit des Systems sozialer Leistungen 
sind Ausgangspunkt der liberalen Über- 
legungen zu einer "Steuer- und Trans- 
ferordnung aus einem Guß". Das von 
der FDP" vorgeschlagene Bürgergeld 
soll dabei das "Existenzminimum nach 
Maßstäben unserer Gesellschaft" ge- 
währleisten, wobei es Kinder-, Erzie- 
hungs- und Wohngeld sowie BAföG, So- 
zial- und Arbeitslosenhilfe als auch steu- 
erliche Zuschüsse N den Sicherungssy- 
stemen integriert. Auf der Grundlage ei- 
ner jährlichen Erklärung über Familien- 
stand, Eiommens- und Wohnsihtation 
gegenüber dem Finanzamt wird fest- 
gestellt, ob der individuelle Bedarf als 
gedeckt gelten kann oder nicht. Im Falle 
der Unterdeckung wird das Bürgergeld 
bis zur Höhe des Existenzminimums ge- 
zahlt, anderenfalls erfolgt, bei nur teil- 
weiser Anrechnung des Arbeitseinkom- - 
mens, eine positive Besteuerung. 

Von einem so reformierten Sozialsy- 
stem erwarten die Liberalen eine gr6- 
k r e  Transparenz. eine Stärkung der Be- 
reitschaft zur Arbeitsaufnahme und eine 
"Besteuerung nach Leistungsfähigkeit 
und Gerechtigkeit", weil Bmtto-Netto- 
Umkehrungen (geringeres Neno- bei ge- 
stiegenem Bmitoeinkommen) entfielen. 

Da sich die FDP im Hinblick auf die 
h6bere Arbeitsbereitschaft vor allem auf 

(Eiitiegstarife, Teilzeit) bezieht, lohnt 
es sich, an dieser SteUe die jüngst von 
Scharpf vorgetragenen Überlegungen 
zur Subventioniemng niedriger Er- 
werbseinkommen zu berücksichtigen. 

Die Ausgangsthese Fritz W. 
Scharpfsl', der in der sozialdemokrati- 
schen Diskussion eine erhebliche Rolle 
spielt, lautet. daß die bisherige Beschäf- 
tigungspolitik, durch Arbeitszeitverkür- 
zung. Ausweinmg von Teilzeitarbeit und 
Ausdehnung des öffentlichen Sektors zu- 
sätzliche Beschäfiigungsmöglichkeiten 
zu schaffen, an ihre Grenzen gestoßen 
sei. Insbesondere hätten in der BRD 
auch ,die überdurchschnittlich hohen 
Lohn- und Lohnnebenkosten (...) zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen mit ge- 
ringem Produktivitätswachst~m"~~ ge- 
fühn. Neue Arbeitsplätze könnten daher 
nur im Privatsektor entstehen, wenn si- 
chergestellt ist, daß die Entlohnung so 
gering ist, daß Profitabilität für den 
Arbeitgeber gegeben ist, zugleich aber 
die Löhne so hoch sind, daß eine Attrak- 
tivität der Arbeitsplätze für den Arbeits- 
losen besteht. Dieser Widerspmch ließe 
sich nur auflösen, wenn niedrige Er- 
werbseinkommen im Rahmen einer ne- 
gativen Einkommenssteuer subventio- 
niert werden. Wenn dann noch die 
Gewerkschaften der Einrichtung solcher 
Arbeitsplätze, deren Entlohnung unter- 
halb der von heutigen Leichtlohngruppen 
liegt, zustimmten, stünde der Schaffung 
hunderttausender Beschäftigungsmög- 
lichkeiten16 nichts mehr im Wege. 

Das Konzept der Christlich-Demo- 
kratischen Arbeimehnterschaft (CDA) 
und der Wirischofrsvereinigung der 
CDCP7 entspricht von der technischen 
Ausgestaltung her weitgehend dem 
FDP-Modell. Genau wie dort wird auch 
hier auf die Bedüritigkeitsp~fung ver- 
zichtet, weil davon ausge- 
gangen wird, daß Freibe- 
träge auf Arbeitseinkom- 
men ein hiiichender Sti- 
mulus der Aufnahme einer 
Erwerbstätiekeit seien. Mit 
Scharpf w;d der Vorteil 
gesehen, daß .die Flexibi- 
lität der Tarifpolitik in den 
besonders von Arbeitslo- 
sigkeii betroffenen Leicht- 
iohngmppen (erhöht wird; 
V.O.). da die Löhne nicht 
mehr allein die Gmndver- 
sorgung sichern müssen.' 
Am aus dem Subsidiantäts- 
prinzip abgeleiteten Nach- 

soll weiterhin festgehalten werden. Der 
entscheidende Unterschied des Vor- 
schlages der CDU-Gmppiemgen zur 
FDP besteht dann, daß das Biirgergeld 
als Ergänzung, nicht jedoch als Ersaa 
des Sozialvenicherungssystems bewach- 
tet wird. 

Kritik der Bürgergeld- 
Vorstellungen 

Die oben vorgestellten Vorschläge 
miissen in sozialpolitischer und organisa- 
torischer Hinsicht sehr kritisch betrach- 
tet werden. Aus sozialpolitischer Per- 
spektive ist hier vorrangig der zugrunde 
liegende verengte Armutsbegriff zu nen- 
nen. Während in der Armutsforschung 
mittlerweile ein Konsens danibcr be- 
steht. daß Armut Jebenslagetheoretisch 
als multidimensionales Problem (Unter- 
Versorgung in zentralen Lebensberei- 
chen) zu verstehen istl8. erscheint Armut 
im Bürgergeld-Verständnis nur als Ei- 
kommensarmut. Als Folge dieser ver- 
kürzten Interpretation entstehen Proble- 
me im Hinblick auf die Verteilungsge- 
rechtigkeit, da nicht jede Person. die 
über kein oder nur ein geringes Ei- 
kommen verfügt, auch arm ist, ebenso 
wenig wie ein das Existenzminimum si- 
cherndes Einkommen als Beweis von 
Nicbt-Armut gelten kann. Hierauf 
nimmt die negative Einkommenssteuer 
jedoch keine Rücksicht. Sollen vertei- 
lungspolitische Aspekte jedoch nicht au- 
ßer acht gelassen werden, ist eine Be- 
darf~prüfung unerlässlich. 

Die Befürworter eines Biirgergeldes 
zeichnen sich jedoch nicht nur durch ei- 
nen probleminadäquaten Armutsbegnff 
aus. sondern ihre Unkenntnis der realen 
Verhältnisse spiegelt sich auch im ver- 
fahrenstechnischen Vorschlag der jährli- 
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anspmch auf ein menschenwürdiges Da- 
sein begründete ($ 1 BSHG), wurde all- 
gemein davon ausgegangen. daß diese 
Hilfe - von ungewöhnlichen individuel- 
len Notlagen, in denen Hilfe zur Selbst- 
hilfe zu leisten sei, abgesehen - nach 
Überwindung der Kriegsfolgelasten 
weitgehend unbedeutend sein werde. 

30 Jahre später jedoch bezogen allein 
in Westdeutschland 3,738 Millionen 
Menschen Sozialhilfe. Im Vergleich zu 
1981 ist ihre Zahl damit um 80% gestie- 
gen, da damals .nura 2.083 Millionen 
Personen auf dieses unterste Netz sozia- 
ler Sicherung angewiesen waren.' Allein 
2,857 Millionen Personen bezogen lau- 
fende Hilfe zum Lebensunterhalt 
(HLU); rund viermal so viele wie 1970. 
Der Anteil der HLU-Bezieher an allen 
Sozialhifeempfängern stieg im Zeit- 
raum von 1970 bis 1991 von 50% auf 
77%, so daß mittlerweile etwa jeder 20. 
Bundeshürger-West HLU empfangt. 

Die zweite Hilfeart im Rahmen der 
Sozialhilfe, die Hilfe in besonderen Le- 
benslagen (HbL), die vorrangig der Ab- 
sicherung der sozialen Risiken Krank- 
heit, Pflegebedürftigkeit und Invalidität 
dient. wurde 1991 von 1,544 Millionen 
Menschen in den alten Ländern bezogen. 

In Ostdeutschland gab es 1991 insge- 
samt 488.800 Sozialhilfeempfänger, von 
denen 363.800 HLU und 167.400 HbL 
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bezogen. 1992 dürften bereits 670.000 
Sozialhilfebezieher in den neuen 
Bundesländern gelebt haben, wobei 
480.000 HLU- und 230.000 HbL-Lei- 
stungen ernpfigen.= 

Die Bedeutung der Sozialhilfe ist ent- 
sprechend der in der BRD verwirklich- 
ten Konzeption sozialer Sicherung prin- 
zipiell dann um so größer. je weniger 
das vorgeschaltete Sozialversicherungs- 
System aufgrund des in ihm vorherr- 
schenden Kausal- und Äquivalenzprin- 
zips3 in der Lage ist, bestimmte Risiken 
oder Personenkreise zu erfassen, bzw. je 
höher die angewandten Bezugsvoraus- 
setzungen oder je niedriger die erbrach- 
ten Leistungen sind.' Dieser prinzipielle 
Zusammenhang spiegelt sich heute ge- 
nau bei den Bezugsursachen der Sozial- 
hilfe wieder. Fast ein Drittel der HLU- 
Bezieher im Westen gibt Arbeitslosigkeit 
als Ursache des Hilfebezuges an. 
Weitere Ursachen sind der Ausfall des 
Ernährers (10,1%), unzureichende Ver- 
sicherungs- und Versorgungsansprüche 
(10,3%) und zu niedrige Erwerbsein- 
kommen (6.1 %). Von den 1,5 Millionen 
HbL-Beziehern empfingen allein 
543.200 Menschen HbL als Hilfe zur 
Pflege. In Ostdeutschland war für 
63.6% die Arbeitslosigkeit Ursache des 
Soziaihilfebezuges. 12,7% der HLU-Be- 
zieher benennen unzureichende Er- 
werbseinkommen und 4.1 % unzurei- 
chende Versicherungs- und Versor- 
gungsansprüche als Grund des Sozialhil- 
feempfangs. Bei der HbL war ähnlich 
wie in Westdeutschland die ungenügende 
Absicherung des Pflegerisikos dominan- 
te Ursache des Sozialhilfebezuges: Zwei 
Drittel der ostdeutschen HbL-Empfan- 
ger bezogen sie als Hilfe zur Pflege.' 

Insgesamt zeigt sich also. daß für 
etwa zwei Drittel aller Sozialhilfebezie- 
her der Hilfebezug in engem Zusammen- 
hang mit Lücken in der Absicherung all- 
gemeiner Lebensrisiken steht: .Nicht in- 
dividuelle Schicksale. sondern sozial- 
stmkturell verorthare Problemgmppen, 
deren Risiken nicht oder nicht ausrei- 
chend von der Sozialversicherung abge- 
deckt werden, stellen die Klientel der So- 
~ialhilfe."~ Damit jedoch ist nicht nur die 
Sozialhilfe ihrer originären Sicherungs- 
aufgabe entfremdet, sondern der ge- 
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wachsenene Problemdmck überfordert 
die Kommunen als Träger der Sozialhiife 
zunehmend finanziell und personell 
(1993 steigen die Gesamtausgaben für 
Sozialhilfe um 14,9% auf 48.9 Mrd. 
DM). Darüber hinaus existieren aber 
auch weitere strukturelle Probleme, die 
sich aus Konzeption und Praxis der Sozi- 
alhilfe selbst ergeben. Hier ist insbeson- 
dere auf die Angst der Betroffenen vor 
sozialer Kontrolle und Offenlegung der 
persönlichen Verhältnisse im Rahmen 
der Bedürfiigkeitsp~fung,bei der Ar- 
beitsfähigkeit und -wille sowie E i o m -  
mens- und Vermögensverhältnisse über- 
prüft werden. hinzuweisen. Des weiteren 
fürchten viele Sozialhiifeempiänger eine 
möglich Schädigung der familiären Be- 
ziehungen durch Rückgriff des Sozial- 
amtes auf unterhaltsverpflichtete Ange- . 
hörige. 

Häufig wird aber auch in Unkenntnis 
bestehender Leistungsansprüche auf die 
Beantragung von Sozialhiife verzichtet.' 

.Die genannten Gründe und der immer 
noch empfundene stigmatisierende und 
diskriminierende Charakter des Sozial- 
hilfebezuges führen dazu, daß etwa 40% 
aller Sozialhilfeberechtigten keine Sozi- 
alhilfe be~iehen.~ Daneben ist aber auch 
kritisch zu bewerten, daß einen Freihe- 
trag von 2.400 DM pro Jahr überstei- 
gendes zusätzliches Arbeitseinkommen 
eines Hiifebeziehers eine umfanggleiche 
Kürzung des Sozialhiifebetrages impli- 
ziert. so daß der Anreiz zur Aufnahme 
einer Arbeit, insbesondere wenn sie nur 
niedrig entlohnt oder im Umfang gering- 
fügig ist. vergleichsweise niedrig ist. 

Schließlich ist auch festzuhalten, daß 
durch die bürokratische Praxis der Sozi- 
alhilfegewähnuig die Kosten für den Hil- 
feempfänger sehr hoch sind? 

Diese Kritik an der Konzeption und 
Praxis der Sozialhilfe ist seit langem be- 
kannt. Sie hat in den 80er Jahren zu ver- 
schiedenen Vorschlägen einer staatli- 
chen, einkommensunabhängigen Grund- 
sicherung geführt.'0 Die Grün-Alternati- 
ven strebten dabei eine egalitäre Umge- 
staltung der Gesellschaft an, in der allen 
eine gleichberechtigte Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben unabhängig 
von der Ausübung einer Erwerbstätig- 
keit möglich sein sollte." Wirtschafisli- 

beralen Kreise, die ebenfalls ein Grund- 
einkommen einführen wollten, im Ver- 
gleich zu den Grün-Alternativen aller- 
dings auf deutlich niedrigerem Niveau, 
ging es vorrangig um eine Auflösung 
des Sozialversicherungssystems und die 
Privatisierung sozialer Sicherheit im In- 
teresse einer (marktmäßigen) Maximie- 
rung der Eigenvorsorge." Genau diese 
Vorstellungen, die seinerzeit allerdings 
sozialpolitisch folgenlos blieben, sind es 
auchheute. die einen nicht zuunterschät- 
zenden Einfluß im Diskurs über den 
"Umbau des Sozialstaates" haben. 
FDP und CDU-Gmppiemngen wollen 
in diesem Kontext eine soziale Grundsi- 
cherung durch E i f i k u n g  der negativen 
Einkommenssteuer (Bürgergeld) eta- 
blieren. 

Die Bürgergeld- 
Vorschläge 

Die anhaltende Massenarbeitslosig- 
keit und die daraus resultierenden 
Schwierigkeiten, vornehmlich für ge- 
ringquaiifuierte Langzeitarbeitslose. ih- 
ren Lebensunterhalt selbst durch Arbeit 
zu bestreiten, sowie die Unübersichtlich- 
keit des Systems sozialer Leistungen 
sind Ausgangspunkt der liberalen Über- 
legungen zu einer "Steuer- und Trans- 
ferordnung aus einem Guß". Das von 
der FDP" vorgeschlagene Bürgergeld 
soll dabei das "Existenzminimum nach 
Maßstäben unserer Gesellschaft" ge- 
währleisten, wobei es Kinder-, Erzie- 
hungs- und Wohngeld sowie BAföG, So- 
zial- und Arbeitslosenhilfe als auch steu- 
erliche Zuschüsse N den Sicherungssy- 
stemen integriert. Auf der Grundlage ei- 
ner jährlichen Erklärung über Familien- 
stand, Eiommens- und Wohnsihtation 
gegenüber dem Finanzamt wird fest- 
gestellt, ob der individuelle Bedarf als 
gedeckt gelten kann oder nicht. Im Falle 
der Unterdeckung wird das Bürgergeld 
bis zur Höhe des Existenzminimums ge- 
zahlt, anderenfalls erfolgt, bei nur teil- 
weiser Anrechnung des Arbeitseinkom- - 
mens, eine positive Besteuerung. 

Von einem so reformierten Sozialsy- 
stem erwarten die Liberalen eine gr6- 
k r e  Transparenz. eine Stärkung der Be- 
reitschaft zur Arbeitsaufnahme und eine 
"Besteuerung nach Leistungsfähigkeit 
und Gerechtigkeit", weil Bmtto-Netto- 
Umkehrungen (geringeres Neno- bei ge- 
stiegenem Bmitoeinkommen) entfielen. 

Da sich die FDP im Hinblick auf die 
h6bere Arbeitsbereitschaft vor allem auf 

(Eiitiegstarife, Teilzeit) bezieht, lohnt 
es sich, an dieser SteUe die jüngst von 
Scharpf vorgetragenen Überlegungen 
zur Subventioniemng niedriger Er- 
werbseinkommen zu berücksichtigen. 

Die Ausgangsthese Fritz W. 
Scharpfsl', der in der sozialdemokrati- 
schen Diskussion eine erhebliche Rolle 
spielt, lautet. daß die bisherige Beschäf- 
tigungspolitik, durch Arbeitszeitverkür- 
zung. Ausweinmg von Teilzeitarbeit und 
Ausdehnung des öffentlichen Sektors zu- 
sätzliche Beschäfiigungsmöglichkeiten 
zu schaffen, an ihre Grenzen gestoßen 
sei. Insbesondere hätten in der BRD 
auch ,die überdurchschnittlich hohen 
Lohn- und Lohnnebenkosten (...) zur 
Vernichtung von Arbeitsplätzen mit ge- 
ringem Produktivitätswachst~m"~~ ge- 
fühn. Neue Arbeitsplätze könnten daher 
nur im Privatsektor entstehen, wenn si- 
chergestellt ist, daß die Entlohnung so 
gering ist, daß Profitabilität für den 
Arbeitgeber gegeben ist, zugleich aber 
die Löhne so hoch sind, daß eine Attrak- 
tivität der Arbeitsplätze für den Arbeits- 
losen besteht. Dieser Widerspmch ließe 
sich nur auflösen, wenn niedrige Er- 
werbseinkommen im Rahmen einer ne- 
gativen Einkommenssteuer subventio- 
niert werden. Wenn dann noch die 
Gewerkschaften der Einrichtung solcher 
Arbeitsplätze, deren Entlohnung unter- 
halb der von heutigen Leichtlohngruppen 
liegt, zustimmten, stünde der Schaffung 
hunderttausender Beschäftigungsmög- 
lichkeiten16 nichts mehr im Wege. 

Das Konzept der Christlich-Demo- 
kratischen Arbeimehnterschaft (CDA) 
und der Wirischofrsvereinigung der 
CDCP7 entspricht von der technischen 
Ausgestaltung her weitgehend dem 
FDP-Modell. Genau wie dort wird auch 
hier auf die Bedüritigkeitsp~fung ver- 
zichtet, weil davon ausge- 
gangen wird, daß Freibe- 
träge auf Arbeitseinkom- 
men ein hiiichender Sti- 
mulus der Aufnahme einer 
Erwerbstätiekeit seien. Mit 
Scharpf w;d der Vorteil 
gesehen, daß .die Flexibi- 
lität der Tarifpolitik in den 
besonders von Arbeitslo- 
sigkeii betroffenen Leicht- 
iohngmppen (erhöht wird; 
V.O.). da die Löhne nicht 
mehr allein die Gmndver- 
sorgung sichern müssen.' 
Am aus dem Subsidiantäts- 
prinzip abgeleiteten Nach- 

soll weiterhin festgehalten werden. Der 
entscheidende Unterschied des Vor- 
schlages der CDU-Gmppiemgen zur 
FDP besteht dann, daß das Biirgergeld 
als Ergänzung, nicht jedoch als Ersaa 
des Sozialvenicherungssystems bewach- 
tet wird. 

Kritik der Bürgergeld- 
Vorstellungen 

Die oben vorgestellten Vorschläge 
miissen in sozialpolitischer und organisa- 
torischer Hinsicht sehr kritisch betrach- 
tet werden. Aus sozialpolitischer Per- 
spektive ist hier vorrangig der zugrunde 
liegende verengte Armutsbegriff zu nen- 
nen. Während in der Armutsforschung 
mittlerweile ein Konsens danibcr be- 
steht. daß Armut Jebenslagetheoretisch 
als multidimensionales Problem (Unter- 
Versorgung in zentralen Lebensberei- 
chen) zu verstehen istl8. erscheint Armut 
im Bürgergeld-Verständnis nur als Ei- 
kommensarmut. Als Folge dieser ver- 
kürzten Interpretation entstehen Proble- 
me im Hinblick auf die Verteilungsge- 
rechtigkeit, da nicht jede Person. die 
über kein oder nur ein geringes Ei- 
kommen verfügt, auch arm ist, ebenso 
wenig wie ein das Existenzminimum si- 
cherndes Einkommen als Beweis von 
Nicbt-Armut gelten kann. Hierauf 
nimmt die negative Einkommenssteuer 
jedoch keine Rücksicht. Sollen vertei- 
lungspolitische Aspekte jedoch nicht au- 
ßer acht gelassen werden, ist eine Be- 
darf~prüfung unerlässlich. 

Die Befürworter eines Biirgergeldes 
zeichnen sich jedoch nicht nur durch ei- 
nen probleminadäquaten Armutsbegnff 
aus. sondern ihre Unkenntnis der realen 
Verhältnisse spiegelt sich auch im ver- 
fahrenstechnischen Vorschlag der jährli- 
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chen Abrechnung mit dem Finanzamt 
wider. Denn die Armen bedürfen auf- 
gnind fehlender finanzieller Ressourcen 
einer unverzüglichen Hilfe. Darüber hin- 
aus ist in diesem Zusammenhang aber 
auch daraufhinzuweisen, daß das Finanz- 
amt nicht in der Lage ist, regelmäßig 

,/notwendige persöniiche Beratung bereit- 
zustellen und gegebenfalls sozialpäda- 
gogisch-therapeutische Hilfe zu veran- 
lassen. 

In organisatorischer Hinsicht ergibt 
sich ein Problem daraus, daß das Nach- 
rangprinzip auch bei der negativen Ei- 
kommenssteuer gelten soll. Damit muß 
dann aber bei der Anspmchsprüfung die 
soziale Bezugsg~ppe des Hilfesuchen- 
den berücksichtigt werden. Im Rahmen 
des geltenden Steuerrechts, das von der 
prinzipiellen Einzelveranlagung ausgeht, 
ist dies jedoch nicht möglich, so daß als 

Nimmt man daher begrtindeterweise 
an, daR solche negativen Rückwirkungen 
eintreten werden, dann ergeben sich 
zwingend Steuerausfgle, die die ohnehii 
unklare Finanzierung des Bürgergeldes 
zusätzlich verschärfen. So geht das Fi- 
nanzministerium davon aus, daß das 
Bürgergeld den ohnehin überstrapa- 
zierten Bundeshaushalt mit zusätzlichen 
115 Milliarden DM pro Jahr belasten 
würde. Dieser prognostizierte Finanz- 
aufwand erscheint in seiner Höhe durch- 
aus realistisch, wenn man bedenkt, daß 
allein die nach einem Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichtes erforderliche Steu- 
erfreiheit des Existenzminimums von 
1.000 DM je Monat einen Zusatz- 
aufwand von 40 Milliarden DM pro Jahr 
vemrsacht. Hinzuzurechnen wären bei 
der Einführung des Bürgergeldes dar- 
überhinaus aber auch die Absichemng 
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Voraussetning der Einführung des Bür- 
gergeldes erhebliche Umbauten des 
Steuersystems notwendig wären. 

Schließlich ist, so wichtig die nur 
teilweise Anrechnung von Erwerbsein- 
kommen für die Lebenslage des einzel- 
nen Hilfeempfängers auch ist, hierin die 
Gefahr enthalten, daß die Subventionie- 
mng niedriger Erwerbseinkommen zu 
einem Dmck auf die unteren Lohngmp- 
pen führt, so daß eventuell mögliche. po- 
sitive Bescbäftigungseffekte sofort kom- 
pensiert würden, weil lediglich bereits 
bestehende Arbeitsplätze in den Subven- 
tionsbereich verlagert werden. Daneben 
ist aber auch völlig unklar, wie ein Nied- 
rigstlohnsektor so abgegrenzi werden 
kann, daß von ihm keine negativen 
Rückwirkungen auf die Tarifpolitik für 
die ,N~rmdl~hngnippen" ausgehen. 

des Exi~tenzmini~um~ für Kinder und 
jene Steuerausfalle, die dadurch ent- 
stehen, daß bei einer negativen Ein- 
kommenssteuer von 1.000 DM pro 
Monat und einem Amechnungssteuer- 
Satz von 50 % der steuerliche Freibetrag 
auf 2 4 . 0 0  DM je Jahr erhöht werden 
müßte. 

E i e  Kompensation dieser Steueraus- 
falle wäre entweder durch die massen- 
hafte Schaffung neuer Arbeitsverhält- 
nisse, die jedoch hkhst  unwahrschein- 
lich ist. oder durch höhere Steuersätze 
und eine breitere Bemessungsgrundlage 
möglich. Damit würde allerdings der 
Leistungswille der Mehrheit der Steuer- 
zahler und damit Bürgergeldfmanciers 
wohl kaum stimuliert, was dann aber 
den Intentionen des Konzeptes völlig zu- 
widerlaufen würde. 

Unabsehbar sind auch die sozialen 
Folgen (von den rechtlichen Problemen 
einmal abgesehen), die die Abschaffung 
des Sozialversichenmgssystems nach 
sich zöge. Da davon auszugehen ist, dai? 
ein Teil der Bevölkerung keine private 
Vorsorge treffen wird und ein vermut- 
lich größerer Teil dazu gar nicht in der 
Lage ist, würde das Problem einer 
massenhaften Altersarrnut auftreten. 
Diese zumindest nicht bedachte Folge 
wirft ein bezeichnendes Licht auf das 
zugrundeliegende Menschenbild und legt 
darüber hinaus die eigentliche Intention 
des Vorschlages schonunglos offen: 
radiMe Reduktion der Sozialausgaben 
durch Übertragung der Bewältigung 
allgemeiner Lebensrisiken auf den 
Markt. 

Die bedarfsorientierte 
Mindestsicherung als 

Perspektive einer sozialen 
Grundsicherung 

Wie die Kritik deutlich gemacht hat, 
ist die negative Einkommenssteuer kein 
geeignetes Instmment zur Bekämpfung 
der Armut. Effektiver ist es hingegen, 
den Sozialversicherungsschutz durch 
Ausdehnung des Versichertenkreises, 
Erweiterung des Leistungskataloges und 
stärkere Anerkennung von Nicht-Er- 
werbszeiten auszuweiten. Dadurch allein 
wird sich Armut allerdings nicht voll- 
ständig beheben, sondern nur im Um- 
fang abbauen lassen. Notwendig ist da- 
her die Ergänzung des sozialen Siche- 
mngssystcms durch eine bedarfsorien- 
tierte Mindestsichemng, die in die ein- 
zelnen Zweige der Sozialversichemng 
integriert wird und bedürftige Personen 
auch im Falle fehlender oder nur gerin- 
ger Versicherungsansprüche automa- 
tisch innerhalb des betreffenden Siche- 
mngszweiges (Arbeitslosen-, Renten- 
versicherung) in der Höhe des sozio-kul- 
turellen Existenzminimums absichert. 
Die bedarfsorientierte Mindestsicherung 
stellt somit eine bedürftigkeitsabhängige 
Sockelung von Sozialversichemngs- 
leistungen dar. 

Die Ausgestaltung einer solchen Mm- 
destsichemng sollte sich dabei von fol- 
genden Prinzipien leiten lassen:19 

Pauschaliemg von Geldleistungen, 
um die Bedarfsprüfung im Umfang zu 
reduzieren. 

Einschränkung des unterhaltsver- 
pflichteten Personenkreises auf Ehegat- 
ten untereinander und Eltern gegenüber 
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Schwerpunkte werden. Das Ziel ist eine Stoff- tschaftliche Ori- 
Materialproduktivität, die ein univ gren- 

eines Öko-Deals verträgliches Maß behält. regu- 
Für die Politik des Öko-Deals müssen Neben der zentral wichtigen Verä iirruiig ucs waieii-, vciu- uuu vienst- 
Scl e gesetzt werden: m g  der Preisstmkturen und n leistungsverkehrs. Die Praxis von 

. iere Energieversorgung ordnungsrechtlichen Rahmenbedi Lohn- und Umweltdumping würde jede 
ohne nrum~rafr: Statt dessen sind En- gen sind weitergehende Zielsetzu ökologische Innovation konterkarieren. 
ergieeffizienz, Eipartechnologien zu konkretisieren, soll es zu einer Deshalb ist auch international eine In- 
und solare Energieträger wie W i d ,  dauerhaften Entwicklung kommen. temalisienmg von sozialen und ökolo- 
Biomasse oder direkte Sonnennutzung Dazu zählen insbesondere: gischen Kosten durch Klauseln, allge- 
zu fördern, dessen Nutmgspotential . Neubestimmung des Eigentums: Wie mein gültige Standards und Präferen- 
nur in Ansätzen mobilisiert wird. der New Deal der 30er Jahre zur Sozial- zen notwendig. Um einen Rückfall in 

Die umweltverträgliche Neuord- pflichtigkeit des Eigentums führte, muß einen neuen Kolonialismus oder Natio- 
nun8 der Verkehrspolitik: In erster Li- der Öko-Deal die Bindung des Eigen- nalisrnus zu verhindern, muß es zu neu- 
nie geht es um die Vermeidung von tums um eine Naturpflichtigkeit ergän- en Formen der Reguiie~ng kommen, 
überflüssigem Verkehr durch s eine Konsequenz aus der die dem ökologischen Umbau Schutz 
lungsstmkturelle und verkehrslen Kr die Grenzen des Wachs- und Wettbewerbschancen geben, ohne 
de Maßnahmen. den Ausbau und oie u i q s .  Eine uauerhafte Entwicklung muß daß dies mit Abschottungen verbunden 
Sir :hen Verkehrs- die Bewahmng der natürlichen Lebens- ist. 
an: :he Verbesse- grundlagen über Einzelinteressen stel- Stärkung der staatlichen Hand- 
m Im Jahre 2000 len: Nutzungsrechte auf Energie, Roh- lungsfähigkeit: Keine Gesellschaft kann 
d a ,  „,.„„.„ Rahmenbedin- stoffe oder Böden statt Eigentumsrechte. ohne Institutionen bestehen, die das 
gungen (Flottenverbrauchsregelungeu) Selbstbegrenzung der Freiheit: Frei- Allgemeinwohl defuiieren und durch- 
kein Pkw mehr zugelassen werden, heit kann nur so verstanden werden, daß setzen. Es ist eine konservative Illusi- 
der mehr als 5 1 auf 100 km ver- sie den Fortgang des Ganzen sichert. on, die Freiheit des Einzelnen durch 
braucht. Dazu ist 6s notwendig, eine Verständi- den Abbau staatlicher und ~esellschaft- 

Schritte in die ökologische Stofiin- gung auf einen .Konsens des Genugs" lic rn zu 
schafr: Wenn die Umweltpolitik nicht zu erreichen. Hierfür sind alle Bereiche ki if an. 
länger Reparatumolitik sein darf. muß der Gesellschaft von der Bildung bis zur die Lieiseizung unu nanaiungsranigkeit 
sie in der Nu Ma- Reform des politischen Systems ange- dc ieu zu best nova- 
terialien und Pro- sprachen. tic .dem und z :rkru- 
dukte von An und Qualitative Einbindung in die sti j. Bürokr; n zu 
Urnweltvertragiicnne~i ausgciiciiict internationalen Märkte: Der Öko Deal btaiiiiEcal. 
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Ökologie nicht zur Behinderung, son- 
dem zum Motor von Erneuemng. Dafür 
setzt die Umweltpolitik nicht mehr am 
Ende von Prozessen an. sondern unmit- 
telbar bei der Energieproduktion, der 
Stoffauswahl und dem Materialeinsatz. 
Notwendig ist die Verändemng des In- 
puts von Energie. Rohstoffen, Trans- 
portleistungen oder Landschaftsver- 
brauch bei den Produktionsprozessen. 
Dann wird die soziale und ökologische 
Modernisienmg prinzipiell zum Nutzen- 
faktor, die sich auch ökonomisch positiv 
auszahlt, weil Energie gespart, Abfälle 
vermieden, Transporte verringert und 
Stoftkeisläufe geschlossen werden. 

Neue effuiente und umweltvertrBgli- 
che Verfahren und Produkte stärken re- 
gionale Kreisläufe, eröffnen die Märkte 
der Zukunft und schaffen neue Arbeits- 
plätze. Durch diesen Struktunvandei 
kann es gelingen, gleichzeitig Innovatio- 
nen der Wirtschaft und den Schutz der 
Umwelt zu erreichen. Wichtige Baustei- 
ne dafür sind: 

Die gezielte Förderung von Ökolo- 
gisch ausgerichteten Produkt- und Ver- 
fahrensinnovationen in der Forschung 
und Entwicklung. 

Eine .Ökologische Steuerreform" 
(unter Einschluß einer Weiterentwick- 
lung heutiger Steuerarten), die schritt- 
weise und berechenbar den Um- 
weltverbrauch verteuert und die Arbeit 
entlastet. 

Reform des Ordmmgsrechts, um den 
Stmkturwandel nachhaltig zu fördern. 
Das heutige Recht nimmt im wesentli- 
chen die Rolle eines "Grenzwächters" 
ein, es bleibt von daher unübersichtlich, 
teuer und uneffektiv. Zukünftig muß es 
eine Anreizdynamik enthalten. 

Verbessemng der Wettbewerbsbe- 
dingungen durch größere Chancen für 
umweltverträgliche Innovationen, die 
heute auf vermachteten Märkten blok- 
kien werden. 

Enveitemng der Mitbestimmungs- 
und Mitgestalmgsmöglichkeiten der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 

um durch unmittelbare Beteili- 
gungsrechte auch mehr Verantwortung 
und Mitge~taltun~smö~lichkeiten zu 
übernehmen. 

Die'Altemative zum Öko-Deal wäre 
die illusionäre Aussperrung des Elends 
durch eine europäische Festung gegen 
die globalen Folgen des eigenen Han- 
deln~. Dies ist nicht möglich. Es bleibt 
deshalb nichts anderes übrig, als der hy- 
sterischen Standortdebatte entgegenzu- 
treten und alternativ Wege in eine neue 
ökonomische Stabilität und Partner- 
schaft zu suchen: Mit der Natur, von 
der wir leben, und mit den Menschen, 
von denen wir uns auch sozial und de- 
mokratisch nicht abtrennen können. Der 
Öko-Deal ist der Versuch. eine neue Vi- 
sion von Frieden und Zusammenhalt zu 
entwickeln, um den Menschen die Zu- 
kunft zurückzugeben. 
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schaftiichen, technischen und politi- 
schen Voraussetzungen für ein wirksa- 
mes Umsteuern. Arme iänder haben 
nur geringe Handlungsmöglichkeiten, 
zumal sich die Zwänge auf den Welt- 
märkten verschärfen. Bisher ist jedoch 
in den Industriestaaten keine Regiemng 
zu sehen, die den ökologischen Umbau 
wirklich will und ihn auch beginnt. Der 
Erdgipfel von Rio im Juni 1992 hat den 
Widerspmch zwischen Ankündigungen 
und Taten erneut deutlich gemacht, 
denn selbst seine w e i c h e n d e n  Be- 
schlüsse sind kurze Zeit später schon 
vergessen gewesen. 
4. Der ökologische Umbm eqorden 
tiefgehende Verändemgen. 

Eine ökologische Modernisierung ist 
mit tiefen Eingriffen in die industriellen 
Strukhxen und die persönlichen Verhal- 
tensweisen verbunden. Ohne derartige 
Verändemngen, die auch erhebliche 
politische Risiken beinhalten, kann es 
keine zukunftsverträgliche Entwicklung 
geben. Aber eine Verlängerung der heu- 
tigen Trends wäre mit noch weitaus grö- 
ßeren Risiken verbunden. Deshalb ist 
eine Reformstrategie notwendig, die das 
über Jahrhunderte entwickelte Denken 
und Handeln in den Kategorien von Ex- 
pansion überwindet, um die Entwick- 
lung unserer Zivilisation mit den Bedin- 
gungen einer endlichen, ungleichen und 
störanfälligen Welt zu vereinbaren. 
Eine Voraussetzung dafür ist, die sozia- 
le, technische und ökonomische Ent- 
wicklung als E i e i t  zu verstehen und 
sie wieder in ein inneres Gleichgewicht - 
zu bringen. 
5. Die soziole und ökologische Moäerni- 
sierung eqorden einen Zivilisationr- 
Sprung. 

Die Gewinnung von Zukunftsver- 
träglichkeit verlangt vom E i e l n e n  wie 
von der Gesellschaft ein kulturelles Ver- 
ständnis, das vor allem eine dauerhafte 
Solidarität zur Mitwelt und zum Mit- 
menschen ins Zentmm von Denken und 
Handeln stellt. Die Verantwortung liegt 
darin, daß die Entscheidungen, die heu- 
te getroffen werden, nach dem derzeiti- 
gen Stand des Wissens in derselben 
Form auch in 40 oder 50 Jahren getrof- 
fen werden können. 

Die soziale und ökologische Moder- 
nisierung erfordert eine individuelle und 
kollektive Aufarbeitung der überholten 
Denkkategorien vergangener Jahr- 
hunderte. Dazu zahlen der technische 
Determismus, die kompensatorische, 
also nachgeschaltete, Staatsreguliemng 
und der Glaube an die Kräfte des freien 

Marktes und des Freihandels. Nur 
durch die bewußte Rückschau auf die 
Kultur- .und Industriegeschichte der 
Neuzeit, die nicht nur Demokratie, 
Emanzipation und Wohlstand. sondern 
auch einen ökologischen Kolonialismus 
hervorgebracht hat, werden wir in der 
Lage sein, zukunftsverträgliche Kon- 
zepte zu entwickeln. Auch in der mo- 
dernen Gesellschaft liegen gewaltige 
Chancen neben großen Risiken, die 
durch die Entwicklung der Produktiv- 
kräfte nicht ausgeschaltet sind. sondern 
sich potentiell sogar vergrößern. Wie 
anders ist es zu erklären, daß in unse- 
rem Jahrhundert Massendemokratie und 
Massenwohlstand unmittelbar neben der 
Barbarei von Auschwitz, Hiroshima 
oder Sarajewo stehen? Demokratie ist. 
die soziale Bändigung von Macht. Aber 
durch die Globalisierung der Ökonomie 
und die Öko-Krise werden von neuem 
Gewaltpotentiale freigesetzt. 

Es ist Zeit 
für den ,,Öko-~eal" 

Ähnlich wie in den 30er Jahren. als 
unter Präsident Franklin D. Rwsevelt 
die USA mit dem .New Deal" aus der 
politischen Lähmung und wirtschaft- 
lichen Stagnation nach der großen Welt- 
wirtschaftskrise von 1929 herausgeführt 
wurden, ist auch heute ein reformpoliti- 
scher Neuanfang notwendig. Es ist Zeit 
für den .Öko-~eal'. Wie in den USA 
der 30er Jahre müssen auch heute die 
"Karten neu ausgeteilt werden". 

Zeiten des Umbmchs sind Zeiten, in 
denen die Orientierung verloren geht, 
aber der Bedarf an Orientierung beson- ' 
ders groß ist. Heute gerät vieles ins Rut- 
schen, die moralischen und kulturellen 
Ressourcen der Nachkriegszeit scheinen 
aufgebraucht zu sein, die politischen 
und gesellschaftlichen Koordinaten lie- 
gen neben den veränderten Realitäten. 
In dieser Situation öffnet der .Öko- 
Deal' einen Ausweg: Weg von dem 
aussichtslosen Stopfen immer größerer 
Löcher und immer fragwürdigerer 

Standortprogramme und Km m einem 
ökologischen Zukunftsprogramm. Die 
umweltverträgliche Neuordnung von 
Wirtschaft und Gesellschaft ist die gro- 
ße Chance, die aus der Krise führen 
kam. 

Obwohl die Wichtigkeit der ökologi- 
schen Modernisierung von keiner Seite 
in Frage gestellt wird, fehlen noch im- 
mer konkrete Maßnahmen, wird ge- 
zögert und gezaudert und werden immer 
neue Bedenken geäußert. Statt weiter 
Klein-Klein zu betreiben und sich an die 
Zwänge des Weltmarkts anpassen ,  
sind gerade jetzt erste Schritte in Rich- 
tung auf eine energieeffuiente, umwelt- 
schonende und kreislauforientierte 
Wirtschaft und Gesellschaft notwendig. 
Dabei wirkt der Öko-Deal durch seinen 
integrativen Reformansatz auch den ge- 
fährlichen Tendenzen entgegen, die im 
Nachholprozeß im Osten und Süden. 
seinem Tempodmck und ,natunvüchsi- 
gen Charakter", selbst die im Westen 
erreichten sozialstaatlichen und um- 
weltpolitischen Ermngenschaften ge- 
fährden. 

Der Öko-Deal ist der radikale Ver- 
such, die Entwicklungsrichtung der Ge- 
sellschaft neu zu bestimmen. Es geht 
damm, eine neue Vorstellung von der 
Entwicklung unserer Zivilisation an die 
Stelle des bisherigen mechanistischen 
technisch-5konomischen Fortschritts- 
modells zu rücken. Auch wenn dies, zu- 
mal in der Wirtschaftskrise, in der ein- 
seitig auf Wachstum getrimmten Gesell- 
schaft nicht vorstellbar erscheint, so Iäßt 
sich Wohlstand doch durch Einsparen 
und Vermeiden erreichen. Der Öko- 
Deal ist eine Ökonomie des Vermeidens 
durch die umweltverträgliche Gestal- 
tung von Wirtschaft und Technik. Öko- 
Steuern sind durch die Entlastung der 
relativ überteuerten Arbeit und die Bela- 
stung der unterbewerteten Energie und 
Ressourcen ein erster Schriti für ein Re- 
formbündnis von Arbeit und Umwelt, 
der ordhungsrechtliche Rahmen für die 
Schaffung von .Einsparkraftwerken' 
oder ,Eiparautos" ist ein zweiter. Die 
Effizienzrevolution beim Gebrauch von 
Energie und Rohstoffen, die Neuorgani- 
sation der Mobilität nach dem Prinzip 
der Stärkung der Nähe und mit dem Ziel 
der Wiederherstellung von Raumstmk- 
turen sowie die Ausrichtung von 
Wissenschaft und Technik auf die Ziele 
einer ökologischen Stoffwirtschaft, das 
sind alles wichtige Bausteine für den 
Öko-Deal. 

Unter diesen Reformzielen wird die 

ihren minderjährigen und unverheirate- 
ten Kindern, 

F i i e r u n g  ausschließlich aus 
Steuermitteln des Bundes, 

Erweiterung der Freigrenzen Nr 
Arbeitseinkommen. 

Der sozialpolitische Wen der be- 
darfsorientierten Mindestsichemng er- 
gibt sich unmittelbar aus der Rückfüh- 
rung der Sozialhilfe auf ihre originären 
Funktionen. Damit ist auch eine finan- 
zielle Entlastung der Kommunen in gro- 
ßem Umfaig verbunden. Darüber hin- 
aus sinken aber auch die Kosten des Lei- 
stungsbezuges für den Empfänger. da 
nur noch der kausal zuständige Versi- 
cherungsträger die erforderlichen Lei- 
stungen gewährt, so daß zugleich ein 
nachhaltiges Sinken der Dunkelziffer 
erwartet werden kann. Auch gehen von 
der hier vorgeschlagenen Mindest- 
sicherungskonzeption keine negativen 
Rückwirkungen auf die Tarifpolitik aus, 
sondern vielmehr etabliert das untere 
Bedarfsniveau sogar .einen Lohnpla- 
fond, der auch von den niedrigen Lohn- 
gruppen nicht mehr unterschritten wer- 
den kann und deshalb eine Barriere 
gegen Lohnsenkung und diffe-ren- 
zierung da r~ te l l t . "~~  In verwaltungs- 
technischer Hinsicht schließlich kann 
die operative Entlastung der Sozial- 
ämter dazu genutzt werden, diese .zu 
leistungsstarken Fachbehörden für 
soziale Rehabilitation au~zubauen."~~ 

Die hier angeführten Argumente 
haben aktuell Eingang in das von der 
SPD vorgestellte Konzept .Soziale 
G ~ n d s i c h e m n g " ~ ~  gefunden, das bei 
den standardisierbaren Massentatbestän- 
den Alter, Arbeitslosigkeit, Bemfs- und, 
Erwerbsunfähigkeit sowie Alleinerzie- 
hunfl angewendet werden soll. Die So- 
ziale Gmndsichemng soll in die Stan- 
dardsichemngssysteme eingegliedert 
werden. Im Unterschied zur Sozialhilfe 
soll der Regreß auch auf Verwandte 
ersten Grades nur in Ausnahmefällen 
erfolgen. Vorgesehen ist schließlich 
auch ein Freibetrag auf Arbeitseinkom- 
men, der sich nach Maßgabe von 20% 
des individuellen Nettoarbeitseinkom- 
mens, maximal jedoch 25% des indivi- 
duellen Gmndsicherungsbedarfes be- 
rechnet. Damit entfiele der Anspmch 
auf die Soziale Grundsicherung erst, 
wem das Nettoarbeitseinkommen 125% 
des Grundsichemngsanspmchs über- 
schreitet. 

Es ist offenkundig, daß auch die 
bedarfsorientierte Mindestsichemng 
nicht ohne zusätzliche Kosten zu reali- 

sieren sein wird. Dies ergibt sich allein 
daraus, daR die Dunkelziffer der Armut 
deutlich reduziert wird. Andererseits 
stehen diesen Mehrkosten und Mider- 
ausgaben durch die implizierten Verwal- 

nuigsvereinfachungen gegenüber. Sum- 
ma summarum errechnete der Deutsche 
Paritätische Wohlfahrtsverband einen 
effektiven Mehraufwand von 17 Milliar- 
den DM. Im Vergleich zu den Kosten 
des Bürgergeldes ist dies ein verschwin- 
dend geringer Betrag, der im Kontext 
der aktuellen haushaltspolitischen Debat- 
ten auf die SPD aber wohl einensogroßen 
Eindmck gemacht hat, daß das Regie- 
mngsprogramm zaghaft nur noch erste 
Schritte der Einführung einer bedarfso- 
rientienen Mindestsicherung verspricht. 

Schlußbemerkung 
Die bedarfsorientierte Mindestsiche- 

rung dient dazu, die Lebenslage von So- 
tialhilfebeziehern, die diese Leistungen 
aufgnind von Lücken im vorgelagerten 
Sozialversichemngssystem beziehen, 
nachhaltig zu verbessern. Darüber darf 
jedoch nicht vergessen werden. daß die 
eigentliche Ursache jener "Lücken" 
nicht Konstruktionsfehler der lohnar- 
beitszentrierten Sozialversicherung sind, 
sondern die anhaltende Massenarbeitslo- 
sigkeit, die die Herstellung einer ,Nor- 
malerwerbshiographie" zunehmend er- 
schwert. Die bedarfsorientierte Mindest- 
sichemng bedarf daher zugleich einer 
extensiven Beschäftigungspolitik (ABM, 
Arbeitszeitverkürzung, Zweiter Arbeits- 
markt e t ~ . ~ ) .  Nur so kann das zuneh- 
mende Armutsproblem in der Bundesre- 
publik wirklich und effektiv bekämpft 
werden. 
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310. hier: 5. 300: ders.: Sozialhilfaampf&nger 

~ ~ 
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Finanzierungsmöglichkeiten sozial- und 
beschäftiaunasorientierter Politik 

von Hanmut Tofaure* 

Wirtschafts- und 
Finanzpolitik unter 

Konsolidierungsdruck 
eo Waigel war mal wieder der 

Größte: Als er Anfang Juni 1994 
dem F i l a n u n g s r a t  (vertreten T 

sind dort der Bund, die Bundesländer, 
die Bundesbank sowie - am Katzentisch - 
die Gemeinden) seine neueste Projektion 
für die Entwicklung der Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden ein- 
schließlich EU-Haushalt und Sonder- 
rechnungen bis incl. 1998 vorlegte, 
schienen die staatlichen Finanzierungs- 
nöte wie weggeblasen: Von 146,5 Mrd. 
DM im Jahr 1994 soll sich der Fianzie- 
mgssaldo im öffentlichen Gesamthaus- 
halt auf nur noch 24 Mrd. DM im Jahr 
1998 reduzieren (vgl. Übersicht 1). Er- 
reicht wurde dieses glänzende Gesamter- 
gebnis durch einen äußerst maßvollen 
Anstieg der Staatsausgaben und durch 
ein überproportionales Wachstum der 
Einnahmen, insbesondere bei den Steu- 
ern'. So war es kein Wunder, daß in der 
CDUICSU alsbald von einem bevorste- 
henden Haushalt ohne Kreditaufnahme 
geschwafelt wurde. 

Es wird nicbt lange dauern, bis diese 
Seifenblase platzt. Den Einwendungen, 
die das Handelsblatt - sicher kein 
Sprachrohr der Opposition - dazu macht, 
kann man zustimmen: So führe z.B. der 
neue gesamtstaatliche Finanzausgleich 
ab 1995 und die Bahnreform ab 1996 zu 
komplizierten Finanzströmen zwischen 
Bund und Ländern. die selbst alteediente 
~inistetiumsbasennicht mehr G durch- 
schauen scheinen. Dann gebe es in der 
BMF-Projektion eine neue Rubrik ,San- 
derrechnungen des Bundes", was eben- 
falls zur Unklarheit beitrage. Dieser 
Topf, zu dem u.a. Zahlungen an die EU, 
der Fonds Deutsche Einheit, der 
Kreditabwicklungsfonds. das Eisen- 
bahnvermögen und ab 1995 der Erbla- 
stentilgungsfonds gehören, weise für 
1995 ein Defizit von 11 Mrd. DM aus. 

das sich bis 1998 in einen übemhuß von 
9,5 Mrd. DM wandele. Das größte 
Manko des neuen Tableaus sei jedoch, 
.daß die ab 1996 wegen eines Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts notwendige 
Steuerbefreiung des Existenzminimums 
und damit der erforderliche Neuzu- 
schnitt des Einkommensteuertarifs nicht 
einmal in einer Fußnote vorkommen. 
Immerhin handelt es sich dabei um eine 
Operation von mindestens 40 Mrd. 
DM"'. 

Über die Anmerkungen des Handels- 
blatts hinaus lassen sich noch andere 
Merkwürdigkleiten der Waigelscben 
Rechnung benennen. So sollen 2.B. die 
Gemeinden in West- und Ostdeutsch- 
land, die 1994 noch ein Finanzierungs- 
defizit von zusammen .l2 Mrd. DM auf- 
weisen, im Jahr 1998 über einen Über- 
schuß von 2.5 Mrd. DM verfügen. Ein 
äußerst unwahrscheinlicher Fall, der in 
krassem Gegensatz zur aktuellen Lage 
steht. Zu fragen ist außerdem nach den 
angekündigten Senkungen im Bereich 
der Gewerbesteuer im Jahr 1996 mit 
Steuerausfällen von bis zu 29.5 Mrd. 
DM, die angeblich ohne Anhebungen 
anderer Steuern, insbesondere nicht der 
Mehrwertsteuer. erfolgen sollen. Unrea- 
listisch erscheint auch ein durchschnittli- 
cher Ausgabenanstieg beim Bund von 
0.5%. wie er in der Projektion un- 
terstellt wird. Dies würde nicht nur kei- 
ne Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
sondem höhere Arbeitslosigkeit und da- 
mit auch entsprechend höhere Ausgaben 
der Bundesanstalt für Arbeit bedeuten. 
Auch seien die Steuereinnahmen zu 
großzügig berechnet, meint die SPD- 
Bundestagsfraktion. Allein bei der Mine- 
ralölsteuer seien 1996 und 1997 knapp 8 
Mrd. DM zuviel angesetzt3. 

Diese Aufzählung an Mängeln und 
Unvollkommenheiten an der neuen 
Finanzprojektion ist beileibe nicht voll- 
ständig. Spätestens ab dem Haushalts- 
jahr 1996, meint das Handelsblatt, sei 
Waigels Projektion Makulatur. Wahr- 
scheinlich tritt dieser Zeitpunkt noch in 
diesem Jahr ein, exakter gesam nach der 

Frage stellt. wie die mittel- bis langfristi- 
ge Sanierung der öffentlichen Staatsfi- 
nanzen zu bewerkstelligen ist. Im 
folgenden soll daher nach Finanzie- 
mgsquellen Ausschau gehalten werden, 
die ergiebig genug wären, aber auch den 
Grundsätzen der sozialen Gerechtigkeit 
entsprechen können, damit die Politik in 
den nächsten Jahren noch aktiv handeln 
kann. Sie sind sowohl auf der Ausgaben- 
wie der E i e n s e i t e  der öffentlichen 
Haushalte zu suchen. 

Finanzierungsquellen auf 
der Ausgabenseite der 
öffentlichen Haushalte? 
Kurzfristig werden sich die öffentli- 

chen Ausgaben nicht deutlich reduzieren 
lassen. Jede anderslautende Aussage 
wäre an der Wirklichkeit vorbeigetan. 
Die seit 1990 getätigte Unterstützung der 
ostdeutschen Gebietskörperschaften 
durch den Bund sowie die westdeutschen 
Länder und Kommunen korrespondiert 
insbesondere beim Bund mit einer stark 
gedrosselten Ausgabenpolitik in West- 
deutschland. Bei den Investitionen, den 
Sozialtransferleishingen und zuletzt auch 
bei den Einkommen der Staatsbe- 
schäftigten ist seitdem spürbar gespart 
worden. Will man die übrig gebliebenen 
Leistungsstandards nicht noch weiter ab- 
bauen. ist in Westdeutschland nicbt mehr 
viel zu holen. 

Von dieser Feststellung gibt es einige 
Ausnahmen: So könnte 2.B. die Bundes- 
wehr unter den geänderten außenpoliti- 
schen Rahmenbedingungen vermutlich 
auch noch in personell verminderter 
Form ihrem sicherheitspolitiscben Auf- 
trag nachkommen. Bei den öffentlichen 
Investitionen, die für eine moderne 
Volkswirtschaft unverzichtbar sind. 
könnte man durch effuienteres Kosten- 
kontrolling manches Projekt preiswerter 
durchführen. Das eine oder andere 
Vorhaben, insbesondere im Straßenbau 
oder im Repräsentationswesen, könnte 
auch entfallen. Dem steht allerdimgs die 

Dr. rsr. pol. ~anrnut  Tofaute. wissen- Bundestagswahl im ~ktober.  - Notwendigkeit gegenüber, die öffentli- 
schaftlicher Referent beim WiRschafts- und 
Cozialwisranrchaftliehen des Auf jeden Fall wird es so sein, daß che Infrastruktur zu erhalten und zu rno- 
Düsseldort sich für jede zukünftige Regierung die demisieren. 
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Die ökologische wie ökonomische 
Krise ist in der Entwicklung der Gesell- 
schafi selbst begründet. Das aber stellt 
bequeme Selbstverständlichkeiten radi- 
kal in Frage, denn es gebt kein Weg an 
der Erkenntnis vorbei, daß in einer 
Welt, die immer mehr zusammen- 
wächst, die Aussperrung des sozialen 
und ökologischen Elends nicht möglich 
ist. Eine "dauerhaft überlebensfähige 
Ordnung" kann nicht einem kleinen Teil 
der Menschheit die Erfüllung aller 
Wünsche gestatten, während die große 
Mehrheit der Menschen immer tiefer in 
eine Abwärtsspirale aus Armut und Na- 
turzerstömng gerät. Dieses Gmndprin- 
zip eines sozialen und ökologischen In- 
teressenausgleichs wird nicht nur 
gegenüber Entwicklungsländern oder 
Osteuropa, sondern zunehmend auch in- 
nerhalb der industriellen Zentren der 
Welt mißachtet. 

Das Defizit an Reformen 
- 5 Thesen 

Die großen Zukunftsgefahren sind 
nicht naturgesetzlicb, sondern die Folge 
davon. daß die industrielle Zivilisation 
in besonderer Weise die Naturgesetze 
bei der Nutzung von Wirtschaft und 
Technik ausblendet. Auch die soziale 
Verelendung ist nicht zwangsläufig, 
sondem ein Verstoß gegen ein Mindest- 
maß an sozialer Gerechtigkeit. Insofern 
ist die Krise unserer Zivilisation das Er- 
gebnis ausgebliebener Reformen. Die 
zentralen Koordinaten entsprechen den 
überholten Denkweisen vergangener 
Jahrhunderte, wie zum Beispiel das 
anthropozentrische Verständnis der Na- 
tur oder die Vorstellungen von Markt 
und Freihandel. 

Offenkundig ist das Enhvicklungs- 
modell der westlichen Marktwirtschaf- 
ten nicht mehr fähig. einen dauerhaften 
~nteressenabs~leich zu organisieren. 
Aber ohne ein Gleichgewicht zwischen 
ökonomischen, sozialen und ökologi- 
schen Interessen kann eine komplexe 
gesellschaftliche Ordnung auf Dauer 
nicbt stabil sein, weder national noch 
international. Von daher stellt die Ab- 
wendung der Gefahren die Frage nach 
der Gestaltungsfähigkeit der Politik. 
Die Notwendigkeit einer neuen Phase 
gmndlegender Reformen ergibt sich aus 
folgenden Thesen: , 

I. Wir haben es mir einer tiefen Krise 
der Zivilisation zu mn. 

Die Zuspitzung der ökologischen Be- 
drohungen ist nicht allein das Ergebnis 

von Fehlentwicklungen, die mit De- 
tailkorrekiuren zu beseitigen wären. Es 
handelt sich auch um eine Krise der in- 
dustriellen Zivilisation selbst. in der 
sich wieder einseitig die ökonomischen 
Akkumulationszwänge und die privaten 
Interessen nach Gewinnmaximierung 
durchsetzen. Damit ist die Okonomie 
nicht einem inneren Trend des krisen- 
haften Zusammenbmchs unterlegen, 
wie dies in traditioneller Kapitalismus- 
kritik angenommen wurde, vielmehr ist 
im Gegenteil die "Übereffizienz" zu 
Lasten von Natur und sozial schwäche- 
ren Gruppen die entscheidende Ursache 
für die in der Zwischenzeit bereits glo- 
balen Fehlentwicklungen. Die Industrie- 
länder, die mit einem knappen Viertel 
der Weltbevölkerung für drei Viertel 
der globalen Umweltprobleme ver- 
antwortlich sind und über 80 Prozent 
des Weltreichtums auf sich vereinigen, 
leben auf Kosten der Substanz und auf 

der Gefahr, daß die nachholende Ent- 
I 
I 

wicklung in den Ländern des Südens zur 
nachholenden Naiurzerstörung wird. 
2. Die 90er Jahre sind ein Schliissel- 
jahrzent. 

In diesem Jahrzehnt entscheidet sich. 
ob die komplexen Industriegesellschaf- 
ten fähig werden. einen sozialen und 
ökologischen Stniknuwandel einzulei- 
ten. Der hohe Grad der Ausdifferenzie- 
rung, die abnehmende Rationalität des 
Gesamtsystems und die Unbeweglichkeit I 
der Politik lassen zwar Skepsis ange- 
bracht erscheinen, dennoch gibt es keine 
Alternative. Auch nicht bei der Bundes- 

i 
tagswahl im Herbst: Je länger gewartet 
wird, den Kurs wieder auf Reformen zu 
stellen. desto schwerer wird der Umbau 
in eine dauerhafte Entwicklung. 

Anderenfalls wächst die Gefahr ei- 
nes neuen ökologischen und ökonomi- 
schen Kolonialismus, bei dem die rei- 
chen und durchsetzungsstarken Staaten 

COa-Emissionen 1950-1989 
labrolu! und Pro Kopf) 

I Welbwei, Airka Nordamerko Sudameiiko Aren Europa UdSSRIGUS Ozeanien I 

-~ 

Kosten der Lebenschancen kilnitiger 
Generationen. 

So zeigt sich nach dem Ende des Ost- 
West-Gegensatzes deutlich, daß auch 
die westlichen Marktwirtschaften einen 
entscheidenden Webfehler haben: Sie 
funktionieren nur für eine Minderheit 
und damit zu Lasten Dritter. Sie sind 
trotz ihrer vergleichsweise hohen tecb- 

19%- 1989 
weltweit in Mio. t 

nologischen ~ k d a r d s  weder umwelt- 
noch zukunftsverträelich. Ohne tieferei- 

20 I /  

fende ~ o r r e k r e n  droht der ~ r d e e i n  
sozialer und ökologischer Kollaps - so- 
wohl wegen der unverändert aus- 
beuterischen Wirtscbaftsweisen als auch 

versuchen, ihren Wohlstand durch Un- 
terdrückung Dritter zu sichern. Der 
wachsende Problemdmck führt zu einer 
steigenden Gefahr autoritärer E m i n -  
gungen, weil sich Politik und Gesell- 
schaft heute. wo die Notwendigkeit von 
gesellschaftspolitiscben Kurskorrek- 
turen nicht mehr zu leugnen ist, aus der 
Gestaltung der Zukunft abgemeldet ha- 
ben. Doch eine .Festung" Europa kann 
keine Lösung bieten. 
3. Die Indurtneländer W e n  eine be- 
sondere Veranhuonung. 

Nur die wenigen hochentwickelten 
Industrieländer verfügen über die wirt- 
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Ökologische Modernisierung oder 
~ n ~ a s s u n ~  an den Weltmarkt? 

von Michnel MWer* 

Am Beginn 
C e r  neuen Epoche 

ie Auseinandersetzungen nvi- 
chen Ost und West. zwischen 
Zentralverwaltungswinschaften 

und marktwirtschaftlichen Ordnungen 
ist beendet. Die Sieger im Fortschritts- 
kampf von gestern haben damit begon- 
nen, die Welt in einen einzigen Ort zu 
verwandeln, an dem sich sicher und ef- 
fizient Geschäfte machen lassen. 

Mit den wachsenden Überkapazitä- 
ten wird die Konkurrenz härter: Die 
Fenigungstiefe nimmt ab, die Arbeits- 
teilung im globalen Maßstab wird neu 
organisiert, die Auseinandersetzungen 
werden hemmungsloser. Die sozial- 
staatliche Demokratie der westlichen In- 
dustriestaaten, die in der Konfrontation 
der Systeme einen hohen legitimatori- 
schen Wen hatte, wird demontiert, so 
daß die Welt mehr und mehr zu einer 
einzigen Freihandelszone wird, die nur 
in Teilen der Welt mit Demokratie ver- 
bunden ist, in anderen aber von Ent- 
wicklungsdiituren bestimmt wird. die 
wiedemm Dmck auf die demo- 
kratischen Ordnungen ausüben. Da- 
durch verschärfen sich vier problemati- 
sche Trends: 

1. Die Zntemationalisiemng der 
Ökonomie - und in der Folge die Ver- 
schärfung der Konkurrenz zwischen 
Unternehmen und Standorten mit höchst 
ungleichen Bedingungen - schwächt die 
politischen Institutionen zur Bändigung 

der natlirlichen Lebensgrundlagen füh- 
ren zu neuen und globalen Verteilungs- 
konflikten - auch mit zukünftigen Gene- 
rationen, für die es bislang keine demo- 
kratisch instiNtionalisierten ' Re- 
gelungsformen gibt. 

3. Weiterhin nehmen der Umfang 
der Risiken und die Femw'rkungen tech- 
nischer Prozesse, zum Beispiel bei der 
Nutzung der Atomkraft, in einer Weise 
zu, daß sowohl die Mißbrauchsmöglich- 
keiten steigen als auch der Freiheits- 
raum des Einzelnen eingeschränkt wird. 

4. Die sozialstaatlichen und demo- 
kratischen Errungenschafren geraten 
unter Druck verschärfter ökonomischer 
Konkurrenzbedingungen, die zu einer 
.Verbetriehswirtschaftlichung' der Ge- 
sellschaften führen. 

Heute stellt sich durchaus die Frage, 
ob sich die Vorhersage von Max 
Horkheimer bestätigt, daß sich .die eu- 
ropäische Idee nicht fortsetzt". Denn 
der entscheidende Konflikt liegt darin, 
daß die Erde zu klein ist für ein globales 
WachsNmsmodell nach dem Vorbild 
der westlich-kapitalistischen Markt- 
wirtschaften. Die Vorstellung, daJi das 
in einer spezifischen europäischen Ge- 
schichte geformte Modell von Entwick- 
lung ohne grundlegende Reformen welt- 
weit verallgemeinert werden könnte. 
beruht auf nicht haltbaren Annahmen: 

Obwohl erst ein knappes Drittel der 
Weltbevölkerung unter industriellen Be- 
dingungen lebt, überschreitet die Ex- 
pansion der Industriesysteme bereits die 

kratie gegeben, um damit so- 
zialstaatliche Rahmenbedingungen zu 
schaffen und starke ökonomische Inter- 
essen zu bändigen. Der Wandel müßte 
zudem um ein Vielfaches schneller und 
vielfältiger sein als die Entwicklung der 
westlichen Demokratien, die über einen 
langen Zeitraum gewachsen sind. Mit 
der gewaltigen Steigemng der techni- 
schen und ökonomischen Macht kann 
jedoch nur dann verantwortlich umge- 
gangen werden, wenn ihre Nutzung 
nicht einseitig von wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen oder politischen 
Herrschaftseliten bestimmt wird, son- 
dern in einer "Balance of Power" steht, 
also in einem Gleichgewicht von Kraft 
und Gegenkraft. 

In den meisten Gesellschaften fehlen 
Wissen. Erfahrung, Infrastruktur und 
eigene ökonomische Potentiale für den 
,Sprung" in ein komplexes High-Tech- 
Wachstum. Die großen Schwierigkeiten 
bei der Verwirklichung der deutschen 
Einheit zeigen unter vergleichsweise 
günstigen Bedingungen, welche Heraus- 
forderung mit der Transformation einer 
Gesellschaft in eine neue politische und 
ökonomische Ordnung verbunden sind. 

Der Prozeß der Globalisierung der 
kapitalistischen Ökonomie, bei dem 
Länder, Völker und ganze Erdteile mit 
dem Ziel der Gewinnmaximierung in 
die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung 
eingegliedett werden, verläuft ungleich, 
ungleichzeitig und konfliktreich. Weil 
er gewaltige Verteilungskonflikte vem-  -~ ~ 

von ökonomischer Macht und zur sozia- Bandbreiten sozialer Gleichheit. sacht. eigenständige ~ntwicklun~san- 
len Sieuerune der Veneiluneskonflikte. ökoloeischer Verträelichkeit und kultu- sätze blockiert. neue Abhäneiekeiten ~~~~ 

~ährenddii%konomie zunghmend glo- 
bal agiert, insbesondere die großen mul- 
tinationalen Unternehmen, sind die 
Handlungsmöglichkeiten der Politik 
nach wie vor national begrenzt. In der 
Folge verfestigt sich die Beschäfti- 
gungskrise und werden sozialstaatliche 
Leistungen abgebaut. 

2. Die .Kolonialisierung der D- 
k n f r -  durch den fortgesetzten Raubbau 
an der Natur und die Verschlechterung 

Michael Mollsr MdB. DOsssldorf, um- 
waltpolitischei Sprschsi d a  SPDBundwtsgs- 
trsktion 

reller-~erschiedenheit. Damit werden 
Grenzen des Wachstums erreicht, die 
mit technischen und ökonomischen Mit- 
teln nicht zu überspringen sind. Viel- 
mehr muß die Ausdehnung von Wirt- 
schaft und Technik als d& Wachstum 
von Teilsystemen verstanden werden, 
das sich übergreifenden sozialen und 
ökologischen Bedingungen unterzuord- 
nen hat. die kulturell, das heißt politisch 
und gesellschaftlich, zu bestimmen 
sind. 

Nur in wenigen iändern sind die 
politischen und kuINrellen Vorausset- 
zungen für einen Wandel hin zur Demo- 

schafft und nationale ~ouve%tät in 
Frage stellt, stabilisiert er in vielen iän- 
dem autoritäre Herrschaftsstmkturen, 
setzt Gesellschaften unter großen An- 
passungsdmck und gefährdet letztlich 
auch erkämpfte soziale und demokrati- 
sche Errungenschaften. 

Die ökologischen wie auch die 
ökonomischen Gefahren sind erkannt. 
aber sie sind in ihrer Tragweite nicht 
begriffen und in ihren politischen Kon- 
sequenzen nicht anerkannt. Vor allem 
die reichen Industriestaaten sind bislang 
nicht fahig, diese mgmndeliegende 
Wirklichkeit wahrzunehmen. 
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Bei der Aufstellung von Sparlisten 
stehen in der Regel die Subventionen 
ganz obenan. Trotzdem sollte man sich 
davor hüten, hierin eine unausschöpf- 
liche Quelle von Haushaitsreserven zu 
sehen. Subventionen sallen Instrumente 
der Siniknirpolitii sein. Sie müßten aber 
einer stärkeren Effizienzkontrolle unter- 
liegen. Dies wäre allein schon dadurch 
zu erreichen, daß man sie in den Haus- 
halten offen ausweist, sie zeitlich be- 
grenzt und außerdem degressiv staffelt. 
Zu überprüfen wären insbesondere die 
Agrarsubventionen, die allerdings auf 
europäischer Ebene abgestimmt sind. 
Aber auch im Wohnungsbau könnten 
durch eine sozial gerechtere Lenkung 
der Födennittel Geldereingesparhverden, 
die dann jedoch wieder für den Woh- 
nungsbau verwendet werden sollten. 

E i  sehr problematisches Feld ist die 
Überprüfung von Sozialstandards. Der 
Sozialhaushalt in Deutschland verfügt 
insgesamt über ein Volumen von 1 Billi- 
on DM. Dieses in der Tat große Volu- 
men bedeutet aber nicht, daß daran, wie 
es der Arbeitgeberpräsident Murmann 
und andere vorschlagen. kräftig einge- 
spart werden muß. Auf der anderen Sei- 
te sollte man auch nicht auf der Haltung 
beharren, daß die Struktur des Sozial- 
Systems überhaupt nicht untersucht und 
verändert werden dürfte. Wie 2.B. die 
Kontrollen der Arbeitsverwaltung zei- 
gen, gibt es in ihrem Zuständigkeitsbe- 
reich beachtliche Verstöße gegen das So- 
zialrecht. Es gibt des weiteren Unge- 
rechtigkeiten dadurch, daß gutsituierte 
Verdiener in Sozialwohnungen leben, 
die eigentlich für weniger gut gestellte 
Fam,ilien gedacht sind. Und man muß 
auch die Frage stellen dürfen, ob die 
mitunter krassen Einkommensunter- 
schiede älterer Menschen nicht durch 
Umverteilungen im Steuer- und Sozial- 
recht reduziert werden könnten. Die 
Aufzählung von Beispielen ließe sich 
fortsetzen. Vor berechtigten ÄtIdenin- 
gen der SozialleistungssWktur darf man 
insofern nicht zurlickschrecken. 

Mit der Reform der öffentlichen Ver- 
waltung begibt man sich ebenfalls auf 
ein weiteres schwieriges Parkett. Unter 
Verwaltungsreform wird sehr häufig in 
erster L i e  Personalabhau (lean admini- 
stration) und weniger ein kooperativer 
Arbeitsstil verstanden. E i e  moderne 
Verwaltung, leistungsstark, bürgernah 
und demokratisch, wird zum Nulltarif 
nicht zu haben sein. Sicherlich wird man 
durch den Abbau von bürokratischem 
Ballast Arbeitskräfte für andere Zwecke 

gewinnen müssen. Notwendig ist auf je- 
den Fall eine stärkere Transparenz bei 
den Kosten von öffentlichen Leistungen. 
Arbeitsplätze und Einkommen der Be- 
schäftigten im öffentlichen Dienst sind 
aber keine unbegrenzte Verfiigungs- 
masse zur Konsolidierung der Staatsfi- 
nanzen. 

Nach wie vor wird besonders gern 
der Vorschlag der Privatisierung öffent- 
licher Dienstleistungen als Haushaltsent- 
lastungsinstmment vorgetragen und da- 
bei maßlos überschätzt. Es mag sein, 
daß es in E i l f ä l e n  zu Haushaltsentla- 

ner, zu Recht als verfassungswidrig 
bezeichnet'. 

Fazit dieser Überlegungen: Die 
schnelle Mark ist auf der Ausgabenseite 
der öffentlichen Haushalte. von E i l -  
fällen abgesehen, nicht zu holen. Viele 
der angeboten Wundermittel sind faul. 
Gleichwohl ist es angesichts der knappen 
Haushaltsminel notwendig. die öffentli- 
chen Ausgaben immer wieder darauf 
überprüfen, ob mit den vorhandenen Fi- 
nanzmineln nicht eine effizientere Ziel- 
erreichung geschafft werden kann. 

Zielprojektion Bundesiinsnzmininer iür den öffentlichen Gssamthwsheit* Juni 1994  
1993 1994 1995 1996 1997 1998  

BMtoinlandsprodukt Mrd. D M  3106 3231 3376 3562 3758 3964 

Veränd. gg. Vorjahr in % 2,s 4.0 4.5 5,5 6 5  5,5 
öffentliche Ausgaben Mrd. DM 1116 1179 1226 1242 1267 1298 

Veränd. QQ. Vorjahr in % 4,5 5,5 4,O 1,5 2,O 2,5 
Anteil am BIP in % 35.9 36.5 36.3 34.9 33.7 32.7 
öffentliche Einnahmen Mrd. D M  9 7 8  1033 1096 1144 1210 1273 
VerBnd. gg. Vorjahr in % 3.0 5,5 5,O 4.5 5,O 5,O 
dar. Steuereinnahmen Mrd. D M  750 784 845 899  956 1015 

Veriind. gg. Vorjahr in % 2-5 4,5 7,s 6,5 6,5 6 0  
FinanzierungssaldoMrd. D M  138 147 130 9 8  5 8  2 4  
Anteil am BIP in % 4.5 4.5 4,O 2-5 1.5 -0,5 

einsehl. Sondervermögen des Bundes ohne Bundespost, 1993 ohne Bundesbahn und 1993194 
Treuhandanstalt, Under und Gemeinden einrchl. Krankenhäuser 

stungen als Folge solcher Privatisiem- 
gen kommt. Der eine Regelfall ist jedoch 
der, daß das Kostemisiko auf andere öf- 
fentliche Haushalte (Renten-, Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung) verlagert 
wird. Der andere ist, daß die Beschäftig- 
ten in Form von Arbeitsplatzverlust. 
Eiommensminderungen usw. zur Kas- 
se gebeten werden. Dies dürfte nicht der 
Leitsatz für arbeitnehmerorientierte Po- 
litik sein. 

Auch der Verkauf von Anteilen öf- 
fentlichen Vermögens ist kein Allheil- 
mittel. Privatisierungen dieser An lau- 
fen Gefahr, zum Migeschäf ts  zu wer- 
den, weil sich die Erwerber nur die 
Rosinen rauspicken. Vor allem geht mit 
der Abgabe von öffentlichen Ver- 
mögensteilen auch ein Abhau von staat- 
licher und demokratischer Lenkungska- 
pazität einher. In Mode gekommen ist 
auch der Vorschlag. Brücken, Straßen 
und andere öffentliche Infrastmk- 
turohjekte durch private Investoren bau- 
en und unterhalten zu lassen. Diese Art 
von Privatisiemng ist eine verkappte 
Form zusätzlicher Staatsverschuldung. 
Sie wird wegen ihrer mangelnden 
Transparenz von angesehenen Rechts- 
gutachtern, wie 2.B. von Professor Pütt- 

Finanzierungsquellen auf 
der Einnahmenseite der 
öffentlichen Haushalte 

1. Keine weitere Mehrbeiasiung der 
Normalverdienenden 

Zur Einnahmenseite des Staatshaus- 
haltes kann man vorweg festhalten, dal) 
wegen der umfangreichen bereits erfolg- 
ten bzw. noch erfolgenden Anhebungen 
bei Steuern. Beiträeen und Gebühren die 
große ~ k s e  de; Steuerzahler, hier 
wiederum insbesondere die sozialver- 
~icherungsp~chtig Beschäftigten. zu- 
sätzliche Maßnahmen dieser Art kaum 
noch verkraften können. Denn vor allem 
jene Steuerzahlerinnen und Steuerzah- 
ler, die sich mit ihren Einkommen im 
Bereich der unteren und durch- 
schnittlichen Arbeitnehmereinkommen 
(etwa bis zur Höhe der Pflichtgrenzen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung) 
liegen. werden 1994 und 1995 durch 
eine Reihe verschiedener Abgaben- und 
Steueranhehungen spürbar zusätzlich 
belastet. Im einzelnen sind dies: 

Anhebung der Mineralölsteuer sowie 
der Kfz~Steuer für Dieselfahrzeuge ab 
1.1.94 (ca. 8-10 Mrd. DM); 
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Anhebung der Tabaksteuer ab 
1.2.94; 

Anhebung der Rentenversicherungs- 
beitragssätze von 17.5% auf 19,2% ab 
1994; 

E i g  der Piiegeversicherung in 
1995 mit Mehrbelastung von fast 2% der 
sozialversicherungspflichtigen Bmtto- 
einkommen nach 1994 (dabei wird un- 
terstellt, daß der steigende Ar- 
beitgeberabteil - zunächst durch den 
Wegfall eines Feiertags - von Arbeit- 
nehmern getragen wird); 

Verzicht auf ursprünglich beschiosse- 
ne Senkung der Arbeitslosenver- 
sichenmgsbeiträge; 

Verteuemngen kommunaler Gebüh- 
ren für Müllabfuhr, Kanalisation usw.; 
Kohlepfennig- und Gmndsteueranhe- 
bung (Mehrbelastung von Ca. 50 DMI 
Monat für Durchschnittshaushalte, in 
Großstädten wie 2.B. 1994 für Düs- 
seldorf) angestrebt; 

Anhebung der Telefongebiihren für 
die Masse der privaten Haushalte durch 
Umstnumiriemng der Tarife (Verteue- 

die Spitzenverdiener unter den Selb- 
ständigen, Freibemflern und Managern. 

Dies bedeutet, daß zunächst einmal 
durch eine Art von Arbeitsmarktabgabe 
alle diejenigen Erwerbstätigen, die bis- 
her an der Finanzierung der Leistungen 
der BA nicht beteiligt waren. nun in die 
finanzielle Mitverantwortung gezogen 
werden mimten. Darüber hinaus sollten 
die Versicherungsgrenzen in der Sozial- 
versicherung angehoben werden. 

Die deutsche Wirtschaft ist der einzi- 
ge Bereich, wo die steuerliche Belastung 
in den letzten Jahren, zuletzt im Stand- 
ortsicherungsgesetz, abgebaut worden 
ist. Deswegen ist die Fordenmg etwa der 
Gewerkschaften zu unterstützen, daß die 
der Wirtschaft zugute kommenden Steu- 
ersatzsenkungen der letzten Jahre bei der 
Körperschaft-, E iommen- ,  Vermö- 
gen- und Gewerbesteuer von den 
Begünstigten insgesamt selbst zu fi- 
nanzieren sind. Da die Bundesregierung 
diesen Grundsaa bisher nicht voll aufge- 
griffen hat, sind nach dem Prinzip .nied- 
rigere Steuerprozentsätze, aber breitere 

zwischen Betriebs- und Privatsphäre) so- 
wie auf Steuerersparnismöglichkeiten 
.bei  Realvermögen Bezug genommen'. 

Selbst wenn dieses bisher nicht aus- 
geschöpfte Potential von der F i l i -  
tik Ncht vollständig in Anspmch genom- 
men werden kann, könnte eine an- 
gemessene Ausstattung der Fianzver- 
waltung mit Betriebsprüfem und ande- 
rem Fachpersonal für mehr Ergiebigkeit 
und Steuergerechtigkeit sorgen. 
4. Ergänzungsabgabe 

Zum 1.1.1995 soll nach den Plänen 
der jetzigen Bundesregierung eine 7.5%- 
Abgabe auf die Lohn-, Eiommen-  und 
Körperschaftsteuerschuld erhoben wer- 
den, durch die praktisch die im Zuge der 
deutschen Vereinigung aufgelaufenen 
staatlichen Schulden (Erblastenfonds) 
verzinst und getilgt werden sollen. Inso- 
fern steht diese so konzipierte Ergän- 
zungsabgabe als zusätzliches Finanzie- 
rungsinstmment nicht mehr zur Disposi- 
tion. Dies gilt ebenso für den Fall. daß 
die sozialdemokratische Version der Er- 
gänzungsabgabe mit Einkommens- 

mng der Ortsgespräche); Steuerkmessungsgrundlagen" Nachbes- grenzen ab 60.0001120.000 DM steuer- 
Ereänzunesabeabe auf Steuerschuld seruneen notwendie. ~flichtieem Einkommen Wirklichkeit ~ ~ 

von 7 3  % ab:. 1.i995; 
Anhebung der Versicherungssteuer 

zum 1.7.1995 um weitere 3 %-Punkte. 
Hinzu kommen Leistungskürzungen 

im Bereich der Soziaiversichemng, vor 
allem Leistungen der Bundesanstalt für 
Arbeit und der gesetzlichen Kranken- 
versicherung. Allein 1994 wird sich die 
Steuer- und Abgabenhelastung für Ar- 
beitnehmer mit Durchschnittseinkom- 
men nach Berechnungen des Bundes des 
Steuerzahlers um über 1.100 DM erhö- 
hen. ,Dies entspricht einer Lohn- und 
Gehaltserhöhung von 2.3% (bmtto) - in 
einem Jahr, in dem zur Erhaltung des 
Standorts Deutschland Nullmnden für 
die anstehenden Tarifverhandlungen 
gefordert werdenas. 
2. Einbeziehung bisher geschonter Ein- 
kommen 

Weitere Abgabebelastungen mit dem 
Ziel der Vermeidung eines weiteren An- 
stiegs der staatlichen Defizite müssen 
daher von jenen Gmppen in dieser Ge- 
sellschaft getragen werden, die bisher 
nicht so stark wie die sozialversiche- 
mngspfiichtig Beschäftigten an der Fi- 
nanzierung der Staatsausgaben und ins- 
besondere der Deutschen Einigung betei- 
ligt waren. Dies sind vor allem 

die nicht oder nicht vollständig an der 
Soziaiversichemng beteiligten Er- 

3. ~Gschliepen von Steuemmgehungen 
Bevor neue Abgaben und Steuern 

eingeführt bzw. gefordert werden, müß- 
te generell geprüft werden, ob das beste- 
hende Steuersysten nicht noch mehr Ein- 
nahmen hergibt, wenn man die einzelnen 
Vorschriften konsequenter ausschöpft. 
Die Bundesregierung hat es bisher abge- 
lehnt, Vorschläge der SPD zum Abbau 
von ungerechtfertigten Steuersub- 
ventionen im Volumen von 15 Mrd. DM 
aufzugreifen6. 

Man muß darüber hinaus nicht nur 
die Behauptung der Deutschen Steu- 
ergewerkschaft zitieren, wonach dem 
deutschen Fiskus durch unzureichende 
Besteuerung und mangelnde Kontrolle 
über 130 Mrd. DM an erzielbaren 
Einnahmen verlorengehen. Auch mit 
Hilfe einer Untersuchung des Zentrums 
für europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) an der Universität Mannheim 
Iäßt sich für das Jahr 1992 in einer seriö- 
sen Hochrechnung eine Größenordnung 
von erzielbaren Mehreinnahmen von 
120 Mrd. DM beziffern. Untersucht 
wurde vom ZEW, welche Abgaben die 
Steuerpflichtigen aufgmnd der Gesetze 
zu zahlen hätten und welche Lasten von 
ihnen tatsächlich getragen worden sind. 
Dabei wurde sowohl auf das E i o m -  
mensteuerrecht als auch auf die un- 

~ ~ 

Lerden könnte. 
5. Mineralölsteuer . 

Neben der modifizierten Ergänzungs- 
abgabe wäre vielleicht ab 1986187 eine 
weitere Anhebung der Mineralölsteuer 
akzeptabel, wenn ein gewisser E i o m -  
mensausgleich erfolgt @.B. durch eine 
Fempendlerpauschale oderlund eine 
Entfernungspauschale). Sie müßte dann 
allerdings ökologisch ausgerichtet sein. 
Die Mehreinnahme müßte gezielt für 
umweltschonende Maßnahmen ausgege- 
ben und nicht in den allgemeinen Steuer- 
topf gegeben werden. 
6. Kqitalertragsbesteuemng 

Bezüglich der Erfassung der Zinsen 
auf Finanzanlagen ist mit der neuen 
Zinsabschlagsteuer und den höheren 
Freibeträgen versucht worden, ein drän- 
gendes Problem der Verteilungsgerech- 
tigkeit in den Griff zu bekommen. 

Anstatt der erhofften 23 Mrd. DM 
Zinsabschlagsteuer sind 1993 nur nind 
11 Mrd. DM dem Fiskus zugeflossen. 
Es hat sich gezeigt, daß dieses Instru- 
ment bisher nicht gegriffen hat. Benötigt 
wird erstens eine internationale UIsung 
(mindestens die Einbeziehung der EU- 
Staaten), bei der insbesondere (aber 
nicht nur) das Problem Luxemburg ge- 
löst wird8. Zweitens benötigt man die 
Auihebung des Bankgeheimnisses. 

werbstätigen, terschiedliche Besteuerung von Selbstän- wenngleich damit ~offergEldexpone ins 
die Unternehmen der Wirtschaft, digen und Arbeitnehmern (Abgrenzung Ausland nicht verhindert werden. Drit- 
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gionale Arbeitsamt oder das Landes- 
arbeitsamt sollen Regionalanalysen des 
Arbeitsmzktes als Grundlage für regio- 
nale Enhvicklungskonzepte erarbeiten. 
Betont wird in der Begdindung des 
AFSG, daß im Hinblick auf das Misch- 
verwaltungsverbot die solchermaßen in- 
itiierte regionale Kooperation ohne eige- 
ne Entscheidungsbefugnis bleiben muß - 
sie kann und rnuß allein durch den Pro- 
zeß der Konsensbildung und Selbstver- 
pflichtung der sich beteiligenden Akteu- 
re wirken. 

Diese Initiativaufgabe geht über die 
gegenwärtige Rolle der Arbeitsverwal- 
tung in der kommunalen oder regionalen 
Beschäftigungspolitik weit hinaus, bei 
der sie zweifellos die Rolle eines wichti- 
gen Beteiligten spielt - mehr aber nicht. 
Das setzt für die Ebene der Arbeitsämter 
natürlich einen völlig anderen Hand- 
lungsspielraum hinsichtlich der eigenen 
Mittel, Maßnahmen und Projekte vor- 
aus, als ihn die gegenwärtige streng 
hierarchische Ordnung und Lenkung 
durch Vorgaben der Hauptstelle der in 
Nürnberg gibt. Entsprechend sieht das 
AFSG vor, dezentrale Kompetenzen 
durch Globaltitel für die örtlichen Ar- 
beitsämter zu schaffen; ausdrücklichwird 
auch erwähnt, daß die Arbeitsämter sich 
in diesem Rahmen einen Experimen- 
tiertopf zur Erprobung neuer Projekte 
der Arbeitsfürdenmg schaffen können. 

Auch die Rolle des Verwaltungsrates 
wird gestärkt. er soll künftig nicht nur 
über ABM, sondern über das ganze 
Spektnim der Projekte und Maßnahmen 
aktiver Arbeitsfördemng beraten und 
entscheiden. Das ist eine wesentlich ver- 
breiterte Möglichkeit, aber auch Anfor- 
demng, die unbedingt zu begrüßen ist. 
Sie wird in den vielfältig geführten Dis- 

ASFG und ~rauenförde- 
rung: Nachbesserungs- 

bedarf 
Vorweg: Der ASFG-Entwurf bringt 

allein schon aufgrund seiner generellen 
Neuorientierungen mehr Chancen. die 
Situation von Frauen durch aktive Ar- 
beitsfördemg zu verbessern, und er 
nimmt außerdem eine ganze Reihe von 
frauenpolitischen Forderung zum AFG 
auf: 

Das Ziel gleicher Beschäftigungs- 
chancen für Frauen wird stärker hervor- 
gehoben, auch im Zusammenhang mit 
der Regionalisienmg. Frauen nach mehr 
alsdreijähriger Bemfsunterbrechung we- 
gen Kindererziehung gelten als arbeits- 
marktpolitische Zielgruppe. Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung sollen quo- 
tiert werden, dabei sollen Qualität und 
Struktur der Angebote beachtet werden. 
Bemfliche Bildungsmaßnahmen müssen 
auf Personen mit Familienaufgaben zeit- 
lich, inhaltlich und organisatorisch zu- 
geschnitten werden; laut Begründung 
zum Gesetz sollen den Trägem etwaige 
Mehrkosten, die durch Offnung von 
Maßnahmen für Frauen entstehen, er- 
stattet werden. Kindererziehungs- und 
Pfiegezeiten sollen zu beitragspflichtigen 
Zeiten werden, für die der Bund die Ko- 
sten übernimmt. Ausdrücklich sagt der 
Gesetzentwurf auch, daß die Verfügbar- 
keit am Arbeitsmarkt für Personen mit 
Kindern oder pflegebedürftigen Angehö- 
rigen nicht vom Nachweis einer 
Betreuungsmöglichkeit abhängig ge- 
macht werden soll. Organisatorisch gibt 
es weitere gleichstellungspolitische Ver- 
besserungen: Die Kompetenzen eines 
Frauenbüros ("Stelle für Frauenerwerbs- 

Jahren auf die Notwendigkeit einer Än- 
demng hin, um Frauen in solchen prekä- 
ren Beschäftigungsverhältnissen den 
Schutz des AFG zu gewähren. Daß dies 
ins neue ASFG nicht aufgenommen wer- 
den soll, bleibt ein ernstliches Manko. 
Dabei geht es weniger um die zweifellos 
geringen Beträge, die an Lohnersatz- 
leistungen entstehen würden, sondern 
um den Zugang zu den Maßnahmen akti- 
ver Arbeitsförderung. Zwar sieht ,das 
ASFG den Zugang für geringfügig Be- 
schäftigte vor; die Praxis der Arbeits- 
beranmg zeigt aber, daß für Arbeitsäm- 
ter - verständlicherweise - bei der Aus- 
wahl von Personen für eine Arbeitsbe- 
schaffungs- oder Qualifizierungsmaß- 
nahme das Kriterium .LeistungsbezugU 
eine Rolle spielt. Vor allem aber würden 
geringfügig beschäftigte Frauen, wenn 
sie arbeitslos werden, aus den Maß- 
nahmen von .Arbeit statt Arbeits- 
losigkeit" ausgeschlossen, die auf der 
Umwidmung von Leistungsansprüchen 
basieren und somit Bezug von Ar- 
beitslosengeld oder -hilfe voraussetzen. 

Ein weiterer Punkt ist die fortbe- 
stehende Diskriminierung von Frauen 
mit Lohnsteuerklasse V k m  Bezug von 
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe oder 
Unterhaltsgeld. Weil diese Leistungen 
im System des ASFG weiterhin netto- 
lohnbezogen sind, liegen sie niedriger. 
als von den Bnittoiöhnen her nahelie- 
gend (auf die schließlich die 
Arbeitslosenversicherung von den Frau- 
en bezahlt wird). Entsprechend erhalten 
Personen mit Steuerklasse 111 (in der Re- 
gel Männer) eine höheres Arbeitslosen- 
geld. Daran will das ASFG festhalten, 
mit der Begründung, solche Diskrimi- 
niemgen sollten durch Ändemng des 
Steuerrechtes behoben werden. Das 

kussionen über OrganisatiÖnsformen für arbeit") in jedem Arbeitsamt werden ge- kann nicht überzeugen, weil der Bmtt0- 
Reeionalisiemne als neue Politikmetho- reeelt. allerdines ohne Vetorecht. Die lohn als BezueseröRe der Arheits- 
de-&gang finden. Dabei wird sicher 
kritisch nachzufragen sein, ob die ande- 
ren Akteure eine solche Initiativrolle der 
Arbeitsvenvaltung akzeptieren werden, 
und ob die Arbeitsämter sie ausfüllen 
können, gerade wenn es damm geht, 
Wirtschaftsförderung und Stniknupolitik 
beschäftigungsfördernd umzugestalten. 
Dabei wird wichtig sein, darauf zu ach- 
ten, daß daß neben den klassischen Ak- 
teuren (Arbeitgeber, Arbeitnehmer und 
öffentliche Bank) die neu einzubeziehen- 
den Akteure (etwa Beschäftigungs- und 
Qualifuierungstäger, Projekte, ggf. die 

~ ~ b s ~ e r w a l t u ~ s o r ~ a n e  der Arbeitsver- 
waltung sollen künftig zwingend ge- 
schlechtsparitätisch besetzt werden. 

Zu kritisieren ist allerdings. daß we- 
sentliche frauenpolitische Forderungen, 
die zunächst in den Entwurf des AFSG 
aufgenommen waren, im gegenwärtigen 
Diskussionsentwurf der SPD-Bundes- 
tagsfraktion nicht mehr enthalten sind. 
Sie müßten erneut eingebracht werden: 

Ein Punkt ist, daß geringfügige und 
kurzzeitige Beschäftigung weiterhin bei- 
uagsfrei bleiben und mehrere kurzzeiti- 
ge Beschäftigungen weiterhin nicht zu- 

- ~ - ~  ~ .. ---  .....- ~. 
losenversichemng ohne weiteres in die- 
sem gesetzlichen Regelungsbereich ein- 
geführt werden könnte. Und schließlich 
bleibt als massiver Kritikpunkt anzumer- 
ken, daß bei der Gleichstellung von Er- 
ziehungs- und Pflegezeiten mit beitrags- 
pflichtigen Beschäftigungszeiten als Be- 
messungsgrundlage nur 75% des durch- 
schnittlichen Arbeitsentgeltes aller Ar- 
beitslosengeld-bezieherinnen gerechnet 
werden sollen, statt 100%. 

Frau sieht also: Auch in einem fort- 
schrittlichen ASFG tut man(n) sich 
schwer, Frauen wirklich gleichmbe- 

Hochschule), die nicht im VeIWalNIIgs- sammengerechnet werden sollen. Weil handeln, besonders wenn es Geld kostet. 
ausschuß vertreten sind. Ncht ru Randfi- bekanntlich besonders Frauen betroffen Hier besteht also noch erheblicher - ~~ ~~ ~ ~ - - -  ....-. ---...... ~-.- 
guren des Konsensprozesses werden. sind, weisen Frauenpolitikerinnen seit Nachbessemngsbedarf. 
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Arbeitszeitvolumina fehlt. Im Rahmen 
von Qualifuierungsmaßnahmen sollen 
betriebliche Praktika und Probebeschaf- 
tigungen fdrdeffähig werden. 

Neben der qualifuierten Ausweitung 
der Instrumente ist als Reformelement 
klar die größere Unternehmensnähe er- 
kennbar. Damit verbinden sich aller- 
dings auch Risiken von Mimahmeeffek- 
ten @.B. Inanspmchnahme von Lohn- 
kostenzuschüssen oder Quaiifuiemngs- 
fördenmg für neu eingestellte Arbeits- 
lose, während vorher, nachhe? oder 
gleichzeitig Beschäftigte entlassen wer- 
den). Dem soll begegnet werden einer- 
seits durch Beweislastumkehr zu Lasten 
des Arbeitgebers, wenn Tatsachen die 
Vermutung von Entlassungen stützen, 
andererseits durch die Pflicht, den Be- 
triebsrat oder Personalrat zu beteiligen. 
wenn das Unternehmen oder die Dienst- 
stelle aktive Arbeitsfördenmgsmaßnah- 
men beantragen will. 

Genau bei diesem ausdifferenzierten 
und verstärkten Präventionsansatz des 
ASFG wird für den Erfolg von aus- 
schlaggebender Bedeutung sein, ob die 
viel beschworene Verknüpfung der Wirt- 
schaftsfördemngs-, Investitions- und 
Stmkturpolitik mit der Arbeitsmarktpo- 
litik stattfindet. Um diese Verknüpfung 
werben die Arbeitsmarktpolitikerlnnen 
schon seit längerem, denn ihr Erfolg 
steht und fällt mit der ausdrücklich und 
kontrolliert beschäftigungswirksamen 
Gestaltung der Wirtschafts- und Stmk- 
twprogramme. Daran mangelt es bisher 
noch erheblich. 

Öffentlich geförderte 
Beschäftigung als 

gleichwertiger Arbeits- 
marktsektor 

Das AFG ist deutlich geprägt von ei- 
nem Berühmngsverbot, d.h. es dürfen 
nur solche Arbeitsplätze gefördert wer- 
den, die es ohne diese öffentliche Förde- 
rung nicht gäbe. 

Das AFG ist zwar inzwischen über 

gesellschaMich notwendiger, von Unter- 
nehmen aber nicht angefaßter Arbeit in 
den Ost-Bundesländern unausweichlich. 
Die Bundesregierung versah sie aber so- 
gleich mit dem Stigma der untenarif- 
lichen Vergütung oder genvungenerma- 
Den reduzierten Arbeitszeit, um vonvorn- 
herein festzuschreiben. daß es hier um 
einen gesellschaftlich geringer bewerte- 
ten Beschäftigungssektor gehen soll. 

Das neue ASFG dagegen soll öffent- 
lich geförderte Beschäftigung auf die 
gleichwertige Grundlage stellen, die für 
sie als Teil des allgemeinen Arbeitsmark- 
tes angemessen ist: Tarifentlohnung, so- 
ziale Sicherung, freiwillige. aber keine 
Zwangsteilzeitarbeit. Die Zielgmppen, 
die mittels öffentlich geförderter Be- 
schäftigung und Qualifiziemng eine 
Zukunftsperspektive erhalten sollen, 
sind erweitert. Für Langzeitarbeitslose 
soll ein Rechtsanspmch auf ABM ge- 
schaffen werden. 

Im Spektrum fördeffähiger ABM sol- 
len auch Möglichkeiten für ,nicht zu- 
sätzliche" geschaffen werden, d.h. fiir 
solche Maßnahmen, bei denen eine 
Konkurrenz zu bestehenden Untemeh- 
men und Angeboten nicht ausgeschlos- 
sen ist. Neben den klassischen öf- 
fentlichen und gemeinnützigen Maß- 
nahmenträgern sollen auch sonstige Un- 
ternehmen zugelassen werden, wenn die 
ABM den Arbeitsmarkt in wirtschafts- 
und sozialpolitisch erwünschter Weise 
zu beleben verspricht. Bei 
zielpppengebundenen Projekten für 
benachteiligte Erwerbslose, z.B. 
~eschaftt'n~s~esellschafien und Sozia- 
len Betriebe ist die Möglichkeit einer er- 
werbswirtschaftlichen Orientiemng vor- 
gesehen. Bei Schaffung von Dauerar- 
beitsplätzen soll es verstärkte Fördetung 
geben, neu eingefühn werden sollen de- 
gressive Fördemng über längere Zeit- 
räume korrespondierend zu steigender 
Wertschöpfung und zunehmenden 
Marktchancen sowie Existenzgrün- 
dungsfördemng für Beschäftigte im An- 
schluß an zielgmppengebundene Projek- 
te und ABM in Beschäftigungs- 

le, soziale und umweltbezogene - sowie 
für die Angleichung der Lebensverhält- 
nisse der Regionen, besonders zwischen 
den Ost- und den West-Bundesländern, 
hervorgehoben und zum Förderkriteri- 
um gemacht. Diese neue Anerkennung 
der Funktionen, die öffentlich geförderte 
Beschäftigung in der heutigen und zu- 
künftigen Situation von Stmktur- und 
Beschäftigungsentwickhmg haben kann 
und muß, über die bislang allein akzep 
tierte und regelmäßig als Dogma be- 
schworene bloße .BrückenfunktionU 
hinaus, ist mehr als überfällig: Die 
Beschäftigungslage und -perspektive 1äßt 
selbst qualifizierte .Arbeitsmarkthrük- 
ken" in vielen Fällen nicht an einem si- 
cheren Ufer. sondern in Ungewißheit 
oder im Nichts enden. Allerdings muß 
die gmdlegende Neuorientiemng, die 
das ASFG hier vorgibt, ihre Durch- 
setzbarkeit erst in der Entscheidungspra- 
xis der Verwaltungsausschüsse der Ar- 
beitsämter erweisen. Denn für die För- 
demng dieser Maßnahmen verlangt der 
ASFG-Entwurf. daß die Mehrheit jeder 
Bank des zuständigen Verwaltungsaus- 
schusses, also auch der Arbeitgeberbank 
zustimmen muß. 

Regionalisierung und 
Verknüpfung von 

Beschäftigungs- und 
Strukturförderung 

Der Enhvurf des AFSG setzt die Er- 
kenntnis um, daß Arbeitsfördemng 
wirksam nur möglich ist, wenn die Ar- 
beitsmarkfpolitik der Arbeitsverwaltung 
mit der Struktur- und Beschäftigungs- 
politik verknüpft wird. Von hier aus ist 
Regionalisierung als Politikverfahren ge- 
fordert, denn Verknüpfung ist nur auf 
der Ebene der unmittelbaren Akteure in 
der Region umsetzbar. 

Im AFSG wird dem örtlichen Ar- 
beitsamt die zentrale Funktion übema- 
gen, hier initiativ zu werden. d.h. die 
Zusammenarbeit der beteiligten Kreise - 
Kammm, Unternehmensverbände, Ge- 

den rein individuell-personenbmgenen gesellschaften. Damit werden erfolgrei- werkschaften, Gebietskörperschaften. 
Ansatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- che Modelle der letzten rd. 10 Jahre ee- arbeitsmarkt- und bildunesnoliticchc 
men (allein für zusätzliche ~aßnahmen, 
mit Konkurrenz- und Erwerbsorientie- 
rungsverbot) hinausgegangen und hat 
das Instmment der Umwelt- und Infra- 
stmktur-ABM mit dem § 249h (zusätz- 
lich nun 6 242s) geschaffen. Die projekt- 
oder betriebsförmigen Weiterentwick- 
lungen waren angesichts der Arbeitslo- 
senzahlen und zugleich riesigen Felder 

setzlich verankert und die arbeitspla&- 
schaffende Funktion öffentlich geför- 
derter Beschäftigung anerkannt, die zu 
dauerhaft sich selbst tragenden Arbeits- 
plätzen führen kann. 

Ausdrücklich wird im Diskussions- 
eniwurf des ASFG auch die Funktion öf- 
fentlich geförderter Beschäftigung für 
Innovationen - technologische. regiona- 

- - - - -- - - -- n-r ---------- 
Träger. Einrichtungen von Wissenschaft 
und Forschung - anzuregen. Dabei geht 
es um die Konsensbildung hinsichtlich 
der arbeitsmarkt- und sinumirpolitischen 
Ziele und über die Abstimmung des Mit- 
teleinsatzes aus den verschiedenen 
Politikfeldern für die konkreten Projekte 
und Maßnahmen der Arbeits-, Wirt- 
schafts- und Stnikturförderung. Das re- 
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tens erscheinen die allgemeinen Sten- 
erfreibeträge von 6.000112.000 DM plus 
Werbungskostenpauschale als zu hoch 
und als nicht gerechtfertigt im Vergleich 
zur Besteuerung anderer E i f t s a r t e n .  
Insgesamt liegt bei der Kapitalertragsbe- 
Steuerung ein starkes Finanzierungs- 
potential vor mit Ca. 10 - 20 Mrd. DM, 
die zur Finanzierung der Staatsausgaben 
herangezogen werden 
7. Reform der Grund-, Vermögens- unä 
Erbschnfrsbesteuerung 

Daß die Immobilien und Grundstiik- 
ke in Deutschland steuerlich nur 
unzureichend erfaßt werden, ist allge- 
mein bekannt. Man erwartet ein Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts, wonach 
die aktuelle Besteuerung von Grund- 
und anderen Vermögensteilen mit Hilfe 
der Einheitsbewertung für verfassungs- 
widrig erklärt wird. Insbesondere aus 
der stärkeren Angleichung der steuerli- 
chen Bewertung von Gmnd und Boden 
an die tatsächlichen Verkehrswerte muß 

8. Ökoabgaben 
Ökoabgaben sind keine Steuern, son- 

dern Sonderabgaben, die von einem ge- 
gebenen Nutzerkreis als Entgelt für den 
Bezug bestimmter öffentlicher Leistun- 
gen bzw. den Verbrauch von Umweltgü- 
tern wie 2.B. Luft, Wasser, Boden. Kli- 
ma gezahlt werden. Die E i e n  aus 
Abgaben fließen normalerweise nicht in 
den allgemeinen Steuertopf, sondern sie 
sind nur zweckgebunden zu verwenden. 
So muß 2.B. die Abwasserabgabe für 
den Bau von Kläranlagen usw. ausgege- 
ben werden. 

In der Politik spielten Ökoabgaben 
fnuier keine besonders wichtige Rolle. 
Das hat sich seit Ende der 80er Jahre ge- 
ändert. Allein der DGB fordert seit 1990 
neben der Erweitemng der Abwasser- 
ahgabe durch zusätzliche Schadenspara- 
meter auch weitere Abgaben wie 2.B. 

Stickstoffabgabe; 
Pflanzenbehandlungsmittel- und 

~rundwasserentmhmeäb~abe; 
Abwänneabgabe; 
Schwerverkehrsabgabe; 
Schadstoffabgabe (COllSO,/NO,); 
Einwegverpackungsabgabe: 
Altlastensaniemngsabgabe; 
AhgassteuerlSchadstoffabgaben für 

PKW. 
Wenn mit Hilfe dieser Abgaben be- 

stimmte umweltpolitischen Ziele finan- 
ziert werden könnten. die ansonsten aus 
dem allgemeinen Steuertopf finanziert 
werden müßten, hätten diese.Okoabga- 

ge lassen sich jedoch nur durch struktu- 
relle Änderungen des bestehenden Lei- 
stungs- und Abgabengefüges durchset- 
zen." In jedem Fall erfordert eine Poli- 
tik, die in diesem Sinne durch Abbau un- 
gerechtfertigter Steuerprivilegien und 
stärkere Besteuerung bei Unternehmen, 
großen Vermögen und hohen Einkom- 
men einen ~ast&ausgleich herbeiführen 
will, erhebliche Konfliktbereitschaft ge- 
genüber den davon Betroffenen. 

1 Vgl. Bundasminirtsiium der Finanzen IBMFI: 
EntwIckIung des Offantiichan Haushalts 1993- 
1998, Bonn 6. Juni 1994 sowie: 79. Sitzung 
des Finanzplanungsistr am 9. Juni 1994. in: 
BMF-Finanrnachrichtsn. Ni. 36 vom 
10.6.1994. 

2 Vgl. Uhlmann. R: Sch6na Zahlen. Waigslt Fi- 
nanzplanung bis 1998. in: Handelsblatt vom 
10.11 1.6.1994. 

3 Vgl. Lafontaina. 0.: Bundesregierung plant 
neu0 SteUerlüg~, in: Sozialdemokratischer 
Pressedienst Wirtschaft, Ni. 45 vom 
14.6.1 994, sowie: SPD sieht erheblich hbhara 
Steuwra~~fäila, in: Handelsblatt vom 
1.6.1994. 
Vgl. 2.6. Scheele, U.: Private Finanzierung und 
privater Betrieb von Infrastruktur: Probiama 
und Alternativen. Untersuchung im Auftrag 
der Hanr-Böcklar-Stiftung. Oldenburg 1992. 
sowie: Private Vorfinanzierung vertarrungr- 
widrig7 Staatsschulden werden verschleiert, 
in: Rheinische Port vom 23.2.1994. 
Vgl. Schemmal. C.: Steuerzahler unter Abgs- 
bsndruck. ? n ~  r in: Der Steuerzahler 1211993, S. 

.. 
Vgl. POß, J.: Finanzierung der .Sozielen Kom- 
ponenta' durch BekBmpfung der Stauermlß- 
brauchs. Zur Mißbrsuchsbekämpfung im Stsu- 
errecht und zur Steusrhinteiziehuno. in: Sorial- 
d8mokfatischsr Pressedienst ~ i & c h a f t  NI. 
27 vom 6.4.1993. 
Lang. 0.: Steuervermeidung und -hinterzie- 
huno bei der Einkommanrteusi. Eine Schät. ~ 

eine sozial gerechtere Besteuemng ge- ben neben ihrem Umweltziel auch fiska- .uns von Ausmaß und Gründen. in: Newslet- 

Wonnen werden. Eine Überwälzung lische Bedeutung. Vom Aufkommen her ,de1"; l ~ b ~ ~ ~ ß " U ~ ;  2::; \:; 
entsprechender Mehrbelastung der Ei- wären diese Abeaben vermutlich weni- sfsusruaiwsnduna bei dar Finknmman~*.iiar ~~~~~ - ~ ~ 

geniümer auf die Mieter mühe aller- ger bedeutend. - ~ i n e  Ausnahme wäre ~ i ~ ~ ~ ~ ; F ; ~ ; ~ ~ i ~ W  man 

dings a u ~ g e ~ c h l ~ ~ ~ e n  werden. eine allgemeine Energie- bzw. daß Luxemburg einer internationale Regelung 
Unabhängig von diesem Problem Klimaabgabe, die von der Bundes- der Zinsbesteusrung erst dann zustimmen will, 

liegt ein weiteres in dem Umstand. daß regiemg bzw. von der EU-Kommission ":n,'$~;r~;ll),i;;~;;K~~in,";;;~; in Deutschland in den letzten Jahren ein u.a. mit einer Größenordnung von Ca. 10 derländische Antillen, Monaco) der EU beteiiip 
erhebliches Vermögen entstanden ist. Mrd. DM gehandelt wurde. ten. vgl. Handelsblatt Nr. 21 vom 11.1.1994. 

welches zur Zeit andie ~rben~eneratioi 
weitergegeben wird. Damit kommen im- 
mer mehr Leute in den Genuß "arbeits- 
freien Einkommens". mit dem sie das 
Leben in vollen Zügen genießen können. 
Die Erträgnisse dieser großen Vermögen 
muß aber die Bevölkerung durch ihre 
Arbeit erst einmal schaffen. Dieser Um- 
stand wird aber auf absehbare Zeit auf 
Widerstände in der Bevölkerung stoßen, 
auf die die Politik reagieren wird. Im 
Ergebnis sollte dieses dann so sein. daß 
aus der Erhebung von Gmnd-, Ver- 
mögen- und Erbschaftssteuer zukünftig 
ein deutlich höheres Aufkommen erzielt 
werden wird als nach derzeitigem Stand 
von gut 25 Mrd. DM". 

Zusammenfassende 
Bewertung 

Das Ergebnis der Untersuchung der 
Frage, ob zur Bewältigung der Finanz- 
krise des Staates noch Konsolidie- 
rungspotentiale ausgemacht werden kön- 
nen, 1 s t  sich wie folgt charakterisieren: 
Es gibt derartige Potentiale in der Tat 
noch. Es dürfte jedoch aus einer Reihe 
unterschiedlicher Gründe. die meistens 
an der lnteressenlage von Beteiligten 
festgemacht werden können, schwierig 
sein, diese Finanzquellen kurzfristig zu 
realisieren. Mittelfristig sieht die Sache 
jedoch anders aus, diesbezügliche Erfol- 

9 Vgl. Sanazin, V.: BekBmpfung unerwünschter 
Steuergestaltungen. in: Deutsche Steueizei- 
tung. Nr. 1 1  vom 15.5.1994. S. 269 ff. 

10  er-sachverständigenraf zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung iSVR1 ba- 
ZiffeR das steuerliche Mehraufkommen bei der 
Anoarsuno der Einheitswerts an die Verkehrr- 
werte der immobilien auf etwa 1 1  M ~ ~ . D M  bei 
der Vermogansteuer und Ca. 7 Mrd. DM bei 
der Erbschaftssteuer. Bei der Grundrtsusr 
würde c.p. den Kommunen sogar ein Mehrauf- 
kommen von 55 Mrd. DM zufiie&n. Der SVR 
spricht sieh allerdings für eins autkommenr- 
neutrale Reform oer EinhsiirwsRrlsuein ad*. 
vgl SVR Jahierg~tachien 1993194 das SVR 
2c.r B e a ~ t a ~ h l ~ n o  der ( 1 e ~ a m t ~ 1 r t ~ ~ n a I t 1  chsn 
~ntwi&lung. ~ e i t z i f f ~ r n  306-107. in: ~ u n .  
destagsdruckrache 1216170. 

1 1  Weitere Vorschläge Iwie ..B. der einer lnvssti- 
tionrhilfssbgabs für Ortdeutschlandl finden 
sich bei Tofaute. H.: Frisches Geld für staatli- 
ches Handeln - gibt's das noch?, WSI-Diskus- 
SionsPaDier NI. 8. Düsseidort. M a n  1994. 
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Bankenmacht und demokratische 
Kontrolle des Finanzsektors 

von A n g d i ~  Sörfel* 

Macht oder management und unkontrollierte Macht auf den ,Substitutionswettbewerbn 
fiihren das gern gebrauchte Argument durch Anbieter von Finanzdienstlei- 

Machtmißbrauch - - der Banken. sie vollbrächten nur stuneen außerhalb des Banksektors. 
711r Disk~issinn ~ieustleistungen für die Volkswirt- Das alles hat weitgehend Alibifunkti- - - . - . - . . - - - . - . . 
um die Banken schaft, ad absurdum. on gegenüber der ~&ktvermachtun~ in 

Das alles geschieht vor dem Hinter- Deutschland. In der Apologetik des blü- 
.Das Kartell der Kassierer' - Giinter grund eines sprunghaften Wachstums henden ~ankenwettbewerbs werden da- 

Oeeers neues Buch über die unkontrol- des s~ekulativen Sektors der Finanz- durch nämlich verschiedene Ebenen des 
l i s e  Macht der Banken und Versiche- 
rungen gegenüber ihren Kunden hat 
"Nieten in Nadelstreifen' von Plaa 1 
der Bestsellerlisten der Wutschaftslite- 
ratur verdrängt.' Kein Wunder: wäh- 
rend Industrie und Handel in der Bun- 
desrepublik Deutschland in Ost und 
West die tiefste wirtschaftliche Krise 
seit Jahrzehnten erlebt haben, während 
die Arbeitslosigkeit in beiden Teilen 
Deutschlands immer mehr zur Mas- 
senerscheinung wird und soziale Lei- 
stungen zusammengestrichen werden. 
erzielen die Geschäftsbanken weit über- 
durchschnittliche Gewinne mit Zu- 
wächsen von mehr als 20%. Auffallend 
dabei ist, daß die Gewinnsteigerungen 

wirtsLhaft. das sich einer demokrati- 
schen Kontrolle weitestgehend entzieht 
und bis in die Vorstandsetagen der Ban- 
ken hinein Anlaß zu Besorgnis gibt. Da- 
bei geht es nicht allein um moralische 
Kategorien. Fianzmärkte sind der 
Dreh- und Angelpunkt für die Umwand- 
lung monetärer Ersparnisse in 
volkswirtschaftlich rentable Investitio- 
nen.= Maßstab der Kritik der Banken 
muß daher sein, wieweit sie ihrer Funk- 
tion gerecht werden und zur Entwick- 
lung einer regional, sozial und öko- 
logisch ausgewogenen Wirtschaftsstmk- 
tur beitragen. 

Wahrnehmen kann der Finanzsektor 
diese Rolle nur bei einem sinnvollen . 

Wettbewerbs einfach vermischt und die 
Konkurrenzverhältnisse auf den intema- 
tionalen Plätzen umstandslos auf den 
kartellierten Binnenmarkt und das 
Mengengeschäft mit den kleinen Leuten 
übertragen3. Der hiesige Bankenmarkt 
zeichnet sich durch die Privilegiemng 
der Banken gegenüber dem allgemeinen 
Kartellverbot für ihre Zins- und Kondi- 
tionengestaltung, durch kontinuierliche 
Konzentrationsprozesse bei Privatban- 
ken, Sparkassen und Volksbanken und 
durch eine feste Marktführerschaft der 
privaten Großbanken aus, die mit eini- 
gen Konzernen über Kapitalbeteiligun- 
gen, Aufsichtsratsmandate und das De- 
potstimmrecht eng veflochten sind und 

vor allem aus den Provisionserträgen. in Verhältnis von staatlicher Reguliemng stabile ~ i n a n z ~ r u ~ ~ e n  bilden.' Eine 
denen die Gebühren enthalten sind. und und funktionierendem Wettbewerb. Verflechtune von Bank- und Industrie- 
aus dem Eigenhandel herstammen, der 
die eigenen Geschäfte der Banken, dar- 
unter auch solche mit Finanzinnova- 
tionen, beinhaltet. 

Dazu treten fragwürdige Verhaltens- 
weisen wie eine undurchsichtige Gebüh- 
rengestaltung, die hohe Zuisspanne zwi- 
schen Einlagen und Krediten und gera- 
dezu räuberisch anmutende Praktiken 
einzelner Banken bei Geldautomaten. 
vorzeitiger Kreditm~ckzahlung oder 
Überschuldung. Damit verglichen wird 
die Aufsichtspflicht gegenüber Unter- 
nehmen locker gehandhabt, wie das Bei- 
spiel der Metallgesellschaft zeigt, und 
lmmobiiienspekulanten wie Schneider 
erhalten mit leichter Hand sechsstellige 
Beträge. Dieselben Leute, die so gerne 
das Bild von der Gefahrdung des Wirt- 
schaftsstandorts Deutschland durch 
hohe Löhne und Sozialkosten heraufbe- 
schwören, bringen damit selber die 
deutsche Wirtschaft ins Gerede. Miß- 

01. Angsline Sbrgd, wissenschaftliche Rafa- 
rentin bei der Arbaitsrkarnrnsr Bramen 

Wahrend die Bevölkerung in der Regel 
die wirtschaftliche Macht der Banken 
schon aus der Alltagserfahning heraus 
für groß hält, streiten die Banken sie 
entweder ganz ab, oder fiihren Rück- 
zugsgefechte. indem sie zwischen 
Macht und Machhnißbrauch unterschei- 
den oder mit dem internationalen Wett- 
bewerb argumentieren. Angesichts der 
begrenzten Größe des deutschen Fi- 
nanzmarktes im Vergleich zu den USA. 
London oder Tokio ist das natürlich ein 
.Totschlagargument" gegenüber jeder 
national ausgerichteten Kritik an 
Bankenmacht: Im internationalen Ver- 
gleich liegen selbst die deutschen Groß- 
banken erst weiter hinten. 

Das Argument der geringen Präsenz 
deutscher Banken auf den internationa- 
len Plätzen wird begleitet vom Hinweis 

auf den nationalen Wettbewerb der 
drei Universalbankgruppen - Sparkas- 
sen, Genossenschaftsbanken und private 
Geschäftsbanken - 

auf den freien Marktzugang in der 
Bundesrepublik Deutschland und 

- ~ -~ - ~ - ~  ~~~ 

unternehmen mag ein einseitiges Über- 
gewicht des Finanzsektors vermeiden 

-helfen; wenn sie aber innovationsfeind- 
lich wirkt, weil neue Wettbewerber am 
Markt zugunsten alter Bekannter nicht 
ausreichend unterstützt, Regionen ver- 
nachlässigt und die Kontrollmöglichkei- 
ten nicht mehr ausgeschöpft werden, ist 
sie schädlich für die Volkswirtschaft. 

Die Diskussion um die Kontrolle der 
Bankenmacht flammt deshalb nicht um- 
sonst, obwohl Gegenstand zahlloser 
Rückschl'age, immerwiederauf. Derletz- 
te Versuch datiert vom April dieses Jah- 
res: die SPD-Bundestagsfraktion hat am 
27.05.1992 einen Antrag ,Gegen wach- 
sende Macht der Banken und Versiche- 
rungen und für mehr Wettbewerb bei Fi- 
nanzdienstleistungen" eingebracht, des- 
sen erste Lesung am 29.04.94 stattfand:' 
Die Mehrzahl der Forderungen ist von 
ihrer allgemeinen Stoßrichtung her unter 
Kritikernder Bankenmacht unstrinig; sie 
richten sich gegen die Kartellabspra- 
chen, Hagen mehr Verbraucherrechte 
ein und wollen die Verflechtung von 
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rung von Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
offenbar kaum durchzusetzen. Das hat 
drei Grilnde: 

Die Unternehmen externalisieren die 
Kosten der aus betrieblichen Entschei- 
dungen resultierenden Arbeitslosigkeit. 
Der Arbeitgeberbeitrag zur Arbeits- 
losenversicherung ist kein Äquivalent 
für Qualifizierung und andere Arbeits- 
förderungsmaßnahmen. die das Arbeits- 
kräftepotential verbessern, und auch 
nicht für stmktur- und innovationsför- 
dernde Effekte der aktiven Arbeits- 
markrpolitik, die eine Verbesserung der 
Standortqualität frei Haus bedeuten. 

Beamte. Selbständige und einige an- 
dere Gruppen Erwerbstätiger haben 
zweifellos auch einen Nutzen vom Ab- 
bau der Massenarbeitslosigkeit (sei es 
hinsichtlich der gesicherten Grundlagen 
ihres Arbeitsnlatzes oder ihres E i o m -  

DM nis8tzlichen Personalnebenkosten 
belasten würde. Inzwischen ist der Ar- 
beitsmarktbeitrag hier kein Thema 
mehr: Die aktive Arbeitsmarkpolitik soll 
aus Steuermitteln f i i e r t  werden. Un- 
ter dem Aspekt der sozialen Ge- 
rechtigkeit ist nicht h i ~ h m b a r ,  da0 bei 
einer Steuerfinanzierung Arbeiterinnen 
und Angestellte zweifach herangezogen 
werden. Noch gravierender ist aller- 
dings, daB diese Kapitulation des ASFG- 
Entwurfes vor den Landerinteressen sich 
unter Umständen bis hin zum Scheitern 
der ganzen umfassenden Reform auszu- 
wirken droht: Es gelingt offensichtlich 
nicht, Bund und Lander auf eine gemein- 
same Verantwortung hin zusammenzu- 
binden. Und Skepsis ist angezeigt, ob 
eine sozialdemokratische Gesamtsteu- 
erreform wirklich durch Steuererhöhun- 

noch Kann-Leitung), bei Berufs- 
orientieningsmßnahmen, bei E i b e i -  
iungszuschüssen. 

Das ASFG verstärkt den Vorrang fiir 
beruflicheQualifizierung zur aktiven Ar- 
beitsförderung und somit die Orientie- 
rung auf Prävention. Demontierte instm- 
mente werden wiederhergestellt. Die Zu- 
gangsmöglichkeiten für von Arbeitslo- 
sigkeit Bedrohte werden verbessert. zu- 
gleich wird die Begriffsbestimmung, 
wer von Arbeitslosigkeit bedroht sei, 
weiter gefaßt als bisher (neu 2.B.: bei be- 
vorstehendem Beschäftigungsabbau des 
Betriebes. bei überproportionalen regio- 
nalen Beschäftigungsrisiken der Branche, 
bei befristeten Beschäftigungsverbält- 
nissen mit nur noch kurzer Dauer). Um- 
schulung soll begleitend auch für (noch) 
Beschäftigte möglich werden; Kombii- 

-- 
mens, sei es hinsichtlich der Lebensqua- 
lität in der Gesellschaft). Sie brauchen ABM in Westdeutschland seit 1974 
bisher aber keinen Beitrag zur F i i e -  m 1 

rung der aktiven Arbeitsmarktpolitik zu I 1 
leisten. 

Kosten und Erträge der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik fallen h6chst unter- 
schiedlich in den öffentlichen Kassen 
von Bund, Ländern und Sozial- 
versicherungen an. Das bestehende ge- 
trennte System erlaubt es im übrigen 
dem Bund, sich immer wieder partiell 
der Kosten der Arbeitslosigkeit zu 
entledigen, indem es die Arbeitslosen 
dem Sozialamt zuschiebt. 

Mit ail diesem wollte das neue ASFG 
Schluß machen 

durch die Beitragspflicht (Arbeits- 
marktbeitrag) aller Erwerbstätigen, d.h. 
neu der Beamten, Selbständigen und - 
durch spezialgesetzliche Regelungen - 
der Abgeordneten, Ministerinnen und 
Minister; 

durch Fianzierungsbeitr8ge von 
Ländern und Gebietskörperschaften so- 
wie von Arbeitgebern (Sozialplanmittel) 
zu zielgnippengebundenen, projekt- 
finnigen Beschäftigungs- und Qualifi- 
Werungsmaßnahmen; 

durch Erweiterung der zweckgebun- 
denen Arbeitgeberumlagen (neu: für 
Entlassungen äiterer Beschäftigter); 

durch einen mittelfristigen regelge- 
bundenen Bundeszuschuß und Beibehal- 
tung der Defuithaftung des Bundes für 
Defizite der Bundesanstalt für Arbeit. 

In puncto Arbeitsmarktbeitrag der 
Beamtinnen und Beamte war von An- 
fang an zweifeihaft, ob die SPD-gefiihr- 
ten Länder diesen Weg mitgehen wür- 
den, der die Länder mit rund 1.2 Mrd. 

74 75 76 71 78 79 60 81 82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 

Qualls: Bundesanstalt fiir A b i t  IIAT-94) 

gen die für die F i e n i n g  der Arbeits- 
marktpolitik erforderlichen Mittel auf- 
bringen würde. 

Prävention von 
Arbeitslosigkeit und 

Qualifizierung 
Dieser Handlungsbereich ist auch im 

.altens AFG vorrangig von dem An- 
spmch her, daß alle aktiven arbeitsför- 
dernden Maßnahmen relativ schnell und 
sicher die Brücke hin zum allgemeinen 
Arbeitsmarkt. zu Beschäftigung Hassi- 
schenveise in einem Unternehmen oder 
im öffentlichen Dienst schlagen (sollen). 
Gerade hier sind aber enorme Restriktio- 
nen in Kraft gesetzt worden, besonders 
mit der 10. und 11. AFG-Novelle, 2.B. 
bei bemflicher Qualifizierung (FuU nur 

tion von Kurzarbeit und Qualifizierung 
soll gefördert werden (wobei es nicht um 
eng arbeitsplatz- und betriebsbezogene 
Qualifizierung, sondern um chancener- 
weiternde Qualifuierung, auch für evtl. 
nötige Arbeitsplatzwechsel gebt). 

Bei Unternehmen, die vom Stnikhir- 
wandel betroffen sind. will das ASFG 
Beschäftigungsb~cken fördern, 2.B. in 
Form von Auffangbetrieben oder Quali- 
fizierungsgesellschaften. So sollen Per- 
spektiven zum Erhalt der Beschäftigung 
durch Hilfestellung zu den Struktur- 
wandlungsprozessen gegeben werden. 
Hierbei sollen Mine1 der Arbeitsverwal- 
Nng mit Soziaiplanmineln gekoppelt 
werden. Der Übergang älterer Beschäf- 
tigter auf Teilzeitarbeit soll gefördert 
werden - hier ist allerdings ein Manko, 
daß eine rechtliche Absicherung der 
Nachbesetzung für die freigemachten 
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Aufbruch zur Vollbeschäftigung 
Ein Arbeits- und Strukturförderungsgesetz 

als Kernstück einer neuen Beschäftigungspolitik' 
vonMariatme Weg* 

Arbeitsiördemgsgesetz Vergeudung menschlicher und gesell- der Hessischen Landesentwicklungs- 
AFG) war in den 60er Jahren schafdicher Ressourcen durch Arbeitsl* und Treuhandanstalt (Verfasser: W. D: ausgehend von der Vorstellung sigkeit muß gestoppt werden. Die Brük- Möhrle), daß eine gesamtgesellsthaft- 

dauerhaften Wachstums mit Vollbe- kenfunktion arbeitsmarktpolitischer liche Rechnung der Kosten und Erträge 
schäftigung konstmiert worden. In den Maßnahmen hin zu regulärer, ungeför- aktiver Arbeitsförderung zu einem posi- 
20 Jahren, seit sich dies in der Wirt- derter Beschäftigung muß gestärkt wer- tiven Saldo führt: durch die Gesamtheit 
schaftskrise 1974175 als unrealistisches den, damit Wachstums- und Strukturpo- der Nachfrage- und Beschäftigungs- 
Dogma erwies und eine dauerhafte und litik beschäftigungswirksamer umgesetzt Multiplikatoreffekte, Einnahmen bei 
von Krise zu Krise wachsende Massen- werden, und auch die betriebliche Steuern und Sozialversicherungen, Ent- 
arbeitslosigkeit sich etablierte, ist das Personalpolitik muß von hier Beschäfti- lashmgen der Sozialtransferkassen, 
AFG nicht etwa den neuen Erfordernis- gungsanstöße erhalten. Präventive Ar- Wertschöpfung der in den Maßnahmen 
sen gemäß weiterentwickelt, sondern im beitsmarktpolitik, vor allem mittels geleisteten Arbeit. 
Gegenteil unter kurzsichtigen Einspa- Qualifizierung, ist notwendig fiir Dieser gesamtwirtschaftlichen Ver- 
mgsgesichtspunkten immer restriktiver Stnikturwandel, Innovation und Be- nunft soll in einem kanfiigen ASFG zum 
gestaltet worden. Durch die neuen dem schäftigungssicherung (so 2.B. auch das Durchbruch verholfen werden: Im glei- 
AFG aufgehalsten Aufgaben der Bewäl- neue Ziel 4 der EG-Stmkturfonds 1994 - tenden Vierjahresdurchschnitt soll im 
tigung des Beschäftigungszusammen- 1999). Arbeitsmarkt-, Beschäftigungs- Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
bruchs in Ostdeutschland ist der Hand- und Strukturpolitik (regionale wie sek- die Relation der Ausgaben für aktive Ar- 
lungsdmck in Richtung einer grundlegen- torale) müssen verknüpft werden. um beitsförderung zu denen für Arbeits- 
den Reform erneut gewaltig gestiegen. Handlungspotentiale zusammemfas- losengeld und -hilfe mindestens 50:50 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat auf der sen, aufeinander abzustimmen und ihre betragen. Passive Arbeitslosengeld- und 
Basis eines lange und im Detail mit vie- Wirkung zu optimieren. Öffentlich ge- Arbeitslosenhilfemittel sollen umgewid- 
len Beteiligten geführten Diskussions- förderte Beschäftigung muß, solange met werden können für beschäftigungs- 
und Arbeitsprozesses einen ausgearbei- , Privatwirtschaft und öffentliche Ar- fördernde Maßnahmen wie Sach- und 
teten Diskussionsentwurf für ein Ar- beitgeber längerfristig derart riesige Lohnkostenzuschüsse an Unternehmen 
beits- und Sttuknirfördemngsgesetz Arbeitsplatzlücken lassen, wie Prognos oder auch als Existenzgründungshilfe. 
(ASFG) vorgelegt. vorhersagt, in völlig neuen Größen- Auf die Arbeitsverwaltung soll Um- 

Bei allen gegenwärtig formulierten ordnungen, Strukturen und Formen der setzungsdmck entstehen durch die Wie- 
Gesamtkomptionen für einen beschäfti- Stetigkeit zum "Ersten Arbeitsmarkt" derherstellung von Rechtsansprüchen, 
gungspolitischen Auiömch hin zu Voll- hinzutreten, Teil des allgemeinen Ar- die in den letzten AFG-Novellen demon- 
beschäftigung, mit dem ersten Schritt teitsmarktes werden. und dies zu Bediin- tiert wurden - 2.B. Fortbildung und Um- 
"Halbiemng der Arbeitslosigkeit bis gungen. die denen regulärer Beschäfti- schulung (FuU) -, durch neue Rechtsan- 
zum Jahr 2000' (so z.B. in der "Berliner gung gleichwertig sind. Frauenför- sprüche für Langzeitarbeitslose auf Ar- 
Erklärung" vom Juni 1994). spielt das demng muß integrales Element der Ar- beitsbeschaffungsnahmen (ABM), aber 
ASFG eine wichtige Rolle. Im Strategie- beitsförderungspolitik in allen Bereichen auch durch frühzeitige Eingliederungs- 
bündel der Vollbeschaftigungspolitik hat werden; das ist um so dringender einzu- pläne und Förderung von Maßnahmeket- 

.neben der Strategie eines langfristig und fordern, als gegenwärtig nicht nur der ten bis zum Gelingen der beruflich-be- 
groß dimensionierten Beschäftigungs-, Arbeitsmarkt und die Arbeitgeber Frau- trieblichen Wiedereingliedemg. Dreh- 
Struktur- und Innovationsprogrammes en diskriminieren, sondern die Arbeits- türeffekte von der einen Maßnahme in 
und der Strategie der Umverteilung der rnarktpolitik, das AFG, es letztlich nicht die Arbeitslosigkeit hinaus und nach ge- 
Arbeitszeit der Ausbau öffentlich gefor- anders hält. nügend langer Arbeitslosigkeit - vielleicht 
derter Beschäftigung eine wesentliche Welche Ansitze zu diesen gmdle-  - wieder in eine neue Maßnahme sind 
Funktion - 500.000 zusätzliche Beschäf- genden und weitreichenden Reformer- kontraproduktiv, teurer und Iängerdau- 
tigungsverhältnisse sollen so geschaffen fordernissen finden sich im Diskus- emd, menschlich unmmutbar für Be- 
werden. Das verlangt einen völlig refor- sionsennvurf des ASFG? troffene. 
mierten Rahmen -der ~rbeitsförde- 
rungspolitik; den liefert des ASFG. Arbeit statt Arbeits- Zuverlässige 

Ein neuer Auiömch der Arbeits- Finanzierungsbasis 
markt- und Beschäftigungspolitik ist an- losigkeit finanzieren für die ~ ~ b ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~  
gesagt: Wir müssen Arbeit statt Arbeits- Langst ist vorgerechnet worden, 2.B. 
losigkeit fianzieren. die weheuerliche für Arbeitsbeschafhinesmaßnahmen schaffen - 

vom Institut für ~rbeits-kt- und Be- Massenarbeitslosiekeit ist eesamtee- 
Marianns was. wiasbsdan. Abteilungsleiterin rufsforschung, in Hessen aktuell für sellschaftlich irrational. ~ro;zdem -ist 
irn hesrirchen Ministerium für Frauen. Arbeit 
und Sozialordnung "Arbeit statt Sozialhilfe" in einer Studie eine umfassende Politik der Finanzie- 
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Bank- mit Industrieunternehmen ein- Bankgewinne 1993 Deutsche Bank Dmdner  Bank 
schränken. Leider fehlt völlig der Ge- 

bank 
1993 Verandg. ' 1993 Ver4ndg.' 

sichtspunkt einer Anb'idung der Kredit- Bndg. 
Mrd. DM in V.& Mrd. DM in v.H. n 

politik der Banken an gesamhvirtschaft- 
n v.H. 

liehe Kriterien wie Beschäftigungsent- Bi'anzsumme 556,6 11.6 380,8 15.4 285.4 22,6 

Commen 
1993 Ver: 
drd. DM i 

. . -. . - - -. . . 
wicklune. ausgewogene Regional- MilL DM MilL DM MilL DM 
sbukturoOder Umweltschutz, 2.B. durch Zins(lberschuß 11.706 7.4 6.270 9.6 4.849 11.9 
selektive Mindestreservesaagestahng 
der Bundesbank, und die Verschärfung 
der Bankenauf~icht.~ Nichtsdestotrotz: 
Die Verwirklichung der Gesetzesinitiati- 
ve zur Stärkung des Wettbewerbs unter 
den Kreditinstituten und in der Wirt- 
schaft wäre so überfällig, wie ihre Aus- 
~ i ~ h t  211f Frfolg bisher ~er ing  ist. 

Venvaltungsaufwand 11.73 1 
Risikovorsoree 3.286 - - - -  

Behiebsergebnis 5.266 . 
Steuern 2.356 

".V... U-. - 
Aber selhsidort, wo doch ein reger Jahresilberschuß 2.243 22.6 1.065 10,3 586 40,9 

Wettbewerb herrscht, ~ m l i c h  auf den 
Ousl,s: Gesehattsbarichts ,993 internationalen Plätzen, verhindert er of- ---- ~ ~ ~ - - - ~  

fenbar nicht. daß sich destabilisierende 
Spekulation und Parasitismus entwik- Feld steht? Welche Zinskosten, welche einem Nachholbedarf bei der Absiche- 
k ~ l n  Wechselkurse sind bei der Preisee- m e  von Devisen-. Zins und anderen .. U.... 

Steuern wir auf eine 
Spekulationsökonomie 

zu? 
Seit Mine der 80er Jahre hat die 

weltweite Verbriefung von Krediten, 
der Computer-Handel auf den Fi- 
nanzmärkten und ein explosives Wachs- 
tum der sogenannten Finanzderivate zu 
extremen Unsicherheiten in der Ent- 
wicklung der Finanzmärkte geführt. 
Noch im Frühjahr dieses Jahres stand 
die Spekulationskrise erneut vor der 
Tür. Die .VolatilitätU der Finanzmärkte 
- d.h. das Schwanken der Kurse, Zin- 
sen, Preise - nimmt immer mehr zu; 
das vernetzte Weltfinanzsystem entwik- 
kelt eine unkalkulierbare Eigendynamik 
und wird immer krisenanfalliger. 

,Ohne internationale Spekulation 
kein internationaler Handel" halten die 
Befünvnrter der Finanzinnovationen da- 
gegen. In der Tat spiegelt sich im Be- 
griff "derivative Geschäfte" wider, daß 
ihnen ursprünglich ein reales Geschäft 
zugrundeliegt. Sie ermöglichen es, den 
Handel mit Waren oder Wertpapieren 
von seinen zusätzlichen Risiken. die aus 
Währungsschwankungen, Zinsverän- 
derungen oder Preisschwankungen 
herrühren, zu trennen: 

Rnhstoffpreise, Währungskurse, 
Zinsen. Aktienkurse etc. unterliegen 
großen Schwankungen, müssen aber 
trotzdem bei der betriebswirtschaft- 
lichen Kalkulation von Geschäften zu- 
gmndegelegt und möglichst niedrig ge- 
staltet werden. Welchen PreislKurs 
setzt man heute an für ein Weizenge- 
schäft, wenn das Korn noch auf dem 

stalhmg einer Exportware zu beriiEk- 
sichtigen, für die ein Zahlungsziel von 
einem Vierteljahr eingeräumt wurde? 
Wie umgehe ich unnötige Kosten durch 
Inflation und Wechselkurssteigemngen 
im Exportgeschäft? Solche und daraus 
abgeleitete Probleme realwirtschaftli- 
cher Natur sind der - beinahe in Verges- 
senheit geratene - Ausgangspunkt im- 
mer neuer Formen finanzieller Instm- 
mente - inzwischen ist die Rede von 
7000 Produkten -, die die Kosten senken 
und dem Kaufmann sein Risiko abneh- 
men und kalkulierbar machen sollen. 
Swaps 2.B. entstanden ursprünglich im 
Zusammenhang mit den Handelsbe- 
ziehungen multinationaler Konzerne: 
Der Exporteur, der seine Waren auf 
Ziel gegen fremde Wähning ins Aus- 
land verkauft. müßte bei einer Aufwer- 
tung der Inlandswähmng in der Zwi- 
schenzeit bis zum verelnbanen Zah- 
lungstermin Verluste h i ehmen .  Durch 
einen Terminkontrakt schreibt er einen 
bestimmten künftigen Wechselkurs fest 
und trennt damit das Basisgeschäft vom 
Wechselkursrisiko. 

Diese Abtrennung von Risiken vom 
Basisgeschäft ist der gemeinsame 
Ausgangspunkt und der Kern der 
verschiedenen Instrumente, aber die 
Spekulation, die das möglich macht, hat 
sich längst verselbständigt: zum großen 
Teil erzeugt sie selber die Preis- und 
Kursbewegungen, zu deren Beherr- 
schung sie doch angeblich so nützlich 
ist. Sie ist damit zur bestimmenden Sei- 
te der Entwicklung der neuen Insuu- 
mente geworden: ,... das weltweit zu 
beobachtende Wachstum der Derivate 
Iäßt sich nicht mehr hauptsächlich mit 

~ i s g e n  begründeni. schreibt selbst die 
Deutsche Bundesbank.' Nach Schätznng 
des Internationalen Währungsfonds be- 
läuft sich der Umfang dieser Geschäfte 
inzwischen auf mehr als 10.000 Mrd. 
US $. Das entspricht von der Grö- 
ßenordnung her fast dem gesamten jähr- 
lichen Bmttosozialprodukt der USA und 
der EG zusammen. Rund die Hälfte des 
Markivolumens entfalt dabei auf swaps, 
vor allem Zinsswaps, Termingeschäfte 
machen mnd drei Zehntel aus und Op- 
tionen ein Fünftel. Alarmierend ist vor 
allem die schnelle Zunahme dieser Ge- 
schäfte: seit 1987 hat sich ihr Volumen 
mehr als versechsfacht'. 

Risikomanagement mag also der 
Ausgangspunkt der Finanzinnovationen 
sein. zweifellos vemrsachen sie aber 
mehr Risiken, als sie begrenzen. Selbst 
dort, wo es sich nicht um reine Spekula- 
tion handelt, findet immer eine ,Ver- 
doppelung" von Geschäften statt: Die 
traditionellen Risiken werden herausge- 
löst aus dem Geschäft, und jeweils mit 
ihrem Basisbetrag erfaßt, zugleich steht 
aber das Basisgeschäft selber weiterhin 
zu Buche. Sind Positionen offen geblie- 
ben, müssen zu ihrer Schließung wieder 
neue, gegenläufige Kontrakte abge- 
schlossen werden. Dadurch bauen sich 
immer größere B~ttobeträge auf. .Die- 
se stehen dann in keinem direkten Ver- 
hältnis zu den realwirtschaftlichen 
Größenordnungen". formuliert die 
Deutsche Bundesbank mit dem ihr eige- 
nen Understatement. Die Märkte stehen 
auch untereinander in Verbiidung. 
Preisdifferenzen in einzelnen Marktab- 
teilungen werden durch Ausgleichs- 
geschäfte (Arbitrage) in anderen Abtei- 
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lungen ausgenutzt und vemrsachen da- 
durch wieder ein erneutes Wachstum. 
Jede größere Schwankung eines beliebi- 
gen Marktrisikos löst hektische Aktivi- 
täten aus. Optionen erhöhen das Markt- 
volumen drastisch, ohne daß ein größe- 
rer Kapitaleinsatz nötig ist, vertiefen 
also dieses Mißverhälmis weiter. 

aber in dem Gesetz wesentliche neue 
De-Regulierungselemente enthalten; 
vor allem wird Kapitalanlagegesell- 
schaften ein deutlich größeres Enga- 
gement in derivativen Geschäften er- 
möglicht.1° Damit erleichtert die Bun- 
desregierung den deutschen Kreditinsti- 
tuten die gleichberechtigte Teilnahme 
am ,bilanzunwirksamen Geschäft" auf 

auf die nationale Ebene, da0 es nur Vor- 
schriften kennt, die bestimmte Einzelri- 
siken limitieren. Es enthält dagegen kei- 
ne Regelung für das Gesamtrisiko einer 
Bank, noch sieht es Maßnahmen vor, 
mit denen die Gefahr einer Ausbreitung 
von Bankzusammenbrüchen auf andere 
Banken verhindert wird. Das ist aber 
gerade das Typische einer Bankenkrise. 

DeS~rientierung durch den internationalen Fmanzplätzen. In Durch die ~ ' h n m g  des europäischen 
die gleiche Richtung zielt auf internatio- Binnenmarktes ist mit dem Prinzip der 

die FinaIVmärkte - wer naler Ebene die eenlante Liberalisierune soe. Herkunftslandkontrolle eine zu- -~ ~ 

U r~~ ~~ 

reguliert die Wirtschaft? der Finanzdienstleistungen im Rahmen s ä h c h e  Lücke in der Bankenaufsicht 
des GATT. geschaffen worden: jedes Land ist sel- 

Alles in allem wurde damit durch die Nun ist aber die Herstellung der in- ber für die ~ufsichc gegenüber seinen 
Einführung der neuen Fmanzprodukte ternationalen Wettbewerbsfähigkeit Banken, auch denen im europäischen 
im Rahmen der Lockemng der auf- ebensowenig ein Selbstzweck wie die Ausland, zuständig, aber keine Auf- 
sichtsrechtlichen Beschankungen und Wirtschaft an sich. sondern muß an der. sichtsbehörde wacht über den europäi- 
der allgemeinen Einführung der Nieder- ökologisch verantwonharen, Steigerung schen Finanzmarkt insgesamt." 
lassunesfreiheit für Banken und andere und gerechten Verteilung des eesell- 
Finanz-htitute, im Verein mit der tech- 
nisch möglich gewordenen Vernetzung 
der Weltfmanzmärkte, die Kreditschöp- 
fungsfahigkeit der Banken in einem so 
unerhörten Mai3 gesteigert, daß sie von 
den national operierenden Zentral- 
banken nur noch schwer zu kontrollie- 
ren sind. Die Aufgabe, der sich die Ent- 
wicklung wirtschaftspolitischer Alterna- 
tiven stellen muß, besteht nun darin, das 
realwirtschaftliche von dem spekulati- 
ven Moment zu trennen, ohne den Au- 
ßenhandel zu beeinträchtigen. 

Seit Mine der 80er Jahre wurde auch 
in der Bundesrepublik Deutschland trotz 
bereits weitgehender Liberalisiemng 
mit der Begründung der Steigemng der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Banken und Börsen eine 
weitere De-Regulierung staatlicher 
Eingriffsmöglichkeiten im Bereich der 
Finanzdienstleistungen durcbgeführt, 
die mit der sog. Rest-Liberalisiemng 
des deutschen Kapitalmarkts 1985 ihren 
Ausgangspunkt nahm.9 Durch das zwei- 
te Fmanzmarktförderungsgesetz, das im 
August d. J. in Kraft treten soll, wird 
zwar der deutsche Wertpapierhandel ei- 
ner Aufsicht durch ein neues Bundes- 
aufsichtsamt für den Wertpapierhandel 
unterstellt. In diesem Zusammenhang 
wird Insiderhandel, bisher nur als Kava- 
liersdelikt angesehen. zum Straftat- 
bestand mit einer Strafe von, im 
schlimmsten Fall, 5 Jahren Gefängnis. 
Während die Börsenzeitung diese Re- 
form als .Kulturrevolution" (!) bezeich- 
nete, handelt es sich doch um nichts als 
eine längst überfällige Anpassung an 
noch weitergehende, tradierte Rechts- 
normen auf anderen Finanzplätzen, ins- 
besondere in den USA. Zugleich sind 

schafiichen Wohlstands, &I der Schaf-, 
fung von Arbeitsplätzen und Sichemng 
stabiler Lebensbedingungen für alle 
Bürgerinnen und Bürger gemessen wer- 
den. Was nützt die Internationalisiemng 
der Finanzgeschäfte, wenn sie dazu 
führt. daß zusätzliche Risiken ins Land 
kommen? 

Denn in den letzten acht Jahren sind 
die Aufsichtsrechte der Bundesbank 
bzw. des Bundesaufsichtsamts für das 
Kreditwesen zwar erhöht worden. In 
der Diskussion sind auch internationale 
clearing-Systeme und eine Vereinheitli- 
chung der Eigenkapitalvorschriften für 
Banken und Wertpapierhäuser auf der 
Grundlage der "Kapitaladäquanz-Richt- 
linie" der EG, die die Pflicht zur Unter- 
legung offener Risiken mit Eigenkapital 
erweitertt1. Aus zwei Gründen hinken 
diese Regelungen aber der Entwicklung 
trotzdem hinterher: Einmal beschränkt 
sich die Meldepflicht auf die Aufsichts- 
Organe, aber die Marktteilnehmer erfah- 
ren davon nichts. In den Vereinigten 
Staaten 2.B. sind die Banken verpflich- 
tet, entsprechende Angaben in ihren Ge- 
schäftsberichten zu veröffentlichen; die 
deutschen Banken haben das bisher er- 
folgreich abgewehrt! Die derivativen 
Geschäfte müßten in den Jahresab- 
schlüssen der Banken im Geschafts- 
bericht veröffentlicht und gemeldet wer- 
den. Zum andem wird immer nur das 
ursprüngliche Risiko mit Eigenkapital 
abgesichert, aber nicht die Folge-Risi- 
ken, die dadurch ausgelöst werden kön- 
nen. Sie müßten aber im Fall einer Kri- 
se ebenfalls aus dem vorhandenen Kapi- 
tal befriedigt werden. 

Es ist ein grundsätzlicher Mangel des 
Kreditwesengesetzes, schon in bezug 

Umverteilung zu den 
Vermögenseinkünften 
Nun ist Deutschland im Unterschied 

zu allen wichtigen Industrieländem von 
Bankenkrisen in den letzten Jahren ver- 
schont geblieben. Diversifuierung durch 
das Universalbanksystem, stille Reser- . 
ven, hohe Eigenkapitalbestände und ein 
privater Einlagensicherungsfonds der 
drei Bankengmppen bilden die Grund- 
lage der relativen Krisemesistenz. Ga- 
rant und Voraussetzung von Sicherheit, 
Vertrauen und Risikobegrenzung sind 
damit aber die hohen und stabilen Ge- 
winne der Banken, denn nur sie machen 
es möglich, die entsprechenden finan- 
ziellen Polster aufzubauen. Die Banken 
schaffen so erst einmal neue und alar- 
mierende Risiken, an denen sie, wenn 
alles gut geht, kräftig verdienen. Dann 
argumentieren sie, daß sie zum Schutz 
vor den neuen Risiken ihr Eigenkapital 
zur Sicherheit erhöhen müßten, und ha- 
bendamit denweggefunden, immer neue 
und höhere Umverteilungen des gesell- 
schaftlichen Reichtums zu ihren Gunsten 
als volkswirtschaftlich wünschenswert 
und stabilisierend zu rechtfertigen." 

Damit wird aber der Staat in die Si- 
tuation versetzt, einzelkapitalistisches 
Gewinnstreben und Einkommensum- 
verteilungen nigunsten der Banken 
gesellschaftspolitisch sanktionieren zu 
müssen, während zugleich seine geld- 
und wähnmgspolitischen Eingriffsmög- 
lichkeiten gegenüber den durch privat- 
wirtschaftliche Politik vemrsachten De- 
fiziten, die über die Grenzen hinein- 
schwappen, geschwächt werden: .Re- 
gierungen und Zentralbanken.. . müssen 
sich unter Umständen vor den Fondsma- 
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und erhöht damit sowohl den gewerk- 
schaftlichen Verhandlungsspielraum in 
kollektiven Lohnverhandlungen als auch 
den individuellen Verhandlungsspiel- 
raum von Belegschaften oder einzelnen 
Lohnabhängigen bezüglich der Höhe 
nichttariflicher Lohnbestandteile. Zwar 
wurde im Szenario angenommen. daß 
die Gewerkschaften sich auf Zugeständ- 
nisse bei den Tariflöhnen einlassen. um 
die verstärkte AZV zu kompensieren. 
Eine verhandlungsmachtbedingt höhere 
Lohndrift dürfte sich jedoch nicht völlig 
vermeiden lassen, so daß es gegenüber 
dem Basisszenario und auch dem "Kern- 
MOB' zu einer leicht verstärkten Ent- 
wicklung der Lnhnstückkosten kommt, 
die sich auch auf die allgemeine Preis- 
entwicklung auswirkt. Die Konsumen- 
tenpreisinflationsrate dürfte nach unserer 
Prognose im Durchschnitt des Simulati- 
onszeitraum um etwa 0.3 Prozentpunkte 
über der des Basisszenarios liegen. 

Wir haben angenommen, daß die 
Bundesbank unter stärkerer Wahrneh- 
mung ihrer stabilitätspolitischen Verant- 
wortung eine aktive Unterstützung des 
Programms durch eine beständige gra- 
duelle L n c k e ~ n g  ihrer Zinspolitik be- 
treibt. Die simulierte Unterstützung von 
.Kern-MOB" und .MOB plus AZV" 
durch eine dauerhaft Vermindemng des 
Lombardsatzes um 0.8 Prozentpunkte 
gegenüber dem Basisszenario ließe nach 
unserer Prognose bis 2004 ein zusätzli- 
cher Beschäftigungseffekt von etwa 0.6 
Millionen entstehen. Umgekehrt würde 
eine restriktivere Zinspolitik desselben 
Kalibers die Beschäftigungswirkungen 

duzierte steigende Be- I I I I Sachk. ( 
schäftigung und Nach- 1% 1 20 2 6 1 15 

Das .Kern-MOB* Mnsnzbedarf des MOB 
fiir sich genommen und Mehreinnahmenlfiderausgaben 
reicht nicht aus, um ei- - in Mrd. DM - 
nen aktiven Konsolidie- 
rungsbeitrag zu errei- nnanzbadati 

~ozia l le i s tun~bere ich  :t 1:; 1 nie mehr als 80 Prozent 2W3 44 42 - 25 
des zusätzlichen Ausga- 2004 46 48 - 26 

bevolumens. Gesamt 447 237 527 255 - 96 
Die zusätzlich infol- 

Fhianzierung 

frage bewirkten zusätzli- iz 
chen Staatseinnahmen 1998 
erreichen zusammen mit 1% 

den Minderauseaben im 

ge der ~ e ~ ~ h ä f t i ~ ~ ~ ~ ~ ~ f -  1) Gegenübr den in Tab. 5 a u ~ ~ M n e n  Anrsflen unmracheidn sich 
diese Oteraicht dadurch. da8 der Programmteil .GeaundheiuKranken- 

fekte des .MOB plus h ~ s -  hier unter Penwiai- und Sachkosten vmuch t  ist. 
AZV' prognostierten 

chen. Die durch die in- J a k  I MOB') ( P8r80mV I S t m m  I SV I Kmdit 

29 4 14 6 13 
38 9 24 11 10 
39 14 36 17 0 
u 21 49 25 - 10 
46 26 64 32 - 24 

~ & ~ ~ i ~ ~ ~ h ~ ~ ~  erhöhen den Matb~ng 1994. bno Maltfe d. H. IHng.1. Kev- 
nas . Kommsnlisne Warka~rwahl. Hambbig Deckungsgrad der zusätzlichen Ausga- ,965. 521f. 

ben des Staates durch die zusätzlichen 
E i e n  des Programms deutlich. Er 
liegt ab 1999 bei mnd 100 Prozent. Die 
weiteres Wachstum induzierende aktive 
Unterstützung der Bundesbank hebt die- 
sen Deckungsgrad von 1998 an auf über 
100 Prozent, so daß ab 1999 eine Ver- 
mindemng der in der Startphase gegen- 
über dem Basisszenario entstandenen 

~ ~ ~. 
4 Vgl. Hickel. R.: Jmn ind ie  Fiskal- und Geldv- 

litik gefordert: in: Winrchahrdianrt 4/1994, 
S. 166 

6 Vgl. 2.0. Bsnhold, N.: Arbeitslosigkeit. 
ArbeitrxeitverkOr~~ng und Arbeitnplatzbeslt- 
Zer: in: Winsehaftrdienrt 411 994. S. 170. und 
Bmller, F., Teriet, B.: Ein Instrument zur Ein- 
dämmung der Arbeitslosigkeit: in: sbd.. S. 172 

8 Die anschließende Vsrglsichrsimulation (sog. 
Bsrirlörungl mit dem ökonometiirchsn Modell 
LAPROSIM geht von einem invertitionspaliti- 
schen Status Ouo aus. 

~ ~ h ~ ~ ~ ~ ~ ~ h ~ l d ~ ~ ~  beginnen km, die 7 Vgl. Kommission der Europäischen Gsmein- 
schatten: Wachstum. Wettbawerbsf8higkeit. 

schließlich ab 2002 kumuliert in ein ge- Beschäftigung - Herausforderungen dsr Ga- 
genüber dem Basisszenario reduziertes gsnwart und Wegs ins 21. Jahrhundert. Weik 

Niveau der B~ttostaatsschuld um- ";,"F lgg3 
schlägt. 9 Vgi. Aibeitskreis .lndustiispolitik- dar 

Die anfängliche KreditfinanzieNng W~rtschaftsminirtark~nf~1en1: Bericht rum 
Thema .Technologiemansgemant. Technolo- des Programms, gekoppelt mit seinem gietransfer und tschno~ogischa zusammen. 

nur mäßigen inflationären impuis, ver- arbeit mit den Reformstaaten Mittel- und Ort- - - 
um einen ähnlichen Betrag mindern. Der hindern &I übrigen ein Ansteigen der lo "PEn"::$ission .Vw60Tgs 
prognostizierte Gesamteffekt des MOB Staatsquote über das Basisniveau. Schutz der Eidatmosohäre*: Schutz der Erde: 
liegt bei etwa 2.3 Millionen zusätzlich 
Beschäftigten bis 2004. Das reale BSP 
liegt in 2004 um über 80 Mrd. DM über 
dem Niveau des Basisszenarios. Das 
Preisniveau übersteigt dasjenige des Ba- 
sisszenarios um etwa 3 Prozent. 

3.2.2 Dieprognostizierten Wrkungen 
des Programms auf die Entwicklung des 
Staatshaushalts 

Angesichts der in den Jahren seit dem 
Beitritt der neuen Bundesländer massiv 
gestiegenen Staatsverschuldung kommt 
dem Finanziemngsaspekt des Pro- 
gramms erhebliche Bedeutung zu. E i  
Programm vorzuschlagen, welches mit- 
tel- und langfristig zu einer noch stärke- 
ren Entkonsolidiemng der öffentlichen 
Haushalte und in der Folge zu noch stär- 
keren Belastungen der Bevölkerung mit 
Steuern- und Abriaben führen müßte. 
wäre nicht veranGortbar. 

Im weiteren wird nicht zwischen West- und 
O~tdeutschlend differanzien. Dies Iäßt sich, in 
Anbetracht der noch gänzlich unterschiedli- 
chen Rahmenbadingungen in beiden Teilen 
Deutschlands. nur damit begründen, endlich 
eine geSamtwiRs~haftiicha Betrachtungswei 
ss einnehmen zu wollen. Angesichts der zsitli- 
chen Rahmens das vorgeschlagenen Program- 
mes erscheint sinn derartige Voigehensweiss 
nb, baiecht gt. Den spsiieien ~röbeman Ort- 
demschlanos tragt das .A~fba~prograrnm fdr 
Ortdsrtrch and' Rscnndno. wsicner dar WS! -. 
im Hsrbrt 1993 vorgestallt hat: vgl. Nolts, D.. 
Schafer. C.. Sitte, R.. Tdauts, H.. Wagner. 
A., Zieglar. A.: Ein Aufbaupmgramm für Ost- 
deutschland: in: WSI-Mittsilungen.1011993, 
5.635 - 648 
Hierbei handelt er sich um die durch Basisinno- 
vst onan a~sgslbsts Isngl,.stigs Wellenent- 
W C L I . ~ ~  130. 50  ~ahr.1; vg . dazu aLcn AP- 
oslbaum. E.. Schenkst. R.: Das Ende der Voll- 
bsrchäft&u~gl Zur ~inschaftrentwick& in 
Industrieländem; in: WinochafIsdienst 41 
1994, S. 199f. 
Vgl. auch Nolte. D., Schmal. H.: Kernes .I8 
Staanationstheoratiker- eine Intsrmstation: in: 
Hei;. A., Meißner. W., ~ o f s u t i .  H. (Hrrgl: 
Maix und Keynar und dia Krise der Naunrigai, 

in: Deutscher Bundeitag (H1sa.1: Zur Sache 
19190. 2. Bd., Bonn 19% 

- 

11 Vgl. Hickel. R.. Priewe, J.: Finanzpolitik für Ar- 
beit und Umwelt. Köln 1969. S.291ff. ~. 

12  V4i. dazu =.B. a&hdie DGB.lnfoimationen zur. 
w%Ischafts- und Umweltpolitik Investitions- 
offensive für q~slitativBS Wachstum. Nr.71 
1988, und DGB-Informationen zur Win- 
schafts- und Strukturpolitik: Ein offantliehes 
lnfrastr~kturprogr~mm für Ostdeutschland, 
Nr.211991, und DGB-lnformationan zur Wirt- 
schafts- und Umweltpolitik: Standon Bundes- 
republik - Infrastruktur und Untsrnehmens- 
steuern. Nr. 1411 989. 

13  Die hier genannten gesamtwiRschaftlichen Ef- 
fekte des MOB wurden mit dem Simulations- 
modell LAPROSIM berechnet. Das Modell iA- 
PROSIM YW 5.5 ist ein makroökonomatri- 
sches Jahrermodell der alten Bundesländer. 
Eine umfarreods Dokumentation ist gegen 
eins Schutzgebühr beim Institut für Konjunk- 
tur- und Strukturforschung IIKSFI erhältlich: 
Klau* Bansch. Universität Bramen, FB 7, Port- 
fach 33 04 40.28359 Bramen 
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können. Zugleich könnte damit der 
Trend des sich verlangsamenden Tem- 
pos öffentlicher Infrasmiknirinvestitio- 
nen der letzten zwanzig Jahren endlich 
gebrochen werden. 

Mit 31,5 Mrd. DM (nominell) soll 
der Ausbau von Hochgeschwindigkeits- 
strecken im Bereich der Deutschen Bahn 
AG gefordert werden. In besonderem 
Maße soll auch der Güterverkehr geför- 
dert werden. 

Bundesdeutsche Universitäten weisen 
eine Auslastungsquote von gegenwärtig 
185% aus. In absehbarer Zukunft ist mit 
keinem Rückgang der Studentenzahien 
zu rechnen, zumal angesichts des Hoch- 
technologiestandortes Deutschland kei- 
neswegs von einer ,Studentenschwem- 
me" gesprochen werden kann, sondern 
Bildungsinvestitionen die Grundlage 
künftiger Erfolge darstellen. 39.5 Mrd. 
DM sind in dem hier vorgeschlagenen 
MOB zusätzlich zum Ausbau der Uni- 
versitäten und Hochschulen in der Bun- 
desrepublik vorgesehen. 

Auch in der Gesundheitsversorgung 
gibt es beklagenswerte Engpässe, denen 
durch die Aufstockung des Pflegeperso- 
nals um 40.000 zusätzliche Kräfte im 
Rahmen eines Ansatzes von 27.5 Mrd. 
DM (nominell) Rechnung getragen wer- 
den soll. (Ähnliches gilt u.a. für die Fi- 
nanzverwaltung, die Polizei, den Bil- 
dungs- und Erziehungssektor einschließ- 
lich des Kiderbetreuungsbereiches, die 
hier im einzelnen nicht berücksichtigt 
worden sind.) 

Zur besseren Steuerung des auch 
nach Umleitung des Verkehrs auf um- 
weltfreundlichere Verkehrsträger und 
nach Vernetzung von Verkehrsträgern 
(Kombi-Verkehr) verbleibenden Indivi- 
dual- und Güterverkehrs auf der Straße 
bedarf es der Entwicklung und Einrich- 
tung von Verkehrsleitsystemen, die 
durch die Verteilung des Verkehrs die 
Umweltbelastungen minimieren. Dazu 
sind 33,5 Mrd. DM vorgesehen, die 
hohe private Komplementärinvestionen 
und induzierte private Konsumnachfrage 
erwarten lassen. 

Insgesamt betrachtet'gibt es also kei- 
ne Schwierigkeiten, das Modernisie- 
m g s -  und Beschäftigungsprogramm in- 
haltlich mit Beisnielen und Feldern aner- 
kannten gesell&haftlichen Bedarfs zu 
belegen." Es sollen an dieser Stelle noch 
einmal die namengebenden Bestandteile 
des Programms gewürdigt werden: Die 
Bedeutung - und damit auch Abgrenzung 
gegenüber anderen Konzeptionen 
scheinbar vergleichbaren Strickmusters - 

des MOB liegt nicht in Schaubild: Beschäftigungseffekte des MOB 
erster Linie in seiner Abweichung vom Basisszenaiio 
kurzfristigen Impulsset- 
zung in Zeiten konjunk- Tiuiend Piimonen 

tureller Schwäche. son- A I 
dem in der dauerhaften 
Aufstockung der unzu- 
reichenden privaten In- 
vestitionstätigkeit durch 
die investiven Anstren- 
gungen der Gehietskör- 
perschaften. Damit soll 
nicht nur d i k t  zusätzli- 
che Beschäftigung ge- 
schaffen werden. son- 

ten Produktivitätseffek- Kein-Mo~ BK.~~-MOB +MOB p(ui A N  a . s a r n t - ~ ~ ~  te, die Modernisiemng 
der M r ~ ~ ~ r  und die me~~e: Eigene Berechnungen. 
Förderung von Inventi- 
on und Innovation in gleichermaßen zu- jenige des Basisfalls in 2004 um etwa 80 
kunftsträchtigen. wie gesellschaftlich Mrd. DM. ... 
wünschenswerten Feldern können wirt- Durch das ,Kern-MOB' k ö ~ t e  nach 
schaftliche Entwicklungschancen und unserer Prognose bis 2004 immerhii 
ökologische Herausforderungen mitein- eine Beschäftigungserhöhung von über 

einer halben Million erreicht werden. 

ander versöhnt werden. Die westlichen 
Volkswirtschaften befinden sich in der 
Übergangsphase von der Industrie- in die 
nach-industrielle Informations- oder 
Dienstleistungsgesellschaft. Diesen 
Übergang gilt es zu gestalten. Wer dabei 
heute die Entwicklungskapazität staatli- 
cher Wirtschaftspolitik unterschätzt, 
wird später diesen Verzicht verantwor- 
ten müssen. 

3. Gesamtwirtschaftliche 
Effekte des MOB 

3.2 Darstellung und Eriäuterung der 
wichtigsten Simuiatiomergebnisse. 

3.2.1 Wachstums-, BeschBfrigungs- 
und ?'reis@ekte 

Der investive Teil des MOB kann 
nach unserer Prognose recht beachtliche 
Wachstumsimpulse geben. Die Wachs- 
tumsrate liegt im Durchschnitt um etwa 
0,3 % höher als in der Basislösung. Das 
reale Bmttosozialprodukt übersteigt das- 

Davon entfallen 100.000 auf die unter- 
stellten Komplementärbeschäftigten im 
öffentlichen Dienst. so daß ein beachtli- 
cher nachfrageinduzierter Effekt von 
440.000 zusätzlich Beschäftigten bleibt. 
Angesichts der sich abzeichnenden Er- 
höhung allein der registrierten Arbeitslo- 
sen in Westdeutschland auf etwa drei 
Millionen bis 1995 reicht das "Kern- 
MOB" jedoch bei weitem nicht aus, um 
den Arbeitsmarkt substantiell zu entla- 
sten, zumal jede Erhöhung der Beschäf- 
tigung sich partiell auch aus der stillen 
Reserve und aus der Zuwanderung von 
Arbeitsmigranten speist. 

Der Schwerpunkt des "Kern-MOB' 
liegt in der Modernisierung der Ökono- 
mie. Seine Beschäftigungswirkungen 
müßten durch zusätzliche Maßnahmen 
flankiert werden, um eine entscheidende 
Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt 
herbeizuführen. Durch die flankierende 
substantielle Arbeitszeitverkürning über 
den Trend hinaus (im Jahr 1999 ca. 35 
Stunden im gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt West) lassen sich nach un- 
serer Prognose darüberhinausgehende 
Beschäftigungseffekte von über einer 
Millionen Mehrbeschäftigten bis zum 
Jahr 2000 erzielen. 

Die insgesamt deutliche Mehrbe- 
schäftigung von .Kern-MOB' und 
,MOB plus AZV' zusammengenom- 
men von etwa 1.7 Millionen Beschäftig- 
ten bis 2004 führt zu einer erheblichen 
Verminderung der Arbeitslosenquote 

nagern mehr rechtfertigen als vor ihrer 
nationalen Öffentlichkeit. .. . So werden 
Regierungen und . . . Währungssysteme 
abhängig von hii- und herwogenden 
Vertrauens- oder Mißtrauensbekun- 
dungen der internationalen F i e l t ' ,  
schreibt der hühere Landeszentralbank- 
präsident Nölling". Der Sachverständi- 
genrat mahnt in seinem letzten 
Jahresgutachten: .Die Finanzmärkte 
sind hochsensibel; Informationen ver- 
breiten sich mit großem Tempo. Nach- 
richten, die sich zugunsten oder zu La- 
sten einzelner Währungen verdichten, 
Stimrnungswechsel bei den Anlegern, 
Dispositionen von Marktführern: alles 
das formt Wechselkursändemngserwar- 
tungen, ... die plötzlich grenzüber- 
schreitende Kapitalbewegungen auslö- 
sen, die dann ihrerseits wiedenim 
Wechselkursänderungserwammgen ver- 
stärken. ... Diese Kapitalbewegungen 
können . . . losgelöst von den fundamen- 
talen wirtschaftlichen Verhältnissen in 
den betroffenen Ländern auftreten, denn 
der Erfolg der Anlage in fremden Wäh- 
rungen hängt nicht davon ab, ob sich die 
Wechselkurse gemäR den Fundamen- 
talfakatoren der Wirtschaft entwickeln. 
sondern davon, ob die von den Anlegern 
erwarteten Wechselkursänderungen ein- 
treten oder nicht. "" 

Hier haben wir den markhvirtschaft- 
lichen Sündenfall. daß heftiger Wettbe- 
werb zur Desorientiemng von Märkten 
führt! Bei einer weiteren Erieichtemng 
des internationalen Kapitalverkehrs ste- 
hen die nationalen Notenbanken diesen 
Prozessen immer ohnmächtiger gegen- 
über. Auch die Wirksamkeit einer 
wirtschaftspolitischen Steuerung über 
Zinspolitik wird eingeschränkt. 

Die staatliche Souveränität wird aber 
nicht allein dadurch eingeschränkt: die 
durch die Derivate erzielten Gewinne 
aus Spekulation werden nur zu einem 
Teil versteuert; alle Spekulationsgewin- 
ne aus .Differenzgeschäften" bleiben 
steuerfrei! Spekulationsgewinne werden 
zwar als sonstige Einkünfte in der Ein- 
kommensteuer versteuert, aber Devi- 
sentermingeschäfte, Optionen auf Akti- 
en. Aktienidices oder Währungen und 
Futures fallen alle nicht unter den $23 
des Eiommensteuergesetzes. weil sie 
nicht auf die Veräußerung eines Wert- 
papiers gerichtet sind, sondern nur auf 
die Ausnutzung der Ku~sdifferenz.'~ 
Gerade das, was sie als besonders spe- 
kulativ ausweist, begründet ihre Steuer- 
freiheit! Während die Arbeitnehmerln- 
nen in den letzten fünf Jahren zuneh- 

mend mehr Steuern zahlen müssen, 
werden die reichen Privatpersonen, die 
genügend Geldvermögen besitzen, um 
in Finanzinnovationen zu spekulieren, 
faktisch zunehmend steuerlich entlastet. 
Auch volkswirtschaftlich ist diese 
Rechtslage schädlich, denn es entsteht 
ein zusätzlicher Anreiz, Geldvermögen 
im F i m a r k t  statt in produktiven Ge- 
schäften anzulegen: Der leistungslose 
Gewinn wird steuerlich subventioniert: 
der von Leistung abhängige Gewinn 
versteuert. 

Ansatzpunkte 
öffentlicher Regulierung 

Es Ist daher höchste Zeit, die Dis- 
kussion um die Regulierung der Fianz- 
geschäfte wieder aufzunehmen und die 
ganze Palette der Möglichkeiten, steu- 
ernd und regulierend in die Entwicklung 
der Fianzmärkte einzugreifen, auszu- 
schöpfen. Verbesserung der Transpa- 
renz für die Marktteilnehmer. Erweite- 
rung der Meldepflichten an die Banken- 
aufsicht. Internationalisierung der Min- 
destreservenpolitik unter Eibezug der 
Wertpapierhäuser. Festlegung von Min- 
deststandards für das derivative Ge- 
schäft durch die Bankenaufsicht, risiko- 
gewichtete Eigenkapitalunterlegung der 
Bankgeschäfte. Wiedereinführung von 
zeitweiligen Kapitalverkehrskontrollen, 
die Abschöpfung der Spekulationsge- 
winne und eine Steuer auf alle Spekula- 
tionsgelder wären Möglichkeiten, die 
Flut der spekulativen Geschäfte einzu- 
dämmen. 

Es muß kein Gegenargument sein, 
daß vieles nur auf dem Weg der interna- 
tionalen Vereinbarungen wirksam wer- 
den kann; im Gegenteil: Bankenpolitik 
wird schon längst international verhan- 
delt und man wird international nur 
dann mehr durchsetzen, wenn national 
politischer Dmck erzeugt wird. Man 
kann keinem Land verbieten, off-shore- 
Plätze und free-havens anzubieten, auf 
die die Kreditinstitute bei einer ver- 
schärften internationalen Aufsicht aus- 
weichen könnten. Aber man kann 
durchaus internationale Vereinbarungen 
schließen, die im Interesse aller anderen 
Länder liegen und den Kreditinstituten 
untersagen, die internationale Aufsicht 
durch das Ausweichen auf solche Plätze 
zu unterlaufen. 

In der konkreten Ausiiülung dieser 
Anliegen besteht allerdings noch viel 
Diskussionbedarf. 
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Fakten zur deutschen Standortdebatte 
nternehmer und Regierung in- 
szenieren die Standortdebatte 
mit folgenden Argumenten: Die U 

Kosten, und hierin vor allem die Löhne. 
seien zu hoch. Die Folge seien verstärkt 
anwachsende Importe und sinkende Ex- 
porte. Die Unternehmen würden hierauf 
durch Produktionsverlagerung ins Aus- 
land reagieren. Dies würde nicht nur zu 
vermehrten deutschen Direktinvestitio- 
nen im Ausland führen. auch die auslän- 
dischen Unternehmen würden ihre 
Direktinvestitionen in Deutschland ein- 
schränken. Das Ergebnis der zu hohen 
Kosten in Deutschland sei demnach ein 
Sinken des Warenexports und ein An- 
steigen des Kapitalexportes. 

Die Entwicklung des deutschen Au- 
ßenhandels und der Direktinvestitionen 
kann in dieser Weise nicht erklärt wer- 
den. Denn für den Außenhandel sind er- 
stens die Preise und die Reaktion der 
Käufer auf die Preise entscheidend, wo- 
bei die Preise auch von den geplanten 
Profiten und dem Außenwert der Wäh- 
rung abhängen, und zweitens das Ein- 
kommen der Käufer im jeweilig impor- 
tierenden Land. Die Direktiivestitionen 
sind nicht Ausdmck der Flucht von Ka- 
pital, sondern der Angriffslust von Ka- 
pital. der Überzeugung, in der Aus- 
einandersetzung mit ausländischem Ka- 
pital auf fremdem Territorium erfolg- 
reich sein zu können. 

Lohnstückkosten 
und Außenhandel 

Der Preis der im Ausland angebote- 
nen Waren wird bestimmt durch die Ko- 
sten, durch den angezielten Stück- 
gewinn und durch die Auf- bzw. Ab- 
wertung. Entscheidend für die Kosten 
w i e d e m  sind neben den Steuern, den 
Stundenlöhnen und der Arbeits- 
produktivität die Preise der importierten 
Inputs (so Energie. Rohstoffe allgemein 
usf.) und - soweit sich bestimmte Unter- 
nehmen nennenswert fremdfinanzieren - 
die Zinsen. Ein hoher Preis kann dem- 
nach nicht einfach mit hohen Lohnko- 
sten erklärt werden; es sind alle 
Kostenelemente zu beachten. überdies 
die Profitplanung der Unternehmen und 

0,. Herben Schul, Professor an dar Hoch- 
schule für Wtnschail und Politik in Hambuig 

die Aufwertung. Die Löhne jedenfalls 
können für die Preisentwicklung bei den 
Exporten nicht verantwortlich gemacht 
werden. Die in den vergangenen 15 - 20 
Jahren im Trend sinkende Lohnquote 
zeigt. daß die Lohnkosten pro durch- 
schnittliche Umsatzeinheit abgenommen 
haben. 

Auch im internationalen Vergleich 
1aBt sich kein Beleg für die Behauptung 
finden, daß das Wachstum der Lohn- 
stückkosten durchgängig Auswirkungen 
auf das Außenhandelsergebnis hätte 
(vgl. Schaubild 1). Die rechte Seite des 
Schaubildes zeigt das Wachstum der 
Lohnstückkosten auf DM-Basis für die 
EU Länder, die USA und Japan. Die 
Daten entstammen dem Informations- 
dienst des Instituts der deutschen Wirt- 
schaft. Das Unternehmerinstitut ver- 
folgt mit dieser Darstellung den Zweck 
zu dokumentieren, daß die Löhne in 
Deutschland entschieden zu schnell stei- 
gen. Die Außenhandelsergebnisse aller- 
dings verhalten sich völlig anders, als 
dies von der Unternehmerseite behaup- 
tet wird. Nur für Portugal und Spanien 
gilt. daß hohe Steigerungen der Lohn- 
stückkosten mit schlechten Außen- 
handelsergebnissen einhergehen; nur 
für Irland 1äßt sich belegen, daß niedri- 
gere Steigerungen der Lohnstiickkosten 
mit guten Außenhandelsergebnissen 
verknüpft sind. Für die entwickelteren 
Länder dagegen wie Westdeutschland, 
Japan, Dänemark und die USA bei- 
spielsweise läßt sich der behauptete Zu- 
sammenhang (je schneller die Lohn- 
stückkosten steigen, um. so schlechter 
das Außenhandelsergebnis und umge- 
kehrt) nicht nachweisen. Offenbar rea- 
giert der Außenhandel in entwickelten 
Ländern kaum auf Preise (hierin einge- 
schlossen Auf- und Abwertungen) und 
Kosten. 

Preisbildung 
und Preiselastizität 

M.a.W.: Selbst wenn der Preis hoch 
ist, so muB deswegen der Absatz keines- 
wegs gering sein. Der Zusammenhang 
zwischen Preis und abgesetzter Menge 
wird durch die sog. Preiselastizität be- 
stimmt: Diese Elastizität ist umso hö- 
her. je stärker der Umfang der abge- 
setzten Menge auf eine Preisänderung 
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reagiert. Fiir deutsche Exportwaren ist 
diese Elastizität bislang offensichtlich 
sehr gering: Erhebliche Preissteigemn- 
gen der deutschen Exportgüter haben 
die abgesetzte Menge nicht reduziert: 

Der Grund für diese geringe Preis- 
elastizität ist der hohe Gebrauchswert 
der Produkte. Dies gilt vor allem für die 
Investitionsgüter: Entscheidend ist, daß 
die Verwendung des Investitionsgutes 
beim Käufer zu Kostensenkungen führt, 
die den hohen Preis des Investitionsgu- 
tes rechtfertigen. Wichtig ist also, wie- 
viel technischen Fortschrin das Investi- 
tionsgut verkörpert, wie häufig Störun- 
gen und Reparaturen anfallen usf. Ent- 
scheidend ist demnach das Tempo der 
Produktlnnovation. Bei den Investitions- 
gütern, die einen beachtlichen Anteil an 
den deutschen Exporten haben, ist die 
Produktinnovation sehr eng verknüpft 
mit der Prozeßinnovation (am offen- 
sichtlichsten bei Maschinen und Anla- 
gen). Fazit: Eine niedrige Preiselastizi- 
tät setzt für deutsche Verhältnisse eine 
hohe Rate an Prozeß- und Produkt- 
innovation voraus. 

Für die Beurteilung der Wirkungen 
der Preise auf das Außenhandelsergeb- 
nis ist die Entwicklung in den 80er Jah- 
ren beispielhaft. Der steigende positive 
Handelsbilanzsaldo geht in dieser Peri- 
ode einher mit hohen Preissteigerungen 
(vgl. Schaubild 2). 

Der Index der Ausfuhrpreise in DM 
steigt von 1978 bis 1992 kontinuierlich 
um etwa 35% an. Hiermit allerdings ist 
noch nicht der Preis dargestellt, den die 
ausländischen Importeure in ihrer Wäh- 
rung zu zahlen haben. Aufgrund der 
Aufwertung der Deutschen Mark ver- 
teuern sich die deutschen Waren für 
Ausländer um weitere 50%. so daß die 
Preissteigerung insgesamt etwa 85% be- 
trägt. Von 1980 bis 1989 entwickelt sich 
der Außenhandelsüberschuß parallel zu 
diesen Preissteigerungen. 

Wachstum und Außen- 
handelsüberschuß 

Exporte und lmporte (und damit der 
Saldo der Handelsbilanz) sind allerdines 
nicht einzig und allein das Ergebnis dzs 
Preises und der Preiselastizität. Gerade 
für die deutsche Außenwirtschaft sind 
die Einkommen von In- und Ausland 

Andererseits bietet ein derartig langfri- tung, aber auch m Vorbereitung deut- Die Kosten der Reduktion des CO,- 
stiges Investionsprogramm auch unter- scher Unternehmen auf rentabel erscbei- Ausstoßes um 33 % bei gleichzeitiger 
nehmerische Planunessicherheit. die nende Marktseemente ermöelichen sol- Enereieeinsvanine von 14% werden mit I 
sich auch gesamtwirtGhaftlich in'einer 
Zunahme der privaten Investitionsbereit- 
schaft zeigen wird. 

Nominell sollte das MOB für den 
Zeitraum von 1995 bis 2004 eine Grö- 
ßenordnung von 473 Mrd. DM aufwei- 
sen. Dies entspricht einem Wen von real 
etwa 400 Mrd. DM. Die Gesamtsumme 
soll auf 10 Bedarfsfelder mit besonderer 
gesellschafts-, industrie- und umweltpo- 
litischer Bedeutung verteilt werden. 
Durchschnittlich würden also pro Jahr 
(real) etwa 40 Mrd. DM zusätzlich, d.h. 
über die bisherigen Ansätze in der mit- 
telfristigen Finanzplanung und die Fort- 
schreibung dieser "gewöhnlichen" An- 
sätze hinaus6, investiv verausgabt wer- 
den. Dabei liegen in unserem Programm 
die jährlichen Raten in den ersten 2 Jah- 
ren deutlich unter dieser Durchschnins- 
größe, um Überhitzungserscheinungen 
in einzelnen Branchen vorzubeugen und 
ein Verpuffen der Impulse in uner- 
wünschten Preiseffekten weitestgehend 
zu unterdrücken. 

Begleitend wird die jährliche Arbeits- 
zeit in mehreren größeren Schritten auf 
gesamtwirtschaftlich 35 Stunden gesenkt 
- allerdings soll die Ausgestaltung dieser 
AZV den Tarifparteien überlassen blei- 
ben. 
2.4 Bedaweider zukiurfriger 6ffenilicher 
Investitionspoiitik 

Entsprechend der Diagnose und Pro- 
gnose der fatalen Beschäftigungs- und 
Wirtschaftsentwicklung und der spezifi- 
schen Probleme der deutschen Wirt- 
schaft werden nun Bedarfsfelder be- 
schrieben, die öffentliche Investitionen 
zur Befriedigung kollektiver Bedürfnisse 
in den Bereichen Umwelt. Transport und 
Verkehr, Bildung und Gesundheit, zur 
Verbesserung der Infrastmkturausstat- 

len. Neben der-unmittelbaren Beschäfti- 
gungs- und Modernisiemgswirkung 
steht dabei auch die Induktion privater 
Folgeinvestionen im Vordergrund, um 
somit die Effizienz jeder Maßnahme 
(Multipliitor- und Akzeleratorwirkung) 
zu optimieren. 

In Anlehnung an den von der Euro- 
päischen Kommission im "Weißbuch für 
Wettbewerb, Beschäftigung und Wachs- 
tum" vorgeschlagenen Ausbau transeu- 
ropäischer Netze in den Bereichen Ver- 
kehr, Telekommunikation und Energie 
sollen von hundesdeutscher Seite bis 
2004 nominell 60 Mrd. DM verausgabt 
werden. Damit könnte die Bundesrepu- 
blik ihren Teil zur Verbesserung der inn- 
ereuropäischen Infrastruktur und zum 
weiteren Ausbau des europäischen Bin- 
nenmarktes beitragen.' Alle angespro- 
chenen Maßnahmen bieten ausreichend 
Raum für zusätzliche private Komple- 
mentärinvestitionen und erhöhen gleich- 
sam die Attraktivität des europäischen 
Wirtschaftsstandortes. 

Ebenfalls in Anlehnung an die Emp- 
fehlungen des WeiRbuches der EU- 
Kommission werden die staatlichen Aus- 
gaben für Forschung und Enhvicklung 
um etwa 0.2 Prozentpunkte des BIP an- 
gehoben.' Mit diesen 51.5 Mrd. DM 
(nominell) sollen die Inventions- und In- 
novationsfahigkeit der deutschen Unter- 
nehmen (insbesondere auch Klein- und 
Mittelunternehmen - KMU), die projekt- 
bezogene Forschung, die Aktivitäten der 
Großforschungseinrichtungen. in spezi- 
ellem Maße aber auch der Forschungs- 
transfer von Wissenschaft zur Wirtschaft 
gestärkt werden. Damit greifen wir ühri- 
gens die Forderungen des Arbeitskreises 
-1ndustriepolitik" der Wirtschaftsmini- 
sterkonierenz auf.9 

etwa524 ~ r d .  CM verans~hlagt~~. Im 
Rahmen des MOB ist mit einem Ansatz 
von 50 Mrd. DM (nominell) d c h s t  
ein Einstieg in dieses Energiespar- und 
Umweltschutzprogramm vorgesehen. 

In der Bundesrepublik fehlen zur Zeit 
etwa 3 Mio. Wohnungen. Besonden be- 
troffen von diesem Fehlbestand sind da- 
bei die Wohnungen mit Sozialbidung, 
deren Bestand in den nächsten Jahren 
drastisch zurückgehen wird. Deshalb 
sieht das MOB die Förderung des Baus 
von zusätzlich etwa 50.000 Sozialwoh- 
nungen pro Jahr vor. wofür 45.5 Mrd. 
DM (nominell) vorgesehen sind (Gnind- 
lage ist der Zuschuß von derzeit etwa 
900,- DMlm2). 

Die Sanierungskosten von ökologi- 
schen Altlasten in Ost- und Westdeutsch- 
land, die kommunale Abwassersanie- 
mng und Maßnahmen zur Abfallbesei- 
tung und Luftreinhaltung können nur un- 
genau quantifuiert werden, belaufen 
sich aber wohl insgesamt auf mehrere 
hundert Millionen DM." Im MOB sind 
deswegen vorerst 81 Mrd. DM (nomi- 
nell) für kommunalen Umweltbedarf in 
diesen Felder vorgesehen. Auch dies 
kann nur ein Beginn weitreichender 
Maßnahmen der Umweltsanierung und - 
vorsorge sein. ermöglicht aber gleichzei- 
tig die Entwicklung zukunftsträchtiger 
Umwelttechnologien. 

Zum Ausbau und zur Modemisietung 
kommunaler Nahverkehrssysteme und 
des ÖPNV werden im Rahmen des 
MOB 53 Mrd. DM (nominell) bereitge- 
stellt. Damit soll dem vielbeklagten Pa- 
radoxon entgegengewirkt werden, wohl 
den lndividualverkehr im kommunalen 
Bereich zu behindern, ohne ausreicben- 
de Alternativen im ÖPNV-Bereich bzw. 
im kommunalen Nahverkehr anbieten zu 

Tabelle: Modemisierungs- und Besehäiiigungsprogramm (1995 - 2004) 

- Angabe in laufenden Preisen in Mrd. DM - 
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Bedadslelder 95 96 

1. Transe~ropPsche Netze 
2 . F & E  
3. Ennrg1esparlCO2-RBdukIion 
4. Wohnungsbau 
5. Kornrn~naler Urnweltbedart 
6.OPNVINahver&ehr 
7. H-Bahn 
8. Hochschuieweiterung 
9. GesunQhetVKrankenhau~ 

10. V~rkehrs1e1lsysteme 

Gesarnl 

2 4 5 5 6 6 7 7 8 10 60 
' 3  4 4 5 5 5 6 6 6.5 7 51.5 

2 4 4 4 5 5 6 6 7 7 50 
2 3 4 4 4 4 5 6 8.5 7 45.5 
5 5 7 7 8 9 9 9 10 11 81 
3 3 4 5 5 6 6 7 7 7 53 
- 2 3 3 3 3 4 4 4.5 5 31.5 
2 2 3 3 4 4 5 5 5.5 6 39.5 
- 1 2 3 3 3 3 4 4 4.5 27.5 
1 2 2 3 3 4 4 4 S 5.5 33.5 

20 30 38 42 46 49 55 59 64 70 473 
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SOLIDARISCH UMBAUEN SOLIDARISCH UMBAUEN 

Grundzüge eines Modernisierungs- und 
Beschäftigungsprogrammes. (MOB) für 

die Bundesre~ublik Deutschland 

2. Das Modernisierungs-, 
und Beschäftigungs- 
programm (MOB) des 
WS1 als Modell einer 

kooperativen Wirtschafts- 
politik 

2.1 Die Botschof: Eine staofliche Inve- 
stitionsofe~ivejür Maiemisiemg und 
Beschäffigung - Fiir eine n a i i o ~ l e  An- 
strengung' 

Es muR eine Politik betrieben wer- 
den, die die klaffende Investitionslücke 
schließt und, gleichzeitig, bestehenden 
Bedarf befriedigt sowie aufgedeckte 
Schwachstellen beseitigt. Eine solche 
Politik muß offensichtlich langfristig ori- 
entiert und solide finanziert werden - im 
Gegensatz zur kurzfristig angelegten 
Nachfragepolitik ist sie deshalb keine 
konjunknirpolitisch begründete Un- 
gleichgewichtspolitik mit deficit-spen- 
ding, sondern eine stabilitätspolitisch in- 
spirierte Politik des Gleichgewichtes bei 
ausgeglichenem Budget. Im Rahmen 
dieser Investitionspolitik, die die staatli- 
che und gesamtwirtschaftliche Investiti- 
onsquote etwa auf das Niveau der 60er 
Jahre nirücldiihren muß. soll gleichzei- 
tig der Einstieg in eine ökologische Re- 
form der Wirtschaft geschafft (vomehm- 
lich durch öffentliche Nachfrage und Be- 
zuschussung privater Umweltvorsorge) 
und eine industriepolitische Weichenstel- 
lung begünstigt werden. Denn: Umwelt- 
, Verkehrs-, Energie- und Infonnations- 
technologien werden erwartungsgemäß 
den nächsten Kondratieff-Zyklus2 be- 
stimmen; eine industriepolitische Wei- 
chenstellung kann deshalb die deutsche 
Wirtschaft auf diese Zukunftsmärkte 
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vorbereiten. Damit wird dann auch die 
künftige Entwicklungs- und Wettbe- 
werbsstrategie des Standortes Deutsch- 
land konturiert: Nicht etwa eine Niedrig- 
lohn-. sondern eine Hoch~roduktivitäts- 
stratehe muß der ~ch lüs s~ l  für den wei- 
teren Erfolg des .Modelles Deutsch- 
land" bleiben. 

E i e  EU-weite oder gar internationa- 
le Flankierung des Modernisierungs- 
und Beschäftigungsprogrammes (MOB) 
ist, wie bereits betont, anzustreben, um 
die Versickerungseffekte nationaler Pro- 
gramme so gering wie möglich zu hal- 
ten. Wenn aber, aufgrund unterschiedli- 
cher weltanschaulicher Positionen der 
einzelnen nationalen Regiemngen. ein 
solches abgestimmtes Verhalten nicht 
durchgesetzt werden kann, darf dies 
nicht als Vorwand für eigene Tatenlosig- 
keit gelten. Ein MOB setzt gleichsam ein 
Zeichen, die heimischen Probleme, die 
allen marktlich organisierten Wirtschaf- 
ten gemein sind, nicht auf Kosten ande- 
rer Volkswirtschaften lösen zu wollen. 
Der Erfolg dieses Konzeptes wird dann 
auch jene Regierungen unter Zugzwang 
bringen. die sich bislang nicht zu gleich- 
gerichteten Maßnahmen durchriigen 
konnten. Dieser Aspekt der Mobilisation 
nationaler Ressourcen, der internationa- 
le Dissoziation ausschließt, sollte nicht 
übersehen werden.' 
2.2 Arbeitszeipolitik - Nofwendige Er- 
gäfuungfür mehr Beschöfh'gwig 

Die enorme Entwicklung der Produk- 
tivkräfte während der letzten Jahrrehnte 
bildete die Grundlage der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft und verschaffte gleichzeitig 
Spielraum im Verteilungskampf. Das 
MOB soll einen markanten Beitrag dazu 
leisten, daß dieses Entwicklungsmodell 
auch zukünftie Bestand behalten kann. ~~ ~~~ 

* Arns Haira. Hartmut Totauta. 0r.rsr.pol.. Wir. Gleichzeitig a&r erhöht die Enhvicklung slms~hanli~he Referenten im WSI. Dürsldorf: 
Klaur Barisch, Dipl.0k.. Wissenschaftlicher der Produktivkräfte die "Beschäfti- 
~ i t ~ ~ b ~ i t * ,  am lnrtitut für  ~ ~ ~ i ~ ~ k t ~ ~ -  und gungsschwelle" - jene Wachstumsrate 
Strukturforochung an der ~ n i v e r i i t ~ t  Bremen. des ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ o d & ~ ~ ~ ,  die allein zur Si- Bei dem hier abgedruckten Text handelt es 
sich u m  Auszüge einer umfangreicheren  AR^- cherung des Beschäftwsstandes benö- 
kels. der in den WSI-~itteilungen 611994 ar- tigt wird - und mindert damit die Be- - 
schienen in. 

schäftigungsintensität des durch das 
MOB induzierten Wirtschaftswachs- 
iums. Deshalb muß das vorgesehene in- 
vestitionsprogramm durch andere, ins- 
besondere arbeitszeitpolitische Maßnah- 
men verschiedenster Art begleitet wer- 
den, die eine gerechtere Verteilung des 
Arbeitsvolumens ermöglichen - womit 
dann die .Beschaftigungsschwelle" wie- 
der gesenkt wird. In diesem im folgen- 
den in Umrissen skizzierten Programm 
wird lediglich der allgemeine Rahmen 
einer Arbeitszeitverkürzung, eine 
schrittweise Reduzierung auf durch- 
schnittlich 35 Wochenstunden (bei An- 
rechnung der Verkürzung auf die Lohn- 
erhöhungen) vorgegeben, die Ausgestal- 
tung sollte möglichst flexibel und ein- 
fallsreich geschehen. 

Mit diesem Bestandteil des MOB soll 
gleichzeitig deutlich gemacht werden, 
daß drastische Arbeitszeitverkümngs- 
maßnahmen nicht bloß als Mittel des 
Krisenmanagements (wie 2.B. das sog. 
.VW-Modell") dienen können, sondern 
auch in konjunkturell günstigeren Zeiten 
Bestandteil einer beschäftigungssichern- 
den Tarifpolitik sein müssen.' Gleichzei- 
tig wird damit die Solidarität der Ar- 
beitsplatzbesitzer mit den Arbeitslosen 
zum Ausdmck gebracht, deren Fehlen 
häufig beklagi wird.' 
2.3 Loufieir und Voiumen des MOB 

Das von uns hier vorgeschlagene Mo- 
dernisierungs- und Beschäftigungspro- 
gramm (MOB) soll eine Laufzeit von 10 
Jahren (1995 - 2002) haben. Damit wird 
der langfristige Charakter der Maßnah- 
men herausgestellt. den ein Stabilitäts- 
programm (im Gegensatz zum Konjunk- 
Nrprogramm) benötigt. Natürlich kön- 
nen zwischenzeitlich Verändeningen und 
Anpassungen vorgenommen werden, 
wie ohnehin eine Revision des Program- 
mes (MOB 11) 2.B. ab dem Jahre 2000 
oder ftüher vorgenommen werden muß. 
Durch diese revolvierende Überlappung 
zweier Investitionsprogramme wird si- 
chergestellt. daß die Langfristigkeit der 
Laufzeit nicht zur Inflexibilität führt. 

entscheidend. Schaubild 1: Entwicklung von Lohnstückkasten und A a n d e l s h i l ~ d o  
Weisen die 
Handelspartner 
ein hohes Wirt- 
schaftswachs- 
turn aus, steigen 
die deutschen 
Exporte. Die 
deutschen Im- 
porte dagegen 
sinken, wenn 
das deutsche 
Wi r t scha f t s -  
wachstum ge- 
rine ausfällt. - -- 
Die deutschen 
Außenhandels- 
ergebnisse sind, 
wie unten belegt 
wird. vor allem 
durch das Ver- 
h ä l t ~ ~  des 
Wi r t scha f t s -  
wachstums im 
Inland zu dem 
im Ausland be- 
stimmt (vgl. 
Schaubild 3). 

Der Kurven- 
zug .Bmttoso- 
z ia lprodukt"  
stellt die Dif- QusUsn: 11 Infoirnationsdienst des Instituts der deutschan Wirtschaft iwd. Nr. 39193. S. 6 vom 30.9.93 
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dem realen 1994, eigens Berechnungen, a) f ü r  Danemaik und Griachsnland lediglich 1985.1991, bl ab 1991 neusr Gebiatrrtsnd 
Wachstum der 
BRD und ihren Haupthandelspartnern, 
den europäischen Industrieländern, dar. 
Wenn die BRD ein höheres Wachstum 
als diese Handelspartner verzeichnet. 

l -  

Arbeitskosten je Einheit Bruttowertschopfung Handelsbilanzsaldo in % des Bruiioin- 
Veranderungen von 1985-92 in %I) landsproduktes in Landeswäh~ng zu 
Veranderung der Lohnslockkosten im verarbsiianden Oeweibe jeweiligen Preisen 
In Preisen und Wechselkursen von 92 auf DM Basis (Ourchschnitl der Jahm 19851992~)~) 

sich vor, die Handelsbilanz hätte in den 
Jahren 1986 - 89 nicht einen Überschuß 
von rd. 6% des Bnittosozialproduktes 
gehabt. Mangels Nachfrage wäre das 
Wachstum um 6%-Punkte plus minde- 
stens 3%-Punkte Multiplikatorwirkun- 
gen niedriger ausgefallen. Daß die 
Außenhandelsposition Westdeutschland 
auch angesichts der schlechteren 
Außenhandelsergebnisse der Jahre 1991 
und 1992 recht stark ist. ergibt sich 
ebenfalls aus dem Marktanteil West- 
deutschlands an der Weltausfuhr der 
OECD (d.h. der Industrie-)Länder (vgl. 
Tabelle 1). 

liegt der Kuwenzug über der Nullinie. 
Diese so dargestellte Wachs- 
tumsdifferenz und der Außen- 
handelssaldo der BRD zeigen eine stark 
gegenläufige Tendenz. Hat die BRD, 
wie beispielsweise ab 1989, ein 
vergleichsweise höheres Wachstum. so 
wird sie deswegen vermehrt impor- 
tieren; wegen des niedrigen Wachstums 
bei den Haupthandelspartnern (wegen 
des Vereinigungsbooms setzt der 
Konjunkturabschwung in Deutschland 
später ein) nehmen deren Importe we- Entwicklung Tabelle 1: Anteile an der Weltausfuhr 
niger rasch zu, so daß für die BRD per der OECD-Länder in % 
Saldo der Außenhandelsüberschuß von der Direktinvestitionen 

Hat der Exportrnarkf ein bestimmtes 
Volumen erreicht, werden neben ver- 
kaufsfördernden Direktinvestitionen 
zunehmend Produktionsanlagen an Ort 
und Stelle aufgebaut. Die Wirtschafts- 
geschichte Großbritanniens oder der 
USA belegen dies. Die Bundesrepublik 
hat diese Veränderung zu Ende der 60er 
Jahre vollzogen. Direktiivestitionen irn 
Produktionsbereich haben nicht notwen- 
digenveise negative Effekte auf die 
Ausfuhren. Dies ist vor allem dann 
nicht der Fall. wenn angestammte ' 
Außenmärkte zwar zunehmend durch 

- 

4.3 b) 

0.5 

2.9 

2 

7.3 

I 

rd. 6% zum Bmttosozialprodukt (1989) Nicht sachgerecht wird ebenfalls die 
auf rd. 0.8% (1991) und rd. 1.1%. Auseinandersetzung um die Bestim- 
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Westdeutschland 1 15.8 
Frankreich 1 8.7 

Eelten hdustrielände& lehrt. daß diese 
aufgrund ihrer technischen Überlegen- 
heit im historischen Ablauf zunächst 
ihre Exporte erheblich gesteigert haben. Japan 

. . .,, . . . . , , . 

(1992) ahsinkt. Bei dieser Gelegenheit 
wird ebenfalls deutlich, daii die stabile 
konjunkturelle Entwicklung in der BRD 
ab 1982 im wesentlichen das Ergebnis 
der steigenden und hohen Export- 
Überschüsse gewesen ist. Man stelle 

rnungsfaktoren der Direktiivestitionen 
geführt. Die Erfahrune bei allen entwik- 
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Schaubild 2: Entwicklung von Exportpreisen und ExportübersehuR von Produktionsstätten bei stark 
schwankenden Wechselkursen. Denn 
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Produktion an Ort und Stelle bedient 
werden, wenn aber andererseits neue 
Märkte erobert werden können. 

Grundlegende Voraussetzung für 
Direktimvestitionen ist also technische 
Überlegenheit. Der Direktimvestor kann 
gegenüber dem ortsansässigen Kapital 
(oder anderen Warenimporteuren) nur 
dann bestehen, wenn er die überlegenen 
Produkte mit ebenfalls überlegener Pro- 
duktionstechnik herstellt. So erklären 
sich die britischen und US-Direkt- 
investitionen vergangener Jahrzehnte in 
technologisch relativ unterlegenen Län- 
dem ebenso wie die gegenwärtigen ja- 
panischen und deutschen Direktinvesti- 
tionen in entwickelten Industrieländern, 
die in bestimmten Fertigungszweigen 
ein zu geringes technologisches Ent- 
wicklungstempo an den Tag gelegt ha- 
ben. In diesem Zusammenhang ist es 
selbstverständlich, daß die Direktinve- 
stitionen bevorzugt in Ländern vorge- 
nommen werden, in denen qualifizierte 
Arbeit vorhanden ist, in denen ein ent- 
wickelter Absatzmarkt (einschließlich 
Exportmarkt) besteht und in denen die 
öffentlichen Leistungen als befriedigend 
eingestuft werden. Dabei sind von Be- 
deutung das Ausmaß der laufenden und 
Vermögensübertragungen des Staates an 
die Unternehmen - was gegen die 
Unternehmenssteuern zu verrechnen ist 
- die vorhandene Infrastmhr und, was 
besonders im Bereich der Spitzen- 
technik wichtig ist, organisatorische, 
planerische und finanzielle Hilfen von 
der Produktentwicklung bis hin zur Ver- 
marktung. Da dies die entscheidenden 
Gründe für Direktinvestitionen sind, 
nehmen die deutschen Unternehmen in 

denjenigen Ländern Direktiivestitionen 
vor, die möglichst viele dieser Merlana- 
le auf sich vereinigen. Entsprechend 
hoch sind die deutschen Direktinvesti- 
tionen in entwickelten Industrieländern. 

Es kann demnach nicht die Rede da- 
von sein, daß das "Kapital vor den ho- 
hen Kosten flieht". Es geht nicht um 
Flucht. sondern in der Strategie darum, 
dort Produktionsstätten aufzubauen, wo 
die Auseinandersetzung mit dem ansäs- 
sigen Kapital erfolgreich bestanden 
werden kann: Überlegenheit im Waren- 
export beinhaltet und schafft die Gründe 
für Kapitalexport. Je höher der Ent- 
wicklungsstand eines Industrielandes, 
um so umfangreicher seine Direktin- 
vestitionen. 

Dieses Grundmuster wird von zwei 
weiteren Faktoren ergänzt: Direktinve- 
stitionen sind eine adäquate strategische 
Reaktion auf Protektionismus. zu dem 
ein technologisch relativ unterlegenes 
Land Zuflucht nehmen könnte. Des wei- 
teren empfiehlt sich ein weltweitesNetz 

bei starken Aufwertungen kann es zu ei- 
ner Situation kommen, in der die 
technologische Entwicklung innerhalb 
eines Konzerns damit nicht Schritt hal- 
ten kann und die aufwertungsbedingten 
Preissteigerungen zu AbsatzeinbuRen 
führen. 

Eine im vorgenannten Sinn überlege- 
ne Wirtschaft neigt also verstärkt zu 
Direktiivestitionen - und sie neigt eben- 
falls der üblichen wirtschaftswissen- 
schaftlichen Theorie zufolge zur Auf- 
wertung. (Gerade die Bundesbank be- 
tont diese Gründe für die langfristige 
Aufwertung der Deutschen Mark und 
schätzt ihre Währungspolitik als weni- 
ger bedeutend ein.) 

Löhne und Kapitalexport 
Die Löhne werden allerdings nicht 

nur in Zusammenhang gebracht mit dem 
Außenhandel. Diskussionspunkt sind 
ebenfalls die Kapitalexporte und hierin 
vor allem die Direktinvestitionen. Von 
diesen wird behauptet, daß sie bei hohen 
Lohnsteigerungen zunehmen (Das Kapi- 
tal - so das Argument - flieht vor hohen 
Löhnen). Die Erfahrungen in der BRD 
ab 1960 belegen allerdings diese These 
nicht (vgl. Tabelle 2). 

Die Wachstumsraten der BmUostun- 
denverdienste in der Industrie (als Indi- 
kator für die Lohnentwicklung ins- 
gesamt) nehmen mit 1,9% in der Peri- 
ode 1975 - 1991 ein Drittel des Wertes 
der Periode 1960 - 1974 mit 5.7% -je- 
weils Jahresdurchschnitte - an. Da diese 
niedrigen Wachstumsraten der Real- 
löhne zu einer schleppenden Entwick 
lung des privaten Verbrauchs führen, 
müssen die Kapazitäten für die Herstel- 
lung von Konsumgütern langsamer 
wachsen, so daß sich die Investitions- 

Tabelle 2: Löhne und Direktinvestitionen 

.I Summe der Nenoinvastitionsn bzw. der Direktinvestitionen im angegebenen Zeitraum dividiert 
durch die Summe des Nlttt0sozialpiodukt<1~ im gleichen Zeitraum 
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1975-91 

1.9 

8.7 

1.1 

0.2 

Reale Bmttostundenverdienste in der Industrie 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % 
Jahresdurchschnittswerten 
Invcstitionsquote 
(Nettoinvestitionen in % des Nettosozialprodukts)* 
Deutsche Direktimvestitionen und privater 
Grunderwerb im Ausland in % des Nettosozialprodukts* 
Ausländische Direktinvestitionen und privater Grund- 
erwerb in Deutschland in % des Nettosozialprodukts* 

gungen und Bewältigung globaler Pro- Veiänd. des BIP und der Auinistungiinvestitionen in Wistdsutschland 

bleme betrachtet werden. Betrachtet 

1960-74 

5.7 

16.4 

0.5 

0.7 

man die Ergebnisse von bald 20 Jahren 
weltweit fortschreitender Deregulietung 
und einseitiger Fördemng von .Markt- 
Prozessen und Kapitalinteressen, wird 
deutlich, daB dies sozial wie ökologisch, 
innerhalb der nationalen Gesellschaften 
wie im Weltmaßstab mit fortschreiten- 
der Verschärfung der Probleme verbun- 
den war. Marktprozesse sind unver- 
zichtbar für eine dynamische ökonomi- 
sche Entwicklung, aber damit sie nicht 
nur einzelwirtschaftlich, sondern auch 
gesellschaftlich effizient und konstmk- 
tiv wirken und nicht wachsende soziale 
Kosten und ökologische Schäden anrich- 
ten, sind starke staatliche und tarifliche 
Regulierungen und Steuerungen not- 
wendig. Anders wird es keinen Umbau 
geben, sondern weiteren ,Fortschrittu 
zwar der Technik und des materiellen 
Reichtums einiger, aber zugleich von 
den sozialen und ökologischen Katastro- 
phen der Gegenwart zu den noch größe- 
ren Katastrophen der Zukunft. 

Dabei reicht es nicht aus - so wichtig 
das ist und betrieben werden muß - Rah- 
menbedingungen zu setzen und Pre.~sre- 
lationen zu verändern (Stichwort Oko- 
Steuereform), sondern es geht ganz we- 
sentlich um die Gestaltung der infra- 
strukturellen Produktions- und Lebens- 
bedingungen und um öffentliche Um- 
verteilung und Nachfrage. Nur all dies 
zusammen in Verbindung mir einer De- 
mokratisiemng der Verhältnisse (und 
das bedeutet immer Einschränkung der 
einseitig an Profitinteressen ausgerich- 
teten Verfügungsmacht des Kapitalseite) 
in den Betrieben, großen Unternehmen 
und der regionalen Wirtschaftspolitik 
wird ermöglichen, in erheblichem Maße 
auch unternehmeriscbe Investitionen 
umzusteuern. 

Die Notwendigkeit der Entwicklung 
der öffentlichen Nachfrage ergibt sich 
auch aus den Prozessen des winschaftli- 
chen Stnihrwandeis, der nach allen 
Vorhersagen einen weiter sinkenden 
Anteil der Beschäftigten in der materiel- 
ler Warenproduktion zur Folge haben 
wird. Größere Potentiale für eine Ex- 
pansion der Beschäftigung und zugleich 
großer ungedeckter gesellschaftlicher 
Bedarf liegen in den entwickelten Indu- 
strieländern vor allem in den Bereichen 
personenbezogener Dienstleistungen 
wie Bildung, Erziehung und Pflege. 
Dies kann auf soziale Weise nur durch 
eine Steigerung öffentlich fmanzierter 
Nachfrage realisiert werden." Auch der 

-Ver. Brunoinlandsprodukt real in % -Ver. ~usrüatungr in~. real in % 

UOII~: voirswimcnanrione bsramrracnnung ass srar!arischan aunaeasmtsi. scnatzungen des UIW 

ökologische Umbau etwa des Verkehrs- rchäta werden. dar ergibt gssamtgssall- 
schaftliche Kosten von 240 Mrd. DM oder sektors erfordert vor allem große öffent- etwa 7,7% des ~uttoinlandrprodukts. V ~ I .  K. 

liche Infrastniknirinvestitionen. Die BartrchlA. HsisslH. Tofaute: Grundzüge ei- 

Entwicklung dieser Sektoren, die sich 
nicht marktmäßig ergeben wird. und 
nicht die sozial und ökologisch blinde 
Fördemng von Wachstum und privaten 
Investitionen muR Schwerpunkt staatli- 
cher Initiativen und Aktivitäten sein. Es 
geht um ein neues Entwicklungsmodell, 
in dessen Mittelpunkt Ökoiogi~iening 
und sozial gerechtere Verteilung sowie 
internationale Zusammenarbeit und 
Steuemng der weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung im Interesse der Völker und 
nicht in erster Linie der international 
operierenden Konzerne stehen müssen, 
nicht das (sowieso illusorische) Wieder- 
ankntipfen an Wachstumsraten der 60er 
Jahre. Daher darf m.E. auch Arbeits- 
zeitverkürzung nicht etwa als "defensi- 
ve Strategie" verstanden werden, als 
Notlösung, weil das Wachstum nicht 
reicht, sondern als die in Zukunft zen- 
trale Form der Aneignung der Früchte 
wachsender Produktivität in den entwik- 
keltcn Ländern. 

1 Vgl. dazu exemplarisch auch die Aurfühnin- 
gsn von Hsrmann Schsar zum solaren Struk- 
turwandsl in spw NI. 78, 4194. C. 37 ; 

2 Vgl. DIW-Wochenbsricht 29/94. C. 506: 
WSI-Projektgruppe Prognose: Dia wiitrchaftli- 
ehe Entwicklung in Deutschland im Jahre 
1994. in: WSI-Mitteilungen 511994. C. 286. 
289; und IFO-Schnelldienst 16-17/94. C. 5. 
Diese Angaben und Schitzungsn liegen auch 
dsi auf der Titslssits des spw-Sonderheftsr 
.Solidarisch Umbausn" abaebildeten Grafik 
zugrunde. 

3 1993 belieh" sich die diraktin Kosten für die 
öffentlichen Haushalts und Sozialvarsiche- 
runaaträoer auf 99.5 Mrd. DM. dazu kamen 
entaanghs Steuern und Sozialbeiträge in 
Höhe von 53.6 Mid. DM: die entgangenen 
Nettoeinkommen können auf 87 Mrd. DM gs- 

"es Modernisierungs- und Beschiftigun&pro- 
grammes (MOBI fGr die Bundsrrepublik 
Deutschland. in: WSI-Mitteilungen 6/94, C. 
3791. 

4 Vgl. DIW-Woehsnbaricht 37/93, S. 502ff. 
5 Vgl. DIW-Wochsnbsricht 29/94. S. 506. 

513. 516 
6 Vgl. R. HicksllJ. Priswa: Nach dem Fehlstan. 

Frankfurt 1994. Auszüge dokumentiert in der 
Frankfurter Rundschau V. 18.08.94, S. 12 

7 Auch in der Berliner Erklärung zur Halbierung 
der Arbelrslosigkeir, die unter Beteiligung vis- 
lei renommierter Wisranschaftlsrlnnen. Ga- 
werkrchaferlnnen und Kiichenleute siaibdtst 
und im Sommer v~rgerteilt wurde. werden 
hier auf Grundlage von Berechnungen des 
DIW die größten Atbeitrmaiktwiikungsn gs- 
sehen, siehe Taballe 2. Mir ist übrigens rchlei. 
srhaft, warum die SPD in ihrem Wahlkampf 
sich nicht viel stärker euf diese Erklärung und 
die dort vorgetragenen konkreten Forderungen 
bezieht. 

8 Das Deutsche Institut für Winschaftrfoi- 
schung kommt im Wochsnbericht 37193, 5. 
502. Sogar zu dem Ergebnis .Die Arbeitszeit- 
verkürzungenb seit Mitte der 80sr Jahre wa- 
ren m I modaratan Ta, flohnstsigeiungcn ver- 
b ~ n o e n  und InaLzlenen Proa~ktov tatseffekte, 
D es &rammen hatte oor t ve Wirkonoen auf 
die internationale ~eitbewerbrfähigieit dar 
Bundesrepublik und könnte insbesondere die 
Gewinneinkommensbe1ieher begünstigt hs- 
ben.- 

9 Zur Krisenanalyss vgl. Jan Priawa: Krirsnzy- 
Lien und Stagnationstendsnzen in der Bundes- 
republik Dauts~hland, Köln 1988. sowie das 
jährliche .Memorandum- der Arbsitsgruppe 
Alternative Wirtrchaftrpolitik, Köln, jihrlich. 

10 Vgl. DIW-Wochsnbericht 29/94, S. 51Bff. 
Die Nettoeinkommen aus UnternehmsrtBtig- 
keif und Vermögen rankan übrigens in dieser 
Krise lediglich 1993 um 3.5%. für 1994 und 
1995 schätzt dar DIW Steigsmngsn um 12% 
und 7.5% bei gleichzsirigem Rückgang der 
Nenolohn- und .gehaltsrume um 0.5% je 
Jahr, vgl. ebd. 

11 Vgl. dazu etwa die Darstellung das For- 
' schungrschwarpunkts Arbeitsmarkt und Be- 

schltigung des Wirranschaftrzsntrums Bsr- 
lin. in: WZB-Mitteilungen 6411994, 5. 5-8 
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lastung der Lohneinkommen noch er- 
heblich verstärkt. Begründet wurde die- 
se Politik mit der angeblichen Notwen- 
digkeit einer Verbesserung der Gewinn- 
situation zwecks Förderung der Investi- 
tionstätigkeit und Überwindung angebli- 
cher übermäßiger Kostenbelastung der 
deutschen Wirtschaft in der Konkurrenz 
zu anderen Standorten. Die hinter die- 
sen Positionen stehenden Interessen sind 
leicht nachvollziehbar, aber mit der rea- 
len Entwicklung und den Ursachen der 
ökonomischen Krisenprozesse im BRD- 
Kapitalismus haben sie nicht zu tun. 

Ohne hier differenziert die vielfälti- 
gen Bedingungen und ihre Veränderun- 
gen analysieren zu können, die für den 
Verlauf der ökonomischen Entwicklung 
und Krisenprozesse in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern und der BRD 
im besonderen von Bedeutung sind, 
kann doch festgehalten werden: der 
Kernprozeß und letzte Gmnd der Kri- 
senentwicklung liegt in der durch die 
Entwicklung der Investitionstätigkeit 
(marxistisch gesprochen: der Kapitalak- 
kumulation) selbst bedingten Diskre- 
panz zwischen den aufgebauten Produk- 
tionskapazitäten und der relativ dahinter 
zurückbleibenden Endnachfrage. Die 
Ursache der seit der Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise peri- 
odisch sich wiederholenden Überpro- 
duktionskrisen ist also der jeweils vor- 
angegangene Aufschwung selbst. Die 
im Verlauf eines solchen Krisenzyklus 
am stärksten schwankende gesamtwirt- 

schaftliche Größe sind die Investitionen 
der Produktionsunternehmen, die im 
Aufschwung in der Erwartung wachsen- 
der Umsätze und Gewinne besonders 
stark gesteigert und in der Krise bei 
wachsenden Überkapazitäten besonders 
stark eingeschränkt werden. 

Auch die Unternehmensgewinne zei- 
gen einen typischen zyklischen Verlauf, 
sie gehen in der Krise deutlich zurück, 
um im anschließenden Aufschwung um 
so kräftiger wieder anzuwachsen. Diese 
Bewegung ist jedoch nicht die Ursache, 
sondern überwiegend die Folge des Kri- 
senprozesses: Der Gewinneinbmch ist 
die Konsequenz der zunehmenden Ab- 
satzprobleme und Unterauslastung, die 
Gewmteigerung ist Folge der im Auf- 
schwung wieder wachsenden Ausla- 
stung und Produktivität. Zwar stellen 
auch Investitionen Nachfrage dar und es 
findet daher im sog. "selbstragenden 
Aufschwung' eine Zeitlang eine Selbst- 
verstärkung der Investionssteigemng 
durch die dadurch induzierten Einkom- 
mens- und Nachfrageeffekte statt. Um 
so stärker muß dann aber auch die End- 
nachfrage, die immer noch entscheidend 
von der Entwicklung der iohneinkom- 
men abhängt, steigen. Irgendwam 
bricht der Prozeß des Investitionsauf- 
schwungs immer ab und geht in die 
nächste Krise über. 

In den 8Oer Jahren hat diese Proble- 
matik der Überakkumulation von Kapi- 
tal im Verhältnis zur dahinter zurück- 
bleibenden Entwicklung der Nachfrage 

im Rahmen der weltweiten Tendenz in 
Richtung Senkung der Lohnkosten und 
der Unternehmensbesieuerung (man 
kann auch sagen des Wettlaufs, der sich 
hier im Rahmen der Standonkonktmenz 
und der Dominanz kapitalonentierter 
Wirtschaftspolitik abspielte) in Verbii- 
dung mit überhöhten Zinsen auch Iän- 
gerfristig. über den zyklischen Krisen- 
prozeß himaus die ökonomische Ent- 
wicklung beschränkt. Der Investions- 
aufschwung der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre in Westdeutschland war in hohem 
Maße durch Exportüberschüsse zu La- 
sten anderer Volkswinscbaften und 
dann durch den kreditfmanzierten Ver- 
einigungsboom bedingt und mündete in 
die in diesem Jahr auslaufende heftige 
K r i ~ e . ~  

Daß die Produktion jetzt wieder zu 
wachsen begonnen hat, wird bisher fast 
ausschließlich durch den - infolge des in 
wichtigen Partnerländern schon früher 
einsetzenden Aufschwungs - steigenden 
Export getragen. In den kommenden 
Jahren werden vor allem die unzurei- 
chende Entwicklung der Lohne und da- 
mit der privaten Konsumausgaben - die 
bisher nur wegen einer erheblich (von 
12.9% 1992 auf wahrscheinlich 11.5% 
1994) gesunkenen Sparquote nicht noch 
stärker die Nachfrage gedampft hat - 
und die in der Folge stark gewachsener 
Verschuldung schwache Nachfrage des 
Staates die wirtschaftliche Entwicklung 
beschränken. Die Gewinne upd Finan- 
zierungsminel der Unternehmen werden 
dagegen von immer noch hohem Niveau 

Schaubild 2: Entwicklung der Arbeitseinkommen und der Unternehmensge- aus wieder erheblich Vor 
winne in Westdeutschland bruito und netto (1980=100) diesem Hintermund ist es nicht nur ver- - ~ ~~~~~ - - ~ ~ -  ~- 

teilungspolitisch, sondern auch gesamt- 
wirtschaftlich geboten, die Löhne kräf- - B~t t~mernehmens-  tig zu steigern und ansonsten nicht inve- 
stierte Gewinne steuerlich stärker abzu- - ~ e n ~ ~ m ~ ~ ~ . h ~ ~ ~ ~ -  schöpfen und nachfragewirksamer öf- 

gewinne I I - Brunosinkommsn 
aus ""selbst. Arben 
je abhängig Besch. I I - Nsttolohn~umme je 
abhängig Besch. 1 1 
Nenoiahne je abh. 
Besch. real I I 

fentliche Verwendung zuzuführen. 

Perspektiven des 
solidarisch-ökologischen 

Umbaus und die Rolle 
des Staates 

Noch deutlicher wird die Notwen- 
- - - * - - - Steuern in % der digkeit eines gnindlegenden wirtschafts- 
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I schen Umbaus. eines modernen ~ o z L l -  
Ousllen: VolkswiRsehaftlichs Gssarntrifhnung der Statistischen Bundesamtes, Berechnungen der und internationaler Zusammenar- 

WSI, vgl. WSCMinailungan 10il993, S. 619. 621 beit zur Verbesserung der Lebensbedii- 

Deutschland relativ zum deutschen I Schui 93 1 
Nettosozialprodukt nehmen von 0.7 auf 
0.2% ab. 

quote schließlich von 16.4 auf 8.7% Schauhiid 3: Exportüherschuß und Wachstumsdiflerenz zum Ausland 
halbiert. Wegen der fik sie günstigen 

Außenwirtschafts- 
beziehungen mit den 
sog. Reformländern 

Lohnentwicklung verfügen viele Unter- 
nehmen nun über reichlich eigene 
Minel, die sie allerdings nicht zu 
vermehrten Investitionen im Inland 
verwenden. Wegen mäßigen Wachs- 
tums der Konsumgütepchfrage ist das 
Auslastungsrisiko zu hoch. Folglich 
wird offenbar ein größerer Anteil der 
eigenen Mittel zur Finanzierung zu- 
sätzlicher Direktiivestitionen verwen- 
det, so d& sich der V.-H.-Anteil der 
Direktiivestitionen am Nenosozialpro- 
dukt von 0.5% auf 1.1 % verdoppelt. 
Der erfolgreiche Kampf gegen Lohn- 
steigemgen im Binnenland geht einher. 
mit Siegen über ausländisches Kapital 
im Ausland - und auch im Binnenland: 
die ausländischen Direktinvestitionen in 

Die Diskussion um die Lohnhöhe 
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Ziele der deutschen 
Außenhandelspolitik 

Eine angemessene Außenwirt- 
schaftspolitik wird auf eine ausgegliche- 
ne Leistungsbilanz abzielen müssen. 
Dies macht Überschüsse im Warenhan- 

Deutschland wird neuerlich belebt mit 
dem Hinweis auf die Billigkonkurrenz 
aus den sog. Reformländern. Es trifft 
sicherlich zu, daß die ehemaligen 
RGW-Länder einen verhältnismäßig 
hohen Entwicklungsstand haben und 
wegen niedriger Löhne und einer stark 
unterbewerteten Wähning billig anbie- 
ten können. Da jedoch diese Länder 
nicht Mitglied der Europäischen Union 
sind, ist es eine handelspolitische Frage, 
wie hoch ihre Einfuhren in die EU 
ausfallen können. Je mehr aus Gründen 
der iohndämpfung in der EU diese 
Schleuse geöffnet wird, um so höher 
werden die Importe aus diesen Landern 
in die EU ausfallen und um so mehr 
sehen sich EU-Unternehmen veranlaßt, 
in den vormaligen RGW-Ländern 
Direktinvestitionen vorzunehmen mit 
dem Ziel des Exportes der Produktion in 
die EU. 

Gegenwärtig betragen die deutschen 
Direktinvestitionen in den Reform- 
ländern - kumuliert - rd. 4.5 Mrd. DM. 
Der Außenhandel Gesamtdeutschlands 
mit den Reformländern ist bis jetzt mit 
4.872 Mrd. DM (1991) und 2.305 Mrd. 
DM (1992) und 6,694 Mrd. DM (1993) 
positiv. so daß im Außenhandel mit den 
Reformländern Deutschland an Be- 
schäftigung dazugewinnt. 

del erforderlich, da die Dienstleistungs- 
bilanz in vielen Jahren (1992: -24.3 Mrd 
DM), die Übertragungsbilanz traditio- 
nell (1992: -50,O Mrd. DM) Defizite 
ausweisen. (Bei der Dienstleistungsbi- 
lanz schlägt vor allem der Saldo der 
Touristikausgaben mit 1992 -40,4 Mrd. 
DM zu Buche, bei der Übertragungsbi- 
lanz sind es die Zahlungen an internatio- 
nale Organisationen mit einem Saldo 
von 1992 -38.0 Mrd. DM). Folglich 
sind in der langen Frist Handelsbi- 
lanziiberschüsse in einer Größen- 
ordnung von 70 Mrd. DM erforderlich. 
um die Leisiungsbilanz auszugleichen. 
Dies kann nur der Fall sein, wenn es 
auch künftig gelingt, in großem Umfang 
preisunelastische Waren im Exportge- 
schäft anzubieten. Verwirklicht kann 
dies durch verstärkte Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen, durch ver- 
besserte bemfiiche Ausbildung für alle 
Bereiche der Wirtschaft. Nur so kann 
im offenen europäischen Binnenmarkt - 
besonders bei einer anhaltenden Auf- 
wertungspolitik der Bundesbank - Ter- 
rainverlust vermieden werden. Durch 
iohnsenkungen dagegen können die Be- 
dingungen für die Produktion preis- 
unelastischer Exportwaren nicht ge- 
schaffen werden. Dem weder wird bei 
niedrigeren Lohnen die Arbeit der 

Facharbeiter solider ausfallen, noch 
werden die Konstrukteure dann die bes- 
seren Ideen haben. Ebenso wichtig aber 
ist, daß bei sinkenden Reallöhnen die 
Unternehmer weniger veranlaßt sind, 
Kostensenkungen durch Prozeßinno- 
vationen zu erzielen. Dieser Nachteil ist 
um so gravierender, als der Anteil der 
Investitionsgüter an den deutschen Ex- 
porten besonders hoch ist und 
Prozeßinnovationen mit Produktimova- 
tion im Bereich der Investitionsgü- 
terherstellung einhergehen, was wieder- 
um die Bedingungen für eine niedrige 
Preiselastizität ist. 

Wem im übrigen schon über deut- 
sche Exporte und Exportpreise dis- 
kutiert wird, so steht in erster L i e  die 
Aufwertung der Deutschen Mark zur 
Debatte. Gerade in den letzten Jahren 
hat die Bundesbank durch ihre 
Hochzinspolitik nicht wenig Schaden 
angerichtet: sie hat allen Ländern, die - 
aus welchen Gründen auch immer - ihre 
Währung an der an der Deutschen Mark 
orientieren, eine Hochzins- und Austeri- 
tätspolitik oktroyiert, und damit zusätz- 
liche Wachstumsverluste in der 
Konjunkturkrise, so daß diese Länder 
als deutsche Haupthandelspartner nun 
wesentlich weniger aus Deutschland im- 
portiert haben, als dies unter den Be- 
dingungen einer konjunkturell erforder- 
lichen Niedrigzinspolitik der Fall gewe- 
sen wäre. Eine maßvolle Währungs- 
politik wäre auch angezeigt, wenn die 
deutschen Exporte tatsächlich durch zu 
hohe Exportpreise in Mitleidenschaft 
gezogen worden wären. 
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Allen wohl und niemand weh? 
Zum Regierungsprogramm der SPD 

von Uwe Kremer* 

ahl- bzw. Regierungspro- 
grnmmen wird häufig ~ c h g e -  
sagt, daß sie über die zu er- W 

wartende bzw. starrfindende Politik we- 
nig Aufschluß bieten. Und wer sich das 
Regierungsprogramm der SPD durch- 
schaut, der wird zunächst den Eindruck 
eines Sammehrium - ~ c h  dem Motto 
,,für jeden erwar" - bekommen. dem es 
an wesentlichen Borschafren, Akzentset- 
Zungen und Zusammenhängen mangelt. 
Diese Einschätzung trifft teilweise si- 
cherlich zu - aber man sollte nicht aus 
dem Blickfeid verlieren. dap sich dahin- 
ter Aussagen über unterschiedliche 
innerparteiliche Ansätze und damit ver- 
bundene politische Kdhfliktlagen ver- 
bergen. Mehr noch: Das Programm um- 
reißt bei genauere! Betrachtung das 
Feld. auf das sich Uberlegungen zu ei- 
ner grundlegenderen Wirtschafs- und 
Gesellschafsrefonn - zu einem soziai- 
ökologischen Umbauprojekt, zu einem 
"neuen Gesellschafsvertrag", zu einem 
,.new deal" oder wie auch immer - be- 
ziehen müssen. "Rot-Grün" als politi- 
sche Mehrheitskonstellation könnie nnch 
dem Oktober als Einstieg in eine derar- 
tige Refonn dienen. Und unter diesem 
Gesichtspunkt sollte vorab festgehalten 
werden, daJ die Schnittmengen zum 
Bundestagswahlprogramm von Bündnis 
'90/Die Grünen beachtlich sind. Wenn 
es da niciu auch noch andere Facetten 
gäbe ... Im folgenden überblick sollen 
die wirischaf s- und sozialpolitischen 
Gnrndlinien des Regienrngsprogramm 
~chgezeichnet und resumiert werden. 

"Arbeit schaffen": 
Aktive Arbeits- und 
Strukturförderung 
und die legendären 

,,Rahmenbedingungen" 

im Programm enthalten. Dazu zählen 
insbesondere 

das Zukuoftsinvestitionsprogamm 
in Verbindung mit einem .Aufbaupro- 
gramm Ost", wodurch eine Verstärkung 
öffentlicher Infrastnikturinvestitionen 
herbeigeführt werden soll, allerdings 
ohne daß die Struktur dieses ZIP selbst 
weiter erläuten worden ist, 

das Arbeits- und Sttukturförderungs- 
gesetz, mit dessen Hilfe ein öffentlich 
(durch Steuermittel) geförderter Ar- 
beitsmarkt im Rahmen einer ebenfalls 
geforderten regionalisierien Strukturpo- 
litik geschaffen werden soll. 

das Gleichsiellungsgesetz und die da- 
mit verbundenen Vorstellungen zur 
Frauenfördenmg und Quotierung im 
Rahmen der Ausbildungs-, Arbeits- 
markt- und Strukturpolitik und bei der 
öffentlichen Auftragsvergabe, 

die Ausbildungsplatzinitiative, die - 
bei mangelhaftem Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen - in eine „bundesgesetz- 
lich oder tarifrechtlich abgesicherte 
Neuregelung" für die Gewährleistung 
eines entsprechenden Angebots münden 
soll. 

Hierbei handelt es sich offenkundig 
um Elemente, die mit Blick auf rot-grü- 
ne Konstellationen und im Abgleich mit 
dem Bundestagswahlprogramm von 
Bündnis ' WIDie Grünen weitergehende 
Perspektiven eröffnen - Stichworte sind: 
sozialökologische Investitionen, öffent- 
lich geförderter Beschäftigungssektor. 
Regionalisierung, frauenorientierter 
Umbau, Ausbildungsgarantie. Dabei 
scheint das Arbeits- und Strukmförde- 
mngsgesetz strategisch insofern am 
wichtigsten zu sein. als hiermit eine 
sehr grundlegende Stniknirveränderung 
hinsichtlich arbeitsmarkt- und sttuktur- 
politischer Entscheidungsmechanismen 
(Regionalisierung), der Finanziemng 
aktiver Arbeitsmarktpolitik (Steuergel- 
der statt Sozialversicherunesmittel) und 

Inwieweit eine regierende SPD dem 
Ziel, Arbeitsplätze zu schaffen bnv. die 
Arbeitslosigkeit zu verringern. damit 
von sich aus näher kommen kann, dürf- 
te schon vor allem deswegen zu bewei- 
feln sein, weil die öffentlichen .Zu- 
kunftsinvestitionen" und die Ausgaben 
für die regionalisierte Arbeits- und 
Stmkhufördenmg unter einem Finan- 
zierungsvorbehalt stehen (LU.). Umso 
stärker drängt sich eine andere Seite im 
Programm in den Vordergrund. die 
durch die Rede von der ,Verbessemng 
der Rahmenbedingungen für Investitio- 
nen" in Gestalt des "Abbaus der Staats- 
bürokratie", der "Vereinfachung von 
Genehmigungsverfahren", der Senkung 
gesetzlicher Lohnnebenkosten, der Ver- 
Iängemng von Maschinenlaufzeiten, ei- 
ner Gewerbesteuerreform, von Ab- 
schreibungserleichteningen. Investiti- 
onszulagen u.a.m. bestimmt ist. Zwar 
kann alleine aufgmnd der wortwörtli- 
chen Programmpassagen nicht um- 
standslos auf den Sinn oder Unsinn der 
betreffenden Fordemngen geschlossen 
werden. Entscheidend ist vielmehr der 
Gesamtduktus, in dem unterstellt wird, 
daß es um diese Rahmenbedingungen 
und damit um ,unseres Konkurrenzfa- 
higkeit am Weltmarkt sehr schlecht be- 
stellt sei und sie daher als Schlüsselgrö- 
ße in der sozialdemo!uatischen Wirt- 
schaftskonzeption zu gelten haben. 

,,Made in Germany": 
Sozialökologischer 

Umbau und der 
Weltmarkt 

Eine ähnliche Zweischneidigkeit 
treffen wir auf dem Gebiet der Reform- 
und Investitionsfelder an. Auch hier 
sollte man zunächst sicherlich hervorhe- 
ben, daß im Bereich der ökologischen 
Stoff- und Ener~iewirtschaft etwa mit 

Hinter der Hauptbotschaft "Arbeit der Stnikturiemng des ~;beitsm&es den ~orderunge' 
schaffen' verbergen sich im wesentli- (öffentlich geförderter und zugleich nach einem verbesserten Umwelt- 
chen zwei Gmndlinien. Auf der einen wettbewerbsfähiger Sektor) verbunden haftungs~echt mit erweiterter Produkt- 
Seite sind zentrale Elemente einer akti- sein kam. Dies würde erst recht dann haftung und -verantworning, 
ven Arbeitsmarkt- und Stmktumolitik eclten. wenn ein nennenswener Teil der nach Mitbestimmunasrechten der ~ ~~- . 

~uku~ftsinvestitionen hierin einfließen Beschäftigten im betriebiichen Arbeits- 
und der frauenorientiene Umbau als und Umweltschutz, . Donmund, Po,itikwisssn. zentrale Zielgröße integriert werden nach der Verankerung der Verbands- 

schaft~~r, spwdedaktion könnte. klage (v.a. für Natur- und Umwelt- 
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zieren, sind also massive politische und 
tarifliche Anstrengungen nötig. Der 
nächste konjunkturelle Aufschwung 
wird das Problem genauso wenig lösen 
wie der vorangegangene. Unverzichtbar 
sind neben einem öffentlichen Beschaf- 
tigungs- und ökologisch ausgerichteten 
Zukunftsinvestitionsprogramm massive 
arbeitsmarktpolitische Aktivitäten sowie 
ganz entscheidend eine neue Offensive 
der Arbeitszeitverkürzung, deren Tem- 
po und Breite die bisherige Entwicklung 
deutlich übertreffen muß. Zentral sind 
dabei allgemeine Verkürzungen der ta- 
riflichen Wochenarbeitszeit (verbunden 
mit dem Abbau von Überstunden). weil 
diese sowohl von den quantitativen Ar- 
beitsplatzeffekten als auch von den ar- 
beitshumanisierenden, sozialen und 
emanzipativen Wirkungen her am wir- 
kungsvollsten sind.' Bei der Ausweiiung 
der Teilzeitarbeit muß durch entspre- 
chende Regelungen darauf hingewirkt 
werden, daß sie sich an den Bedürfnis- 
sen der Beschäftigten und Arbeitssu- 
chenden orientiert, sozial voll abgesi- 
chert und möglichst mit Optionen für ei- 
nen Übergang in Vollzeiterwerbstätig- 

keit verbunden sowie mit gleichstel- .-- 
lungspolitischen ~nshumentenverknü~ft 
ist. damit Teilzeitarbeit nicht länger fast 
ausschließlich eine Frauensache bleibt. 

Verteilungsverhältnisse, 
Nachfrage, Investitionen 

Bei der Option beschleunigter Ar- 
beitszeitverkiirzung stellt sich verschärft 
die Frage nach der Entwicklung der 
Löhne. In den letzten Jahren sind Löhne 
und Gehälter sowie die daran geknüpf- 
ten Sozialeinkommen real erheblich ge- 
sunken, die Preissteigerungen und ge- 
wachsenen Abgaben konnten nicht 
durch B~itoiohnsteigerungen ausgegli- 
chen werden. Der neue Schub für Ar- 
beitszeitverkiirzung im Gefolge der 
VW-Vereinbmg wurde erkauft mit 
weitgehender Abkehr vom vollem 
Lohnausgleich - nicht nur bei den höhe- 
ren Einkommensgruppen. Daraus darf 
aber nicht die Konsequenz gezogen wer- 
den, auch künftig seien AZV - die ja üb- 
licherweise nicht in so großen und un- 
mittelbar wirksamen Schritten wie bei 
VW durchgeführt werden - nur machbar 

ohne Lohnausgleich. also bei realer 
Umverteilung mgunsten der Unterneh- 
men. Es ist klar und das war schon im- 
mer so, daB AZV mit geringeren Lohn- 
zuwachsen - und durch gesteigerte Pro- 
duktivität - großteils von den Beschäf- 
'tigten selbst f111anzieri w ~ r d e n . ~  Aber 
Einkommensverluste konnten vermie- 
den werden, und das wird auch in Zu- 
kunft wichtig sein sowohl für die Ak- 
zeptanz der AZV unter den Beschiiftig- 
ten - die sie ja nötigenfalls durch Ar- 
beitskampfmaßnahmen auch durchset- 
zen müssen - als auch für eine dynami- 
sche Entwicklung der Masseneinkom- 
men und daraus gespeisten Nachfrage. 

M.E. waren unter diesem Gesicht- 
punkt die nominellen Lohnsteigerungen 
der letzten Jahre und insbesondere 1993 
und 1994 nicht etwa zu hoch, sondern 
zu niedrig. Sie setzten den seit den 8Oer 
Jahren ablaufenden Trend der Umver- 
teilung zugunsten der Gewinne und Ver- 
mögenseinkommen fort. Dieser Trend 
wurde durch die staatliche Politik der 
steuerlichen Entlastung und Schonung 
der Unternehmen und privater Kapital- 
einkünfte bei fortschreitender Höherbe- 

Tabelle 3: Wirkungen beschaffigungspolitixher Strategien: Entlastung des Arbeitsmarktes, Bnitto- und Nettokosten 

Entlastung des Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
Arbeitsmarktes 1995-2000 

bis Zum Jahr Bruttokosten Finanzielle Nettokosten 
2000 Entlastungen 

(Millionen) (Mrd. DM (Mrd. DM (Mrd. DM 
je Jahr) je Jahr) je Jahr) 

1. Modernisierungs- und Beschaftigungsprogramm 0,300 45 30 15 
(öffentliche Investitionen und Investitionsförderungen) 

2. Veranderte Personalpoliiik der Unternehmen nicht 
und öffentlichen Arbeitsgeber quantiizlerbar 

3. Arbeitsumvertellung 2.700 17 27 -10 
3.1 Absenkung Wochenarbeitszeit Ost auf das Westniveau 0,200 2 -2 
3.2 Verkumung der Wochenarbeitszeit West und Ost um weitere 1,700 15 17 -2 

3 Stunden 
3.3 Anpassung Teikeitquote Ost an die Teilzeitquote West 0.2W 2 -2 
3.4 Halbierung der Uberstunden in Ost und West 0.300 2 3 -1 
3.5 Umwandlung von Zuschlagen fUr Nachtarbeit. Feieftagsarbei 0,300 3 -3 

ua .  in Freizeitausgleich 

4. Zusätzlicher Ausbau öffentlich gef6rdefter 0.500 20 13 7 
Beschäftigung und Qualifiziemng 
4.1 Aufstockung Fortbildung und Umschulung 0,108 7 3 4 
4.2 Ausbau ABM 0,117 4 4 
4.3 Ausbau Projektförderung $5 249h,242s 0.140 4 3 1 
4.4 verstärkte Existenzförderung 0,010 
4.5 verstarkte.Eingliederungs- und ElnarbeitungszuschUsse 0,030 1 2 1 
4.6 Forderung innerbetrieblicher Qualifizierung 0,030 1 
4.7 Förderung sozialer Betriebe 0.015. 1 
4.8 Ausbau kommunaler Beschäftigung fUr arbeitslose 0,050 2 1.5 0,5 

Sozialhilfeempfanger 

1.4. Summe: 3.500 82 70 12 

0 Oder unter 0.5 Mrd. OM 
Quelle: Berliner Erklärung zur Halbierung der Arbeitslosigkeit bis m m  Jahre 2000. vorgestellt von der Senatoiin 101 Arbeit und Frauen, Dr. Christine Bergmann. 
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heworgemfenen Sonderkonjunldur be- 
wegt sich Westdeutschland 1992-94 in 
einer ökonomischen Krise, die erst all- 
mählich in eine schwache Aufschwung- 
bewegung übergeht. In Ostdeutschland 
war 1989-91 ein durch die unvermittelte 
Wirtschafts- und Währungsunion verur- 
sachter verheerender wirtschaftlicher 
Zusammenbruch zu verzeichnen, seit 
1992 von diesem extrem niedrigen Ni- 
veau ausgehend ein langsamer Anstieg 
der Produktion, der insbesondere vom 
Bausektor getragen wird. Das unter so- 
zialen Gesichtspunken gravierendste 
Problem ist die erneut rapide angestie- 
gene Arbeitslosigkeit: in Westdeutsch- 
land von jahresdurchschnittlich 1.6 
Mio. registrierten Arbeitslosen 1991 auf 
wahrscheinlich ca. 2.6 Mio. 1994 
(9,496 der abhängigen Enverbsperso- 
nen), in Ostdeutschland auf Ca. 1.2 
Mio.. was einer Arbeitslosenquote von 
16.8% (der Erwerbspersonen) ent- 
spricht. Dazu kommen knapp 1 Mio. 
Personen, die sich in arbeitsmarktpoliti- 
schen Maßnahmen (ohne Kurzarbeit 
und Vorruhestand) befinden. und weite- 
re mehr als 2 Mio. Menschen in der 
.stillen Reserve", die gerne eine Er- 
werbsarbeit annehmen würden, wenn 
sie eine Moglichkeit dazu sähen, die 
aber bei der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht gemeldet sind.2 Insgesamt fehlen 
in Deutschland also fast 7 Mio. Arbeits- 
plätze. Dies ist nicht nur mit enormen 
sozialen und psychischen Folgen für die 
Betroffenen und ihre Angehörigen ver- 
bunden, sondern auch mit gesamtwirt- 
schaftlichen Kosten und Produktions- 
ausfällen in gigantischem Ausmaß.' 

Schaubild 1 zeigt die Entwicklung 
von Produktion, Produktivität und dar- 
aus resultierendem Arbeitsvolumen so- 
wie von Arbeitszeit und Beschäftigung 
in Westdeutschland von 1980 bis 1994. 
Dabei wird deutlich, daß der Anstieg 
der Beschäftigtenzahl bis 1992 ganz we- 
sentlich durch die gesunkene Arbeitszeit 
bedingt ist. Dies gilt auch unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß Arbeits- 
zeitverkümgen mit zusätzlichen Pro- 
duktivitätssteigerungen verbunden sind; 
allein durch die Verkürzung der durch- 
schnittlichen Wochenarbeitszeit um 
knapp 3 Stunden wurde 1985 bis 1991 
nach Berechnungen des Deutschen Insti- 
tuts für Wirtschaftsforschung (bei An- 
nahme von durch die AZV induzierten 
Produktivitätseffekten von 50% des 
Ausfalls an tariflicher Arbeitszeit) die 
Beschäftigtenzahl um mehr als 1 Mil- 
lion erhöht.' In Gefolge der Krise ist die 

Schaubild 1: 8%. In beiden Teilen Deutschlands wer- 
Wachstum und Arbeiiszeit- den die Produktivitätssteigerungen Be- 
verkürzunp; in Westdeutschland schäftimeseffekte. die durch das Pro- - 

duktionswachstum 'bedingt sind, kom- 

tn Wertdeutschland') 
pensieren. In Ostdeutschland wird die 

Inder (1980=1W) 
Beschäftigung daher nur geringfügig an- 
wachsen. in Westdeutschland werden 

(Anzahl in 7000) 1991 1995 2000 2005 2010 
Emerbspersonenpotential 
"Inländer 41.006 41.292 40.774 40.125 39.716 
Pendlersaldo -60 -25 5 25 35 
"Inland" 40.946 41.267 40.150 39.751 39.751 

Erwerbstätige Inland 36.398 34.519 34.868 35.259 35.828 
(Arbeitnehmer) (32.867) (31.054) (31.446) (31.845) (32.372) 
Rechnerische AfbeiisplaklOd«, 4.548 6.748 5.911 4.891 3.923 
registrierte Afbeiilose 2.602 3.450 3.374 3.045 2.591 
davon West 1.639 2.265 2.379 2.226 2.074 
davon Ost 913 1.185 995 819 517 
Stille Reserve I )  1.946 3.298 2.536 1.846 1.332 
davon West 1.151 2.265 1.947 1.484 1.117 
davon Ost 795 1.033 589 362 215 

. . % -., 
ProdukVvilM : q30k ,, 0runoinlands. 
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die nach einer zyklischen Krise norma- 
len starken Steigerungen der Arbeits- 

produktivität die 4% - zu einem - 1994 weiteren wahrscheinlich deutlichen um 
Rückgang des Arbeitsvolumens führen, 
das sich im Verlauf dieses und des fol- 
genden Jahres in weiterem Beschäfti- 
gungsabhau niederschlagen wird.' 

Für den Zeitraum bis 2010 hat das 
ProgIIo~-Institul eine Vorausschätmg 
der gesamtdeutschen Arbeitsmarktent- 
wicklung vorgenommen. Die Ergehnis- 
se der mittleren Variante, die ein durch- 
schnittliches jährliches Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts um 2% in West- 
und 9.6% in Ostdeutschland unterstellt, 
gehen aus der folgenden Tabelle hervor. 
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Dabei ist zu berücksichtigen, daß kri- 
Erwerbstätigenzahl in Westdeutschland senbedingt die prognostierten Wachs- 
datin von 29.5 M ~ O .  1992 um fast 1 tumsraten bisher nicht erreicht wurden 
M ~ O .  gesunken. den neuen m,jern und es gute Gründe für die Auffassung 
sank die zahl der Erwerbstätigen von gibt, die Prognose für Ostdeutschland 
8,9 Mio. 1990 auf noch Ca. 6,l  Mio. sei grundsätzlich zu optimi~tisch.~ Je- 
1993. denfalls wird deutlich, daß mit anhalten- 

Für dieses und die kommenden Jahre der Massenarbeitslosigkeit und einer 
ist mit einer gewissen wiederbelebung Arbeitsplatzlücke von 6-7 Mio. zu rech- 
der ~ o n j d t u r  im Westen zu rechnen nen ist, die erst nach der Jahrhundert- 
(mit geschätzten preisbereinigten wende langsam geringer wird. Dabei ist 
Wachstumsraten von 1994 und 1995 je zu berücksichtigen, daß zur Verwirkli- 
1.5%) und im asten des ~ a ~ d ~ ~  mit ei- chung emanzipativer Zielsetzungen eine 
ner ~ortse-g der - im Verhälmis zu noch stärkere Steigerung der Frauener- 
den ~ ~ f ~ ~ d ~ f i ~ ~ ~ ~  einer ohne D ~ ~ ~ ~ -  werbstätigkeit anzustreben wäre, als sie 
transfers aus dem Westen lebensfähigen in der S~hätning berücksichtigt ist. 
wirtscbaft völlig - ~ ~ t -  Um die Arbeitslosigkeit in den näch- 
wicklung mit Wachstumsraten um die sten Jahren in großem Umfang zu redu- 

Tabelle 2: Gesamtdeutsche Arbei&markthilanz 1991 - 2010 nach Prognos 

schutzverbhde) im Naturschutzgesetz 
sowie 

nach einem Klimaschutzprogramm 
in Verbimdung mit einem 100.000-Dä- 
cherProgramm für die Solanechnologi- 
en 
wichtige Akzente gesetzt worden sind. 
E i  Forum und ein Institut für .zu- 
kunftsfähige Produkte" könnten den 
Umhau substantiell befruchten. Beson- 
ders hervorzuheben ist im übrigen auch 
die Absicht, die Städtebauförderung in 
Verbindung mit einer Reform der Bo- 
denordnung und einer aktiven und sozial 
gerechten Wohnungsbaupolitik neuzu- 
beleben. 

Auf der anderen Seite gibt es aber 
auch die notorischen .Aufweichungen'. 
wie man sie bei der Verwässemng des 
Tempolimits. beim Weglassen kriti- 
scher Einwendungen gegen den Luftver- 
kehr, beim Offenhalten der Vorstellun- 
gen zu einer Ökosteuerreform u.a.m. 
feststellen kann. Am deutlichsten wird 
diese Problematik im Verkehrskapitel, 
wo der Grundsatz der Verkehrsvermei- 
dung fallengelassen und durch das hohe 
Lied auf die telematisch gesteuerte Ver- 
flüssigung des Verkehrs sowie die Hoff- 
nung auf das 3-Liter-Auto ersetzt wur- 
de. Rückwirkend führt dies mit Blick 
etwa auf die Städtebauförderung (und 
letztlich auch die gesamte Raumordnung 
und Regionalplanung) zu durchaus 
problematischen Konsequenzen auf an- 
deren Reformfeldern. 

Hierin schlägt sich allerdings wohl 
vor allem nieder. daß der sozialökologi- 
sche Umbau einschließlich seiner ar- 
beitsplatzschaffenden Wirkung im SPD- 
Programm eindeutig im Zeichen der 
.internationalen Wettbewerbsfähigkeit' 
der deutschen Wirtschaft steht - mit dem 
Ziel. daß .'made in Germany' wieder 
(!, U.K.) zum Gütesiegel für Spitzen- 
technologie und höchste Qualität wer- 
den' müsse. was insbesondere durch 
eine .markhvirtschaftliche Industriepo- 
litik' befördert werden soll. Auch und 
gerade in den Formulierungen zur inter- 
nationalen Wirtschaftspolitik werden die 
allgemeinen Bekenntnisse zu einem neu- 
en und global verträglichen Lebens- und 
Wirtschaftsstil überlagert von der Frei- 
handelsdoktrin, die allerdings mit zwei 
klaren Akzenten verbunden worden ist: 
nämlich der ökonomischen Expansion 
im asiatisch-pazifischen Raum und der 
Atlantik-Charta. in der die künftige Ko- 
operation mit Nordamerika fixiert wer- 
den soll. M.a.W.: die ,Triades der drei 
großen Weltwirtschaftszentren steht im 

Mittelpunkt einer weltmarktorientierten 
Industrie- und Handelspolitik (und nicht 
etwa die Achsenbildung zwischen Nord 
und Süd), 

Reforrnbrernse: 
Finanzierungsvorbehalte 

und Urnverteilungs- 
verzicht 

Weitgehend quer zu den verschiede- 
nen Kapiteln wird die Frage der Vertei- 
lung behandelt - wobei ich hiennit so- 
wohl die Verteilung von Macht wie 
auch die von Geld ansprechen möchte. 
Beide Verteilungsfragen bzw. deren Be- 
handlung sagen viel über den Kontext 
aus. in dem die reinen .Sachforderun- 
gen' wie auch die allgemeinpolitischen 
Zielvorstellungen eines Programms 
tatsächlich stehen bzw. wahrscheinlich 
stehen werden. Am brisantesten ist es in 
den vergangenen Monaten immer dann 
geworden, wenn es um Geld ging - wo- 
bei die Verteilung finanzieller Ressour- 
cen natürlich auch Machtfragen beinhal- 
ten. 

Der entscheidende Passus, der dem 
wie ein Sammelsurium daherkommen- 
den Programm mit sehen hier ,nach- 
sortierten" Facetten einen harten Kern 
verleiht, wurde ziemlich weit hinten 
plaziert. Demnach gelten für das Pro- 
gramm .vor allem drei klare ftnaozpoli- 
tische Grundsätze: 

1. Keine Erhöhung der Steuer- und 
Abgabenquote, 

2. Mittelfristige Rückfuhning der 
Neuverschuldung, 3. Strikter Fi ierungsvorbehalt  

für alle Maßnahmen des Regierungspro- 
gramms" . 

Denn: "Solide Finanzen sind die 
Grundlage für die Überwindung der 
Vertrauenskrise und für den Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit" . Es ist exakt 
dieser Vorbehalt, der die .eine Seite" 
des Programms - öffentliche Zukunfts- 
investitionen und aktive' Arbeitsmarkt- 
und Stnikturpolitik - zum Beiwerk einer 
Politik degradieren dürfte. die vor allem 
auf die "andere Seite" (nämlich die 
.Verbesserung der Rahmenbediigun- 
gen") und im übrigen auf den kommen- 
den konjunkturellen Aufschwung setzt. 
Die damit zusammenhängenden Proble- 
me deuten sich an verschiedenen Punk- 
ten dann auch real an: 

Die Ökosteuern sollen - wie auch im- 
mer konkret konzipiert - nur sehr behut- 
sam erhoben und in ihrer Verwendung 

zum großen Teil für die Entlastung bei 
anderen Steuern und Abgaben einge- 
setzt werden. 

Bei der Besteuerung einkommens- 
starkerer und vermogender Schichten 
tritt die Ergänzungsabgabe an die Stelle 
des Solidarmchlages. Die im Entwurf 
noch angedeutet Möglichkeit einer 
Großvermögensabgabe ist nicht mehr 
enthalten 

Auf der anderen Seite wird die Ei- 
führung einer sozialen Gnindsicherung 
auf die lange Bank geschoben, wie sich 
die SPD mit ihrem Kapitel ZUI angeb- 
lich "aktiven Bekämpfung der Armut' 
im übrigen selbst ein Armutszeugnis 
ausgestellt hat. 

Unter Verteilungsgesichtspunkten 
bleibt m.a.W. weitgehend alles heim 
Status Quo: Die obere Mittelschichten 
müssen etwas mehr hiiegen, die Mehr- 
zahl der Lohnabhängigen dürfte die eine 
oder andere Mark wegen höherer 
Grundfreibeträge, Kindergeld U.%. für 
sich behalten können. Die ganz Reichen 
aber bleiben so reich. wie die ganz Ar- 
men arm bleiben. 

,,Mehr Demokratie 
wagen"? Machtfragen in 
Betrieben und Regionen 

Gegenüber den Geldfragen sind Fra- 
gen der "Macht" bzw. Machtverteilung 
(der Beteiligung gesellschaftlicher 
Gnippen, der Entscheidungskompeten- 
Zen, der sozialen Kräftebeziehungen) 
stark in den Hintergrund getreten. Da- 
bei enthält das Programm auch in dieser 
Hinsicht einige durchaus bemerkens- 
werte Akzente: 

Kommt die Sozialdemokratie an die 
Regiemng, so will sie den berühmt-be- 
riichtigten Aussperrungsparagraphen 
116 AFG wieder in seine alte Fassung 
bringen, was für die Kräfteverhältnisse 
zwischen den Klassen zweifellos von 
gravierender Bedeutung wäre. Dwch- 
aus bedeutsam kann in Zukunft ein Mit- 
bestimmungsbeibehaltungsgesetz wer- 
den, das der Aushöhlung der Mitbestim- 
mung durch diverse Manöver transna- 
tional agierender Unternehmen be- 
gegnen will. Hinzu kommen - teilweise 
recht vage - Vorstellungen zur Weiter- 
entwicklung der Mitbestimmung im 
Rahmen des Betriebsverfassungs- und 
Personalvertretungsrechtes dort. ,wo 
neue Arbeitsorganisatiooen und neue 
Produktions- und Informationstechnolo- 
gien dies erfordern". In Verbindung da- 
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mit birgt auch das geforderte neue 
Arbeitsschutzrecht Sprengstoff in sich, 
handelt es sich beim betrieblichen Ar- 
beits- und Umweltschutz doch um ein 
Kontliield mit wachsender Bedeutung 
auch und gerade für die Klassenbezie- 
hungen. Schließlich darf man gespannt 
sein, was man von einem "modernen 
Arbeitsgesetzbuch" zu erwarten hat, 
daß die "gesetzliche Grundlage für eine 
sozial-fortschrittliche Gestaltung aller 
Arbeitsverhältnisse" bieten soll. 

Insgesamt spielt die Frage der De- 
mokratisiening - im großen Unterschied 
zur Sozialdemokratie Anfang der 70er 
Jahre - im Regie~ngsprogramm zwar 
keine nennenswerte Rolle. Aber bezo- 
gen auf die vergangenen 15 Jahre könn- 
ten darin enthaltene Forderungen doch 
zu einem beachtlichen Paket geschnürt 
werden, mit dessen Hilfe nach fast 
zwanzig Jahren wieder Verschiebungen 
der betrieblich-sozialen Kräfteverhält- 
nisse zugunsten der Lohnabhängigen in 
Gang gesetzt werden könnten. Ob dar- 
aus tatsächlich in der Substanz etwas 
wird, darf aufgrund der meistens sehr 
unverbindlichen Formulieningen sicher- 
lich bezweifelt werden. Aber immerhin 
ist damit ein Feld skizziert, das Spiel- 
raum für eine neue Dynamik in den 
Klassenbeziehungen bietet (und im übri- 
gen nur in rot-grüner Konstellation poli- 
tisch ausgestaltet werden kann). 

Weiter oben schon wurde im Kontext 
des Arbeits- und Strukturförderungsge- 

setzes angesprochen, daß die SPD den 
Regionen eigenständige Kompetenzen in 
der Strukturpolitik und beim Einsatz 
entsprechender finanzieller Mittel über- 
tragen will. Basis sollen regionale Ent- 
wicklungs- und Innovationskonzepte 
bzw. Regionalpläne sein, an deren Erar- 
beitung Kommunen, Arbeitgeberverbän- 
de, Gewerkschaften, wissenschaftliche 
Einrichtungen und Verbände beteiligt 
werden sollen. Dies könnte nicht nur die 
gewerkschaftlichen Beteiligungsmög- 
lichkeiten erhöhen, sondern auch die von 
Umweltverbänden. sozialen Initiativen 
usw. Allerdings muß in diesem Zusam- 
menhang angemerkt werden, daß anson- 
sten die Beteiligungsvorstellungen der 
SPD in Bezug auf letztgenannte Kräfte - 
denkbar wäre dies ja auf den verschiede- 
nen Umbaufeldern vom Verkehr bis zum 
Wohnungsbau - gegen Null tendieren. 

,,New Deal"? Das SPD- 
Regierungsprogramm 
und die Perspektiven 

einer Wirtschafts- und 
Gesellschaftsreform 

Heutzutage ist viel die Rede von ei- 
nem ,neuen Vertrag" über die künfti- 
gen Konstellationen und Perspektiven 
der Wirtschafts- und Gesellschafts- 
enhvicklung. Dabei geht es zumeist um 
den (möglichen) Übergang vom fordisti- 

schen Projekt des national-keynesiani- 
schen Wohlfahrtsstaates zu einem neuen 
nach-fordistischen Projekt der Gesell- 
schaiisreform. Genaugenommen erle- 
ben wir 2.2. den zweiten Versuch, das 
politische Feld für ein derartiges Projekt 
zu stmkturieren. Der erste große Anlauf 
fand in der BRD in den 80er Jahren statt 
-getragen von neuen sozialen Bewegun- 
gen und auch maßgeblichenTeilen der 
Gewerkschaften, sich ausdrückend in 
der ersten .Rot-Grün'-Welle und pro- 
grammatischen Weiterentwicklungen 
der SPD (ausgedrückt v.a. im Berliner 
Grundsatzprogramm). Allerdings findet 
der gegenwärtige und eher verhaltene 
Anlauf vor einem sehr veränderten 
Hintergrund statt. Als entscheidend sehe 
ich an, daß wir in Deutschland erst jetzt 
in vollem Umfang mit den ökonomisch- 
sozialen Umstnikturiemngsprozessen - 
den inneren wie den internationalen - 
konfrontiert sind: Die Facetten reichen 
von der inneren Fragmentiemng und 
Diffusion der Klassen- bzw. Sozi- 
alstrukturen bis zu den international 
wirksamen Standort- und Migrationsfra- 
gen. 

Diese Prozesse haben zusammen mit 
dem Niedergang des kruden Marktlibe- 
ralismus und seinen teilweise verhee- 
renden Konsequenzen auf die Wirt- 
schafts- und Gesellschaf&sstmktur wohl 
vor allen Dingen dazu geführt, über 
neue gesamtgesellschaftliche Konstella- 
tionen nachzudenken und die "alternati- 

iw sozial-ökologische Wirtschaftsforschung 
Analysen Dokumentationen Fakten & Argumente 

Analysen des isw - sozial-Okologische Wirtschaltsforschung 8.V. (Auswahl): 
isw-reports  
(vierteljährlich mit isw-wirtschaitsinfo). DM 5,- + Porto (Jahresabo: 30.- DM) 
Der Gipfel, dlese Weltwlrtschaft? (Man '92) 
Mit Energie ins Treibhaus (Juni 1992) 
EG - Vom SupermarM zur Supermacht? (OMober '92) 
Friedensdivldende oder neue Rüstungsrenditen? (Januar '93) 
Isw-forum: Wirtschafts- und Mllltärmacht EG (April 1993) 
Wirtschaftsreform in Osteurope (Juni 1993) 
Krieg der Konzerne (September 1993) 
Energie, Müll. Verkehr (Januar 1994) 

isw-spezial 
Kapitalmacht In Deutschland (August 1991), DM 7,- + Porto 
Billigstrom für die Großindustrie (Oktober '92), DM 5.- + Porto 
Slemens Bllanz- und Konzemanalyse, (Mai '93), DM 5,+ Porto 

isw-wirtschaftsinfo 
Gegen die Asylliigen, DM 2,- + Porto 
Standort & Tarifrunde, (Januar 1994) DM 4,- + Porto isw e.V., Georg-Wopfner-Str. 48,80939 München. Tel.: 089ß231780 
DASA - Von der Zukunftsindustrie zur Krisenbranche. 4,- + P Konto: Sparda Bank München Nr. 98 34 20 ( B E  700 905 00) 

Alternativen der sozialökonomischen 
Entwickluna 

Augangspunkte für einen 
solidarisch-ökologischen 

Umbau 

S olidarisch Umbauen!': Ausgangs- 
P,& dieser Forderung ist die 

77 
Uberzeugung, daß trotz aller 

"Sachzwänge" und Einschränkungen 
der Spielräume politischer Gestaltung 
im gegenwärtigen Kapitalismus nicht 
nur die dringende Notwendigkeit, son- 
dem auch die reale Möglichkeit besteht, 
durch einen wirtschaftspolitischen Kurs- 
wechsel solidarische und ökologisch 
ausgerichtete Alternativen der ökonomi- 
schen und sozialen Entwicklung durch- - 
zusetzten: 

Es gibt Möglichkeiten für eine aktive 
öffentliche Beschäftigungs- und zu- 
eleich Umbauoolitik. Damit sind Nach- - 
frage, lnvestiiionen und Beschäftigung 
zu stimulieren und zugleich ökologi- 
scher Umbau und zukunftsorientierte 
Modemisierung der Infrastmkturen vor- 
anzutreiben. Im Mittelpunkt muß dabei 
ein umfangreiches und mittelfristig an- 
gelegtes Zukunftsinvestitionsprogramm 
stehen (vgl. dazu den Vorschlag von 
BartschlHeiselTofaute). 

In Verbindung mit einer regional 
ausgerichteten Arbeits- und Stnikturför- 
demngspolitik sowie sozialpolitischen 
Flankierungen kann erreicht werden, 
daß auch auf dem Arbeitsmarkt beson- 
ders benachteiligte und ausgegrenzte 
Gruppen wie Langzeitarbeitslose neue 
Chancen erhalten, daß Jugendlichen ein 
Einstieg ins Bemfsieben gewährleistet 
wird und daß Frauen in allen Wirt- 
schaftsbereichen und beruflichen Ni- 
veaus den ihren Ansprüchen entspre- 
chenden Anteil erringen können (vgl. 
dazu den Beitrag von Marianne Weg). 

Arbeit, Einkommen und Vermögen 
sind gerechter und gleichmäßiger zu 
verteilen. Damit kann Arbeitslosigkeit 
in großem Umfang vermindert werden, 
Nachfrage, soziale Stabilität und Inno- 
vationsfähigkeit werden gefördert. und 

Raff Krämer. Oortmund, Sozialwirranschaft- 
ler. Mitglied des CPD-hndesvorstands NRW. 
spw-Redaktion 

großen Teilen der Bevölkerung wird 
eine bessere Befriedigung sowohl ihrer 
materiellen Bedürfnisse als auch ihrer 
Arbeitszeitbedürfnisse ermöglicht. 

Es ist höchste Zeit für einen neuen 
reformpolitischen Anlauf und einen 
.Öko-deal", um unverzüglich einen 
tiefgehenden ökologischen Umbau der 
Produktions- und Lebensweise einzulei- 
ten (vgl. dazu den Beitrag von Michael 
Müller). 

Statt weiterem Sozialabbau und mehr 
als problematischen Vorschlägen zur 
Ersetzung bisheriger Grundstmkiuren 
des sozialen Sicheningssystems durch 
ein System von .Bürgergeld' oder .ne- 
gativer Eiommensteuer" muß im Mit- 
telpunkt einer sozialpolitischen Reform 
die Einführung einer bedarfsorientienen 
sozialen Gnindsicherung stehen (vgl. 
dazu den Beitrag von Volker Offer- 
mann) . 

Die erhebliche Verschuldung der öf- 
fentlichen Haushalte IäRt es nicht mehr 
zu, eine solche Politik in erster Linie 
über Kredite zu fuianzieren, damit wird 
sie aber keineswegs unmöglich. Not- 
wendig sind Reformen des Steuer- und 
Abgabensystems, die eine Finanziemg 
der wachsenden Aufgaben ermöglichen 
und zugleich zu größerer sozialer Ge- 
rechtigkeit beitragen und die gravieren- 
de Umverteilung der 80er und bisheri- 
gen 90er Jahre zugunsten der Gewinn- 
und Vermögenseinkommen wieder zu- 
rückdrängen (vgl. dazu den Beitrag von 
Hartmut Tofaute). 

Die wachsende Macht der Banken 
und die Aufblähung internationaler und 
spekulativer Finanztransaktionen er- 
schwert demokratische Kontrolle und 
wirtschaftspolitische Steuerung. Sie ist 
aber in hohem Maße Produkt einer De- 
reguiiemngspolitik, die kein Sachzwang 
ist. Vorschläge, gerade in diesem Sek- 
tor verstärkte Kontrolle und Regulierun- 
gen durchzusetzen, liegen auf dem 
Tisch und müssen diskutiert werden 
(vgl. dazu den Beitrag von Angelina 
Sörgel). 

Die Internationalisierung und ver- 
stärkte Standortkonkurrenz bedeuten 
nicht, daß alternative Wirtschaftspolitik 
unmöglich würde. Es gibt Möglichkei- 
ten und die Notwendigkeit, mit einer 

von Rnlf Krämer* 
solchen Politik in Deutschland zu begin- 
nen; die sog. Standortdebatte wird in 
unverschämter Weise von Konservati- 
ven und Kapitalverbänden für ihre Inter- 
essen instmmentalisiert und hat in wei- 
ten Teilen mit der Realität nichts zu tun 
(vgl. dazu den Beitrag von Herbert 
Schui). Dabei muß eine verstärkt bin- 
nenwirtschaftliche Ausrichtung verbun- 
den werden mit Initiativen fiir gemein- 
same und koordinierte Aktivitäten in der 
EU und mit dem Aufbau von Kooperati- 
onsprojekten zwischen Nord und Süd. 

Das Regie~ngsprogramm der SPD 
bietet Anknüpfungspunkte für eine sol- 
che Politik und einen solidarisch-ökolo- 
gischen new deal, die allerdings nur in 
einer rot-grünen Konstellation ummset- 
Zen wären und in der Konsequenz über 
die ebenfalls im SPD-Programm einge- 
bauten (Selbst-)Beschränkungen hiinaus- 
gehen müßten (vgl. dazu den Beitrag 
von Uwe Kremer). 

Zweierlei muß dabei klar sein: Die 
hier skizzierte und geforderte Politik er- , 

fordert erhebliche Eingriffe in die öko- 
nomischen und sozialen Bedingungen 
und Prozesse. sie setzt sich nicht im 
marktwirtschaftlichen Selbstlauf durch. 
Eine solche Politik wird Konflikten 
nicht ausweichen können und sich mit 
mächtigen Gegnern auseinandersetzen 
müssen, es wird neben Gewinnern auch 
Verlierer einer solchen Politik geben - 
jedenfalls in Bezug auf den ihnen zuflie- 
ßenden Anteil am gesellscbaftlicben 
Reichtum'. Es wird deshalb von ent- 
scheidender Bedeutung sein, soziale 
Kräfte und Bündnismöglichkeiten für ei- 
nen solidarischen Umbau zu mobilisie- 
ren. 

Zentral für die Emschätmg der Be- 
dingungen und Interessen, Möglichkei- 
ten und Alternativen sind die ökonomi- ' 
schen G~ndtendenzen und -zusammen- 
hänge. Diese stellen sich allerdings in 
weiten Teilen anders dar, als die vor- 
herrschende wirtschaftspolitische Mei- 
nung es darstellt. 

Beschäftigung, 
Produktion, Arbeitszeit 
Nach dem Auslaufen der durch den 

vereinigungsbedingten Nachfragestoß 
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Antwort eines schreibenden Lammes 

m Beitrag Frank Wilhelmys .Das 
Schreiben der Lämmer" in spw 78 1 ese ich mehr gezielte Beleidigungen 

als Argumente. Der Autor schreibt im 
selbstgerechten Fluß einer Rede, die 
alle nicht zu Tode gekommenen So- 
malias und Ruandas etc. hinter sich ver- 
sammelt und jeden Einwand gegen seine 
(des Autors) Meinung damit zum Mord 
stempelt. Er entwickelt die verlockend 
potente Argumentation vom "gerechten 
Krieg" - so als würde alleine das .hu- 
mane Ziel" die destniktive, unkalkulier- 
bar ansteckende Gewalttätigkeit jeder 
Militäraktion aufheben. 

Für mich gibt es eine stnikturelle 
Übereinstimmung, einen 'männlichen' 
Militarismus, der sich sowohl hinter 
vorgeblich .linkere bnv. .rechteru 
Argumentation versteckt und sich jen- 
seits aller inhaltlichen Differenzen (s. 
Kalter Krieg) notwendigerweise und mit 
denselben Ergebnissen lebensfeindlich 
gebärdet. 

Die Frage, auf welche Militäranga- 
hen sich GriemertlKretschmer ( i  spw 
77. diesen Artikel kritisiert Wilhelmy, 
Anm. der Red.) denn nun stützen. läßt 
mich doch zurückfragen: Auf welches 
Heer Wilhelmy zurückgreifen will, um 
seine klinisch und moralisch saubere In- 
tervention durchzuführen? Der gerechte 
Krieg setzt doch einen Militärapparat 
voraus, der nicht kapitalistisch-imperia- 
listisch-rechtsgewirktet ist (oder?) - den 
es wo und wann in absehbarer Zeit gibt? 
Etwa die Bundeswehr? NATO? E i e  ei- 
gens installierte UNO-Tmppe? 

Andrea Nahles. Landervorsi12snds dar Jusos 
in Rheinlsnd-Pfalz 

Zu den .paar Bomben zu f'riiher 
Zeit' oder der .Stationienmg von mas- 
siven Tmppenkontingenten zur Tren- 
nung der Konflikiparteien": An dieser 
Stelle ist der Vorwurf der Naivität und 
des übereifrig moralischen Rigorismus 
nun wirklich angebracht. Seit 1994 hat 
es 189 Kriege auf unserem Globus gege- 
ben, davon waren 80% Bürgerkriege. 
die wiedemm zu 80% in der sog. Drit- 
ten Welt stangehinden haben. 

Die anderen 20% sind im iibrigen 
meist durch das direkte oder indirekte 
Einwirken der Kalten Krieger geschürt 
oder künstlich ins Leben gemfen bzw. 
verlängert worden. Selbst wenn wir also 
einen Militärapparat zur Verfügung hät- 
ten. der unsere .linkenu, "humanisti- 
schen" Ziele vertreten würde - das Cha- 
rakteristikum von Bürgerkriegen ist die 
totale Anarchie, von klaren Frontlinien 
oder gar zielgerichteten Bomben (auf 
welche der Bürgerkriegsparteien. wer 
trifft da eine Entscheidung, oder wird 
dann doch einigermaßen wahllos drauf- 
gehauen?) kann keine Rede sein. Der 
Autor scheint an dieser Stelle doch ein- 
deutig noch in den Vorstellungen von 
Stellungskriegen (1916-1918) befangen 
zu sein. 

1. Ich bezweifle - um das ausdrück- 
lich zu betonen - die Effuienz vorMili- 
täraktionen (und halte auch das soldati- 
sche Leben für so wertvoll. an dieser 
Stelle kein unkalkulierbares Risiko in 
Kauf zu nehmen!). 

2. Ich glaube an die Gefahr der mili- 
tärischen Logik an sich, die dadurch ge- 
stärkt wird, daß AufbauIZusammenset- 
zunglldeologie jedes Militärapparates 
eine Eigendynamik entwickeln, die poli- 

von Andrea Nahles* 

tische Kontrolle erschwert oder ganz 
unmögIich macht. Der Golfkrieg hat an- 
schaulich gemacht, wie da plötzlich eine 
eine sog. .freieu Medienöffentlichkeit 
manipuliert wird, die Militärinterventi- 
on sich unangefochten als Humanismus 
und "gerechter Krieg" ausgeben darf. 

3. Warum sollte die Skepsis über die 
realistischen Möglichkeiten der vom 
Autor intendierten linken Einflußnahme 
gegenüber einmal in Gang gekommenen 
Macht- und Militärstmkturen gerade 
hier zu vernachlässigen sein? Statt einen 
Katalog von Bedingungen, Alternativen 
bzw. begleitenden politischen Maßnah- 
men vorzuschalten, wirft Wilhelmy al- 
ler Vorsicht und begründbarem Skep- 
tizismus Zynismus und weibische Feig- 
heitl vor und spricht uns die Berechti- 
gung ab - Gewissen und Leidensdmck 
zu haben, weil wir nicht der "Logik" ei- 
nes erlösend (einfachen) Eingreifens 
folgen  können.^ 

Zudem vermisse ich bei Wilhelmy 
jede Einordnung seiner Forderungen in 
die aktuelle Diskussion um den Eisatz 
von Militär, die besondere Rolle 
Deutschlands (man kann sich seine Ge- 
schichte nicht aussuchen, aber sehr 
wohl die Traditionen, die man pflegen 
möchte!) und der Position, die die SPD 
einnehmen sollte; und überhaupt ver- 
misse ich einen Hinweis darauf, wie die 
L i e  den nötigen Reformdmck aufbau- 
en will, um hochnotwendige Reformen 
der Entwicklungs- bzw. Weltwirt- 
schaftspolitik. der UNO, NATO etc. 
durchsetzen zu können. Wenn sie erst 
ihre Zustimmung zu den Kampfeinsät- 
Zen ... 

Recht gebe ich dem ,Wolf", daß die 
Lämmer zuviel lamentieren und zu we- 
nig an der Ausarbeitung konkreter Kon- 
fliktvermeidungs- bzw. -1ösungsstrate- 
gien und ihrer politischen Umsetzung 
arbeiten. Auch muß neben der Iängerfri- 
stigen Reformpolitik eine Möglichkeit 
geschaffen werden, kurzfristig Hilfe zu 
leisten, ich denke dabei an das von Hans 
Wallow konzipierte Umwelt- und Kata- 
strophenhiifskorps, das ohne ,Uni- 
form" sowohl präventiv als auch in aku- 
ten Notlagen eingesetzt werden könnte. 

' .'Oie Freiheit mu0 ihre M#nnlichkeit sntdsk- 
ken- - zitisn Wilhelmy Thomas Mann - aus- 
gerechnet Thomar Mannlll 
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ven' radikalreformerischen Positionen 
in Beziehung zu anderen kompromiBbe- 
reiten Kräften - auch des Unternehmer- 
lagers - zu setzen. Sicherlich sind die 
Wahlpmgramme der SPD wie auch von 
Bündnis '90lDie Grünen nicht als Ver- 
uagstexte für ein neues Gesellschafts- 
projekt anzusehen. Aber sie lassen Aus- 
sagen darüber zu, in welche Richtung 
die .Vertragsverhandlungen" sich ent- 
wickeln körnten. welche Probleme da- 
bei zu überwinden sind und welche Be- 
deutung dabei den Vorstellungen einer 
alternativen Wirtschafts- und ~ozialpoli- 
tik beimessen wäre. E i e  Gnmdstnik- ~ ---. 
tur des künftigen deals, in den sowohl 
Vorstellungen radialreformerischer 
Politik aus Gewerkschaften und neuen 
sozialökologischen Bewegungen wie 
auch Modernisierungsinteressen von 
Kapitalfraktionen eingehen, zeichnet 
sich bereits ab: 

Modernisiemnc der Industrie und Si- 
cherung ihrer inkrnationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit auf den Gebieten techno- 
logisch hochwertiger Qualitätspro- 
duktion (u.a. mit Schwerpunkt auf 
infrastmkturfeldern wie Energie, Ver- 
kehr und Kommunikation), 

fortgesetzter Abbau unmittelbar 
staatlicher bzw. quasi-staatlicher Be- 
schäftigungssektoren im Zuge weiterer 
.EntbÜrokratisiemngu wie auch fi- 
nanzpolitisch begründeter Reduziemng 
von Staatsapparaten sowie Verkauf von 
staatlichen Wirtschaftssektoren, 

Ausbau eines leistungsstarken öffent- 
lich geförderten Beschäftigungssektors, 
der die Beschäftigungsverluste in der In- 
dustrie und beim Staat kompensieren 
kann und vom "zweiten Arbeitsmarkt' 
zu einer gleichberechtigten ,drittenq 
Säule von Wirtschaft und Erwerbsarbeit 
aufsteigen kann. 

Wie diese drei Elemente ausgestaltet 
bzw. miteinander kombiniert werden, 
bleibt hier offen. Das Spektmm der 
Ausgestaltungsmöglichkeiten wäre noch 
- erst recht unter radikalreformerischer 
Perspektive - auszuloten. Entscheidend 
dürften die übergreifenden Fragen der 
Verteilung finanzieller Mittel, der 
Macht- und Beteiligungsstmkturen und 
der internationalen Einordnung sein. Je 
nachdem wie sie beantwortet werden, 
sind erhebliche Modifikationen im 
Gnmdmodell des deals zu erwarten. 
Abschließend zur diesbezüglichen stra- 
tegischen Einordnung des SPD-Pro- 
gramms: 

1. Das Regienmgsprogramm der 
SPD setzt in seinem Kerngehalt auf eine 

angebotsorientierte und weltmarktorien- 
tierte Modemisienmg der deutschen 
Wirtschaft, die v.a. auf "verbesserten 
Rahmenbedingungen' und einer markt- 
konformen ökologischen Profilierung 
bemhen soll. Konzeptionell sehr ent- 
scheidend ist in diesem Zusammenhang, 
daß die Modemisierung auf einem staat- 
lich moderierten ,gesellschaftlichen 
Bündnis" von .Gewerkschaften, Ar- 
beitgebern und Bundesbank" beruhen 
soll, war doch früher noch - etwa im 
Berliner Grundsatzprogramm - neben 
den obligatorischen Solidarpakten zwi- 
schen Kapital und Arbeit auch vom 
Bündnis zwischen den sog. alten und 
den sog. neuen sozialen Bewegungen 
die Rede. In dieser Hinsicht herrscht im 
Regietungsprogramm Fehlanzeige. 
Vielmehr deutet sich an, daß das oben 
zitierte gesellschaftliche Bündnis und 
die Konzeptionen auf zentralen Feldern 

der Modernisiemng wie etwa im Be- 
reich des Verkehrs auch die politische 
Ausgrenzung anderweitiger sozialer und 
v.a. ökologischer Kräfte beinhalten 
könnte. 

2. Eingebunden werden sollen al- 
lerdings die Gewerkschaften - mit Vor- 
schlägen, die den machtpolitischen ge- 
werkschaftlichen Terrainverlust gegen- 
über dem Arbeitgeberlager ebenso stop- 
pen könnten wie die Angriffe auf Lohn- 
und Sozialeinkommen der "normalver- 
dienenden" Lohnabhängigen. Dies be- 
inhaltet zwar auch neue Spielräume und 
Ansatzpunkte für rot-grüne bzw. radi- 
kalreformerisch-linke Perspektiven. 
Aber: Solange die Vorstellungen zur 
Armutsbekampfung und insbesondere 
zur sozialen Gmndsichemng derartig 
begrenzt bleiben und der Finanzienmgs- 
vorbehalt auch und gerade auf der Ar- 
beits- und Strukturfördemng lastet, be- 
steht die Tendenz, soziale Ausgren- 
zungsprozesse an den "Rändern" der 

Gesellschaft weiterhin sich selbst zu 
überlassen bnv. bestenfalls abzufedern. 
Von einem vollwertigen "dritten" Sek- 
tor der Wirtschaft und der Erwerbsar- 
beit könnte hingegen kaum noch die 
Rede sein. 

3. Gemessen an den laufenden Dis- 
kussionen über einen .neuen Gesell- 
schaftsvertrag' besteht das prinzipielle 
Problem des sozialdemokratischen Pro- 
grammes nicht darin, dai3 es dem Unter- 
nehmerlager diverse Angebote m Ver- 
bessemng der ,Rahmenbedingungen" 
unterbreitet oder daß es der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit der Indu- 
strie einen hohen Stellenwert beimült. 
Dies ist teilweise sachlich gerechtfer- 
tigt, v.a. aber Bestandteil eines Kom- 
promisses bzw. des deals. Das erste 
Problem besteht in der Tendenz, dabei 
andere demokratisch engagierte und/ 
oder sozial benachteiligte Teile der Ge- 
sellschaft zu vernachlässi~en h m .  ailr- 

~ ----.-..-... 0.- . --- 
zugrenzen. Das zweite Problem liegt in 
den selbstauferlegten finanziellen und 
verteilungspolitischen Restriktionen, die 
den Weg zu einem neuen Gesellschafts- 
projekt von vorneherein versperren 
könnten. Das dritte Problem besteht in 
einer internationalen ,Triaden"fixierung 
- zulasten einer biienwirtschaftlichen 
Konzeption wie auch einer süd-orien- 
tierten Regulierung des Weltmarktes. 

4. Mit ihrem reformpolitischen Mi- 
nimalismus ist die SPD sicherlich noch 
.weit von einem neuen Gesellschaftspro- 
jekt entfernt. Allerdings sind auch genü- 
gend Elemente im Protrramm vorhan- 
den, an denen durch weitere Ausgestal- 
hmg und Verdichtung anzusetzen wäre. 
Eine der entscheidenden (beispielhaften) 
Einbmchsstellen für eine andere Ent- 
wicklungsrichtung liegt - darauf wurde 
schon hingewiesen - in der Frage der 
Arbeits- und Strukturförderung. Ihre 
Ausgestaltung und konzeptionelle Ein- 
bindung hängt auch und gerade mit der 
Frage zusammen. ob ein wirklicher 
Brückenschlag zu den im Programm 
auch vorhandenen ökologischen Pro- 
jektvorschlägen und Zukunftsinvestitio- 
nen gelingt. Es kommt vor allem darauf 
an, diese und andere Schlüsselfragen in 
den Mittelpunkt der sozialen und politi- 
schen Auseinandersetzungen zu rücken. 
und dadurch eine neue Dynamik zu be- 
gründen, die über das Programm selbst 
hinausweist: Ohne Konflikte keine 
Kompromisse, kein Projekt, kein deal! 
Dies zu befördern, wäre der eigentliche 
Sirn von ,Rot-Grün'. 
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Lean Environmental Administration 
Wie muß Umweltverwaltung und Umweltpolitik in den 90ern aussehen? 

Eine Analyse am Beispiel der Sonderabfallwirtschaft 

von Chrisioph Ewen* 

ie Kris der Umweltpolitik in 
utschland wird nicht nur her- 

beigeredet, sie ist offenbar. Das D 
Gerede vom in Gefahr geratenen Stand- 
ort Deutschland ist zwar in erster Linie 
ein Versuch. von eigenen Versäumnis- 
sen abzulenken. Aber in dem Maße, in 
dem die Staatsverschuldung zu- und die 
öffentlichen und betrieblichen Finanzen 
sowie der Rang abnehmen, den Um- 
weltprobleme im Bewußtsein der Bevöl- 
kerung einnehmen, stehen Ausgaben im 
Umweltbereich unter einem immer hö- 
heren Legitimationsdmck. 

Sicherlich Iäßt sich argumentieren, 
daA, wem Geld gespart werden muß, 
dies nicht im Umweltbereich geschehen 
soll. Immer noch gibt es unnötige Aus- 
gaben zuhauf, an denen sich der Rotstift 
ansetzen ließe. Doch es hieße die gesell- 
schaftliche Realität verkennen, wollte 
man in der heutigen Zeit die Ausgaben 
für den Umweltschutz steigern oder N- 

mindest festschreiben. Stichworte wie 
Jean admiinistration" oder ,Verwal- 
tung 2000" zeigen, wohin die Richtung 
nicht nur für die Umweltverwaltung, 
aber für diese im besonderen gehen 
wird. Minels einer Auslagerung hoheit- 
licher Aufgaben, Privatisiemng, Dere- 
guliening und Beschleunigung soll der 
"Schwarze Peter" nir Wirtschaft wei- 
tergeschoben werden. Doch hier wird 
dem Zwang zur Kostensenkung nur um 
so bmtaler gefolgt. Nicht Goeudevert 
und Reuter, sondern Piech, Lopez und 
Neukirchen sind die Männer der Siun- 
de. 

Statt diese Entwicklung zu bejam- 
mern, sollte man versuchen, die Krise 
zu einer Standortbestimmung und einer 
gegebenenfalls erforderlichen Umorien- 
tierung zu nutzen. Wäre es denn die 
bundesrepublikanische Form der Um- 
weltpolitik und des Umweltschutzes der 
letzten zwanzig Jahre wert, in die Zu- 
kunft fortgeschrieben zu werden, gar als 
Modell für andere Staaten zu dienen? 
Oder ist es nicht ohnehin Zeit für eine 
kritscbe Revision? 

Christoph Ewan. Darmstadt. stsllv. Ge- 
sch&fIsfOhrsr des Okolnstituts 

Meine These lautet, daß sich die 
Bundesrepublk Deutschland in den letz- 
ten zwanzig Jahren eine luxuriöse Form 
des Umweltschutzes geleistet hat, die 
nichts mit der Fordemg nach Nachhal- 
tigkeit gemein hat. Mit hohem Einsatz 
an Technik, Geld und Personal wurden 
Konflikte entschärft und zugedeckt. 
Eine kritische Analyse der deutschen 
Umweltpolitik durch die OECD äußert 
erhebliche Zweifel daran, daß Umwelt- 
schutzziele zu den niedrigsten Kosten 
verwirklicht werden. Sie empfiehlt eine 
bessere Prioritätensetzung und ein 
kosteneffuientes Instrumentarium für 
zu ergreifende Maßnahmen'. Durch die 
kapitalintensive Bekämpfung von Sym- 
ptomen schien es nicht mehr nötig, sich 
mit den tatsächlichen Ursachen der Um- 
weltkrise zu beschäftigen. So hätte man, 
um ein weit diskutiertes Beispiel zu nen- 
nen, die Mittel für den Aufbau des Dua- 
len Systems sowie für die Errichtung 
neuer Müllverbrennungsanlagen in die 
Abfallvermeidung stecken sollen, um 
wesentlich effizienter und nachhaltiger 
Umweltschutz zu betreiben. 

Am Beispiel der Sonderabfallwirt- 
schaft soll die Entwicklung der letzten 
zwanzig Jahre nachgezeichnet werden. 
Es wird aufgezeigt, welche Folgen der 
momentane Trend der ,Verschlankung 
von Umweltvenualhmg' zeitigt und wie 
ungenügend die Antwort der berrschen- 
den Umweltpolitik darauf ist. Und es 
werden Wege skizziert, wie wirkungs- 
voller und nachhaltiger Umweltschutz 
in den 90em trotz knapper Kassen aus- 
sehen kann. 

,,Alles im Griff": 
Umweltschutz als 
Ingenieurleistung 

Es ist oft genug beschrieben worden. 
in welcher Weise in den ausgehenden 
sechziger und beginnenden siebziger 
Jahren der Gmndstein der (west-)deut- 
schen Umnweltpolitik gelegt wurde. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz. Was- 
serhaushaltsgesetz und Abfallgesetz als 
die klassischen Pfeiler nihrten zum mas- 

siven E i t z  von Elektrofütern, Klär- 
anlagen und zum Bau von geordneten 
Deponien. Trotz zum Teil sehr fort- 
schrittlicher amtlicher Verlautbaningen 
bezüglich der erforderlichen medien- 
übergreifenden Vorgehensweise. inte- 
griertem Umweltschutz (schließlich ist 
die UVP-Debatte schon so alt), war es 
die Gninderzeit der ,end-of-the-pipe"- 
Philosophie, die in den achtziger Jahren 
mit TA Luft, Indirekteinleite~erord- 
nung und TA Abfall weiter verfeinert 
wurde. 

Aber die neuen Fordetungen nach 
Vermeidung lassen sich nur schwer mit 
einem Mehr an Technik lösen. Hier 
wird deutlich, daß es sich um gesell- 
schaftliche Prozesse handelt, die eben 
nicht mit einem neuen Aktivkohlefilter 
oder einem neuen Katalysator in den 
Griff zu kriegen sind. Umweltminister 
Töpfer hat mit der Rücknahmepflicht zu 
Recht ein neues Instrument geschaffen 
und damit - wie die Verpackungsverord- 
nung zeigt - massiv in die Okonomie 
und in die Alltagswelt der Bürgerlmen 
eingegriffen. Aber offensichtlich war 
dieser Schritt Ncht bis zu Ende gedacht, 
wieder geht man mit viel Geld und viel 
Technik heran, ohne daß letztlich die 
Umwelt entlastet würde. 

Das Grundrecht 
auf Wegwerfen 

Das grundlegende Problem, daß sich 
angesichts der wilden Müllkippen stell- 
te, war, daß ein E i g i f f  in das Eigen- 
tumsrecht erforderlich wurde. Jeder 
Bürger und jede Bürgerin hat ein Recht 
darauf, mit seinem Eigentum nach Be- 
lieben zu verfahren. Er kann es also 
auch in die Landschaft werfen, sofern es 
nicht gerade der Vorgarten des Nach- 
ba?i ist. Offensichtlich war es also not- 
wendig, allgemeine Güter wie Natur, 
Landschaft, sauberes Wasser und sau- 
bere Luft vor dem exzessiv ausgelebten 
Eigentumsrecht zu schützen. Die recht- 
lichen Grundlagen erlauben dies. nicht 
umsonst steht .das Wohl der Allge- 
meinheit" jeweils als Schutzgut im Zen- 
trum der Umweltgesetze. Um den kon- 
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wehrt blieb und deren Leben nur von 
Gewalt und Erniedrigung geprägt ist. Die 
Quittung für diese Heuchelei haben sie 
bei dieser Wahl bekommen. 

Der ANC wandelte sich in den letz- 
ten Jahren von einer Befreiungsbewe- 
gung zu einer ,ordentlichena politischen 
Partei. Damit änderte sich aber auch die 
eigene Politik. Die Kommunistlnnen und 
Sozialistlnnen werden immer mehr an 
den Rand gedrängt. Die sogenannten So- 
zialdemokratInnen übernehmen die Füh- 
rung. Selbst Nelson Mandela, in den 
60er Jahren radikaler Befünvorter des 
bewaffneten Befreiungskampfes und 
Kämpfer für sozialistische Grundwerte, 
ist für einen großen Teil seiner Gefolg- 
schaft. besonders der Jugendlichen, zu 
diplomatisch geworden. Nelson Mande- 
las propagandierte ,Mixed Economy" - 
staatliche sowie privatwirtschaftliche 
Elemente sollen miteinander verbunden 
werden - stößt bei vielen Jugendlichen, 
die den Befreiungskampf in den 70er und 
80er Jahren fast allein gefühn hatten, auf 
Unverständnis. Im neuen Südafrika ge- 
hen sie wegen der früheren Schulboy- 
kottmaßnahmen mit ungleichen Chancen 
gegenüber den Weißen an den Start. Pri- 
vatwirschaftlich wird dieses Problem 
nicht zu lösen sein. 

Hohe Erwartungen 
an den ANC 

Für die schwarze Jugend stellen sich 
im neuen Südafrika gigantische hoble- 
me. 52% der Jugendlichen im erwerbs- 
fähigen Alter aller Rassen Südafrikas 
sind arbeitslos. Dahinter verbergen sich 
3 Millionen Menschen im Alter zwi- 
schen 16 und 30 Jahren. Diese Zahlen 
stellen nicht dar, in welchem Ausmaß 
die verschiedenen Rassen betroffen sind: 
Afrikaner zu 57%. Mischlinge zu 46%. 
Asiaten zu 17% und Weiße zu 4%. Auch 
leiden Frauen stärker unter der Arbeits- 
losigkeit als Männer. Die durchschnittli- 
che Arbeitslosenquote von Frauen ist um 
14% höher als die der Männer. 

Südafrika steht an der Schwelle des 
Aids-Zeitalters. In Südafrika werden je- 
den Tag 400 Menschen neu mit Aids 
infiziert. Voraussichtlich werden Ca. 
600.W S ü d a F r i e r  bis zum Jahr 2000 
an dieser Krankheit sterben; die Jugend 
Südafrikas wird die Verbreitung der Epi- 
demie beschleunigen. Das Thema Aids 
verkörpert zwei soziale Tabuthemen in 
Südafrika: Sexualität und Tod. Zynisch 
betrachtet, wird man im neuen Südafrika 
- ohne konsequente Aufklärung aller 

SüdafkanerInnen, besonders aber der 
jugendlichen -, an Stelle der politischen 
Beerdigungen der 80er Jahre im neuen 
Südafrika nun an den Aids-Beerdigungen 
teilnehmen können. 

Und 1999? 
Der ANC wird die wahrend des 

Wahlkampfes geschürten Envammgen 
("blühende Landschaften') nicht befrie- 
digen können. Darüber hinaus steht der 
ANC vor einer inneren Zerreißprobe, 
die mit jeder politischen Entscheidung 
verschärft wird. Der linke Block im ANC 
wird den Entscheidungen der sozialdemo- 
kratischen Führung nicht folgen. Die 
South African Communist Party unter 
der Führung von Joe Slovo ist stark mit 
dem ANC verflochten. Joe Slovo bei- 
spielsweise wurde bei den Parlaments- 
wahlen auf dem vierten ANC-Listen- 
platz geführt und übernimmt im neuen 
Südafrikadas Wohnungsbaministerium. 
Die kommunistische Planform wird sich 
vor den Wahlen im Jahre 1999 mit ande- 
ren linken Kräften @.B. Pan African 
Congress) zu einer linken Liste zusam- 
menschließen. Die Abspaltung der Lin- 
ken vom ANC sowie die Frustration der 
Bevölkerung über die kaum wahrzu- 
nehmende Verbessemng der Lebensbe- 
dingungen, wird den ANC bei der näch- 
sten Wahl extrem schwächen. Die kon- 
servative NP wird durch Quasioppositi- 
on von dieser Entwicklung stark profitie- 
ren und einen überproportionalen Stim- 
menzuwachs verzeichnen können. Da 
Nelson Mandela, Insiderinformationen 
zur Folge, nach der Hälfte seiner Regie- 
mgszeit sein Präsidentenamt Thabo 
Mbeki übertragen wird, verliert der ANC 
eine große "Legende" und einen charis- 
matischen Führer. Lulu Johnson. derzei- 
tiger PräsidentderANC-Jugendlip, deu- 
tete darüber hiiaus an. sich vom ANC 
offiziell zu trennen und die ANC-Ju- 
gendliga in eine parteiunabhängige Ju- 
gendorganisation zu überführen. Der N- 
nehmend sozialdemokratisch agierende 
ANC wird sich vielleicht die Unterstüt- 
zung der sozialistischen (kommunisti- 
schen) Jugendliga durch ihre Gratwande- 
rungspolitik verspielen. 

Der Wahlausgang 1999 kann f i r  den 
ANC katastrophale Konsequenzen beiin- 
halten. Eine konservative Koalition zwi- 
schen der ehemaligen Apartheidsregie- 
rung NP mit der IFP bleibt denkbar und 
wäre eine krasse Kehnwendung in der 
demokratischen Entwicklung und der 
Menscbe~echtspolitik. 
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Südafrika nach der Wahl 
om 26. bis zum 29. April fanden V in Südafri i  die ersten histori- 
schen Parlamentswahlen statt. 

Anfang Mai verkündete Johann Krieg- 
ler, Präsident der Independent Electoral 
Commission (IEC), die Wahlen seien 
.suhstancially free and fair" gewesen. 

Mangosuthu Buthelezi. Zuluführer 
der Inkatha Freedom Party (IFP), sagte 
erst eine Woche vor den Parlamentswah- 
len seine Teilnahme zu. Er pokerte 
hoch. Und er pokerte auf Kosten vieler 
Menschenleben, nur um einige unbedeu- 
tende Autarkiezugeständnisse für die Re- 
gion KwaZuidNatal zu erganern. Durch 
seine angebliche Nichneilnahme an den 
Wahlen trieb er einen Keil zwischen die 
Zulu und die WahlbefüMlonerlnnen des 
ANC. In der Region KwaZululNatal 
mußte M März 1994 aufgmnd der vie- 
len politisch motivierten Morde sogar 
der Ausnahmezustand verhängt werden, 
der übrigens bis heute noch nicht aufge- 
hoben wurde. 

Eine Woche vor den Wahlen waren 
aber die 80 Millionen Wahlzettel schon 
aus England nach Südafrika eingeflogen 
und konnten nicht mehr neu gedruckt 
werden. Für die IFP wurden daraufhin 
Aufkleber produziert, die nur noch vor 
der Aushändigung an die Wählerschaft 
auf den unteren Rand des 60 cm langen 
Wahlzenels geklebt werden mußten - die 
Wahlen schienen gesichert, die Möglich- 
keit politischer Gewaltakte in der Region 
KwaZuldNatal minimiert. Anstatt der 
befürchteten Gewaltausbriiche an den 
Wahltagen ergaben sich erhebliche logi- 
stische Probleme, die beinahe zum völli- 
gen Abbmch der Wahien geführt hätten. 
In Buthelezis politischer Hochburg wa- 
ren die IFP-Aufkleber an den ersten 
Wahltagen nicht eingetroffen. Vor den 
WahlloMen bildeten sich kilometer- 
lange Schlangen geduldig wartender 
Menschen. Sie warteten bis zu acht 
Stunden in brütender Hitze, um ihre 
Stimme abzugeben, von der sie sich viel 
versprachen und erhofften. Viele Wahl- 
lokale bändigten die Wahizettel ohne den 
IFP-Aufkleber aus, damit die Warte- 

schlangen verkürzt werden konnten. 
Noch am Abend des 27. April drohte 
Buthelezi erneut mit der Aufkündigung 
der Wahlteilnahme. wollte aber an den 
folgenden Tagen von der Androhung 
nichts mehr wissen. An den Tagen der 
Stimmenauszählung nämlich unternahm 
Buthelezi den Versuch, den Nachteil der 
ersten Wahltage durch das Einschmug- 
geln tausender falscher Wahlzenel in die 
Zähllokale wieder auszugleichen. Die 
National Party (NP) von Ex-Staatschef 
Frederik de Klerk unternahm ähnliche 
Schrine, nur druckte sie sogar die Kreu- 
ze auf den Wahlzeneln vor. Die ge- 
fälschten Wahlzenel waren so leicht zu 
identifuieren und auszusortieren. 

Wahlergebnisse 
wurden ,,ausgehandelt" 

Alle neun Provinzen waren mit dem 
IEC-Computer vernetzt; so konnten die 
ausgezählten Kreise und Ortschaften di- 
rekt registriert werden. Mit Spannung 
erwarteten die Südafrikanerlmen sowie 
Menschen aus allen Teilen der Welt das 
Endergebnis. Das Ergebnis ließ lange 
auf sich warten. Die Region KwaZulul 
Natal war für die Verzögemngen ver- 
antworlich. Anfgnind der Wahlfälschun- 
gen der IFP sowie wegen einiger Hak- 
ker, die in das ICE-Computersystem 
eingebrochen waren und das KwaZulul 
Natal-Ergebnis auf den Kopf gestellt hat- 
ten, mußte hinter verschlossenen Türen 
unter Zeitdmck versucht werden. das 
Wahlergebnis in dieser Region zu ver- 
handeln. Mandela, Buthelezi und de 
Klerk einigten sich schließlich, um wei- 
tere Gewaltakte zu verhindern, darauf, 
der IFP in der eigenen Hochburg die 
Stimmenmehrheit zu geben. Das amtli- 
che Endergebnis lautete: IFP 50,3%; der 
ANC rangierte knapp über 30% und die 
National Party knapp über 10%. Trotz 
der extremen Unregelmäßigkeiten ge- 
nießt das Wahiergebnis eine erstaunlich 
hohe Akzeptanz der Bevölkerung und 
unter den politischen Parteien. Darüber 
hinaus eab es noch unzähliee weitere 
Unregelmäßigkeiten - aber g e  Wahlen ' Rainer Zugehar, Trisr. ist Pallv. Landervonit- waren ja auch nur -suhstantiallyu frei zwnder der Jusos Rhsinland-Pfalz. Er war als 

Wahlbeobachter der vereinten ~ ~ t i ~ ~ ~ ~  in und fair. Die aufgeblähte Semantik die- 
SCdafnka und ist Herausgeber des im Juni im ses Wortes war auch mir fremd. 
kor amann-Verleg Bad Honnef erschienan B& 
ches .Kap der basrsren Hoffni<n~> CLdafiiks Der verfehlte nur die 
nach den Wahlen'. 213-Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

von Rainer Zugehör* 

und kann damit nicht allein die neue 
Verfassung für Südafrika ausarbeiten, 
sondern muß mit den anderen Grup 
pierungen im Parlament (in der Re- 
gierung der Nationalen Eiiei t )  koope- 
rieren. 

Die Rechtsradikalen in SiidaFrika glit- 
ten nach den Wahlen in die Bedeuhmgs- 
losigkeit ab. Es bestehen enge Kontakte 
zu rechtsradialen Organisationen ande- 
rer Länder u.a. Deutschland. Deutsche 
Neonazis wurden in Südafrii verhaftet, 
da in ihren Autos Maschinengewehre 
und andere Tötungsinstmmente gefun- 
den wurden; sie untersützten die Vorbe- 
reinmgen eines möglichen bewaffneten 
Kampfes der faschistischen Afrikaaner 
Weerstansbeweging (AWB) unter Füh- 
rung von Eugene Terre Blanche (weiße 
Erde!) gegen eine schwarze Regiemng. 
Die Vryheids Front ging als Sammelbek- 
ken der Nationalkonservativen bis Neo- 
faschistlnnen bei den Wahlen an den 
Start und erzielte ein jämmerliches Er- 
gebnis von 2.2% - damit ist die Idee ei- 
nes weißen volksstaat versiegt. Auch in 
Zukunft werden die Rechtsradikalen we- 
nig Einfluß haben und weiter an Unter- 
stützung verlieren. Vor den Wahlen 
schürten sie Ängste bei den weißen 
Bäuerinnen und Bauern vor einer 
schwarzen Regierung - also das übliche 
Prozedere rechtsradikalen Wahlkampfs. 
Die knapp 100 Amtstage der neuen Re- 
gierung machten deutlich, da3 diese pro- 
vozierten Befürchtungen unbegründet 
waren.. 

Die .liberale" Democratic Party (DP) 
-die Partei der Besserverdienenden -setz- 
te sich zu Zeiten der Apartheid für eine 
weitgehende Lockerung der Rassenge- 
setze ein und erzielte keine unbeachtli- 
chen Ergebnisse. Sie ging mit den Wahl- 
slogan .Freie Marktwirtschaft" an den 
Start und äui3erte in allen Polit-Talks- 
hows die Hoffnung, sich als bedeutende 
Kraft zwischen der NP und dem ANC zu 
etablieren. Die DP konnte nur 1.7% der 
WählerImenstimmen auf sich vereinen. 
Freie Marktwirtschaft häne für Südafri- 
ka die Weiterfühmng der Apartheid be- 
deutet - die Reichsten. die bisher vom 
Unrechtsregime profitiert haben, eine 
gute Bildung genossen und einen siche- 
ren Arbeitsplatz haben, konkurrieren 
natürlich gerne mit Menschen, denen 
bisher eine gleichwertige Bildung ver- 

sequenten Schutz des Allgemeinwohls, 
der massive Auswirkungen auf die 
Form des Produzierens und Konsumie- 
rens in Deutschland gehabt hätte, zu 
umgehen, renete man sich mit einer 
technokratischen Lösung. die in der 
Folgezeit Heerscharen von Richtern, 
Beamten und Verwalhmgsangestellten 
beschäftigte: die Parallelität von subjek- 
tivem und objektivem Abfallbegriff. 

Nach dem deutschen Abfallrecht gibt 
es, so die juristische herrschende 
Meinung, den subjektiven und den ob- 
jektiven Abfallbegriff. Danach kann der 
Abfallerzeuger bzw. der Abfallbesitzer 
selbst entscheiden, wann ein von ihm 
benutztes Produkt oder ein von ihm er- 
zeugter industrieller Reststoff zu Abfall 
wird. Sieht er noch eine Nutzung. so 
kann er dieses 
Material lagern, 
verkaufen oder 
exportieren wie 
und wohin er 
will. Ist mit sei- 
ner Aktivität 
eine Umweltge- 
fahr verbunden. 
so ist nicht erde; 
Schuldige, son- 
dern die Behörde 
muß eingreifen. 
Sie muß das Ma- 
terial als objekti- 
ven Abfall be- 
zeichnen und 
ihm damit das 
subjektive Ver- 
fügungs rech t  
entziehen. In ei- 
nem Fall wurde 
diese Konsttukti- 

schafi in den letzten beiden Jahren mhr- 
te diese Situation dazu. daß bestimmte 
Sonderabfälle praktisch von der Bildflä- 
che verschwanden. Alles was sich eini- 
germaßen praktikabel zum E i a t z  in 
aufgelassenen Bergwerken eignet. wird 
mittlerweile als Versatzmaterial ,ver- 
wertet". Und alles, was einigemaßen 
brennt, wird im In- und Ausland in Ze- 
mentwerken und Kraftwerken als 
Ersatzbremtoff "thermisch genutzt". 
Es findet ein "Verschmieren" von Son- 
derabfällen in der Umwelt stan, das die 
Erfolge der geordneten Entsorgung der 
letzten zwanzig Jahre in Frage stellt. 
Die Bundesländer, die sich dieser Situa- 
tion gegenüber sehen. fühlen sich hilf- 
los. Zwei Urteile vom Bundesver- 
waltungsgericht vom S o d e r  1993 er- 

eine entscheidende Rolle. Dies nicht zu- 
letzt deshalb, da sowohl die giiltige als 
auch die geplante Defmition nicht kom- 
patibel mit europäischem Recht ist. 
Zwischenzeitlich liegt ein neuer Ent- 
wurf auf dem Tisch. der eine formale 
Kompatibilität herbeiführt, in der Sache 
aber an diesem Konflikt nichts ändert. 
Der erste Entwurf dieses Gesetzes wur- 
de übrigens von Rechtsanwalt Kall, dem 
Vertreter des Bundesverbandes Bürger- 
initiativen Umweltschutz als .Konsum- 
sichemngsgesetz" abqualifuiert. Die 
Schlußfolgerung liegt nahe, daß sich der 
Gesetzgeber genau deshalb nicht auf 
eine verbindlichere Definition des Ah- 
fallbegriffs einlassen will, weil anson- 
sten das Gmndrecht auf Wegwerfen 
angegriffen wird. 

on aufgehoben: Altautos sind automa- 
tisch Abfall, wenn sie abgemeldet auf 
der Straße stehen (55a Ab=)'. 

Damit ist das Verursacherprinzip auf 
den Kopf gestellt. Der Export von son- 
derrnüll-ähnlichen Stoffen ist eben nicht 
illegal, auch wenn dies der Öffent- 
lichkeit immer wieder suggeriert wird. 
Es ist Aufgabe der unteren Abfallrechts- 
behörden. in der Regel der Abfallämter 
der Kreise und kreisfreien Städte, hier 
einzuschreiten. Doch man stelle sich 
vor, diese Amter, die weder ansrei- 
chend Personal noch know-how noch 
politische Rückendeckung haben. müß- 
ten in jede Abfalltome jedes abfaller- 
zeugenden Betriebes schauen. 

Angesichts der steigenden Entsor- 
gungspreise und der kritischen ökono- 
mischen Situation der deutschen Wirt- 

lauben es mittlerweile, hier Einfluß zu 
nehmen. Die Frage. wie weitreichend 
mit diesen Urteilen der objektive Ab- 
fallbegriff gestärkt wurde, ist noch um- 
stritten. Unstrittig ist, daß in Einzelfäl- 
len problematische Verwertungen wie- ' 

der dem Abfallregime, und damit dem 
dort vorhandenen Zulassungs- und 
Überwachungsinstrumentarium unter- 
stellt werden können. Diese mühselige 
einzelfallbezogene Vorgehensweise ist 
nach einer weitergehenden Auslegung 
dieser Urteile nicht erforderlich, danach 
dürfen Sonderabfälle grundsätzlich 
nicht als Reststoffe verwertet werden3. 
Diese Interpretation wird aber mangels 
politischen Muts nicht angewendet. 

In der Diskussion um ein neues 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
spielte die Frage der Abfalldefinition 

Das Dogma 

gungssi- 
cherheit 
Zur Sicherung 

des Grundrechts 
aufs Wegwerfen 
übernahm der Staat 
per Gesetz die Rol- 
le des Müllmanns 
bzw. der Putzfrau, 
da B ~ g e r I ~ e n  
und Betriebe offen- 
sichtlich nicht dazu 
in der Lage waren, 
die gemeinsame 
.Wohnung" sau- 
bernihalten. Wäh- 

rend der Eigentümer mit seinem Eigen- 
tum üblicherweise beliebig umgehen 
kann, durfte er das bei AbEllen nun 
nicht mehr'. Er gab sie ab und der Staat 
organisierte die geordnete Abfallbeseiti- 
gung (Müllabfuhr). Im Bereich der Son- 
derabfälle Iäßt sich diese Entwicklung 
sehr deutlich nachzeichnen. 
Giftmiillskandale in Hessen führten nir 
Gründung der Hessischen Industriemüll 
GmbH (HIM), für die ein Anschluß- 
und Benutzungszwang verordnet wurde. 
Ähnliches fand in Bayern oder auch in 
Skandinavien statt @.B. Komunekemi 
in Dänemark). Begründet wurde diese 
Übernahme mit der Aufgabe der öffent- 
lichen Daseinsvorsorge. 

Im Bereich der Sonderabfälle, in de- 
nen das Abfallgesetz von 1972 noch die 
Eigenverantwortlichkeit der Erzeuger 
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festgelegt hatte, wurden neben dem 
bayerischen und dem hessischen Bei- 
spiele auch andere Wege beschritten. In 
Nordrhein-Westfalen fmdet auch heute 
noch eine private und kaum gesteuerte 
Sondermüllentsorgung statt. Lange Zeit 
war die Bewertung dieses .Systemver- 
gleichs" einfach: die hessiscben und 
bayerischen Behandlungsanlagen für 
Sonderabfälle weisen einen höheren 
technischen Standard und eine bessere 
öffentliche Kontrolle vor Manipulatio- 
nen auf als etwa die Anlagen in Nord- 
rhein-Westfalen. Dies hatte zur Folge, 
daß sich die Kosten auseinander- 
entwickelten. Kostete Ende der achtzi- 
ger Jahre die Entsorgung einer Tonne 
Sondermüll bei der HIM bereits ca. 
1.000,- DM konnte man mit etwas Ge- 
schick in Nordrhein-Westfalen die ent- 
sprechende Menge noch für ein Zehntel 
dieses Preises loswerden. 

Die Konsequenz dieser Festlegungin 
war, daß der Staat nun die Aufgabe hat, 
die Abfallentsorgung zu garantieren - 
im Hausmüllbereich ohnehin und im 
Sondermüllbereich nach Maßgabe der 

gemacht. Vermeidung gebt nun mal 
nicht so einfach. Im gewerblichen Be- 
reich bedeutet Vermeidung, sorgfältiger 
mit eingesetzten Stoffen umzugehen. 
Aber auch im privaten Bereich geht es 
um langlebige Produkte, die auch repa- 
riert werden können, sowie um die 
gemeinschaftliche Nutzung von Produk- 
ten (2.B. Car-Sharing). All diese Wege 
sind mit Einschränkungen verbunden 
und werden daher nur sehr bedingt frei- 
willig unternommen. 

So zeigt sich, daß die Vermeidung 
von Sonderabfällen nur mittels eines 
ausgeklügelten und teuren Programms 
einigermaßen merklich umsetzbar ist. 
Das Öko-Institut e.V. hat hierzu ein In- 
stmmentenmix entwickelt. zu dem ord- 
nungsrechtliche, ökonomische. bera- 
tende, organisatorische und öffentliche 
Maßnahmen gehörden. Die folgenden 
Maßnahmen sind bereits umgesetzt oder 
befinden sich in der Diskussion: 

ordnungsrechtlicbe Maßnahmen, wie 
ein Vollzugsprogramm zum 8 5.1.3 des 
BImschG (wird erstmalig in Hessen seit 
1990 durchgeführt), sowie bundesweite 

Vielzahl von Betrieben der nnn6tige 
Konsum von Roh- und Hilfsstoffen ab. 
Es fand eine Steigerung der Effuienz 
statt. Es bedurfte jedoch eines hohen 
F i i u f w a n d e s  und einer massiven 
Kontrolle, um zu verhindern, daß die 
Abfalle durch dunkle Kanäle der Beein- 
flussung durch diese Instrumente entzo- 
gen wurden. 

Sonderabfall wird als 
Wirtschaftsgut deklariert 

Angesichts der derzeit stattfidenden 
massiven Umdeklaration von Sonderab- 
fällen in Wirtschaftsgüter wird diese 
Politik in Frage gestellt. Welchen Sinn 
macht es noch, einen detaillierten Ab- 
fallwirtschaftsplan aufzustellen. wenn 
es kaum mehr Sonderabfälle gibt? Wel- 
chen Sinn haben Beratungen, wenn die 
Entsorgungskosten über den Wirt- 
scbaftsgut-Pfad wieder in Größenord- 
nungen fallen. die Mine der achtziger 
Jahre existierten? Lediglich die Maß- 
nahmen nach BImSchG machen noch 
Sinn, da in diesem Gesetz ein umfassen- 

Landesgeset7,gebung. Damit begann die Vorgaben zur Vermeidung und Ver- der Restsroffbegriff gilt. 
Karriere eines Beeriffs. der in keinem wenune (Technische Anleituneen. bis- Wahrend im Bereich der industriel- 
Gesetz festgelegt ist. abermagische An- 
ziehungskraft auf Politiker und Wirt- 
schaftslobbyisten ausübt Die Entsor- 
gungssicherheit. Selbst in Nordrhein- 
Westfalen, in dem die Erzeuger nach 
wie vor selbst für die Entsorgung ver- 
antwortlich sind, treibt der Umweltmi- 
nister seine Regierungspräsidenten 
dazu, Sondermülldeponien und -ver- 
brennungsanlagen zu installieren, wenn 
die Industrie dies nicht schafft. 

Das Grundrecht 
auf Konsumieren 

Schon seit Ende der siebziger Jahre 
bietet das Abfallgesetz die Möglichkeit, 
auf Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen EinfluB zu nehmen. Mit dem 
am 1. November 1986 in Kraft getre- 
tenen Gesetz über die Vermeidung und 
Entsorgung von Abfällen rückten diese 
Ziele ins Zentrum des Abfallgesetzes. 
Parallel dazu nennt die 1986er Novelle 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) das Vermeiden und Verwer- 
ten von Reststoffen als eine der Grund- 
pflichten für Betreiber genehmigungs- 
bedürftiger Anlagen. Damit hätte eigent- 
lich eine Periode der systematischen 
UmsetzungdiesesZiels erfolgenmüssen. 

Nach einer Zeit der Vermeidungseu- 
phorie hat sich nun Ernüchterung breit 

her ledkficb in der ~nhuurfsf&&~); 
ökonomische Instrumente, vor allem 

eine Abfailabgabe. wie sie bisher in fünf 
Bundesländern verwirklicht wurde; 

organisatorische Instrumente, wie 
die Abfailwirtschaftsplanung oder die 
Organisation der Abfallentsorgung, die 
zur Steuerung der Abfallströme fiihrt 
(wird in den einzelnen Bundesländern 
unterschiedlich gehandhabt); hierzu ge- 
hört aber auch ein entsprechendes Öf- 
fentliches Beschaffungswesen, ein Ein- 
fluß auf die Normung u.ä.; 

beratende Maßnahmen, wie die Eta- 
blierung von Abfallberatungsagenturen 
(existieren in Baden-Württemberg so- 
wie im Kreis Unna); 

Öffentlichkeit, wie der Widerstand 
gegen geplante Entsorgungsanlagen, (in 
der Auseinandersetzung um die Erwei- 
terung der Sondermüllverbrennungs- 
anlage in Biebesheim verhandelten vor 
zwei Jahren Anwohner und Nachbarge- 
meinden mit Betreiber und Land, wobei 
eine befristete Akzeptanz von Anlagen 
mit der Durchfühmng von Vermei- 
dungs- und Verwertungsmaßnahmen 
verknüpft wurde).' 

Dieses Instrumentenmix wurde von 
umweltorientierten Landesregierungen 
in den letzten vier Jahren allmählich 
zum Einsatz gebracht und zeigt erste 
Wirkungen. Tatsächlich nahm in einer 

len Produktion tatsächlich ein stoff-effi- 
zienteres Konsumieren erreichbar er- 
scheint, sinkt die Stoff-Effizienz des 
privaten Konsums ständig. Immer mehr 
und immer edlere Rohstoffe fließen in 
die Befriedigung unserer Bedürfnisse . 
nach Mobilität, Wohnen, Sauberkeit 
u.ä.. Was auf der einen Seite zu stei- 
genden Abfallbergen führt, hat seine 
Entsprechung in den globalen Konse- 
quenzen übermäßigen Rohstoffver- 
brauchs. 

Nach der Konferenz in Rio im Som- 
mer 1992 ist das in Agenda 21 und der 
Rio-Deklaration genannte Prinzip der 
"Nachhaltigkeit" in der öffentlichen 
Diskussion präsent. Und spätestens seit- 
dem ist deutlich, daß eine globale Ver- 
mindemng sowohl des Rohstofier- 
brauchs als auch der Emissionen (vor 
allem von CO,) unverzichtbar ist. 
Schätzungen des Oko-Instituts gehen da- 
von aus, daß alleine mit einer Ökolo- 
gisch verträglichen stofflichen Verwer- 
tung von Verpackungen, Altautos und 
ausgedienten elektrischen und elektroni- 
schen Geräten Energieeinsparungen in 
der Größenordnung von mehreren Pro- 
zenten des bundesdeutschen Energiever- 
brauchs machbar sind. 

Die Maßnahmen des Staates zur 
Abfallverminderung berücksichtigen je- 
doch nur die Entlastung der Deponien 
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Nahrung und der Ausgestaltung der 
Freizeit, werden die Konsequenzen für 
das alltägliche Leben beschrieben. Der 
Entwurf geht davon aus, daß kein 
drastischer Eibmcb beim materiellen 
Wohlstand notwendig wird, aber daß der 
.verinnerlichte Glaube an das Wachs- 
tum hinfällig wird' (S. 21). Durch die 
veränderte Struktur der Produktion und 
des Konsums wird sich für viele Men- 
schen Inhalt und Ausgestaltung der Ar- 
beit ändern und der Lebensstandard im 
herkömmlichen Sinne (größeres Auto, 
mehr Urlaubsreisen, größere Wohnung 
etc.) sich nicht weiter steigern. 

kWh pm Jahr und Haushalt sparen) plä- 
diert. E i  anderer Umgang mit Hilfs- 
mitteln wird angestrebt, so die gemein- 
same Nutzung durch Vermieiung oder 
Sharing von 2.B. Booten, Ferienhäu- 
sern, Suribrenern. Besonders soll aber 
hier der Kraftfahrzeuggebrauch (55% 
der gefahrenen Personenkilometer die- 
nen bisher der Freizeit) reduziert wer- 
den, so durch den Ausbau des Öf- 
fentlichen Verkehrssystems und die 
Schaffung von dezentralen Freizeitmög- 
lichkeiten (Kinos, Parks, Restaurants, 
Fortbildungskurse u.ä. in der Nähe). 

Dabei wird aber nicht unterschlagen. 
wie es manchmal eern eemacht wird. 

wie gegen sozial unerwünschte Auswir- 
kungen vorgegangen werden soll. Wie 
kann verhindert werden, daß Wohlha- 
bende soviel Umweltraum .einkaufenu, 
daß für Menschen mit normalem oder 
gar darunter liegendem E i o m m e n  
nichts mehr übrig bleibt? Wie verändern 
Menschen auch ohne Zwang, ohne die 
Herauibeschwörung von Angst vor ei- 
ner Umweltkatastrophe oder ohne die 
Produktion von Schuldgefiihlen ihk Ver- 
halten in die gewünschte Richtnng, um 
die dauerhafte Entwicklung ummset- 
Zen? Wie kann der bestehende Trend 
zur Weltwirtschaft zugunsten einer 
mehr oder minder "kontinentalen 

Das Bild einer nachhaltig daß auch der Zug Lnd der Bus ~ n e r ~ i e  Selbstversorgung" werden? 
verbrauchen und Schadstoffe freisetzen. Hinter all diesen Fragen steht das Pro- 

wirtschaftenden Die Studie geht davon aus, daß jede11 blem der politischen Durchsetzungsfa- 
Niederlande Niederländerin im Jahre 2010 etwa 360 bigkeit. 

Liter Kraftstoff im Jahr verbrauchen Die AutorInnen stellen bei dieser 
Um eine dauerhafte Entwicklung 

umzusetzen, bedarf es also auch einer 
Veränderung im Bereich Freizeit und 
Erholung. Denn heute ist die Freizeit- 
gestaltung nicht "dauerhaft". Dies be- 
ginnt bei der Verwendung von Schad- 
stoffen bei Hobbys, dem Energiever- 
brauch ,zahlreicher Geräte. geht über 
Schäden durch Tourismus (besonders in 
der -3. Welt') bis hin zu den Umwelt- 
folgen von Produktion und Aus- 
musterung von Freizeitartikeln (Wohn- 
wagen, Surfbretter e t~ . ) .  Der wichtigste 
Faktor ist dabei aber der Freizeitver- 
kehr per PKW undloder Flugzeug. So 
hat ein erheblicher Teil des heutigen 
Freizeiiverhaltens negative Umweltaus- 
wirkungen, 2.B. Aktivitäten. die viel 
Lärm vemrsachen, wie motorisiertes 
Gartengerät, Sportflugzeuge. Motor- 
räder, Wasserscooter; Aktivitäten, die 
die Natur stören, wie Radfahren oder 
Spazierengehen in Naturschutzgebieten; 
Urlaubsfahrten, die soziale und wirt- 
schaftliche Strukturen zerstören. 

Bei dem Ziel, eine nachhaltige Ent- 
wicklung zu gewährleisten, wird also 
auch der Freizeitbereich nicht unberührt 
bleiben. Der Aktionsplan orientiert des- 
halb auf der einen Seite auf Alternativen 
im Freizeitverhalten, die auf der Hand 
liegen, wie 2.B. Kino-. Theater-, Muse- 
umsbesuche; sportliche Betätigungen, 
die nicht material- und energieintensiv 
sind; Lesen; soziale Kontakte pflegen 
usw.. Darüber himaus wird für sparsame 
und langlebige elektrische Geräte (Stan- 
dardisierung von Geräten und Zubehör. 
Rückgabe und Recycling) und deren 
sparsamen Einsatz (die Abschaffung der 
Fernbedienung würde mehr als 100 

darf. Pro Liter k6nnte mensch mit dem 
Flugzeug 10 km, Auto 25 km, Bus 50 
km und Zug 65 km zurücklegen (die Ki- 
lometerzahlen beziehen sich auf eine 
optimistische Schätzung durch verbes- 
serte Technik). Wer also immer mit 
dem Fahrrad zur UN fährt, könnte bei 
dieser Rechnung noch 23.400 km mit 
dem Zug für Freizeit- und Urlaubsakti- 
vitäten durch die Gegend reisen. Mit 
dem Auto dürften 9.000 km pro Jahr zu- 
rückgelegt werden. Die Angst vor einer 
Null-Mobilität ist also Ncht berechtigt. 

Auch für die Ernährung zeigt der 
Aktionsplan, daß gmndlegende Verän- 
demngen notwendig sind. Um ein ge- 
sundes Grundnahmngspaket für 7 Milli- 
arden Menschen zu garantieren, werden 
bedeutend weniger tierische Nahmngs- 
mittel konsumiert werden können (etwa 
minus 60 bis 80% pro Person). Die 
Nahrungsmittel müßten zum allergröl)- 
ten Teil aus Produkten der heimischen 
Landwirtschaft bestehen, die natürlich 
ohne Treibhäuser und Düngemittel ge- 
zogen werden. Kakao, Kaffee, Obst und 
Tabak werden zu sogenannten .Luxus"- 
Agrarprodukten, die nur noch in gerin- 
gen Mengen bezogen werden können. 

Offene Fragen 
und Probleme 

Bei aller Akribie der AutorInnen 
bleiben natürlich noch offene Fragen, 
die zum größten Teil von ihnen selbst 
formuliert werden. 

Die Frage der Eiommensvertei- 
lung wird aufgeworfen. Da sich die 
Nutzung der Umwelt in den nächsten 
Jahren verteuern wird, bleibt zu klären, 

"großen gesellschaftlichen Herausfor- 
demng" die Umweltbewegung in den 
Mittelpunkt. die einerseits die gesell- 
schaftliche Erneuerung in Richtung auf 
Dauerhaftigkeit forcieren soll und ande- 
rerseits Dmck auf staatliche Institutio- 
nen, Unternehmen und andere Bremser 
ausüben soll. Wo diese Umweltbewe- 
gung zu finden ist, die darüber hinaus 
noch ihr .soziales Gesicht' weiterent- 
wickeln und international arbeiten soll, 
wird leider nicht angegeben. In der 
BRD scheint diese Bewegung jedenfalls 
noch nicht vorhanden zu sein. 

Die Frage der Umsetzung ist sicher- 
lich noch genauer zu diskutieren, beson- 
ders untef dem Aspekt, keine diktatori- 
schen Maßnahmen ,der Umwelt zu- 
liebe' zuzulassen. Auch schimmert im 
.Sustainable Netherlands" teilweise 
eine allzu starke Technikgläubigkeit 
durch, insofern ein großer Teil der Ein- 
sparungen eben auf technischen Verän- 
derungen basieren soll. 

Besonders positiv hervorzuheben ist. 
daß immer die weltweit gerechte Venei- 
lung der Ressourcen angestrebt wird. 
Kein typisch eurozentristisches oder gar 
pur nationales Konzept. Die AutorInnen 
haben zumindest versucht, lokale und 
kulturelle Unterschiede mitzudenken 
und auf die nötigen soziokulturellen 
Veränderungen einzugehen. Auf die 
SNdie .Sustainable GermanytZukunfts- 
fähiges Deutschland", die im April 
1995 u.a. vom BUND herausgegeben 
werden soll, können wir gespannt sein. 
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Ein Modell nachhaltiger Entwicklung 
von Heike Hellmeister+ 

Rezension zu .Sustainable Netherlnndr" 
- Aktionsplan für eine nachhaltige Enr- 
wicklung der Niederlande. Die deutsche 
Übersetzung von ,Susrainable Nether- 
W s "  ist falls nicht gerade wieder 
vergriffen) bei der ISÖ, Hamburger Al- 

' 
lee 45, 60486 Fra.furf/Main, für DM 
15, - zu beziehen. 

S chon seit vielen Jahren reden alle, 
die sich mit Umwelt- und Ent- 
wicklungspolitik beschäftigen. von 

dauerhafter Entwicklung. Spätestens 
seit der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen in Rio 1992 ist dieser Begriff in al- 
ler Munde. Es gibt mehr als 60 De- 
finitionen von "dauerhafter Entwick- 
lung" ("dauerhaft" ist eigentlich nicht 
die korrekte Übersetzung von ,sustaina- 
ble", was eigentlich ,die Fähigkeit, auf- 
rechtzuerhalten" bedeutet) und bisher so 
gut wie keine Vorstellungen darüber, 

Rohstoffressourcen und Böden (Holz, 
landwirtschaftliche Flächen) und die 
Einleitung von Reststoffen und Müll in 
Boden, Wasser und Luft angesehen 
(vgl. S.18119). Darüber hinaus wird 
problematisiert. daR die Industrienatio- 
nen den weitaus größten Teil der Res- 
sourcen verbrauchen und auch den 
größten Teil der Verschmutzung verur- 
sachen. 

Der Aktionsplan strebt also nicht nur 
geringere Verschwendung, sondem 
auch eine gerechte Verteilung der Res- 
sourcen an. 

Dieses Ziel soll durch die "dauerhaf- 
te Entwicklung" erreicht werden, die 
wie folgt defniert wird: .Im Grunde ist 
dauerhafte Entwicklung ein Prozeß der 
Veränderung, in dem die Ausbeutung 
von Rohstoffressourcen, die Art der In- 
vestitionen, die' Ausrichtung technologi- 
scher Entwicklung und die institu- 

Verteilung des fossilen Energieraums 
auf die Weltbevölkerung bedeutet dies, 
daß 2.B. die Niederlande die CO,-Emis- 
sion bis zum Jahr 2010 um 60% reduzie- 
ren muß. (Dabei wird zugrundegelegt, 
daß die CO,-Emissionen weltweit jähr- 
lich um 1 bis 2% gesenkt werden müs- 
sen, um eine Klimaveränderung aufzu- 
halten). Der Aktionsplan zeigt auf, wie 
dies durch eine Kombination aus techni- 
schen Reduzierungsmaßnahmen, einer 
Reihe struktureller Maßnahmen, wie 
2.B. anderen Arten des Transports, Wie- 
derverwendung und weniger Ver- 
schwendung und der Bremsung in 
energieintensiven Produktionssektoren 
(chemische Indusüie, Metall und Treib- 
hausanbau in der Landwirtschaft) er- 
reicht werden kann. Dazu wird auf die 
Gewinnung von Energie insbesondere 
aus Wasser und Sonne gesetzt (Kemen- 
ergie wird aus bekannten Gründen nicht 

was dauerhafte Entwicklung in der Pra- tionellen Verändemngen miteinander als dauerhafte Energiequelle gesehen). 
xis bedeutet. Der Aktionsolan .Sus- harmonieren und sowohl die eeeenwär- Diese Bestandsaufnahme und Zielwr- 
tainable Netherlands", der von dem nie- 
derländischen Umweltverband Milieu- 
defensie - Friends of the Eanh Nieder- 
lande - 1992 erarbeitet wurde, füllt die 
Worthülse und zeigt (für die Nie- 
derlande) die Handlungsmöglichkeiten 
-und -notwendigkeiten, um bis zum Jahr 
2010 die Ressourcen weitgehend nach- 
haltig bewirtschaften zu können. 

Der Aktionsplan "Sustainable Ne- 
therlands" zeigt die Probleme der Ver- 
schwendung und ungerechten Vertei- 
lung von Energie. Wasser, nicht emeu- 
erbaren und agrarischen Rohstoffe so- 
wie Holz und Waldflächen. Dabei wird 
immer angegeben, wie durch veränderte 
Technik und veränderte Gewohnheiten 
eine Strategie hin zu umweltverträgli- 
chen Verbrauchsstmkturen aussehen 
kann. Dazu gehören Angaben zum 
nachhaltigen Konsum in den Niederlan- 
den und die Diskussion. wie dieses poli- 
tisch in den Niederlanden durchgesetzt 
werden könnte. 

Als die derzeit wichtigsten Probleme 
werden die Erschöpfung der begrenzten 
unterirdischen Rohstoffe (fossile Ener- 
gie. Mineralien, Metalle), die Überbe- 
anspruchung der regenerierbaren 

Heike Hellmeister Studien in Ornabrück Lite- 
ratur und Politikwisrenrchaft. Redaktionrmit- 
glied der .Verist* - Linke Zeitung an der Uni- 

tigen als auch die zukünftigenMöglich- 
keiten verbessern, die menschlichen Be- 
dürfnisse zu befriedigen" (WCED, 
1987). 

Das Konzept 
des ,,Umweltraurnes" 
Der Studie liegt also die Überlegung 

zugrunde, daß der Zugang zu den Res- 
sourcen weltweit gerecht verteilt sein 
soll (als Zieljahr wird das Jahr 2010 an- 
gestrebt) und daß darüber errechnet 
werden kann, wieviel Ressourcen der1 
dem einzelnen niederländischen Bürge- 
rIn zusteht. Dafür wird der Begriff 
Umweltraum eingeführt. .Der Umwelt- 
raum ist der gesamte 'Welt-Umwelt- 
raum', geteilt durch die Zahl der Welt- 
bürger und multipliziert mit der Zahl 
der Einwohner dieses Landes" (20). 

Beispiel Energie: Der Aktionsplan 
stellt fest, daR die aktuelle aktive Ener- 
gieversorgung vor allem auf dem Ver- 
brennen von fossilen Brennstoffvorräten 
wie Öl, Kohle und Gas basiert (1989 
78% des Weltenergiebedarfs), die mit 
den Folgen für die Umwelt wie dem 
Treibhauseffekt und saurem Regen ein- 
hergehen. Der Umweltraum der fossilen 
Brennstoffe wird durch die Endlichkeit 
und die Folgen der Verbrennung für die 
Umwelt begrenzt. Bei gleichmäßiger 

' 
spektive wird im Aktionsplan "Sustaina- 
ble Netherlands" auch für Wasser, Me- 
talle, Kohlenstoff, mineralische Bau- 
stoffe, Steine und Erden, agrarische 
Rohstoffe, Wald und Holz durchgeführt. 

Die gesamten Ausfühngen zeigen, 
.daß der Umweltraum eine Möglichkeit 
bietet, deutlich zu machen, wieviel der 
Mensch von der Erde nutzen kann, ohne 
irreparable Schäden zu verursachen. 
(...) Der Umweltraum für die wichtig- 
sten Rohstoffe sieht dann folgenderma- 
ßen aus: 

Energie: 1.7 Tonnen CO,-Emission 
pro Person und Jahr 
Wusser: 80 Liter pro Person und Tag 
Ackerland: 0.19 Hektar für Grund- 
nahrungsmittel (einschließlich Öle 
und Fette) und 0.06 Hektar zur übri- 
gen Verwendung pro Person 
Weidefachen: 0,13 Hektar für Milch 
und Fleisch pro Person (308 Fleisch1 
600ml Milch pro Tag) und 0.31 
Hektar pro Person zur übrigen Nut- 
-g 
Hob/Papier: 0.4 m3 Holz pro Person 
und Jahr. 
Der zweite Teil des Aktionsplanes 

entwirft Zukunftsbilder, wie die Nieder- 
lande im Jahre 2010 unter den Voraus- 
setzungen des nachhaltigen Wirt- 
schaftern aussehen könnte. Sehr konkret 
an der Beschaffenheit der Häuser, der 

und Verbrennungsanlagen. Die Abfall- 
berge werden geringer. indem beliebige 
Verwertungswege eröffnet werden. So- 
genannte baustoffliche und thermische 
Verwertungsverfahren führen kaum zu 
einer Verminderung von Rohstoff- und 
Energieverbrauch in der Industrie. Mit 
der Verpackungsverordnung und dem 
daraus erwachsenen Dualen System 
wurde so unter immensen Kosten ein 
Zwang zur Verwertung etabliert, der zu 
meist unsinnigen Verwertungsverfahren 
führt. Ähnliches zeichnet sich im Be- 
reich der Altautos und der gebrauchten 
elektrischen und elektronischen Geräte 
ab. Im unterschiedlichen Verständnis 
des Begriffs .Vermeidung" zeichnen 
sich hier die unterschiedlichen Auffas- 
sungen ab: Während im Entwurf für ein 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
die Auffassung vertreten wird, daß Ab- 
falle als vermieden gelten können. wenn 
sie nicht mehr als Abfälle entsorgt wer- 
den müssen, muß die Definition aus 
ökologischer Sicht weitergehender seix 
Nicht die eingesparte Entsorgung. son- 
dem die eingesparte Neuproduktion 
zeichnet die Vermeidung aus6. 

Diese unterschiedliche Auffassung 
ist nicht nur ein theoretischer wissen- 
schaftlicher Dissens, sondern hier han- 
delt es sich um ein gmndlegend anderes 
Politikverständnis. Im klassischen Ver- 
ständnis ist zwar die Entsorgungssicher- 
heit wichtig, wesentlich wichtiger ist je- 
doch die Versorgungssicherheit mit 
günstigen Rohstoffen. Das Grundrecht 
auf Konsumieren des Bürgers und das 
Grundrecht der Betriebe darauf. zu pro- 
duzieren was sie wollen, würde in Frage 
gestellt. Nicht nur der Verzicht. son- 
dem auch ein effizienteres Konsumieren 
wird abgelehnt. Wer wollte schon zur 
ressourcenschonenden Mangelwirt- 
schaft der DDR zurück? 

Auf globaler Ebene drückt sich der 
Kampf um die Versorgungssicherheit 
mit wirtschaftlicher und teilweise mili- 
tärischer Gewalt aus. Massarrat' führt 
zu diesem Thema am Beispiel von Roh- 
öl und Kaffee aus. wie in den letzten 
hundert Jahren die Marktgesetze im in- 
ternationalen Handel außer Kraft gesetzt 
wurden, um die Versorgungssicherheit 
zu gewährleisten. 

Was rnuß anders 
werden? 

Die Abfallpolitik der siebziger und 
achtziger Jahre kann auf die folgenden 
zwei Strategien reduziert werden: Mas- 

siver Technik- und damit Geldeinsatz 
und staatlich garantierte Entsorgungssi- 
cherheit. In den ausgehenden neunziger 
Jahren bricht diese Basis zusammen. 
Deregulierung und Privatisierung dro- 
hen. die Erfolge der letzten zwanzig 
Jahre teilweise rückgängig zu machen. 
Der steigende Konsum stellt die be- 
scheidenen Erfolge einer teuren Ab- 
fallverminderungsstrategie in Frage. 
Statt Abfallvermeidung wird lediglich 
eine Schonung der öffentlichen Deponi- 
en und Verbrennungsanlagen betrieben. 

Hängt man weiter der bisherigen 
Philosophie nach. so lautet die Antwort: 
Weiterer E i a t z  von Geld, Technik und 
Kontrolleuren. Die vorliegende Analyse 
zeigt jedoch, daR es tieferliegende Ursa- 
chen gibt, die eine effektive Abfallver- 
meidung unmöglich machen: 

Die durch Umweltgründe kaum 
eingeschränkte persönliche Freiheit zur 
beliebigen Eigentumsnutzung und 

die staatliche Garantie von Ver- und 
Entsorgung, bzw. von Konsum und 
Wegwerfen. 

Diese Grundsätze stehen politisch 
nicht zur Disposition, sie sind kulturell 
tief verankert. Eine Änderung ist daher 
nur allmählich möglich im Rahmen ei- 
nes Bewußtseinsänderungsprozesses. 
Eines Prozesses jedoch. an dem wir 
nicht vorbeikommen, wollen wir eine 
Lösung für die drohenden globalen Um- 
weltprobleme fmden. Wer nachhaltige 
Entwicklung als technisches Problem 
begreift, der wird scheitern. 

Konkrete Maßnahmen, die 2.B. eine 
neue Bundesregierung nach dem 16. 
Oktober in Angriff nehmen muß, um 
diesen Erziehungsprozeß in Gang zu 
setzen sind: 

Ausdrückliche Aufnahme der (Ikolo- 
gischen Bindung von Privateigentum ins 
Grundgesetz (Art. 14 Abs. 2, Satz 2) 
und Berücksichtigung dieses Gmndsat- 
zes in der Umweltgesetzgebung; 

Einführung von Steuern und Abga- 
ben auf den Verbrauch von Rohstoffen 
und gleichzeitige Entlastung der Ar- 
beitskosten (diese Fordemng ist unter 
dem Begriff ,ökologische Steuerre- 
form" bekannt); 

Aufgabe des staatlichen Entsor- 
gungsmonopols unter Beibehaltung ei- 
nes Kontrollinstrumentariums (dieser 
teilweise schon vollzogene Schritt 
macht nur Sinn, wenn die beiden ersten 
Schritte ebenfalls umgesetzt werden); 

Einführung einer Haftung für aus 
Abfällen entstehende Umweltschäden; 

Initiiemng und Unterstützung von 

Modellprojekten zur Entwicklung lang- 
lebiger. energie- und rohstoffsparender 
und gemeinschaftlich nutzbarer Produk- 
te; 

Schaffung von rechtlichen Rahmen- 
bediigungen. die diese Produkte bevor- 
zugen (2.B. über ausgedehnte Garantie- 
fristen). 

Mit diesen Schritten läßt sich ein 
selbstregulierendes System erreichen, 
das nicht ständig von einem Heer von 
Abfallplanem und -überwachem gema- 
nagt werden muß. Dann, und nur dann 
Iäßt sich eine schlanke Umweltvewal- 
tung realisieren ohne daß massive Ver- 
schlechterungen der Umweltsituation zu 
erwarten sind. 

Wer diese Vorgaben mißachtet und 
in der momentanen Situation die Um- 
weltbehörden schwächt und hoheitliche 
Aufgaben abschafft oder auf Private 
überträgt, der geht mit grokn Schritten 
zurück in die sechziger Jahre - mit ei- 
nem Unterschied: Die Stoffströme, die 
unsere Volkswirtschaft heute durchlau- 
fen. sind wesentlich größer, und die 
globalen Gefahren, die ein unveränder- 
ter oder sogar steigender Stofffluß mit 
sich bringt, sind im Gegensatz zu den 
sechziger Jahren bekannt. 

t OECD: UmwaltprOfbericht Dsutschlsnd. Bonn 
1993 

2 Sishs dazu den vom Oko-Institut erarbeiteten 
Antrag der Bundestagsfraktion DIE GRONENI 
Bündnis '90 .VermsidungsorientieRe Abfall- 
wirts~haft., Bunde~tagsdrucksa~he 

3 Wsndenburg, in: Zeitschrift für Umweltrecht 
IZURl 1993 

4 Sicherlich war dies keine Erfindung des Abfall- 
geretzes. sondern gerade in gcaßsn Stirnen 
schon immer Piaxis Wichtig ist jedoch der g b  
setz che Auftrao, der sich nun auch auf 0s. 
werbliche ~bfi l l le  bezieht. 

5 Weitere Instrumente werden durch EU-Vor- 
Schriften eingeführt, wie dis Umwaltmsnage- 
ment und dko-Audit-Verordnung oder die ge- 
plante Einführung von Toxic-Release-In- 
vantoriss (Transparenz der Stoffströrnei. 

6 Zur ausführlichen Darstellung siehe: .dkobi- 
ianrisrande Betrachtungen in der Ab- 
fallwirtschsft'. dko-Institut e.V. 1993 

7 Massanat. M.: Endlichkeit in dar Natur - O h r -  
fluß in der Marktökonomie. Metropdis-Verlag 
1993 

8 ZEITSCHRIFT FOR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT. HER 79.1994 
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Kohl versus Kohl-light ? 
Deutsche Außenpolitik vor der Wahl 

von Lorhar GuQahr* 

U haben 
k e i n e  
Opposi- W 

tion. Wir haben 
eine SPD. die 

~ . 
CDU-Außenpoli- 
tik betreibt, rBm- 
lich keine", kom- 
mentierte die 
Frankfurter Rund- 
schau. In der Zeit 
bemängelt Gunter 
Hofmann, die 

' deutsche Sozialde- 
mokratie habe der 
nationalistischen 
Außenpolitik i la 
Schäuble nicht 
viel Eigenes ent- 
gegen zu setzen; 
und Rudolf Schar- 
ping bekennt, zwi- 
schen seiner Au- - -~~ 

ßenpolitik und der der Bundesregierung 
gäbe es kaum Unterschiede. 

So weit ist seine Aussage unstrittig. 
Bedeutet dies aber ein Versagen der Op- 
position vor dem konse~ativen Projekt 
neonationaler Machtpolitik oder ist es 
nur der Ausdmck politischer Hilflosig- 
keit angesichts fundamentaler Verände- 
rungen in der internationalen Szenerie? 
Ist es gar pure Wahltaktik? 

Bereits seit den siebziger Jahren sind 
im internationalen Svstem neue Pro- 

Gibt es in dieser Situation nur eine 
mögliche Politik für die künftige Bun- 
desregierung? Welche Interessen, Zie- 
le, Bedrohungswahrnehmungen und po- 
litischen Instmmente werden von den 
politischen Parteien. jenseits ihrer 
Wahlkampfrhetorik, in den Mittelpunkt 
gerückt? Ist der Eidmck zutreffend, 
daß die Bürgerlnnen wenige Monate vor 
der Bundestagswahl keine Alternativen 
haben? 

eindämmen soll- 
te. Wenngleich 
Konservative wie 
Dregger in die- 
sem Zusammen- 
hang immer wie- 
der von einem be- 
stimmenden Ein- 
fluß Bonns auf 
eine "Weltmacht 
Europa" träum- 
ten, basierten die 
politischen Instm- 
mente, mit denen 
jene deutschen In- 
teressen wahrge- 
nommen wurden, 
vor 1989 vor al- 
lem auf Washiing- 
tons "geliehener 
Stärke", d.h. auf 
der politisch-mili- 
tärischen Rücken- 

deckung für den Frontstaat. 
Wie der Streit um SDI oder die Per- 

shing Ia belegen, konnten oder wollten 
die USA seit Anfang der achtziger Jahre 
nicht länger einer der Hauptkonkurren- 
ten und zugleich Instrument zur Durch- 
setzung spezifisch deutscher Sonder- 
interessen sein. Bonn wurde auf neue 
Quellen des internationalen Einflusses, 
d.h. auf die Weltwirtschaft verwiesen: 
Die "größte Exportnationen der Welt' 
sei vor allem an offenen Handelsrouten 

blemlagen und ~ o n f l i h e  aufgebrochen, Wohlsf andschauvinism~s sowie an der Sicherheit von Rohstoffen 
die allerdings widersprüchliche Ent- und Märkten interessiert. sie müsse in 
wicklungstendenzen erzeugen: Neben und neonationale . die Weltpolitik ausgreifen, und der 
~ l e m e n c n  der gesellschaftlichen Ver- Machtpolitik "Standort Deutschland" - von Kohl seit 
flechtung bestimmen politischer Zerfall 1986187 immer wieder so genannt - sei 
und Desinteeration das Bild: winschaft- Seit den iünfziger Jahren hat sich der zunehmend auf den westeuropäischen - - - 

licher ~ u f s & w u n ~  durch ~eltmarktin- 
tegration existiert neben der vollständi- 
gen Abkoppelung von sozialen Elends- 
regionen; eine Abschwächung nationali- 
stischer Machtpolitik geht mit der 
.Wiederentdeckung" des Krieges als ei- 
nem probaten Mittel der Interessen- 
durchsetzung einher. 

Dr. Lothar Gutjahr i61 in Hamburg ds wissen- 
rchaitlicher Referent in einer Boroga- 
msinschaft von SPO-Bürgersehaitsabgeard- 
neten tMig 

grundlegende ~ r i en t i em~spunk t  kon- 
servativer Außenpolitik kaum verän- 
den: die Wiedereingliederung Deutsch- 
lands als gleichberechtigtes Mitglied in 
das Konzert der Großmächte sowie die 
Erhaltung der weltpolitischen Vorherr- 
schaft der Industrieländer. Westintegra- 
tion und Wiedewereinigung waren seit 
Adenauers Zeiten die Eckpfeiler einer 
Außenpolitik. die zum einen auf eine 
machtpolitische Revision des Nach- 
kriegsstatus quo - die nationale Norma- 
lität - zielte und zum anderen die 
Möglichkeiten des östlichen Gegners 

Wirtschaftsraum und die politische Ver- 
handlungsmacht der EG angewiesen. 
Auch ein wiedererstandenes Deutsches 
Reich in den Grenzen von 1937 allein 
würde die deutschen Interessen nicht si- 
chern können. Was wäre dieses Land 
anderes als eine Mittelmacht ohne 
Atomwaffen, fragte Dregger die CDU- 
Parteitagsdelegierten 1988. 

Bereits seit Mitte der achtziger Jahre 
definierte die deutsche "Weltmacht wi- 
der Willen" ihren geopolitischen Blick- 
winkel nicht mehr aus einer Randlage 
der Ost-West-Front, sondern aus ihrer 

barkeit oder nmweltve~giichen Ent- Chlorprodukte, kann zwar, soweit es ' - - , - - -- -~,*. ~:.. 
sorgbarkeit ihrer Erzeugnisse nach den Bereich der irinerbetrieblichen Pro- 
Wegfall der Nutzung; damit ist kein duktionsprozesse betrifft, über $ 17 
verbindlic'hes Signal für eine fläcben- ChemG erfolgen. allerdings kommt dort 
deckende, umweltverträgliche Produk- die spezifisch abfallwirtschaftliche Ziel- 1nrerna~lor~ale 
tinnovation gesetzt worden. Logischer- setzung nicht deutlich genug zum Aus- 

-~ -~ 

weise unterblieben denn auch verbindli- dmck. Eine ents~rechende Klarstellung 
che Schritte hin zur Förderung um- wurde vom ~at 'von  sachverständigen 
weltverträglicher Produktinnovation für Umweltfragen in seiner Stellungnah- 
durch organisatorische und instmmen- me zum Gesetzentwurf zwar empfoh- 
telle Regelungen innerhalb der Unter- len, vom Gesetzgeber aber nicht be- 
nehmen, ähnlich dem Modell nach 852a rücksichtigt. Ressourcenschonung und 
BImSchG (Bundes-lmmissionsschutz- die Verminderung des Einsatzes von ge- 
gesetz), also das Setzen sog. .weicher', fährlichen Stoffen in der Produktion 
präventiver Instrumente im Umwelt- kommen so nicht voran. 
schutz. Die im Gesetz enthaltene allge- Als Bremse in diese Richtung wirkt 
meine Pflicht zur Produktverantwortung tiberdies auch noch der im Gesetz ver- 
(s.u.) stellt demgegenüber nur eine Leit- ankerte grundsätzliche Gleichrang der 
linie für Innovationen der Wirtschaft stofflichen und energetischen Ver- 
dar. wertung (sprich Verbrennung). 

Was hat sich nun im verabschiedeten Das Gesetz enthalt zwar Regelungen 
Gesetz gegenüber seinen Entwürfen ge- für den zentralen Bereich der Produkt- 
ändert und wie sind einzelne Regelun- verantwortung des Herstellers für den 
gen einzuschätzen? Im folgenden dazu gesamten Produktlebensweg von der 
wenigstens einige Hinweise: Entwicklung über die Herstellung bis 

So wird nun immerhin durchgängig zur Entsorgung, verschiebt aber auf den 
im neuen Abfallgesetz entsprechend Verordnungsweg - und damit auf die 
EU-Recht von Abfall gesprochen. Der lange Bank -. wer von ihnen konkret 
Begriffswimvarr um Rückstände und und verbindlich Produktverantwortung 
Sekundärrohstoffe ist aufgegeben wor- zu tragen hat und wie dies für welche 
den. Erzeugnisse zu geschehen hat. 

Die Übertragung von Entsorgungs- Die Anforderungen an die Kreislauf- 
pflichten auf KammernlVerbände oder wirtschaft im Bereich der landwirt- 
Dritte ist zwar möglich. Allerdings nur schaftlichen Düngung greifen viel zu 
mit Zustimmung der öffentlich-rechtli- kurz. So verlangt die Nutzung von aus 
chen Entsorgungsträger und auch nur Abfällen hergestellten Komposten in 
dann, wenn keine überwiegenden öf- Landwirtschaft und Gartenbau aufgmd 
fentlichen Interessen entgegenstehen. des bestehenden Eintrags von Schad- 

Die geforderte Einführung von Gtite- stoffen in die Nahrungskette ein Höchst- 
siegeln für Entsorgungsfachbetriebe, maß an Sicherheit, damit die 
insbesondere zur Unterbindung krimi- Schadstoffbelastung der Nahmgsgüter 
neller Praktiken im Bereich der Abfall- im Minimum bleibt. Auch hier ist fast 
entsorgung, ist berücksichtigt worden. alles. was zu regeln erforderlich gewe- 

Es gilt nunmehr in der Zielbierarchie sen wäre, auf die lange Bank von 
der Vorrang der Vermeidung vor der Rechtsverordnungen geschoben wor- 
Verwertung. Allerdings fehlen wuksa- den. 
me Inst~mente zur Durchsetmg die- Allein dieser kleine A b d  macht 
ses Ziels bei Produktionsanlagen. Die deutlich, daR man nur mit wenigem zu- 
dazu aufgenommene Verordnungser- frieden sein kann und im Essentiellen 
mächtigung dürfte sich als zahnlos er- die Kritik überwiegt. Eigentlich bedürf- 
weisen. Schließlich können dort vorge- te das Gesetz sofort einer gründlichen 
sehene stoffbezogene Anforderungen an Runderneuerung. Keine Frage, mit die- 
die anlageninterne Verwertung - sprich sem Gesetz ist kein großer, richtungs- 
Vermeidung - auf der Ebene einer Bun- weisender Schritt voran getan worden 
desverordnung nur sehr allgemein aus- auf dem Wege zu einem modernen 
fallen Die vielfaltige einzelbetriebliche Stoffflußrecht, zu ökologischer Stoff- 
Realität Iäßt sich so nicht konkret genug wirtschaft und Stoffstromlenkung für 
fassen und mithin kann auch der Vor- den Industriestandort Deutschland. 
rang der Vermeidung vor On nicht oder 
kaum durchgesetzt werden. 

Die Reguliemng bis hin zum Ver- 
wendungsverbot kritischer Stoffe, z.B. 
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che U; 
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Das neue Bundesabfallgesetz - 
mehr Schein als Sein 

von Detlef Bimboes* 

un ist es da, das lang ersehnte 
Kind von Umweliminister Töp N fer: Das neue Gesetz zur Forde- 

rung der Kreislaufwirtschaft und Siche- 
rung der umweltverträglichen Beseiti- 
gung von Abfallen, kurz KrWG-IAbfG 
genannt. Geboren wurde es zuletzt unter 
tatkräftiger Mithilfe der SPD-regierten 
Bundesländer NRW und Niedersachsen 
im VermittlungsausschuR, der Bundes- 
tag hat es am 24.Juni diesen Jahres abge- 
segnet. Bei der Abstimmung am 8. Juli 
im Bundesrat blieb danach die Ahleh- 
nungsfront klein, gerade mal Hessen und 
Schleswig-Holstein waren dagegen und 
eine Enthaltung (Brandenburg) gesellte 
sich dazu. Inkrafttreten wird das Gesetz 
erst im SommerlHerbst 1996 und dann 
wird es endgultig das alte noch geltende 
Abfallrecht ablösen. E i e  lange Ge- 
schichte unendlicher Sitzungen, zahl- 
loser Papiere, politischer Debatten und 
Abstimmungen ist zu Ende gegangen. 

Ende gut, alles gut? Nein, als Fazit 
Iäßt sich der Schluß ziehen: Von einem 
schlechten Entwurf zu einem auf jeden 
Fall in substantiellen Fragen nicht bes- 
seren Gesetz. 

Der erste Entwurf vom Juni 1992 
war derart verworren, von Deregulie- 
rungsabsichten undWirtschaftsfreund- 
lichkeit getragen, daß alle Länder ein- 
hellig die Hände über dem Kopf warn- 
menschlugen und es über den Bundesrat 
ablehnten. Die Länder betonten dabei, 
daß damit die schlechten Entwicklun- 
gen, für die das bestehende. alte Bun- 

kein Beitrag zur Verringerung der 
Abfallberge durch notwendige Maßnah- 
men zur Vermeidung geleistet 

und last not least seien die überwa- 
chungsvorschriften des Gesetzes un- 
tauglich und hemmend für die alliägli- 
che Vollmgspraxis der Abfallbehörden. 

Diese prinzipielle Kritik hatte es in 
sich und griff dazu noch viele weitere 
Punkte aus Politik. Umwelt- und Ge- 
werkschaftsbewegung auf: 

So fehlte der Vorrang der Abfallver- 
meidung vor der Verwertung. 

Die notwendige Aufnahme von 
Abfallabgabenregelungen fiel unter den 
Tisch. 

Die Steuerung der Produktgestaltung 
durch Rücknahmeverpflichtungen der 
Wirtschaft blieb mangelhaft. 

Es war nicht vorgesehen, da5 künftig 
nur noch Entsorgungsfachbetriebe mit 
Fachkundenachweis und Verpflichtung 
zu Qualitätssichemngsmaßnahmen als 
Händler, Makler oder Transporteure tä- 
tig werden können. 

Der Abfallbegriff blieb unklar; man 
sprach von Abfallen, Rückständen und 
Sekundärrohstoffen und vermied es in 
diesem Zusammenhang. den deutschen 
Abfallbegriff mit dem der EU unter ei- 
nen Hut zu bringen. 

Die Liste ließe sich fast beliebig fort- 
setzen. So weit, so schlecht.Der Gesetz- 
entwurf wurde also nach geharnischten 
Protesten aus allen RichNngeu überar- 
beitet. Viel geändert hat sich aber nicht. 
Zwar wurden einige grobe Schwach- 
punkte getilgt, aber im substantiellen 
Bereich ist das Gesetz mager geblieben. 
Die Überwachung ist wesentlich von ei- 
ner Konkretisiemng und Ausgestaltung 
durch Rechtsverordnungen abhängig. 
Außerdem fielen Regelungen für 
Abfallabgaben als Stimulans für den be- 
schleunigten Einstieg in die Vermeidung 
und Verwertung von Abfällen endgültig 
unter den Tisch. Ebenso Pflichten für 
Betreiber von Produktionsanlagen zu 
zusätzlichen Ausführungen zur ord- 
nuneseemäßen und schadlosen Verwert- 
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Position in der Mitte der eng verflochte- 
nen Wirtschaftsregion Europa. Die Öff- 
nung des Ostens hat diese Position le- 
diglich akzentuiert. Für das 80-Millio- 
neu-Volk mit den meisten Grenzen in 
Europa gibt es dazu nach Aussage des 
Bundeskanzlers keine Alternative. Aus 
der Europäischen Union müsse ein glo- 
baler Akteur entstehen, der in der Lage 
wäre, mit den USA und Japan die Rah- 
menbedingungen der Konkurrenz part- 
nerschaftlich zu regulieren und die Ent- 
wicklungen in der östlichen wie auch in 
den südlichen Peripherien maßgeblich 
zu gestalten. Trotz der Wiedererlan- 
gung vollständiger deutscher Souveräni- 
tät ist die Europäische Union für die 
Bundesregierung unverzichtbar geblie- 
ben. da ein Abdriften in die politische 
Isolation die internationale Position des 
Standnrtes erheblich helasten würde. - . -. -. . . . . . . -. . . . . . . - -. 

So verfolgt die Bundesregierung eine 
pragmatische Linie. Ihre Machtpolitik 
neuen Typs greift zwar einerseits ver- 
stärkt auf die nationalen Machtressour- 
cen zurück. andererseits baut sie aber 
die Instmmente für eine gemeinsame 
weltpolitische Steuerung durch die 
Industriestaaten aus. Unter dem Stich- 
wort ,Verantwortungspolitik" besteht 
das vorrangige Ziel der Bundesregie- 
rung darin, den materiellen Wohlstand 
Deutschlands m sichern. - ~ 

Neben der Europäischen Union bil- 
det die NATO hierfür ein wichtiges 
machtpolitisches Instmment, da nur sie 
gegenwärtig in der Lage ist, potentielle 
Risiken abzuschrecken und zugleich mi- 
litärische Macht in die Peripherien zu 
projizieren. Gewiß ist die konservative 
Sicherheitsdefmition breiter geworden. 
insofern hat sie etwas von den Friedens- 
forscherlnnen der achtziger Jahre ge- 
lernt. Aber im Kern ist das Bedrohungs- 
bild einseitig geblieben: Militärische 
Macht soll den Standort Deutschland 
wie auch die anderen Industriemächte 
schützen. Die wesentlichen Planungs- 
grundlagen der konservativen Außen- 
politik sind nach wie vor nicht die 
grenzüberschreitenden Herausforderun- 
gen, sondern die potentiellen Herausfor- 
derer sowie die sozialen Instabilitäten 
(Stichwort: Armutswanderungen), die 
das Wohlstandsmodell Deutschland ak- 
Nell oder potentiell bedrohen. In diesem 
Zusammenhang wird die Bundeswehr 
zu einem Instmmeut der Einflußsiche- 
mng in krisengeschüttelten. strategisch 
wichtigen Regionen. Als moderne mo- 
bile Tmppe sichert sie die deutschen 
Mitentscheidungsbefugnisse im globa- 

len Management. In dieser Sicht hat RU- 
hes Papier zur künftigen Entwicklung 
und Struktur der deutschen Armee 
schon recht, wenn es dort heißt: .Heute 
ist die Bundeswehr unterfmanziert.' Es 
gibt wichtigere Dividenden als die des 
Friedens. 

In der Praxis stoßt diese Konzeption 
der gemeinsamen Hegemonie allerdings 
auf erhebliche Probleme. Bislang kann 
kaum von einer gemeinsamen westli- 
chen Außenpolitik gesprochen werden, 
weder im Hinblick auf das osteuro- 
päische Krisen- noch auf das südost- 
europäische Kriegsgebiet. Die gelegent- 
lich heftigen Differenzen zwischen 
Bonn und Paris bzw. Den Haag belegen 
ein grundlegendes Dilemma konservati- 
ver Ambitionen. Sobald ein Führungs- 
anspmch angemeldet wird, stoßen 

Kohls Bemühungen an machtuolitische 
Grenzen. Zum &en haben &e westli- 
chen Partnerstaaten seit 1989 ihre je- 
weiligen Interessen, einschließlich 
ihres Verhältnisses zum vereinten 
Deutschland, noch nicht hinreichend 
defuiieren können. Zum zweiten gibt es 
Vorbehalte gegenüber dem ökonomi- 
schen Riesen am Rhein. Und drittens: 
Auch nach über vierzig Jahren Bonner 
Demokratie erinnern sich viele Vertre- 
terlnnen der europäischen Politikelite 
daran, daß Deutschland 1945 nicht be- 
freit, sondern besiegt werden mußte; 
nur eine Minderheit der Deutschen 
kämpfte im Untergrund oder an der Sei- 
te der Alliierten für die Demokratie. 

Das Prestige des Vereinigungskanz- 
lers und die Rhetorik der nationalen 
Normalität - d.h. der Versuch. aus dem 
Schatten Hitlers herauszutreten, wie es 
Franz-Josef StrauR seinelzeit formuliert 
hatte - paralysierte den rechten Rand 
des politischen Spektmms nach 1989 
nur kurzzeitig. Der nationalkonservati- 
ve Dmck für eine Verschärfung des 
deutschen Asylrechts, Gauweilers At- 
tacken gegen das europäische "Esperan- 
to-Geld' und zuletzt das in Hamburg 
verabschiedete CDU-Pmeiprogramm 

verdeutlichen des Kanzlers Gmndpro- 
blem: Der Spagat zwischen internatio- 
naler Integration und nationaler Souve- 
räniiät Iäßt ihn immer abhängiger von 
der Unterstützung seines rechten 
Parteiflügels werden. Anders als bei 
seinem Aufstieg in der Opposition wer- 
den die vom Parteichef persönlich M t -  
gestellten Liberalkonservativen, wie 
Geißler oder Biedenkopf, ihn wohl nicht 
vor diesen Geistern schützen. 

Sein Freund Hans-Dietrich Genscher 
ist im Ruhestand und dessen FDP kann 
sich kaum selber helfen. Nach 1982 war 
dies schon einmal ganz anders. .Wan- 
del durch Zusammenarbeit" hieß die 
Devise des sogenannten Genscherismus, 
und indem das Auswärtige Amt immer 
wieder auf die E ia l tung  der Ostverträ- 
ge drang, beförderte es auch den Sinn 
für machtunlitische Realitäten innerhalb 
der C D ~ .  Der plötzliche Wandel in 
Osteuropa traf jedoch auch die Libe- 
ralen unvorbereitet. Die Desintegration 
der UdSSR raubte ihrem Handelsstaat- 
Konzept den Partner und leitete den Ab- 
schied vom Gestaltungsanspnich ein. 
Genscher lief nun den Veränderungen in 
Osteuropa nur noch hinterher. versuchte 
sich in ad-hoc Schadensbegrenzuugen 
durch Scheckbuchdiplomatie und ver- 
hedderte sich letztlich im Gestrüpp der 
eigenen Initiativen. Seine faktische De- 
mGntage der Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
durch geographische und sachliche 
Überfrachtung belegt den Verlust libe- 
raler Politikfähigkeit. Die von Genscher 
kreierte ,Verantwortungspolitik" wurde 
immer mehr im Sinne der Konservati- 
ven als weltpolitisches Mitspracherecht 
gedeutet. 

Mit dem Amtsantritt von Kinkel hat 
die FDP die Formulierung der deut- 
schen Außenpolitik an die Beamten der 
Hardthöhe abgegeben. Zurecht bemerk- 
te eine liberale Wochenzeitung, daß 
dem Außenminister-plus-Parteivorsit- 
zenden die Zeit zum Nachdenken und 
damit die eigenen Ideen fehlen. Zwei 
Beispiele: 1. In den FDP-Leitsätzen zur 
Europawahl 1994 wird das Ziel eines 
europäischen Bundesstaates nur noch an 
einer Stelle erwähnt und auch hier nicht, 
ohne sich vom Euro-Zentralismus abzu- 
grenzen. E i  klassisch liberales Thema. 
die Demokratisierung der Europäischen 
Union, wird mit nur einem Satz erwähnt 
und sogleich auf 1995196 vertagt. 2. 
Nach anfänglichem Optimismus über 
mögliche Reformen der Vereinten Na- 
tionen im Sinne eines Macht- oder 
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Entscheidungsmonopols der Weltorga- 
nisation reduziert sich Bonns Politik am 
Hudson River inzwischen auf den vor 
allem von Konservativen geforderten 
Einzug in den Sicherheitsrat sowie auf 
die innenpolitische Propagiemng der 
deutschen Beteiligung an friedensschaf- 
fenden Kampfeinsätzen. Ohne eigen- 
ständiges Profil und ohne erkennbaren 
Einfluß auf die Formulierung deutscher 
Außenpolitik haben sich die Liberalen in 
das politische Abseits manövriert. 

Die SPD zwischen 
Reform- und 

Standortpolitik 
Während der gesamten siebziger 

Jahre verharrten die deutschen Konser- 
vativen in einer Fundamentalopposition 
gegenüber der sozial-liberalen Ostpoli- 
tik. Auch während Sozialdemokratlnnen 
das Konzept der Gemeinsamen Sicher- 
heit entwickelten, hielt die CDUlCSU 
an ihren überkommenen Paradigmen 
fest. Mit der für alle überraschenden 
Auflösung der DDR verlor die SPD je- 
doch ihren konzeptionellen Vorsprung. 
Das gemeinsame europäische Haus 
schien zwar zunächst in greifbarer 
Nähe, aber mit der Desintegration der 
post-kommunistischen Staaten verloren 
Sozialdemokratlnnen nun ihre östlichen 
Gegenparts. Gemeinsame Sicherheit 
wurde von vielen in der SPD nun nicht 
mehr als realpolitisches Projekt auf der 
Basis gegenseitiger Interessen verstan- 
den, sondern als globaler Anspruch, ge- 
waltformige Konflikte zu zivilisieren 
und grenzüberschreitende Probleme zu 
lösen. In der Folge des Berliner Pro- 
gramms wurde die Orientierung an 
Menschheitsinteressen zwar fortge- 
schrieben, aber das politisch-praktische 
Fundament war in eine Krise geraten. 

Die rapide Desintegration Osteuro- 
pas, Massenelend und Wandemngsbe- 
wegungen, ungebremstes Bevölkerungs- 
wachstum. gewaltsame Konflikte, Schä- 
digung des Biosystems und weltweite 
Aufrüstung waren die wesentlichen 
Stichworte der neuen sozialdemo- 
kratischen Bedrohungswahrnehrnung. 
Ein Rückfall in das internationale Sy- 
stem des 19. Jahrhunderts - mit seinen 
Sicherheitsdilemmata und der immanen- 
ten Tendenz zum Krieg - wurde abge- 
lehnt. Parteitagsbeschlüsse hrandmark- 
ten die Zersplinerung der Weltgesell- 
schaft in Nationalstaaten als Anachro- 
nismus. Statt dessen sollte eine neue 

Weltinnenpolitik etabliert werden, die 
sich v.a. für internationale Gerechtig- 
keit einsetzen würde. 

Allerdings wurde ein sachliches Pro- 
blem dieses Konzeptes übersehen: Au- 
ßer einer von ihr geführten Bundesre- 
gierung war die SPD nach 1989 kaum in 
der Lage, relevante Protagonisten für 
ihre ~eltinnenpolitik zu benennen. Auf- 
grund ihres politischen. wirtschaftlichen 
und militärischen Machtwtentials domi- 
nieren die nordwestlichen Industriestaa- 
ten mittelfristig die Weltpolitik; ein re- 
levantes Störpotential anderer Staaten- 
gruppen müssen sie vorerst nicht fürch- 
ten. Daher sind die "Standorte" USA, 
Japan und Westeuropa einerseits die 
mächtigsten Akteure bei der Durchset- 
m g  einer Weltordnung nach dem Ende 

.der Bipolarität. Andererseits sind sie 
machtpolitisch daran interessiert, solche 
Regelungsmechanismen einer polyzen- 
trischen Steuemng zu entwickeln, die 
die Kosten des Raubbaus an der Natur 
anderen aufbürden und regional auftre- 
tende Spannungen eindämmen. Alterna- 
tive Interessen innerhalb der Industrie- 
gesellschaften werden vorläufig mit der 
Hoffnung auf Arbeit und Wachstum ein- 
gebunden oder marginalisiert. 

Das Dilemma zwischen Sachanfor- 
demngen und machtpolitischen "Versu- 
chungen" bleibt in der SPD-Program- 
matik unberücksichtigt und ist daher der 
Ausgangspunkt für ihre Schwäche ge- 
genüber dem konsewativen Projekt der 
globalen Zweidrittelgesellschaft. Der 
Anspruch, ein gerechteres internationa- 
les System aufzubauen, bleibt erhalten. 
Handlungsrelevante Prioritätensetnui- 
gen werden aber kaum benannt, da dies 
2.B. Einbußen heim hiesigen Lebens- 
standard zur Folge hätte. Während die 
SPD z.B. eine Umstrukturiemng des 
Weltwirtschaftssystems fordert. strebt 
sie zugleich die Festigung - wenngleich 
nicht die Festung - Europas als Wirt- 
schaftsstandort an. Dieser konzeptio- 
nelle Dualismus wird nicht überbrückt, 
weil die internationalen Partner für ein 
Reformprojekt gegenwärtig fehlen. 

In der Tagespolitik folgt die Bonner 
SPD-Führung zumeist den Vorhaben 
der Bundesregiemng. Zum Beispiel Eu- 
ropäische Union: Die SPD stimmte den 
Maastrichter Verträgen ohne wesentli- 
che Vorbehalte zu, weil sie in der Inte- 
gration das entscheidende Mittel gegen 
eine Renationaiisiemng deutscher Poli- 
tik sieht. So zutreffend diese Einschat- 
zung auch sein mag, die führenden 
Sozialdemokratlnnen versäumten es, 

ausgehend von dieser Schwerpunktset- 
zung, weitergehende Vorschläge fiir 
eine innere Demokratisiemg der Ewo- 
päischen Union zu entwickeln. Ange- 
sichts des Widerstandes gegen s t ~ k t u -  
relle Veränderungen - 2.B. aus inndon 
- konzentrieren sie sich auf die Wirt- 
schafts- und Währungsintegration. An- 
ders als die Regierung halt die SPD 
zwar an der Idee der Vereinigten Staa- 
ten von Europa fest, betont aber zu- 
gleich, daß auch sie einen Brüsseler 
Zentralismus ablehnt (Stichwort: 
Subsidiarität). .Wir wollen ein Europa 
der Bürgerinnen und Bürger, das sich 
auf das Wesentliche konzentriert", heißt 
es im sozialdemokratischen Regierungs- 
Programm. Hierunter verstehen die 
VerfasserInnen v.a. die Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit, wirtschaft- 
liche Innovation, ökologische Moderni- 
sierung, die Gleichstellung von Mann 
und Frau. Bekämpfung der grenzüber- 
schreitenden Kriminalität sowie eine ge- 
meinsame Steuerung der Zuwanderung. 
Mit dieser unsortierten Liste möglicher 
Bedrohungen reagiert Scharpings Team 
auf widersprüchliche Stimmungslagen 
in der Bevölkemng, ohne ein eigenes 
konsistentes Konzept zu entwickeln. Die 
Vorbehalte werden rhetorisch aufgegrif- 
fen aber kaum in eine Handlungsper- 
spektive übertragen. 

Hinsichtlich der Kontroversen über 
eine Erweiterung undloder Vertiefung 
der Europäischen Union hane die SPD 
nach 1989 zunächst darauf gedrungen, 
daß die osteuropäischen Länder zügig 
aufgenommen werden sollten. Ange- 
sichts der gravierenden Probleme dort 
schwenkte sie allerdings um. Inzwi- 
schen fordert sie - ebenso wie die Bon- 
ner Regiemng - eine Annäherung der 
Reformstaaten an die Union. Am Ende 
eines solchen Prozesses könne dann die 
Aufnahme stehen. Scharping wider- 
spricht zwar den Tendenzen zur Milita- 
risiemng Europas, unterstützt jedoch 
2.B. die Kompetenzenueiterung der 
Westeuropäischen Union (WEU). Die 
von der SPD abgelehnte Fähigkeit zur 
kollektiven Projektion militärischer 
Macht wird so strukturell ermöglicht. 

Militärische Risikovorsorge sei nicht 
überflüssig geworden, heiRt es in SPD- 
Stellungnahmen. Zutreffend ist die Ana- 
lyse, daß die Ursachen von Gewalt in 
aller Regel nicht militärisch zu beseiti- 
gen sind. Folgerichtig ist nicht mehr 
von einer Bedrohung die Rede, sondern 
von Risiken. Das Nordatlantische Bünd- 
nis könne 2.B. auf die atomare Erst- 

MAGAZIN 

.jede Situation bringt ihre ent- 
sprechenden Antworten hervor' zu ver- 
fallen. Minutiös zeichnen sie die Ent- 
scheidungswege in der Parteispitze 
nach, die zur denkwürdigen Mitglieder- 
befragung über den Parteivorsitz am 13. 
Juni 1993 führten. Beschrieben werden 
die Tricks und Wie lzüge  eines Johan- 
nes Rau. die nur darauf abzielten. Ger- 
hard Schröder zu verhindern. Erinnert 
wird daran, daß Scharping wohl für den 
Parteivorsitz. aber - anders als Schröder 
- nicht als Kanzlerkandidat antrat und 
sich nicht wenige - unter ihnen auch La- 

gels erfolgreich waren, schwschte ,der 
Aufstieg wichtiger Repräsentanten die 
Linke als Kollektiv" (151). In der 
innerparteilichen Strömung, die sich um 
die Zeitschrift spw gmppiert, wurde 
diese Entwicklung sehr ähnlich mit dem 
Begriff .die Mitte erobert die Linke" 
beschrieben. Der Einschätzung von Leif 
und Raschke, daß sich - verstärkt durch 
den Umstand der Alternativlosigkeit 
zum "letzten Aufgebot" und begünstigt 
durch den Dauerwahlkampf - ein gewis- 
ser Stillstand der Flügelauseinan- 
dersetningen eingestellt hat, kann daher 

fontaine - im nachhinein getäuscht fühl- zugestimmt werden. Die Autoren for- 
ten. Noch einmal wird an die Blauäu- mulieren das so: Die heutige Schwäche 
gigkeit und an den Dilettantismus der 
Parteüiien erinnert, die erst - in Über- 
einstimmung mit scheinbar basisdemo- 
kratischen Prinzipien - der Mitglieder- 
befragung zustimmte und sich dann 
auch noch den Luxus erlaubte. gleich 
mit zwei Kandidaten in das Rennen zu 
gehen. Ins Gedächtsnis gemfen wird 
aber ,auch, daß Scharping mit 40,396 
nur eine relative Mehrheit erreichte. 

Die innere Kräfte- 
konstellation in der SPD 

Diese Erinnerung erfolgt nicht allei- 
ne aus der historischen Warte. sie wird 
in einen Zusammenhang mit der Tatsa- 
che gestellt, daß ,Rudolf Scharping eine 
Partei mit anderen Orientierungen über- 
nimmt. als er sie selbst vertritt" (169). 
Daraus ergibt sich automatisch die Fra- 
ge, wie es um die innere Kräfte- 
konstellation in der SPD bestellt ist und 
ob das Projekt Scharping als "Redukti- 
ons-Strategie" überhaupt auf Dauer er- 
folgreich sein kann. Leif und Raschke 
teilen nicht die von vielen linken Kriti- 
kern vertretene Ansicht, daß mit dem 
Wechsel an der Spitze der Partei die 
nach 1982 in die Minderheit verbannte 
Parteirechte an die Schalthebel der 
Macht zurückgekehrt sei. Inhalte und 
Politikstil von Scharping begünstige sie 
zwar, doch ,die organisierte Parteirech- 
te ist zwar intern sozialintegrativ, aber 
konzeptionell schwach und im Westen 
ohne ministrahles Personal" (150). 

Keinen Zweifel lassen sie aber dar- 
an, daß die Parteilinke insgesamt ge- 
scheitert sei: .Sie war, angekündigt als 
'SPD der 80er Jahre', ein folgenarmes 
Zwischenspiel während einiger Jahre 
dieses Jahrzehnts.' Und: ,Die L i e  
war unfähig. die Partei auch über die 
höchsten Ämter umzugestalten" (135). 
Dort. wo Vertreter des linken Parteifü- 
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der Parteiflfigel bewirke. .daß beide 
Strömungen" gegenwärtig ,Einfluß,- 
aber keine Bestimmungsfaktoren seien' 
(150). 

Dementsprechend sehen sie es auch 
durchaus als offen an. ob es Scharping 
gelingen kann, die gegenwärtige Ge- 
schlossenheit der Partei auf Dauer zu 
erhalten: .Steigt die SPD im Herbst '94 
in die Bundesregierung ein, sinken die 
Chancen, die Partei an die kurze Leine 
zu legen. Bleibt der Erfolg der Anpas- 
sungs- und Schließungsstrategie aus, 
könnte sich auch der linke Flügel rege- 
nerieren und eine in die Breite und Tiefe 
gehende kontroverse Debatte reorgani- 
sieren" (217). Dagegen ist einzuwen- 
den, daß es in der Regierungsverant- 
wortung sehr wohl gelingen kann. die 
Partei weiter im Scharpingschen Sinne 
umzugestalten und zu disziplinieren. 
Voraussetzung ist allerdings, daß die 
.richtigeu, d.h. eine SPDIFDP-Koaliti- 
on gebildet werden kann. Und doch 
bliebe ein wichtiges Unterscheidungs- 
merkmal zur sozialliberalen Koaltion 
unter Schmidt: Mit der SPD u- 
nzufriedene Wähler haben die Auswahl 
unter nunmehr gleich zwei weiteren lin- 
ken Parteien. Zur PDS findet sich übri- 
gens in dem vor den brandenburgischen 
Kommunalwahlen und vor den Euro- 
pawahlen abgeschlossenen Buch kaum 
ein Wort, insofern - aber nur in diesem 
Detail - ist es tatsächlich leider veraltet. 
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SPD auf Schar~ina- 
Rezension zu ,RudoIf Scharping, die 
SPD und die Machtu von T h o m  Leif 
und Joachim Raschke, Reinbek bei 
Hamburg 1994. 

as Buch ist ohne Zweifel ein D agnis! Denn wer will als Au- 
tor noch mit einem Werk in Ver- 

bindung gebracht werden, das am 17. 
Oktober 1994 nur noch die Geschichte 
des - in einem guten Jahrzehnt nunmehr 
vierten - gescheiterten sozialdemokrati- 
schen Kanzlerkandidaten nachzeichnet? 
Wer interessiert sich heute etwa noch 
für die Visionen und Strategien eines 
Oskar Lafontaine im Jahre 1990 oder ei- 
nes Björn Engholm - lang. ewig lang 
scheint es her zu sein - aus Anno '92, 
von Johannes Rau ganz zu schweigen. 
Ladenhüter, nichts als Ladenhüter! Da 
ist der Autor Helmut Schmidt mit sei- 
nem 1993 erschienenen Buch "Handeln 
für Deutschland - Wege aus der Krise' 
allemal interessanter. Und damit wären 
wir schon mitten im Thema, denn Leif 
und Raschke zeichnen in ihrem Buch 
den großen Bogen der Entwicklung der 
deutschen Sozialdemokratie vom hoff- 
nun~svollen, auf programmatische Er- 

Geigen-Virtuosen über Gesundheits- 
politik zu diskutieren" (56). Und man 
höre und staune: "Gelegentlich emp- 
fängt er auch Intellektuelle wie den Hi- 
storiker Fritz Stern oder den Civil-so- 
ciety-Papst Amitati Etzioni (Autor des 
Buches 'Active Society') in seiner 
Staatskanzlei. Doch solche Termine 
werden nicht medial vermarktet' (57). 
Nein, solche netten Details erfahren nur 
neugierige Buchautoren - alles zur rech- 
ten Zeit am rechten Platz. 

Die Versuche, herauszufiden. 
"welcher Mensch hinter dem Kanzler- 
kandidaten steckt" (so die Werbung des 
Econ-Verlags für das Buch .Der Pro- 
fi") bleiben zum Glück spärlich. Schar- 
ping wird vielmehr an seinen Taten ge- 
messen, aber auch an seinen Worten. So 
werden seine Reden - etwa auf dem 
Wiesbadener Parteitag 1993 - nicht da- 
nach bemessen, ob sie zünden. mitrei- 
ßen oder eiue Botschaft vermitteln. son- 
dern an ihrem Inhalt. E i e  selten gewor- 
dene Tugend! 

Scharping als historische 
Persönlichkeit 

neuemng zielenden ~ & n n  1982 bis hin Die Autoren präsentieren Scharping 
zur .Reduktions-Strategie' eines Kanz- als historische Persönlichkeit, d.h. als 
lerkandidaten Scharping nach, unter 
dem .die Partei Abschied nimmt von 
dem Versuch, sich aktiv und offensiv 
der überkomplex gewordenen Integrati- 
onsaufgabe zu stellen" (218). 

Nein, hier wurde kein Werk sozial- 
demokratischer Hausgeschichtsschrei- 
bung vorgelegt. hier werden keine 
liebenswerten Anekdoten zum Besten 
gegeben. noch wird der Kandidat den 
Wählerinneu und Wählern "näherge- 
bracht", wie es etwa der Bild-Journalist 
Rosenhmk versuchte (auch der Titel des 
jüngst von Hans Wallow u.a. herausge- 
geben Werks ,Der Profi" verspricht da 
nichts Gutes). So ganz entkamen die 
Autoren dennoch nicht der Versuchung, 
den kleinen Geheimnissen des vielleicht 
doch nicht so kreuzbraven Kandidaten 
auf die Spur zu kommen. So erfahren 
wir, dai? dieser unbemerkt .Ende Fe- 
bruar, an einem Samstag eben mal zu 
Nigel Kennedy jettete, um mit dem der 
Labour Party zugeneigten britischen 

Andreas Wehr, Bsrlin 

jemanden. dessen Handlungen eingebet- 
tet sind in eine spezifische historische 
Konstellation. Dazu wird über knapp 
vierzig Seiten sein bundesweit so gut 
wie unbeachtet gebliebener Weg in 
Rheinland-Pfalz vom politischen Lehr- 
ling Wilhelm Dröschers bis hin zum Mi- 
nisterpräsidenten nachgezeichnet. Das 
Interesse der Autoren liegt dabei auf der 
Analyse der spezifischen Bedingungen 
des sozialdemokratischen Erfolgs in 
Rheinland-Pfalz und auf der Untersu- 
chung der Frage. ob ein solcher Weg 
auch auf Bundesebene zum Erfolg füh- 
ren kann. Die Autoren sehen in seinem 
Vorgehen in Rheinland-Pfalz denn auch 
den Schlüssel für die Erklärung so man- 
cher zentraler Elemente seines politis- 
chen Handelns auch in Bonn. ,Keine 
entschlossene Reformpolitik. sondern 
eine solide Verwaltung des Landes hat 
er sich (in Rheiniand-Pfalz, A.W.) und 
seiner Mannschaft verordnet" (48). Die 
1991 zur Bildung der Landesregiemng 
geführten Verhandlungen mit den Grü- 
nen seien nur ,ScheinverhandlungeuU 

w n  Andreas Wehr* 

(45) gewesen, denn ,er regiert mit der 
FDP allemal lieber" (47). Sein politi- 
sches Denken ist geprägt von defensi- 
vem Vorgehen in einem traditionell ka- 
tholisch und konservativ geprägten 
Land. .Scharpings landespolitische 
Erfahrung heißt: einer abgewirtschafte- 
ten CDU die Mitte-Wahler und den Ko- 
alitionspartner FDP wegnehmen und 
beide durch eine effektive, konservativ 
geprägte Politik auch nach der Wahl an 
sich zu biindeu'(215f). Leif und Rasch- 
ke schrieben im Frühjahr 1994 noch: 
"Wieweit dieses Konzept einer 'Christ- 
demokratisierung der SPD' (Heinrich 
Geißler) vor und nach der Wahi auch 
auf Bundesebene trägt, wird dieses Jahr 
getestet" (216). Inzwischen weiß man: 
Es trägt nicht. 

Leif und Raschke erklären den f i i ~  
alle überraschenden Aufstieg des einst- 
mals immer erst Un zweiten Wahlgang 
gewählten Juso-Bundesvorstandsmit- 
glieds an die Parteispitze mit dem Ver- 
sagen der einstmals so gefeierten Enkel. 
"Frühes Ende der Enkel" ist denn auch 
das glänzend geschriebene Kapitel 
(152ff.) über die letzten sechs leidvollen 
Jahre sozialdemokratischer Personalpo- 
litik überschrieben, in denen ein Oskar 
Lafontaine allein zweimal den 
Parteivorsitz ausschlug. Allesamt seien 
sie in der "Medien-, Selbstver- 
wirklichungs- und Profilfalle" an sich 
selbst gescheitert. "Scharping" hinge- 
gen, .der als einziger der Enkel auf- 
grund der Geburtsurkunde zur APO-Ge- 
neration gehört, ist am wenigsten von 
ihr berührt. Er wirkt wie aus einer 
alterslosen Generation. von jenseits der 
Kulturrevolten, die in den Städten aus- 
gefochten wurden, bodenständig und 
vernünftig von Anfang an" (158). Das 
Resümee ist ernüchternd: "Scharping 
verfolgt von seinem ganzen Typus her 
Risikominderung. Das gilt auch für ris- 
kante rollenpolitische Gestaltungen als 
Spitzenpolitiker. Damit verringert er 
zwar die Fallhöhe, garantiert aber auch 
das Ausbleiben jeglichen politischen 
Höhenflugs" (168). Wenn die Autoren 
den Parteivorsitzenden demnach als 
.letztes Aufgebot" (205) bezeichnen, ist 
dies wohl eine harte. aber zutreffende 
Beschreibung. 

Leif und Raschke sind aber weit da- 
von entfernt, in eine Apologetik & la 
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schlagoption vmichten und insgesamt 
abrüsten. Mit Ausnahme dieser Forde- 
rungen fehlen jedoch die praktischen 
Schlußfolgerungen aus der genannten 
Einschätzung. zumal strukturelle Ein- 
schnitte kaum angesprochen werden: 
Muß die NATO erweitert oder aufgelöst 
werden? Wie kann sie gegebenenfalls 
eine eher politische Rolle einnehmen? 
Ist die multinationale Integration von 
T~ppenverhänden ein Schriit in Rich- 
tung Demilitarisierung oder h i  zur kol- 
lektiven interventionsfähigkeit? Wel- 
chen Beitrag kann die Atlantische Alli- 
anz zur Rüstungskontrolle bei den vaga- 
bundierenden Atomsprengköpfen lei- 
sten? Den programmatischen Ansprü- 
chen fehlt die handlungsleitende Unter- 
fünerung durch Zwischenschritte. 

Die Bundeswehr dürfe künftig keine 
Interventionsmee werden, d.h. sie soll 
stmkturell angriffsunfähig sein und auf 
eine Friedensstärke von etwa 300.000 
reduziert werden. Die Wehrpflicht wird 
von SozialdemokratInnen so lange wie 
möglich erhalten werden und Rüstungs- 
exporte sollen in Zukunft nur noch 
innerhalb der NATO möglich sein. Mit 
diesen klar formulierten Unterschieden 
widerspricht die SPD der verfassungs- 
widrigen Regiemngspraxis von CDUl 
CSU und FDP.'Eie sozialdemokratisch 
geführte Bundesregiemng müßte die 
von der Hardthöhe veröffentlichten 
Planungen stoppen. Das SPD-Pro- 
gramm bleibt diese Schlußfolgemng so- 
wie alle Hinweise schuldig, wie die 
Heeresstniktur einem neuen deutschen 
Rollenverständnis angepaßt werden 
könnte. 

Die europäische Konferenz für Si- 
cherheit und Zusammenarbeit (KSZE) 
soll schrittweise zu einem System kol- 
lektiver Sicherheit ausgebaut werden - 
ein Vorhaben, das deutsche Konserva- 
tive seit den siebziger Jahren bekämpft 
haben. In einem solchen System wären 
die verbündeten Verteidiger in allen Si- 
tuationen stärker als jeder mögliche 
Aggressor. Zur Austarierung der inne- 
ren Machtstniknir,wie auch zum Schutz 
nach Außen wäre die KSZE dann u.a. 
auf mobile E' ieif tmppen angewiesen 
Wenn die Bataillone nicht für machtpo- 
litische Ambitionen mißbrauchbar sein 
sollen. m u t e  die SPD jedoch entspre- 
chende Mechanismen, wie 2.B. multi- 
nationale Korps oder eine Stationierung 
außerhalb des Herkunftslandes, vor- 
schlagen. Auch für die Übergangsphase 
bestehen erhebliche konzeptionelle Un- 
stimmigkeiten, dem noch ist unklar, in 

welcher Weise NATO und KSZE ver- 
koppelt werden sollen. 

Die Politik gegenüber den Vereinten 
Nationen ist letztlich ein weiteres Bei- 
spiel für die Ambivalenz sozialdemo- 
kratischer Politkplanung. Einerseits 
sollen die VN ein internationales Macht- 
monopol erhalten - was wohl nur als 
sehr langfristige Zielsetzung zu verste- 
hen ist. Andererseits werden die Schrit- 
te einer strukturellen Reform nicht im 
einzelnen dargestellt, so daß der Über- 
gang vom Recht des Stärkeren zur Stär- 
ke des Rechts unscharf bleibt. Über die 
Frage, wie ein Mißbrauch der UNO 
verhindert werden kann und wie ele- 
mentare Menschenrechte weltweit 
durchgesetzt werden könnten. darüber 
ist die SPD ebenso zerstritten wie die 
deutsche Linke insgesamt. Mit anderen 
Worten: Seit der Debatte über eine bun- 
desdeutsche Beteiligung an UNO-Blau- 

helmen ist offensichtlich, daß das Ver- 
hältnis zwischen dem ideal der Koniiii- 
Iösung und einer machtpolitischen 
Durchsetzungsstrategie (Konfliktbe- 
grenzung) unter den veränderten inter- 
nationalen Verhältnissen ungeklärt ist. 
Die realpolitischen Ansätze der Seehei- 
mer in der SPD-Fraktionsspitze und die 
antimilitaristische Haltunge vieler 
Vertreterlnneu des Frankfurter Kreises 
werden nicht verklammert; Der Erfolg 
der Ostpolitik wie auch der Gemeinsa- 
men Sicherheit basierte seinerzeit gera- 
de auf dieser gelungenen Integration ' 
von Reform und Realismus. 

"Manche, die Scharping lange ken- 
nen, sagen, er reagiere auf politischen 
Dmck", schrieb Günter Bannas am 20. 
April 1994 in der FAZ. Das eigentliche 
Problem liegt darin, daß der Kanzler- , 
kandidat gegenwärtig die rechte Hege- 
monie zur Konserviewng des Status- 
quo stärker spürt als eine politische 
Kraft für Veränderung. Dies gilt sowohl 

für die ehemals Eiflui3 nehmenden so- 
zialen Bewegungen wie auch für die 
hauseigene L i e .  Während das Funda- 
ment jeder Zivilgesellschaft, die obng- 
keitskritische Beteiligung der BUrgerIn- 
nen, zerfasert, konzentrieren sich viele 
L i e  auf eine Gtundsatzkritik der Ver- 
hältnisse: .Das Kapital zerstört 
Mensch, Gesellschaft und Natur" kon- 
statierte Horst Peter in der spw 1/94 zu- 
recht. .Voraussetzung dafür, daß sozia- 
le Kräfte auf Seiten der L i e n  neu ge- 
bündelt werden können" schreiben 
Möbbeck, Schulze und Westphal an 
gleicher Stelle. .ist die konzeptionelle 
Ausformulierung eines präventiv regu- 
lierenden globalen Umbau-Reformis- 
mus und die Gewinnung von sozialen 
TrägerInnen für ein solches Projekt". 
Dem ambitionierten Vorhaben fehlt je- 
doch eiue durchdachte Rollenzuweisung 
für den realexistierenden Staat BRD so- 
wie die nötigen Hinweise auf Ansätze 
neuer ~ündnisse zwischen sozialen 
Gmppen (oder gar Klassen?) in den Me- 
tropolen bzw. in den Peripherien. In 
den Vorstellungen vieler Parteiiiier 
klafft eine Lücke zwischen Anspmch 
und Wirklichkeit, die gegenwärtig nicht 
durch konkrete Reformvorschläge über- 
brückt wird. Solange solche Zwischen- 
ziele fehlen, die zu Kristallisations- 
punkten gesellschaftlicher Kontroversen 
werden, kann weder die innerparteiliche 
Linke noch die Sozialdemokratie insge- 
samt ihre Umbau-Ansprüche einlösen. 
In der Zwischenzeit dekoriert die SPD 
unter Führung ihres rechten Flügels be- 
stenfalls das konservative Standort- 
konzept mit ihren sozialpolitischen 
Forderungen. 

Bündnis SOIDie Grünen: 
Vom Ideal zum 
Pragmatismus 

.In keinem anderen Politikfeld ist 
die Lücke zwischen grüner Beschlußla- 
ge und den Erfordernissen der Realität 
so groß wie in der Außenpolitik", kon- 
statierte Achim Schmillen, Mitarbeiter 
der bündnisgrünen Bundestagsfraktion, 
vor der letzten Bundesversammlung sei- 
ner Partei. In den siebziger Jahren wa- 
ren die Grünen entstanden, weil eine 
Vielzahl sozialer Bewegungen der re- 
gierungsoffiziellen Realpolitik ein Ende 
bereiten wollten. Ihr Bedrohungsbild 
war geprägt von der Abschreckungspo- 
litik und Atomkriegsgefahr, von 
ökologischer Zerstömng und dem Ver- 
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lust demokratischer Freiheiten durch ei- 
nen technokratischen Industrialismus. 
Die KritikerInnen der etablierten Politik 
orientierten sich an den Idealen der 
Gewaltfreiheit und der Basisdemokra- 
tie. Die regierungsamtliche Außenpoli- 
tik sollte nicht nur verändert sondern 
durch vernetzte Gesellschaften über- 
wunden werden. 

Ähnlich wie viele Sozialdemokratin- 
nen sahen die meisten Westgrünen die 
Vereinigung Deutschlands skeptisch, 
auch wenn ihre ostdeutschen KollegIn- 
nen in den DDR-Bürgerrechtsgmppen 
zu den Initiatorlnnen der Revolution ge- 
hörten. Einen wieder auflebenden Na- 
rionalismus, zumal in Deutschland, 
mußten sie als Gefahr sehen. da eine 
neue deutsche Machtpolitik ihr Projekt 
einer multikulturellen Zivilgesellschaft 
gefährden würde. Vor wie nach 1989 
fordern Die Grünen nicht nur die E i e -  
gung gewaltförmiger Koniiiie oder den 
Aushau von Mechanismen zur Streit- 
schlichtung. Vielmehr steht für sie die 
grundlegendere Frage des Abbaus 
struktureller Macht im Mittelpunkt. Ihr 
Ziel bleibt die Internationalisierung und 
Zivilisierung der Gesellschaften sowie 
die Überwindung eines machtbesesse- 
nen Etatismus. 

E i  Grundpfeiler bündnisgrüner Au- 
h p o l i t i k  ist der unzweideutige Ver- 
zicht auf nationalstaatliche Lösungen . 
Sicherheit - oder besser: Frieden - läßt 
sich nur durch Zusammenarbeit und 
transnationale Verflechtung herstellen. 
Insofern vertreten die meisten Bündnis- 
grünen einen erweiterten Sicherheitsbe- 
griff, ähnlich dem von Sozialdemokra- 
tlnnen, Liberalen und Konservativen. 
Allerdings wenden sie sich gegen eine 
einseitig-egoistische Auffassung, die 
politische und soziale Herausfordemn- 
gen auf militärische Risiken verkürzt. 
An die Stelle der traditionellen Außen- 
politik wollen sie eine deutsche Politik 
im internationalen Interesse setzen. Die 
Bezugspunkte bündnisgrüner Politik 
sind weder einzelne Nationen noch der 
Standort Europa, sondern die Weltge- 
meinschaft. 

Der Uni~eISalitäLSanspni~h der Men- 
schenrechte sei zu einem Grundwert 
dieser internationalen Gemeinschaft ge- 
worden, heißt es in bündnisgrünen Pro- 
grammen. Dabei orientiert sich diese 
Partei an einer umfassenden Defuiition 
der bürgerlichen, politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte. Diese programmatischen Aus- 
führungen können jedoch allenfalls nor- 

mativ, nicht als analytische Aussage ge- 
meint sein. da sie die tatsächliche Plura- 
lität ethnischer, sozialer und religiöser 
Kulturen vernachlässigen. Jenseits all- 
gemeiner Menschenrechtsdeklarationen 
ist zu bezweifeln, inwiefern die meisten 
Gesellschaften der Erde bereit sind, um- 
fassende Individualrechte 2.B. von 
Frauen oder politische Oppositions- 
rechte tatsächlich zu garantieren. 

Eine wertegestützte Weltgemein- 
schaft existiert gegenwärtig nicht. So 
kontrastiert der Totalitätsansp~ch der 
vorrangig von den Industrieländern de- 
finierten Menschenrechte mit der feh- 
lenden Beschreibung einer Durchset- 
zungsstrategie. Auch in dieser Hinsicht 
gibt es deutliche Affuiitäten zwischen 
dem Berliner SPD-Programm und 
bündnisgrünen Überlegungen. Für letz- 
tere sind jedoch die Vereinten Nationen 
das zentrale politische Instmment einer 
neuen internationalen Politik. Die Ent- 

scheidungs- und kgitimationsstmk- 
turen der Weltorganisation müßten ver- 
ändert werden, damit eine machtpoliti- 
sche Instmmentalisierung ausgeschlos- 
sen wird. Bündnis %/Die Grünen leh- 
nen jegliche Sonderrechte für einzelne 
Staaten und auch einen deutschen Sitz 
im Sicherheitsrat ab. Traditionelle Blau- 
helmeinsätze werden befürwortet und an 
restriktive Bedingungen geknüpft. Bei 
innerstaatlichen Konflikten soll die 
UNO nicht Partei ergreifen. E i  Macht- 
monopol würden die Vereinten Natio- 
nen allenfalls nach ihrer grundlegenden 
Reform erhalten. Bis dahin bleiben sie 
von den Einzelstaaten abhängig, sind 
folglich als Instmment zur Durchset- 
zung von Menschenrechten von gerin- 
ger praktischer Wirkung. Eine Einmi- 
schung in die Menschemechtsverhält- 
nisse anderer Gesellschaften und Staa- 
tensoll ausschließlich gewaltfrei gesche- 
hen, d.h. maximal durch ein System 
von Boykottmaßnahmen plus winschaft- 
licher Anreize für eine Politikänderung. 

In Europa soll eine Friedensordnung 
entstehen. Für einen Teil der bündnis- 
grünen Partei wäre diese Ordnung iden- 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZI 

tisch mit sozialdemokratischen Überle- 
gungen für ein System kollektiver Si- 
cherheit (SKS). In beiden Fällen würde 
die KSZE das zentrale Fomm der euro- 
päischen Außen- und Sicherheitspolitik. 
Bündnis 9OIDie Grünen fordert aller- 
dings einen stmkturellen Umbau der 
KSZE in eine regionale nichimili- 
tärische Sicherheitsorganisation ein- 
schließlich eines weitergehenden Souve- 
ränitätsverzichts der beteiligten Staaten. 
Hierbei würde es sich nicht um eine 
SKS, sondern um eine entmilitarisierte 
Zone handeln. Es bleibt jedoch unklar, 
mit welchen KSZE-Partnern ein grün 
inspiriertes Auswärtiges Amt diese Zie- 
le umsetzen könnte. 

In vielen Fragen der internationalen 
Politik sind die roten und grünen Ziel- 
formuliemngen kompatibel. Sie unter- 
scheiden sich zumeist in Fragen des in- 
stitutionellen Übergangs. Solche Diver- 
genzen betreffen u.a. die künftige Rolle 
der NATO. Immer wieder wird in den 
bündnisgrünen Papieren betont, daß die 
Atlantische Allianz strukturell ungeeig- 
net sei, die komplizierten zivilen Aufga- 
ben einer gesamteuropäischen Friedens- 
ordnung wahrzunehmen. Anders als die 
große Mehrheit der Sozialdemokratln- 
nen wird daher die NATO-Abschaffung 
gefordert. Wie relevant dieser Pro- 
grammunterschied jedoch in einer mög- 
lichen rot-grünen Regiemngspraxis tat- 
sächlich sein würde, ist zur Zeit nicht 
abzusehen. So gibt es innerhalb des 
bündnisgrünen Spektmms einen re'for- 
merischen Flügel, der von einem 
schrittweisen Übergang ausgeht. An- 
ders als in früheren Jahren wird auch im 
Wahlprogramm ausdrücklich davon 
ausgegangen, daß die Entmilitarisierung 
der Politik und der Aufbau ziviler 
Strukturen Prozesse sind. die parallel 
laufen müssen. E i e  Konzentration auf 
die gemeinsame Gestaltung der Über- 
gangsperiode wäre durchaus möglich 
und in der Logik der ieweiligen Pro- - - 
gramme. 

Für die SPD wie für Bündnis 901Die 
Grünen stellt die Abrüstung eine Grund- 
Voraussetzung ieder künftigen Friedens- 
ordnung dar.-~eide ~arteien lehnen eine 
deutsche Beteiligung an Interventionen 
außerhalb des NATO-Gebietes ab. Un- 
terschiede ergeben sich insofern, als die 
Biindnisgrünen auf eine Bundesrepublik 
ohne Armee bzw. ohne irgendwelche 
Zwangsdienste zielen. Auch nach dem 
Ende des Ost-West-Gegensatzes stehen 
sie für eine Strategie der einseitigen 
friedens- und abrüstungspolitischen 
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von Uwe Kremer 
Jetzt geht's angeblich los - aber wo- 

hin? Wer macht mit? Und wo ist der 
Treffpunkt? Was die inhaltliche Seite 
angeht, habe ich mich weiter hinten im 
Heft gesondert um eine ,ausgewogenen 
Beurteilung des SPD-Regierungspro- 
gramrns bemüht. Wichtigstes Ergebnis: 
Vorrat für eine rot-grüne Wende ist 
doch in 2.T. beachtlicher Weise - wenn 
auch häufig gut versteckt - angelegt 

normaldenkenden Menschen nur als Zu- 
mutung verstanden werden kann. 

Kumim: Für die Möglichkeit eines 
demokratisch herbeigeführten Wechsels 
im allgemeinen, einer rot-grünen Wen- 
de im besonderen bedarf es offenbar ei- 
nes mentalen Befreiungsschlages, den 
"Sachsen-Anhalt' wohl leider doch 
noch nicht gebracht hat, bedarf es der 
schlichten Einsicht. daß die Durchset- 
zung des eigenen Programms und des 
zugehörigen politischen Wechsels wich- 
tiger ist als das Verhältnis zur PDS. 
Und dann kann es vielleicht doch noch 
losgehen! 

worden: mit dem Finanzieninesvor- - - - -  ~ , ~~ ~ ~ - - -  - -~ ~- 

behalt und der Fixierung auf die Interes- 
sen der Expomuirtschaft sind die Re- 
formblockaden allerdings gleich im Pro- 
gramm mit eingebaut worden. In gewis- SI)w 
ser Weise ist das Terrain für die erst 
noch ZU führenden Auseinandersetzun- tlnier n~ 
gen um die Ausgestaltung einer Re- 
formpolitik einigermaßen deutlich ahge- 
steckt worden. 

Größere Sorgen bereiten die politi- 
schen Konstellationennach dem 16. Ok- 
tober. Glaubt man den Verlautbarungen 
und im übrigen nicht an Wunder. dürfte 
es nämlich zu ,rot-grün" gar nicht erst 
kommen. Alleine wird es ja wohl für 
SPD und Grüne kaum reichen (es sei 
denn, die FDP fällt raus) - und eine von 
der PDS mehr oder weniger tolerierte 
Minderheite~egierung wird von beiden 
ausgeschlossen (so jüngst auch von Lud- 
ger Vollmer). Bliebe also abgesehen 
von der großen Koalition nur die .Am- 
pel" - mit Blick auf die Bremer Erfah- 
rungen eine höchst unappetitliche Vor- 
stellung, bei der man die Umbauele- 
mente des SPD-Programms - 2.9. das 
Arbeits- und Stniknirfördenmgesetz - 
schon mal getrost einrnonen k m .  

An dieser Stelle geht es mir nicht um 
die PDS als solche (siehe dazu mein 
letztes ,kurzumw), sondern darum. daß 
wir auf eine "blockierte Demokratie" 
zusteuern: Obwohl möglicherweise eine 
Mehrheit für einen politischen Wechsel 
existiert, wäre er nicht vollziehbar. weil 
man so tut, als würden die Mandate 
(und die Wähler) der PDS gar nicht exi- 
stieren. Da hilft auch das Gerede nicht 
weiter, man wolle die potentiellen Wäh- 
lerinnen und Wähler der PDS davon 
überzeugen. daß sie durch die Wahl die- 
ser Partei einen politischen Wechsel 
verhindern würden und sie daher doch 

Liebe Leserin, lieber Leser, 
dieses Heft der spw weist einen 

Schwerpunkt zum Thema "Solidarisch 
Umbauen!" auf, der etwa den doppelten 
Umfang üblicher Heftschwerpunkte hat. 
Wir halten die hier diskutierten Frage- 
stellungen und die Formuiiemng linker 
Positionen dazu für besonders entschei- 
dend für die politische Auseinanderset- 
zung und bieten diesen Schwerpunktteil 
mit einem eigenen Umschlag auch als 
Sonderheft für den Einsatz im Wahl- 
kampf und in der innerparteilichen Dis- 
kussion an. Die Preisstaffel ist folgen- 
dermaßen: Einzelheft DM 5,50, ab 5 
Hefte je DM 5,-, ab 10 Hefte je DM 
4.50, ab 20 Hefte je DM 4,-, ab 50 Hef- 
te je DM 3.50, ab ab 100 Hefte je DM 
3,-. Als Versandkostenanteil berechnen 
wir zzgl. DM 3,- je Bestellung. 

Gerade erschienen ist auch unser Le- 
sebuch "Zwischen Rätesozialismus und 
Reformprojekt" zum 70. Geburtstag 
von Peter von Oenzen herausgegeben 
von Karin Benz-Overhage, Wolfgang 
Jümier und Horst Peter, 180 Seiten. Es 
kann bei uns zum Preis von DM 25.- be- 
stellt werden. 

Bei dem in Heft 78 abgedmckten 
Jahresregister 1992193 ist uns ein be- 
dauerlicher Fehler unterlaufen: Im Ver- 
zeichnis der besprochenen Bücher (auf 
S. 32) fehlen die Angaben für die Re- 
zension des Buches von Barbara Böttger 
(sie fmdet sich in Heft 63, S. 57). alle 
folgenden sind eine Zeile nach oben ge- 
rutscht. Die korrekten An~aben finden 

davon Abstand nehmen sollten: eine sich also jeweils eine  eile höher als der 
verkorkste Politikerlogik, die von einem Tirel des besprochenen Buches. 

Aufeinander zugehen 

Ich möchte den FREITAG 
kennenlernen ... 
und bestelle 6 Ausgaben zum Probierpreis 
von DM 12.- (nur  Vorkasse: Bar oder 
Scheck). wird der Bezug nicht vor Erhalt 
der 5. Ausgabe gekündigt. wandelt sich 
das Probeabo in ein reguläres Abonne- 
ment um. 
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Vorleistungen im eigenen Land. Sie er- 
klären allerdings nicht, wie dies heute. 
in einem multipolaren System, zu einer 
Abrüstungsdynamik führen soll. In je- 
dem Fall ist die Auflösung der Bundes- 
wehr ein eher langfristiges Ziel, das si- 
cherlich kaum in der kommenden Legis- 
laturperiode zur Debatte stehen wird. 
Die Einzelforderungen wiederum wären 
kein Hindernis für einen rot-grünen 
Konsens: ein atomwaffenfreies Europa 
oder der Stopp aller militärischen Groß- 
projekte wie Jäger 90lEurofighter 2000 
wird von beiden Parteien unterstützt. 

Auch hinsichtlich der Europapolitik 
gibt es zwischen den roten und bündnis- 
grünen Positionen keine unüberwindba- 
ren Unterschiede. Beide Oppositionspar- 
teien lehnen eine Wohlstandsfestung ab. 
Strinig dürfte jedoch die Ausgestaltung 
eines Standortes Europa sein. Im Hin- 
blick auf die Europäische Union spre- 
chen beide Parteien von einem .Drei- 
klang der Reformen" - wo nicht mit die- 
sen Worten, so zumindest in der Sub- 
stanz. Gemeint sind jeweils die gesamt- 
europäische Öffnung, eine strukturelle 
Demokratisiemng sowie ein öko-sozia- 
ler Umhau der Gemeinschaftspolitii. 

Rot-grün oder Barbarei? - 
Ein Fazit 

Jenseits der aktuellen Wahltaktiien 
existieren zwei mehr oder minder aus- 
formulierte Denkrichtungen über die 
künftige Rolle Deutschlands in der 
Welt. Beide greifen auf unterschiedliche 
Aspekte der Wirtschaftslage zurück: 
CDU und CSU wollen die nordwestli- 
che Vormachtstellung bewahren und die 
Bedeutung Deutschlands innerhalb der 
G7-Gmppe aufwerten. Die wesentli- 
chen Mittel hierzu sind die Wirtschafts- 
und Wähmngsunion sowie eine techno- 
logische Führungsposition. 

Demgegenüber greift die größte 
Oppositionspartei seit einigen Jahren 
solche ~ ra~es t e l lun~en  auf, die sich auf 
die mirtel- und langfristige Perspektive 
der gegenwärtigen Ökonomie beziehen. 
Sie entwickelte programmatische Eck- 
punkte eines öko-sozialen Reformis- 
mus. der die Außenpolitik Bonns mo- 
dernisieren könnte. Zugleich ist die 
SPD jedoch bestrebt. sich als verant- 
wornmgsbewußte Partei der Mitte 
darzustellen. Sie beugt sich daher in der 
Tagespolitik dem konservativen Trend, 

indem sie Eckpunkte der CDUICSU- 
Politik übernimmt und von einer g m d -  
legenden Überarbeitung der deutschen 
Außenpolitik absieht. Mit ihrem ambi- 
valenten Konzept begeben sich die Sozi- 
aldemokratlnnen ihrer Chance, Mehr- 
heiten für ein neues Reformpaket zu ge- 
winnen. .Wollen sie lediglich Helmut 
Kohl loswerden, oder wollen sie 
mehr?', fragte Gunter Hofmann in der 
Zeit vom 22. April 1994 zurecht. 

Mit der Partei Bündnis %/Die Grü- 
nen hätte die SPD einen möglichen Ko- 
alitionspartner - vorausgesetzt, die 
Wahiergebnisse lassen dies zu und die 
grünen Maximalistlnnen setzen sich 
nicht durch. In dieser Perspektive gilt es 
für Rote und Grüne gleichermaßen, 
pragmatische Durchsetzungsperspekti- 
ven einer bundesdeuuchen AuRenpolitik 
zu entwickeln, die Strukturen verändert 
-wie 2.9. in der Verteidigungsplanung - 
und die sich auf gleichgerichtete In- 
teressen von Partnerstaaten stützt. Die 
gesellschaftliche Umsetzung dieses 
Vorhabens dürfte die Kräfte einer SPD- 
Grünen Bundesregierung absorbieren. 

Die Schwierigkeit, 
nicht rassistisch Themen, die uns angehen 
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